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Borerinnerung, 


— —— —— 


Die Erſcheinung dieſes zweiten Bandes mei— 
nes Lehrbuches des Koͤniglich Saͤchſiſchen 
Staatsrechts Hat ſich deswegen laͤnger verzö- 
gert, als ich fruͤher vermuthen konnte, weil 
waͤhrend der Bearbeitung deſſelben, eine Menge 
neue Quellen dieſer Wiſſenſchaft nicht nur 
durch die ſeit dem Jahre 1818 ununterbrochen 
fortgehende officielle Geſetzſammlung fuͤr das 
Koͤnigreich Sachſen und die erſt 1824 erſchie— 
nene Zte Fortſetzung des Auguſteiſchen Coder, 
ſondern auch durch die Verhandlungen der letz— 


VI 


ten Landesverſammlung von 1823 — 1824 er: 
öffnet wurden. Denn nicht felten wurde ich 
hierdurch genöthigt, manche bereits gänzlich 
ausgearbeitete Adfchnitte einer neuen Umarbeis 
fung zu unterwerfen. Und iſt es hierdurch 
gefchehen, daß einige Paragraphen nach bereits 
vollendetem Abdruck derfelben durch die Zufäge 
bedeutende Veränderungen erlitten haben, wo— 
Hin befonders $. 154. ©. 127. $. 227. ©.210. 
8.239. ©, 241. und $. 262. ©. 289. gehört. 
Auch Eonnte es natürlich bei einem ſo muͤhſa⸗ 
men auf unzaͤhlige einzelne Notizen gegruͤnde— 
ten, und alle Theile einer in dem Laufe meh— 
rerer Jahrhunderte ausgebildeten Staats admi⸗ 
niſtration umfaſſenden Werke an Nachtraͤgen 
andrer Art nicht fehlen, daher bei der Benu— 
tzung deſſelben es jederzeit zweckmaͤßig ſeyn 
wird, auch einen Blick auf die Zuſaͤtze und Be: 
richtigungen zu werfen, bei welchen durchgängig 
noch die neneften Bid zu Ende des Jahres 1826 
ergangenen Staatögefege unſres Baterlandes 
beruͤckſichtigt worden find. Daß übrigens bei 
einem Lehrbuche diefer Art, defien Stoff noch. 


vn 
groͤßtentheils gar nicht bearbeitet war, die ſonſt 
bei Schriften dieſer Art nothwendige compen⸗ 
diariſcher Kuͤrze nicht angewendet werden konnte, 
iſt ſchon in der Vorrede zum erſten Bande er— 
innert worden, und noch weit mehr in Bezie— 
hung auf den zweiten anwendbar, bei dem ein 
betraͤchtlicher Theil, namentlich derjenige, der 
das fo verwickelte Steuerweſen, manche Ge: 
genſtaͤnde dee Militairhoheit und des Voͤlker— 
rechts betrifft, auch fuͤr meine Zuhoͤrer blos 
zum Nachleſen geſchrieben iſt. 


Zum Gebrauch derſelben habe ich auch 
der dem Werke vorausgeſetzten Ueberſicht ſei— 
ned Inhaltes dadurch, daß ich allen einzelnen 
Rubriken der Paragraphen, Ziffern oder Buch— 


ſtaben beifügte, die ſich nicht durchgängig in 


dem Lehrbuche ſelbſt finden, eine tabellarifche 
Form gegeben, die wohl hin und wieder dem 
Anfänger das richtige Auffaffen des Iogifchen 
Zufommenhanges der einzelnen Materien zu er- 
leichten im Stande if, — Noch halte ich es 
für meine Pflicht, mit inniger Dankbarkeit die 


Vin 

bereitwillige Unterſtuͤtzung zu erwähnen, die. Mir 
mit feltnen Ausnahmen bei. diefer Arbeit zu 
<heil worden iſt, und in diefer Hinficht vor allen 
Adern des verehrungsmwürbdigen Mannes zur 
gedenken, dem die Cenfur dieſer Schrift von 
der höchften Behörde übertragen wurde. 


£eipzig, im Januar 1827. 
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ß) Beftimmungen ‚ welhe die Polizeihoheit angehen 
$. 336 — 337. * ° s ° » ’ . 473. 


y) Beftimmungen, welhe die Finanzs und Kameral: 
Hoheit betreffen J. IE — 333. 2214861 


d) Beſtimmungen wegen der Militair⸗ Hoheit S. 344. » 491 
s) Beflimmungen wegen ber Kirhenhoheit $. 345. + 493 


II, Völkerrechtlichz Normen in Beziehung auf Aupete Verhãlt⸗ 
niffe des Königreichs Sachſen. * 


a) In Anſehung des Handels, der Schiffahrt und der aus: 
ländiſchen Verhältniffe des Poſtweſens F. 346 — 3149, 494. 


 b) Im Beziehung auf Staatsdienſtbarkeiten. 
a) Bei dem Bergregal $. 350. oo. . 0. ..505 
EB) Bei dem Salzregal 3 97 mn. = 507 


’ 
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Seite 
:c) In Beziehung auf Friedensfchlüffe und Btindniffe 5.352. 509 
d) Anſprüche *) des Königl. Sächſiſchen Haufes $. 353. 512 

e)-Lehndverhältniffe ded Königs von Sachſen wegen der 
Böhmifhen Hauptlehne $. 354. Fe « 517 

f) Vertragsmäßige Nusträgalinftanz der beiden Hauptlinien 
des Sächſiſchen Haufes $. 355. + «+ . 824 





Sf fett der ©. 512. befindlichen zu deſchraͤnkten Weberfchrift „Erben: 
fprüche‘ zu ſehen. 





. : Zweiter Theil. 
— Zweiter Abſchnitt. 
Von den einzelnen Hoheitsrechten. 


Erftes Kapitel. 
Bon den einzelnen Hoheitsrechten 
ZZ überhaupt | 


$. 119. 


Unter Boraudfeßung der allgemeinen Grundfäße *) 
von der Natur und Belchaffenheie der Hoheitsrechte, 
welhe auch Majeftäts- und Regierungsreihte oder Res 
galien im meitern Sinne des Wortes ?) genannt wer: 
den, ingleichen von der Are und Weife, wie fie nach 
Teutſcher Verfaſſung von Privatperfonen, jedoch unter 
Vorbehalt der hoͤchſten landesherrlichen Oberaufſicht, 
erworben werden koͤnnen, wird in dem Saͤchſiſchen 
taatsrecht blos. die Frage beantwortet: ob in Anfes 
* derſelben den Unterthanen der juͤngſte Beſitzſtand 
zu ſtatten komme? Sie iſt durch das Generale vom 
2. Januar 1313 verneinend entſchieden 3), und dieſe 
Entſcheidung auch auf den juͤngſten Beſitzſtand eines 
ganzen Kammergutes, keinesweges aber auf andre Gi» 
fer und Rechte des Fisci ausgedehnt worden; demun> 
eachtee aber foll, foviel die zuerft erwähnten Gegen- 
ande betrifft, niemand ohne genugfamen rechtlichen 
— * 
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Grund und vorgängiges genügliches Gehör feines Be⸗ 
figes gewaltfam (via facti) entfegt, oder darinne ges 
ftöre, auch) mit der Fortfegung eines Verfahrens, wors 
aus ein unwiederbringlicher Nachtheil zu befürchten wäre, 
bis zur Erörterung des Widerſpruchs Anftand genom⸗ 
men werben. 


4) ©. die vielen hierher gehörigen Schriften in Puͤtters Lite: 
ratur des Teutſchen Staatsrechtd Th. 3. S. 294 u. f. und in 
Klüberg neuer Literatur deſſelben S. 283. u. f. Man vergl. 
auch Deſſelben, öffentlibes Neht ded T. Bundes und der X. 
Bundesftaaten $. 98. neue Ausg. S. 125. 


2) Ueber die urſpruͤngliche Bedeutung dieſes Worts ſ. Karl 
Dietrich Huͤllmanns Geſchichte des Urſprungs der Re⸗ 
galien- (Franff. a. d. O. 1806. 8.) S. 5. u f. BEL 


3) Cont, II, Cod, Aug. T. 1. p. 268. Schon früher wurde diefer 
Grundfaß aus dem Mandate wegen des Verfahrens in Kam: 
merfahen v. 7. Aug. 1770 (in Cont. I, Cod, Aug. T.1.p. 1341.) 
gefolgert, weil dafelbft verordnet it: daß den Vafallen und Uns 
terthanen, wenn felbige duch die in Kammer: und Nentfahen 
ergebenden, Verfügungen, in fofern fie iara privatorum mit 
tangiren, — ſich gravirt zu feyn erachten, zivar dad possesso- 
rium ordivarium oder petitorium anzuftellen, freiftehen foll, 
hierbei aber dad possessorium summariissimum nicht erwähnt 
wird. ©. Kind Quaest. forens. Ed. I. T. 4. Cap- 46. Su der 
neueften Audgabe fehlt diefes Kapitel ganz. 


§. 120. 


Saͤmmtliche Rechte der hoͤchſten Gewalt laſſen 
ſich in Anſehung der verſchiedenen Art der Thaͤtigkeit, 
welche fie bei ihrer Ausübung aͤußert, in die oberauf— 
fehende, gefeßgebende, beurtheilende und vollziehende 
Gewalt eintheilen. Werden diefe allgemeinen Regie: 
tungsrechfe (iura regiminis generalia) auf beftimmee 
Gegenftände angewendet, fo eneftehen hieraus die be- 
fondern Hoheitsrechte (ira regiminis specialia). Das 
Könige. Saͤchſiſche Staatsrecht enthaͤlt in Beziehung 
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auf jene allgemeinen Rechte nur Beſtimmungen ber 
die gefeßgebende Gewalt, daher auch von dieſer allein 
in einem befondern Kapitel gehandelt wird, dann aber 
ſogleich die zweite Klaſſe folgen foll. 





Smweites Kapitel. 
Bon der gefeßgebenden Gewalt. 


§. 121. 


Concurrenz der Landſtaͤnde und Theil— 
nahme der Landescollegien bei Aus» 
| übung derfelben. 


Eine rechtliche Nothwendigkeit der Tandftändifchen 
Theilnahme an der Geſetzgebung kann nur durch die 
beſondte Natur des Gegenſtandes derſelben (z. B. 
wenn er mit dem Steuerweſen in Verbindung ſteht) 
begruͤndet werden. Demungeachtet hat der Landesherr 
ſeit der Zeit, als ſich die Territorial⸗Geſetzgebung ans. 
fing zu emtwideln und auszubilden, auch bei andern 
Zweigen berfelben ſich gewöhnlich des Rathes ber fand» 
ftände wenigftens bei denjenigen Landesgeſetzen bediener, 
‘welche ginen bedeutenden Einfluß auf einzelne Theile 
der Staatöverwaltung Außerten *)., — Die Landescolle⸗ 
gien„aber, durch welche die Geſetze erlaffen werden, 
find natuͤrlich nach Verſchiedenheit der Sachen, welche 
durch fie erlediget werden follen, ebenfalls verfchieden ; 
- und nur die Theilnahme des Königs felbft in dem 

Kabinet, fo wie die des Geheimenraths *) ift überall 
eingreifend. In dem. fahre 1791 wurde eine beitäns 
Dige Geſetzkommiſſion 3) angeordnet, aber durch ein 
noch .niche oͤffentlich bekannt gemachtes Refcripe vom 
4. September 1819 wieder aufgehoben 9). Uebrigens 
42 
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find die Nechtscollegien und Dicafterien durch einen 
Befehl 5) vom 14. September 1777 verpflichtet, Die 
bei ihnen vorgefommene Verfchiedenheit der Meinungen 
bei zweifelhaften Rechtsfragen mit allen Zweifeld- und 
Entſcheidungs-Gruͤnden zum Behuf einer gefeglichen 
Entſcheidung an die höchften Behörden einzufenden. 


4) Schon die ältefte bekannte Landesordnung, welche der Herzog 
Wilhelm IL. für. feinen Thuͤringiſchen Randesantheil erließ, 
kam auf einem Landtage zu Weißenſee 1446 zu Stande, auch 
vereinigten fich bier die Landftände mit dem Herzoge vertrags⸗ 
mäßig: dab fie das Fauſtrecht aufgeben und zur Auffiht über 
den Landftieden ein gemeinſchaftliches Gericht niederſetzen woll- 

— gem (Müllers Neihstagstheater unter Mat. 1.5.2. ©. 
86. u. fe) - Beifpiele der fpätern Zeit bis auf. die unfrige 
findet man in meiner Saͤchſ. Gefhihte und zwar wegen bet 
Landesordnung von 1555 B. 4. ©. 160.5. wegen bet Conſtitu⸗ 
tionen von 1572 a. a O. ©. 157: (in Verbindung mit Hau⸗ 
bolds Lehrbuch S. 16. S. 16.) Ebendafelbit $. 19. ©. A. 
werden auch in Beziehung auf die alte Prozeßordnung von 
4622, die in meiner Saͤchſ- Geſchichte B. 4. S. 3410. nicht bes 
merkten Kandtagsverhandlungen zu Torgau von 1605 und 1622 
erwähnt; wegen der neuen Polizeiordnung und der altern Des 
cifionen von 1661 1. die neufte Geſchichte d. Koͤnigreichs Sach⸗ 
fen ®. 4. S. 218 und 2205 wegen der Grläuterten Prozeß— 
ordnung von 1728 a: a. DB. 2. ©. 33; wegen, det neuen 
Decifionen von 1746 a. 0. D. ©. 185; auch vergl. man wegen 
ſaͤmmtlicher zuletzt erwähnten Geſetze Haubold a. a. O. $. 21 
— 93. ©. 22 u. fe; endlich wegen verſchiedener unter dem Ad⸗ 
minifttator und dem jegigen König bekannt gemachten Geſetze 
und eingeleiteten Entwuͤrfe, die neuſte Geſchichte des Koͤnig⸗ 
reihe Sahcſen a . a. O 8.3. S. 2. S. 103. ©. 108. u. ©. 100. 


2) $. 89. dieſes Lehrbuchs. — Nach der allgemeinen Controlle, 
welche gegenwaͤrtig der Geheimerath uͤber die Geſetzgebung 
fuͤhrt, duͤrfte der in einer Abhandlung von Zacha— 
rid in feinen Annalen B. 41 ©. 106. angegebene Fall, 
nach welchem bisweilen geſetzliche Vorſchriften von einer incom⸗ 
petenten Behoͤrde erlaſſen wurden, nicht mehr eintreten koͤnnen 


* 
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3) Geſchichte des Königreibs Sachſen 2. 3. ©. 109. 


4) Dagegen follen nah jenem Nefeript: „jur Prüfung oder Abs 
fafung ganzer Geſetzbuͤcher oder andrer weitläuftiger Geſetze 
Cwelche übrigens auf dem gewöhnlihen Wege zur Königlihen 
Ganction gelangen) jedesmal befondere Weranftaltungen und ' 
nah Befinden Commiſſionen angeordnet werden.“ 


5) Cont. IL. Cod, Aug. T. ı. p. 347. In Beziehung anf das 
Kriegsgerihts : Collegium. — Decret vom 19. Februar 1822. 
$. 21. in der Gef. Samml. d. J. ©. 142. 


§. 122, 


Verfhiedene Gattungen und Benennungen 
der Sandesgefeße'). 


Die gefeglihen Worfchriften des Landesherrn wer- 
ben überall in allgemeine oder befondere eingerheilt. Er⸗ 
ftere aber werden entweder nach ihrer Form, Mandate, 
Patente), Generalien 3) und, in fofern fie an einzelne 
Kreife gerichtee find, Circularien genannt; oder. nad) 
der Art ihrer Entftehung, in welche Klaffe befonders 
die Erledigungen der Landesgebrechen gehören; oder 
endlich nad) ihrem Inhalte, Ordnungen, Orbonanzen 
 Chaupefählih wenn fie das Kriegswefen betreffen), 
Regulative (welche fih von den Ordnungen dadurch 
unterfcheiden, daß jie gar feinen feierlichen Eingang ha— 
ben), Conſtitutionen, Decifionen und Edicte (ein Aus— 
drud, der blos in Muͤnzſachen gewöhnlich ift), endlich 
Ausfchreiben, wenn fie Steuern - oder andre Jandes» 
Präftationen betreffen), — Die befondern an einzelne 
Behörden und Beamte erlaffenen Anordnungen, welche 
gewöhnlih den Namen von Befehlen und Reſeripten 
führen, find zwar auch größtencheild in den Samm: 
Jungen der Sächfifhen Gefege enthalten, können aber 
nur dann allgemeine Anwendung haben, wenn die dar- 
inne enthaltene Entfcheidung auf einem allgemeinen 
Grundfage beruht 5). Auch die Inſtructionen gehören 
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zu dieſer Gattung, unterfheiden ſich aber dadurch, daß 
fie in der Regel nur die Organifation und Gefhäftss 
behandlung der Collegien oder einzelner Beamten bes 
treffen, an welche fie gerichtet find, Boch machen hier: 
von die geheimen Snftructionen in Criminal» Saden, 
welche in den Jahren 1770 und 1783 an die Saͤchſi⸗ 
fhen Dicafterien erlaffen wurden, eine Ausnahme, 


4) von Roͤmers Etaatdreht des Churfürftenthbums Sachſen 
8.2. ©. 355. Curtjus Handbuh ded In Churfahen gel: 

tenden Civiltechts B. 1. S. 26. und Haubolds Lehrbud 
29. €. 30. 


2) Eowohl Patente ald Mandate haben einen feierlihen Eins 
gang, mit den Worten: Wir ıc., erftere aber werden in Quer: 
Folio gedrudt, - i 


3) Ste unterfheiden fih durch die Briefform, in welcher auch 
zuweilen die in ber neuften Gefekfammlung haufig vorkoms 
menden Verordnungen der Landesregierung abgefaßt find, ob 
diefe gleich auch einen feierlihen Eingang (nicht aber die Uns 
terfchrift des Könige) enthalten fünnen. R 


4) Ehedem war biefer Ausdrud auf die oberwähnte Vorausſe⸗ 


Bung feinedweges befchräntt, wie befonders das Torgauer Aug: 
ſchreiben zeigt. ae 


5) Sarl Sal. Zachariaͤ: in mwiefern können die im erften 
und andern Theile des Codicis Augustei enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten theild überhaupt, theils noch jetzt, ald Geſetze betrachtet, 
theils in allen Erbländern des Churfürften von Sachſen anges 
wendet werden; in deffen Annalen der Gefehgebung nnd der 
Rechtswiſſenſchaft in den Ländern des Churfürften von Sach⸗ 
fen. B. 1. ©. 104 108. 


§. 1223. 
Bekanntmachung der Sandesgefege 


Nach der gegenwärtigen feit dem g. März 1818 
bejtehenden Zerfaffung ') wird biefelbe in der Regel 
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dadurch bewirkt: Daß die Sandesgefege, mit Einfluß 
der Deeiſiv⸗-Reſcripte, die als Norm für Eünftige aͤhn— 
liche Fälle gelten follen, der ſeit jenem Zeitpuntte offi» 
ciell erfchienenen Geſetzſammlung für das Königreich 
Sachſen einverleibt werden*). Diefe Sammlung wird 
von der in Dresden angeordneten Redaction) an alle 
Gollegien, Behörden und Beamten, welche bei Werrich- 
tung, ihrer Dienfigefehäfte von den gegebenen Gefegen 
Gebrauch zu machen haben, unentgeldlich, und ſoweit 
fie fi) außer dem Orte der Reſidenz befinden, portos 
frei überfender %). Dagegen foll das in einem früher 
wegen Bekanntmachung der Gefege erlaffenen Genes 
rale °) vom 13. Sul. 1796 angeordnete öffentliche Ans 
ſchlagen derfelben nur dann ſtatt finden, wenn es be- 
fonders anbefohlen wird, auch die dafelbft feſtgeſetzte 
Publicationsare in Anſehung folher Verfuͤgungen, 
- welche Borfchriften für die Unterehanen enthalten ©), 
von einer befondern gefeglihen Beſtimmung abhängig 
ſeyn7). Außerdem ift zwar in mehreren Griminalge- 
feßen bie Ablefung derfelben von den Kanzeln aus- 
druͤcklich angeordnet, doch foll diefelbe für ein wefentlis 
ches Erforderniß ihrer Publikation nicht gehalten wer: 
den ®). Noch find in der Regel alle Behörden ver- 
bunden. die in der Gefegfammlung erfcheinenden Ver— 
ordnungen, fogleich von dem Empfange an, deffen Zeit 
auf dem ihnen zugefendeten Stüde jederzeit anzumer- 
Een ift, zu befolgen; e8 müßte denn eine fpätere Wirf- 
ſamkeit des Gefeßes zugleich vorgefchrieben feyn 2). 


4) Mandat die Belanntmahung und Sammlung der Gefeße 
betreffend von dem oben erwähnten Dato in der Geſetzſamm— 
lung für das Koͤnigreich Sachſen von 1818. St. 1. ©, 1. 


2) a.a. D. 4. 1. Jedes befonders zu verfendende Stuͤck der Ges 
feßfammlung, welches auch mehrere Verordnungen enthalten 
kann, führt eine in dem Zahrgange fortlaufende Nummer, und 
nach Ablauf eines jeden Jahres wird ein Titelblatt, ein chros 
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nofogifhes Inhaltsverzeihniß und ein Sachregifter ausgegeben. 
a. a. O. §. 2. 


3) Koͤnigl. Saͤchſ. Hof-, Civil: und Militair-Staat im Jahre 
1823. ©. 196+ 


4) 9. 3. des nots 4. angeführten Mandate, 
'5) Cont, II, Cod, Aug. T. 1. P+ 10+ 


6) 4. 3—6. des nur erwähnten Geſetzes. — Geiſtliche werden zu 
jener Publication nicht foͤrmlich citirt, ſondern es wird ihnen 
der hierzu beſtimmte Termin blos auf eine anſtaͤndige Weiſe 
bekannt gemacht. Reſcript vom 28. Jun, 1805. in Cont. III. 
Cod Aug. T. 1. P. 7. 


7 $. 4. des not. 1. angef. Mandats. 


8) Reſcript vom 17. Jul. 1798. in Cont. II, Cod. Aug. T, 4, 
p. 525. 


9) $. 5. des nat, 41, angef. Mandats. 


9. 124. 
Verbindlichkeit der .Sähfifhen Geſetze 
für alle zum Königreihe Sachſen ge- 
hörige fanden 


Wegen ber großen flaatörechtlichen Verſchieden— 
heit, welche ehedem, befonders in Anfehung der niche 
einverleibten Laͤnder des Königreichs Sachſen, ftatt fand, 
war jene Verbindlichkeit, bauptfählih in Anfehung 
älterer vor. ihrer Verbindung mit Sachfen erlaffener 
Geſetze erheblichen Zweifeln unterworfen *). Bei neuern 
25erordnungen aber ſchien die Vermuthung wenigftens 
unter der Vorausfeßung dafür zu flreiten: daß die Bes 
hörde, Durch welche das Gefeg erlaffen wurde, in dem 
fraglichen Sande zur Ausübung der gefeßgebenden Ge— 
wait befuge war; doch konnte diefe Prafumtion durch 
ben Beweis der nicht erfolgten Bekanntmachung deſſel— 
ben entkräftee werden. Auch wurde die Gültigkeit der 


Bon ber gefeßgebenden Gewalt. 9 


in ber offieiellen Sammlung der Saͤchſiſchen Gefege 
enthaltenen. Berorbnungen nicht ſofort bei dem Anfange 
dieſes Werkes *), fondern erft feit dem 2. April 1821, 
jedod ebenfalls unter der nurerwähnten Bedingung 
ber Competenz der Behörde und in Ermangelung einer 
enfgegengefeßten befondern Anordnung, auf die Ober> 
laufiß ausgedehnt ®); welche Beftimmung zugleich noch 
manche andere Diöpofitionen wegen der Verbindlichkeie 
älterer Gefege in Beziehung auf diefe Provinz: ver» 

anlaßte H. I 

41) Nur in fofern kann man wohl jene Verbindlichkeit ſchon an 
ſich vertheidigen, als die ältern Gefeße, 3. B. die Conftitutio- 
nen, blos eine Erklärung de gemeinen Rechts enthalten. Mau 
vergl. übrigens Zachariaͤ a. a. O. S. 119. u. f. 

2) Mandat, die Bekanntmachung und Sammlung der Geſetze bes 
treffend. $. & 

3) Mandat, die neuen Verfaffungs: und VerwaltungssCinrichtuns 
gen In der Oberlaufiß betr. vom 42. März 1821. (in der Ges 
ſetzſamml. d, 3. St. 4 N. 8. ©. 23.) $. 6. und 7. 

4) Namentlih wurden um bie nehmlihe Zeit die erbländifhen 
Prozeßgeſetze in der Laufiß angenommen. Mandat vom 13. 
Maͤtz d. J. a. a. O. St. 5. Nr. 9. ©. 37. Epäter hierher 
gehoͤrige Verordnungen von der Oberamtsregierung in Bautzen 
v. 22. Aug. 1821. und v. 20. März 1822. a. a. D» Jahrgang 
1821. St. 15 Nr. 27. ©. 91. u. Jahrg. 1822. St. 11. Nr. 20 
©. 222. Endlih: Mandat, dag proceſſualiſche Verfahren in 
der Oberlauſitz, insbefondre die Keuterungen und Appellationen 
betr. v. 3. April. 1824. a. a. O. Jahrg. 1824, St. 6. Nr. 7 
©. 43. ; ingleihen Verordnung dee DOberamtsregierung in Bus 
difin v. 20. Octbr. 1824. a. a. O. St. 22. Nr. 34 St. 19% 


$. 125. 
Auf Autonomie gegründete Rechtsnormen: 


In diefe Klaſſe gehören hauptſaͤchlich theils Ges 
wohnheiten und Obſervanzen, theils Statutariſche 
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Rechte, Innungsartikel und Familiengefege des Adels. 
Dei den Gewohnheiten hat ber Saͤchſiſche Gerichts- 
braud) zwei Erforderniſſe eingeführt, welche der Theorie 
des gemeinen Rechts unbekannt find, nehmlich im All 
gemeinen den Ablauf der Verjährungszeit und- foviel 
die derogirende Gewohnheit betrifft, gerichtliche Hand- 
Jungen, wodurch fie bereits anerfannne ift *). In Bes 
ziehung auf Statuten und Innungs-⸗Artikel ift gegenwär: 
fig die ſchon durch allgemeine Rechtsgrundſaͤtze begruͤn— 
dete Nothwendigkeit der Landesherrlichen Beſtaͤtigung?) 
auch in dem Koͤnigreiche Sachſen angenommen 3); und 
erftere find einigemal blos in der Abfihe, um eine 
Gleichfoͤrmigkeit bei gewiſſen Gegenftänden der Gefeß 
gebung einzuführen, durch allgemeine Beſtimmungen 
aufgehoben worden %). Wegen der Familiengeſetze des 
Adels endlich ift nur für den Fall 5), wenn durd) 
felbige, oder durch teftamentarifhe Verfuͤgungen, 
Familien-Fideikommiſſe mit rechtlicher Wirkung gegen 
einen Dritten eingeführt werben follen, die Einwilligung 
der Behörden erforderlich °%). Much müffen letztere glei- 
chergeftalt bei ihrer Aufhebung eoncurriren 7) und in 
beiden Fällen dergleichen Gefuche dem Geheimenrathe 
vorgelege werden 8), 


4) Haubold K. ©. Privatredt S. 37. ©. 38. und wegen bed 
zulegt erwähnten Erforderniffed Kind Quaest, forens. T. 1. 
Cap. 38. beider Ausgaben, Daß übrigens diefe Erforderniife 
in den Gefegen felbft nicht gegründet find, habe ich bereite: in 
meiner Abhandlung de vi consuetudinis in causis criminalibus 
(Lips. 1813. 8.) p- 15. und p« 30, seg. gezeigt. 


2) Rundens Grundfäge des allgemeinen Teutfchen Privatrecht 
{. 51. u. 73 


3) Haubold aa. 2. S.- 34 E. 34. und $. 437. ©. 500. Den 
Gefegen, welde an der zweiten Stelle not. d, angeführt wer: 
den, iſt 5. 42. ber General-Innungsartikel vom 8. Jan. 1783: 
in Cont, IL Cod, Aug, T, 4. p. 780. beizufügen, wo „heim: 
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liche und ohne Concurrenz der Obrigkeit getroffene Abreden 
und Innungs- oder Handwerksſchluͤſſe“ bei einer Art. 33. 
benamten Strafe (von 50 Thlr.) verboten worden. Ues 
brigens haben bisweilen auch die Gerichtsobrigfeiten dad Bes 
ftätigungsreht der Innngsartikel hergebracht, fo wie au das 
Befugniß von einzelnen Artikeln zu-dispenfiren, in fofern fie 
nicht auf allgemeinen landesberrlihen Anordnungen beruhen, oder 
die Rechte dritter Perfonen beeinträchtigen. ©. zwei Reſcripte 
vom 12. Febr. 1800. Cont. II, Cod, Aug, T. 1. p. 1142. seq. 


4) Vormundſchaftsordnung Cap. XXVI, $. 4. und Vatent wegen 
ber Aufhebung der ftatutarifhen und der auf Gewohnheiten 
beruhenden Erbrehte v. 24. Mai 1814. in dem Gouvernements⸗ 
Blatt v. d. 3. Nr. 56. ©. 472. u. f. Man vergl. Haubold 
% a. O. $. 306- ©. 344. not. a. 

5) Daß dieſe in der Regel der Iandesherrlihen Beſtaͤtigung auch 
in. Sahfen nicht bedürfen, in foweit fie nicht etwas gegen die 
Landesgefehe oder gegen das gemeine Recht (d. h. gegen ver— 
bietende Vorſchriften von beiden, leges directe prohibitivas) 
verorbnen, zeigt Ad. Frid. Aug. a Watzdorf de statutis 
et iudiciis gentilitiis nobilium mediatorum in Germania, spe- 
ciatim in Saxonia. (Lips. 1774. 4) $. 8. pı 12 —14. 

6) Erläuterte Prozefordnung ad Ti; XLV. 7. ©, Frid. 
Henr. Guil, Demuth Diss, Juris Saxoniei de confirmatione - 
fideicommissorum familiae feudalium, Lips, 1804 4. Zach a⸗ 
rid Handbuch des Königl, Saͤchſ. Lehnrechts neuſte Ausgabe, 
$, 110. ©. 153 


7) Haubolds Lehrbuch $. 395. ©. 444. 
8) B. 1. $. 90. S. 150. dieſes Lehrbuchs not, 2, sub d 


§. 126. 
NMrivilegien’) und Dispenfarionen 
Beide find als ein Ausflug der gefeßgebenden 
Gewalt zu betrachten, daher auch diejenigen Gollegien 
bei ihrer Ertheilung concurriren, welche an legterer Anz 
theil nehmen. Demungeachtet haben bisweilen Vaſal⸗ 
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Ien diefes Befugniß in gewiffen Fällen hergebracht. 
Dafern aber Streitigkeiten über dergleihen von ihnen 
ertheilte mie einem Verbietungsrechte verbundene Pri- 
vilegien entftehen, fo foll, wenn niche die landesherr⸗ 
liche Anerkennung des dem Vafallen zuftändigen Rechts, 
Beer biefer Are zu ercheilen, außer Zweifel 
86* iſt, vor Abfaſſung eines rechtlichen Erkenntniſſes 

ericht an die hoͤchſte Behörde erftattee werden). Une 
mittelbar bei A (welches gewöhnlich die Landesre— 
gierung ft) angebrachte Geſuche um Privilegien diefer 
Urt müffen dem Geheimenrath vorgelegt werben ®). 
Auch ift die Regierung bei, jedem Privilegio, wofür 
ein Canon entrichtet werden foll, mie dem Geheimen- 
Sinanzcollegio fi) zu berathen verbunden %. Uebri— 
gens werben in Sachen Privilegien gewöhnlih nur 
auf Widerruf gegeben °). 


4) Ueber die allgemeinen größtentheils aus dem fremden Recht 
entlebnten Grundfäge von den Privilegien vergl. man haupt 
fählid G. F. Wasmuth de privilegiorum natura generatim 
et in specie de modis quibus finiuntur et amittuntur, Gött. 


1787. 4 | 
2) Befehl vom 18. San. 1798. Gont. HI. Cod. Aug. T. 1. p. 53. 
3) ©. oben $. 125. not. 8. 


4) Decifiv: Refcript v. 29. Ang. 1710. Cad, Aug. T. 1. p- 117% 
Auch ift bisweilen eine Communication mit der Landes-Oeco— 
nomies, Manufacturer: und Commercien s Deputation nothwen— 
dig. von Roͤmers Staatsrecht B. 2. ©. 364. 


5) Nehmlich mit der Klaufel: „daß Uns folhe Befreiung nad 
Gelegenheit der Zeiten und Laͤufte Unfres Gefallens zu dns 
dern, zu mehren, zu mindern, zu verbeffern, auch gänzlich auf: 
zuheben, vorbehalten bleibe. Römer m a. O. S. 368. 
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f §. 127: | 
| Begnadigungsrecht — 

7. &m weiten Sinne des Wortes wird under, bie: 
ſem auch das Abolitionsreche verftanden, fo wie das 
Befugniß, die Strafen zu mildern, oder in andre vers 
fhiedene Oattungen zu verwandeln. - Das zuletzt er 
waͤhnte Recht ift felbft in denjenigen Faͤllen, wo ſtatt 
der ehemaligen Landesverweiſung Zuchthaus» oder. Ge⸗ 
faͤngnißſtrafe erkannt wird, den Gerichtsobrigkeiten je⸗ 
doch dergeſtalt nachgelaffen ), daß fie nur unter vielen 
Beſchraͤnkungen 3) und nach diedfalls eingeholtem vechts ı 
lichen Erkenntniſſe %) dem Verbrecher ſtatt jener Stra⸗ 
fen verhäftnigmäßige Geldbußen ®) "auferlegen Dürfen. 
— Das landesherrliche Begnadigungsrecht aber wird 
in den meiften Faͤllen durch die Landesregierung ausge⸗ 
uͤbt, doch find in verfchiedenen Fallen - Vorträge an den 
‚Geheimenrath nothwendig °). Uebrigens muß an diefe 
Behörde vor der Vollziehung von Todesſtrafen auch 
dann, wenn der: Verbrecher nicht um landesherrliche 
DBegnadigung angefucht, und. niche blos. von den Aem⸗ 
tern und Kammergutögerichten 7), fondern. auch von 
den Patrimonialgerichten 8) Bericht erftatter werben. 


) Bei manchen Verbrechen ift zwar dem Inculpaten bie Hoff: 
mnung zus Begnadigung dur die Geſetze ſelbſt benommen 
(. Winklers Handbuch des Saͤchſiſchen peinlichen Prozeſſes 
$. 186. ©, 284.); es laͤßt fi aber leicht begreifen, daß hier» 
aus Feine Beſchraͤnkung det. Iandeshertlihen Gewalt entites 
ben Zaun. | 


2) Erledigung der Landesgebrechen von 1611. $. 59. Cod. Aug. 
T. 1. p- 230. und Generale die. Verwandlung der ftatt der 

4. Randesverweifung zuerkannten Zuchthaus⸗ und Gefängnißftra: 
fen in Geldbußen betr. v- 30. April 1783. Cont. II. Cod. Ang. 

T. J. p. 451. Daß übrigensijene MWerwandlung auch bef 
geringern Strafen, in ſoweit nicht die gleich zu erwähnenden 
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Beſchraͤnkungen vorhanden find, ſtatt finden Kann, beſtaͤtigt das 
Reſcript v. 28. Sept. 1745. in Cod. Ang. T. 4. p. 1188. 


3) Es darf nehmlich nah dem angeführten Generale von 1783; 
$, 1. diefe Verwandlung nicht ftatt finden: 41) bei fleifhlihen 
Verbrechen; 2) bei MVerbrehen, wobei Gelb oder Geldes: 
werth entwendet oder gewonnen worden iſt; 3) bei der Be— 
firafung wegen des gebrochenen Handgelöbniffes; 4A) wenn blog 
auf Enthaltung in dem Zucthaufe bis zur Ausführung der 

Unſchuld erkannt worden ift. (Zu allen diefen Fällen kommen 
noch nah dem Duell: Mandate $. 60. diejenigen hinzu, welde 
nah Maßgabe dieſes Geſetzes felbft zu beſtrafen find.) Ue— 
brigens wird zu einer ſolchen Verwandlung erfordert: daß we= 
gen der Unterfuchungstoften Richtigkeit getroffen und der Scha— 
denerfaß geleiftet worden if. Auch muß außer der Geldbuße 
noch immer einige Gefängnißftrafe hinzugefügt werden. 


4) Außer dem nur angezogenen Gefeh vergl. man das Mefeript 
bie wegen Verwandlung der Zucthausftrafen und des ftatt 
der Landesverweifung zuzuerkennenden Gefängniffes abzufafs 
fenden Rechtsſpruͤche betr. vom 27. Mai 1783. Cont. II, Cod, 
Aug. T. 1. p. 465. 


5) Wegen des hierbei zu beobachtenden Maapftabes f. Pütrt: 


mann Elementa Juris Criminalis ex editione Bieneri $, 26 


not, 27. pP» 51, 
6) ©. B. 1- $. 90. Anmerk. 2. sub £. und g. ©. 150. 


7) Generale, die Abkürzung des Verfahrens in Unterfuchungsfa: 
chen bei diefen Gerichten betreffend v. 11. Dctbr, 1817: 4. 3. 
Cont. III. Cod. Aug, T. 1. P. 310. seq. 


S8) Neſcripts:Extract v. 29. Mai 1818. 1. c. Pe 297. 
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. Ze §. 128 
Gegenwaͤrtiger Umfang des landesherrli— 
chen Aemter- und Wuͤrden-Rechts. 


Seit der Aufhebung der Reichsverfaſſung ſind die 
Teutſchen Fuͤrſten zur Ausübung, ſaͤmmtlicher Hoheits⸗ 
rechte in Beziehung auf die Aemter und Wuͤrden ihres 
Staats berechtigt, indem fie nunmehr auch diejenigen 
verleihen können, welche ehedem dem Kaifer vorbehalten 
waren ’), und welche daher ber Churfürft von Sachfen 
nur als Reichsverwefer in dem Zwifchenreiche ertheilce*). 
Durch jene Veränderung unfrer Staatsverfaſſung aber 
wurde ein Generale 83) vom 6. un. 1807 wegen ber 
Taiferlichen Pfalzgrafen und Notarien (welche fchon 
früber vielen Beichränkungen in. Sachfen unterworfen 
waren *)) veranlaßt, wodurch die Comitiven der Pfalz 
grafen, mit alleiniger Ausnahme von denen der ZYuri- 
ften-Sacultäten und des Raths zu Seipzig aufgehoben, 
Dagegen den bisherigen Motarien die Ausübung ihres 
Amtes auch in Zukunft nachgelaffen wurde. Vei kuͤnf— 
tiger Creirung der letztern aber ſollten die Verpflichtun— 
gen blos in Beziehung auf den Koͤnig geſchehen, und 
in ihren Inſtrumenten mie Wegfall derjenigen Foͤrm⸗ 
lichkeiten, welche in der ehemaligen Reichsverfaffung 
gegründet waren, wozu auch der Römer Zinszahl ges 
börse, nach 8 Wochen von dem Dato des Gefeges- an 
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gerechnet, bei Strafe der Unguͤltigkeit die der gegen- 
wärtigen Verfaſſung angemefjenen befolgt werben. Ue⸗ 
brigens wurden zugleich die Altern Gefege wegen der 
Notarien ausdrücklich beftätige, unter welchen auch noch 
dieſes erwähnt zu werben verdient, daß die Notarien 
bei ihren Gefchäften ſich blos ihres Notariats-Siegels 
bedienen follen $), welches fie-.auch nach einem Referipte 
vom 31. Jun. 1818 vorher der Regierung anzeigen 


muͤſſen. 


4) Jo, Theoph.’Seger de iurs conferendi dignitates in Im“ 
perio R. G. Lips. 1773. 4. und foviel die gegenwärtige Verfaſ⸗ 
©‘. fung betrifft Klübers oͤffentliches Recht des Teutſchen 
Bundes und der Teutſchen Bundesſtaaten $. 403. S. 66 · 

$. 414. ©. 680. und $. 416. ©. 691. d. 2. Ausg. 


2) gofephb von. Sartori Reichsvicariatiſches Staatsrecht 
(Augsburg 1790. 8.) S. 148 — 164. Uebrigens wurde dem 
Churfuͤrſten von Sachſen, ald Pfalzgrafen von Sachſen, vom 
mehreren Rechtslehrern eine beftändige. große Comitiv zugeeigs 
net, wovon er aber keinen Gebraud: zu machen pflegte. S. von 
"., Rbmer Staatsrecht von Sachſen B. 1- ©. 436: — © 438, 
MN‘ 
"=" 3) Cout. IM, Cod, Aug. T. 4. p- 22% 
s: H.Sp waren’ Legttimationen unehelicher Kinder durch Faiferliche 
2. Mfalzgrafen ſchon in einem Referipte v. 29- Mai 1710. (Cont. I. 
.11,,)Cod, Aug, T. 1. P. 663.) verboten, In Unfehung der Nota— 
I, ren aber.ift im der ‚General: Verordnung vom 19 Febr. 1721. 
., (God. Aug. T. 4. p- 1206) und in der. Erl. P. O. ad Tit. U, 
. 7. fefigefegt: ‚daß nur diejenigen in den Gerichten abmite 
=, tirt werden follen, welde ein Zeugniß ihrer Geſchicklichkeit von 
der Juriſten-Facultaͤt aufzeigen können, und fodann bei ber 
Landesregierung immalriculirt worden find, Außerdem find 
Alihnen auch in Sachſen mande einzelne Rechtsgeſchaͤfte entzo⸗ 
gen. Mandat, die Einſchraͤnkung det Notariatshandlungen bes 
f.  »tteffend, v. 4» März 1804. Count, IH, Tod, Aug: T. 1. p- 304 


— 
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u ——— 
Aualification zu Staats’ und Hofamtern 
in dem Königreide Sadfen. 


J. A. ©. Klud über die Bildung jurltiſcher Staatsdiener und 
beſonders der Räthe In den Juſtizcollegien. Lelpz. 1818, 8. 


In wie weit der Indigenat und, Das evangelifche 
Religionsbekenniniß zu jenen Aemtern erforberlich ift, 
wurde bereits bei andern Gegenftänden angegeben '). 
Außerdem wird im Allgemeinen die Mündigkeie *), und 
u einigen Directorialftellen 5), ingleihen in einigen 

ndescollegien zu der Aufnahme ‘auf der fogenannten 
ablichen Bank der. Adel erfordert, welcher auf in Ans 
fehung der Kreis» und Amtshauptleute vorzüglich be» 
ruͤckſichtigt werden foll*). So viel aber. die Hofaͤmter 
betrifft, fo bringe es ſchon eine alte auf die ehemalige 
Minifterialität gegründete Obfervanz mit ſich, daß Ad⸗ 
liche allein. zu biefen Stellen erwählet werden 9). End» 
lich foll auf folche Perfonen vom Mititairftande, welche 
ihre treugeleiſteten Kriegsdienfte fortzufegen, duch Al⸗ 
ter, Schwahheit oder Wunden unvermögend worden, 
bei Wefegung folcher Aemter, die ihrem. Range und. 
Fahigkeiten angemefien — ein — Abſehn 

gerichtet werben °). -, 


NR E. 8 u. 5.90. ©. Mm 


2 Mandat, wegen Qualificktung junger Leute $. 3- und Man. 
., bat, wegen der Advocaten sub I. 


” Dabin gehört bie Stelle des ——— * 
der Klrchenordnung v. 1. Jan. 1580. Tit. Bom DOberconfiftorio-, 
Co, Aug. T. 1. p. 639.) ferner die des Dberhofrichterd nach 
der Dberbofgerichtsorduung v. 1488 (in Günthers Abd. über 
. dab Privilegium de non appellando des Haufes Sachſen S. 86.) 
— In der neuſten Oberhofgerichtsorduung (Cod. Aug. T. 4. 
N. iſt —— Verotdnuns mit fo rar re 
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4) Und zwar ſollen bei biefen Stellen, "fo wie bei den adlichen 

‚ Bänten in ben Landes collegien nach der Präliminarferift vom 

46. Zun 4766 und der Reſolution v.,3- Yu: de,S-; votzůglich 
landtagsfaͤhige Vaſallen gechafihtiget werden, 

5) Bei N Vagen wird bie "Abnenprobe "ausbräclic verlangt. 
"nach Aneh MWerorbnung d. 20. Dec. "1742" In Ftleb. EArt 
Möfere Hoftecht B· 4. auter den’ Beilagen S. 321." 
— —— Se 

- J 12%: st, 93% Er sgarstr 


“re 4 
⸗ . ⸗ au — 

> ® . * * 
e— ⸗ 1 — 
gr t a 2 5 iq . MIET 
PR > ; ur 534 I en . 130. Tg" Li; } nt 315% 

* ® ! P. 
1... - * 

.s 


ae iihnuit. 5 ud f 
gi ne BOFÄERUNG and 
Soviel "die: zit! Staatsaͤmtern ‚erforderlichen Vor⸗ 

bereitungen und ruͤfungen betrifft/ ſo beziehen ſich die 
meiſten in dem Mandate) wegen Qualificirung jun⸗ 
ger Leute zu kuͤnftiger Dienſtleiſtung v. 27. Febr.x 793 
enthaltenen Vorſchriften, außer" einigen allgemeinen Res 
‚ein; weldhe die Aufnahme der Studierenden auf Uni 
verjitäten nach beendigtem Schulunterrichte und die 
Sittenzeugmiffe bei dem Abgange von“ ber Akademie 
betreffen), hauptſaͤchlich auf diejenigen Subjecte, welche 
bei den hoͤhern Juſtizeollegien des Landes angeſtellt zu 
werben wunſchen 8, ſowio bereits früher aͤhnliche Ver⸗ 
fügungen wegen ber Advokaten *) in dem Mandate sy: 
vom ı2. April 1723 getroffen waren, „womit ‚eine 
neue auf eine jährige” praktifeße Uebung kunfuger 


2B42 


Sachwalter fich beziehende Verordnung °) - vom 29. 
April 1818 zu verbinden: “ft. Auch ’önnen niit dieje⸗ 
nigen Perſonen zu Gerichtsverwaltern: gebraucht wer⸗ 
ben, welche beveits ‚die Advokatur erlangt haben. 7}; und 
nicht zu den laudesherrlichen Beamten gehören 2) 
In Anſehung andter Staatsaͤmter, welche beſonders 
in das plomatiſche und eameraliſtiſche Fach einſchla⸗ 
geh, find zwar in dem oberwaͤhnten· Mandute 9) eben- 
falls einige Vorſchriften enthalten⸗welche aber des we⸗ 
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gen theen Zweck nicht auf gleiche Weiſe, wie jene, er⸗ 
reichen koͤnnen, weil es für dieſe Sacher an fruͤhern 
Prüfungen nach beendigten akademiſchen Jahren groͤß⸗ 
tentheils ermangelt »). Uebrigens werden auch von 
den Hofbeamten, wenigſtens nach aͤltern geſetzlichen 
Vorſchriften, Kenntniſſe in vaſhetn Wiſſenſchaften 
erfordert ) 


9 Cod, "Äng. Cont, IL, T. 1. p. 6: — Gedanken eines Provinzias 
fen über das Churfuͤtſtl. Saͤchſ. Mandat wegen Qualificirung 
junger Leute; Indem’ Muſed für bie Saͤchſ. Geſchichte. ®. 1. 

St.2. Nt. v⸗ S. 120. 


2) a. a. 2. $ 3. und 4 Megen ber Sittenzeugniſſe Reſcript v. 
4. Nov. 1768. Cont. I. Cod. Aug. T, 4. p. 251. und Geſetze 
für die Studierenden auf der Univerfität "Leipzig. Tit. I. * 3 
und 4. Geſetzſamml. Jahrg. 1622. S. 293. 


3) Dahin gehört a) breijähriges Studium auf Univerſitaͤten, von 
welcher Zeit 2 Jahr auf der Landesuniverfität zuzubringen 
find. (Patent v. 11. Febr. 1726. Cont. I. Cod. Aug. T. 1. 

. P 13. u. Erlaͤut. Refer. v. 21. Sept. 1795. 1. e. Cont. II, T. 1. 
p. 266.). b) Prüfung bei der Zuriften- Facultät zu Leipzig,: oder 

ſo viel die Adlihen betrifft, bei dem dafigen Oberhofgericht⸗ 
nebft Ausarbeitung zweier Probefhriften aus Criminal: und 
Eivilacten. (Befehl vom 27. März 1783: Cont, II, Cod, 
Aug: T. 41. p. 241.) ec) Practifhe Vorbereitungen und zwar 
bei dem Adel durch einjähriges Auditorat bei dem Oberhof: 
gerihte, oder durch gleihmaßige WUrbeiten bei einem Kreis: 
oder Amtshanptmann, oder bei einem Juftizbeamten. Außer: 
pem wird auch die Affeffur bei der Landesregierung (zu wel 
cher überdieß nad $. 9. des Mandats von 1793 neue Prüfun: 

gen erforderlich find und wodurch nah $- 10. im erften Halb: 

‘+ jahre: blos das Recht unter Anleitung eines Hofraths zu at: 
beiten, erimigt wird) nur als eine Vorbereitung zu dem hoͤ— 

hern Staatsdienft betrachtet (oben B. 1. $.98. not. 5. S. 165.); 
doc, follen nah einer neuen Verordnung vom 11. Aug. 1823. 
(Gefegfammi. d. 3. St. 16. Nr. 25. S. 98.) diejenigen Afs 

2 "fefforem, welchen nach einem zweijährigen Belſitze bei der Lau: 
B2 
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desregierung ferner bdafelbit zu arbeiten geftattet wird, das 
Prädicat von Negierungs:Meferendarien erhalten. Zu Auſe⸗ 
hung der Bürgerliben, auf welche nach $. 11. des Mandate, 
wenn fie ſich durch vorzüglihe Geſchicklichkeit und Redtihaf- 
fenheit auszeichnen, ebenfalls bei Beſetzung der hoͤhern Juftiz- 
ftellen NRüdfiht genommen werden fol, war deswegen eine ge: 
nauere Beftimmung der sub c. erwähnten practifhen Vorberel⸗ 
tungen nicht nothwendig, weil diefe ohnedieß nie in ein hoͤhe⸗ 
res Zuftizcollegium aufgenommen werden, wenn fie fi nicht 
zuvor in andern Aemtern ausgezeichnet haben, 


4) Doch muͤſſen die Candidaten der Advocatur wenigſtens noch 
uͤber theses disputiren und außer ihren Probeſchriften bei der 
Facultaͤt noch andre bei der Landesregierung einreichen. 

5) Cod. Aug. T. 1. p. M. 

6) Geſetzſammlung für das Koͤnigreich Sachſen v. d. J. St. 4. 
Nr. 9. ©. 35. Zugleich wurde in dem nehmlichen Geſetze die 
Zabl der jährlih aufzunehmenden Abvocaten, in Hinficht auf 
den nunmehrigen beſchraͤnktern Umfang des Landes von 40 auf 
25 vermindert, wobei aber 5, welche jaͤhrlich in der Oberlauſitz 
admittirt werden follen, nicht gerechnet werden. Mandat; die 
neue Verfafung und Verwaltungs-Einrihtungen im der Ober: 
faufig betr. v. 12. März 1821. Gefegfammlung d. 3. (ie. 
Nr. 8. ©. 23. 


9) Erläuterte Progefordnung ad Tit. TI $. 1. Das nehmlide 
Erforderniß iſt auch ebendafelbft in Anfehung der Actuarien, 
ingleihen wegen der Auditeurd bei den. Kriegsgerichten (De: 
eret vom 19. Febr. 1822 $. 38. in der. Gefeklammlung d. 3. 
©. 148.) vorgeſchrieben; doc vergl. man in Aufehung ber ers 
ftern das Generale der Gültigkeit der von deu zur Advocatur 
niht abmittirten Actuarien in Criminalfahen gefertigten Pro= 
tocolle betr. v. 23. Aug. 1813 (Cont. IH, Cod. Ang, T. 1. 

;.Pr,278.) und fo viel die Viceactuarien betrifft Generale vom 
4 Zul. 1820 (Geſetzſamml. d. d, 3... 13, Rt 25. S 146.) 
Wegen ber bei den Actuarien (nicht.aber bei den Aubiteurs) : 
haupt ſaͤchlich in Criminalſachen erforderlichen Eigenſchaft eines 
Notarii f. Winklers Handbuch des Saͤchſ. peinl. Prozeſſes 
S. 99. und Biener Systema Processus Judiciarii, not, 4 $+ 26. 


Bon der Aemter⸗ und Wuͤrden· Hoheit. 21 


O) Mandat vom 10: Jan. 1696. Cod. Aug; T. 1. P. 116% 
9) 9. 12. und 13. 


40) Doch machen einzelne Stellen eine Ausnahme. Man vergl. 
3- B. das Patent, die Qualifichrung zu Oberforftmeifteritellen 
betr. vom 20. Sun. 1797. Cont, II, Cod. Aug. T, 2, p- 317. 


: 44) Befonders nah Maaßgabe des Mandate v. 13. Oct. 1733 

(Cont, I. Cod, Aug, Tit, 1. p 6) „in Sprachen, studiis ele- 

‚, santioribus, uehmlich der Hiftorie, Politit, Mathematit, Jure 

Naturae und. dergleichen, auch follen fie in moribus und ritter⸗ 
lichen Exercitiis wohlgeubet ſeyn.“ 


$. 131: 

Vergebung ber Aemter, Abfegung ober 
Suſpenſion der Staatöbeamten, Dienft 
Aiſten uud Anwartfdhaften. 


Das Recht, die hoͤhern Staats⸗- und Hofaͤmter 
zu vergeben, gehoͤrt überall zu denjenigen Befugniſſen, 
welche der Regent felbit ausübte. Doch gebühre in Anz 
ſehung der erftern, fo viel Sachen betrifft, in den meis 
ften Faͤllen denjenigen Gollegien, zu deren Reffore ein 
Staatsamt gehört, ein den Sandftänden ze. 
3. B. in der Refolution auf die Präliminarfchrift vom 
12. April 1723 zugefichertes Denominationsreche, vers 
möge deffen fie gewöhnlih 3 Subjecte in Vorſchlag 
zu bringen haben, oder wenigftens eine Begutach—⸗ 
tung der "Fähigkeiten des Candidaten und der in 
dieſer Hinfiht von ihm eingereichten Probeſchrif— 
ten °); auch findet bei der Wefegung mancher 
Stellen, befonders bei benen der Juſtizbeamten, 

reis». und Amts » Hauptleute, eine Communication 
zwifchen ber Janbesregierung und dem Geheimen: Fi- 
nanzcollegio ftatt*). Die Stellen der Subalternen wer: 
den gewöhnlich blos von den Behörden ohne vorgän- 
gige Berichts erſtattung befege ®), fo. wie auch bie Abs 
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miſſion, Sufpenfion und Remotion der Advokaten, 
oder die Wiederaufhebung der zuletzt erwaͤhnten Stra⸗ 
fen lediglich von dem Ermeſſen der Landesregierung ab⸗ 
haͤngig ift 4). Beiſpiele willkuͤhrlicher Entlaſſungen ber 
Staatsbeamten ſind in Sachſen unerhoͤrt; auch muß 
wegen jeder Dienſtentſetzung bei Koͤniglichen Raͤthen, 
Kreis⸗ und Amtshauptleuten, auch Juſtizbeamten, von 
der Behörde ein Vortrag an den Geheimenrath erſtat— 
tet werden 5). Dagegen ift duch das den Anträgen 
der Ritterſchaft zu Folge®) am 13. April 1805 ergan- 
gene Dekret?) den Gerichtsherren wenigftens proviforifch 
das Befugniß, ihre Gerichtshalter nach Gurbefinden zu 
entlaffen, eingeräumt worden, in ſoweit ſolches niche 
beſondre Verträge verhindern®), — Dienftliften über 
Die Aufführung der Staatsbeamten find, jetzt noch blos 
bei den Subalternen in. den Aemtern eingeführt, und 
müffen bei den Amtshauptleuten eingereicht, von diefen 
aber durch die Kreishaupeleure dem Geheimen - Finanzs 
collegio übergeben werden 9). — Anwarefchaften auf - 
Aemter und Bedienungen, von welcher Beſchaffenheit 
fie auch ſeyn mögen, follen nie ftatt finden; jedoch find 
hierdurch Subftieueen und Supernumerar-Räthe, welche 
jhon mit der Hoffnung zu afcendiren angeftelle find, 
nicht ausgefchloffen *°). 


4) Ertract ans dem Landtagsabfchiede v. 18. Mai 1718 -Cod, 
Aug, T. 1. p- 403 und Reſcript v. 25. Jun, 1733 Cont. I. Cod. 
Aug. T. 1. p. 1. seg, — Tritt wegen Tüchtigkeit des Candi— 
daten eine DVerfhiedenheit der Meinungen ein, fo muß ein 
Vortrag an ben Gebeimenrath erfiattet werden, E. oben $. 90% 
not. 2. ©, 151. sub i, und wegen der Probefhriften der Au⸗ 
diteurd $. 38. des Dectets v. 19. Febr. 1822. 


2) Die Vorfhläge zur Belegung. der Stellen, ſowohl der Kreid- 
und Amtshauptleute ,. ald der Juſtizbeamten, geſcheben vom 
geheimen Finanz: Collegio. Hierauf hat daffelbe wegen der 
Beamtenitellen mit der Landesregierung über bie unter dem 
Competenten zu treffende Wahl Commmmication zu pflegen, 
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die ‚wegen Beſetzung der Kreis⸗ und: Bintehanptmanufgaften 

—zu erflattenden Vorträge aber zumädft. zum‘ Geheimenrathe 
zum Behufe ber Begutachtung ber darinnen geſchehenen Vor: 
fhläge einzureichen. 


.: 3) In bem bereits angeführten Refeipte vom 25. — 1733 
wurde zwar feſtgeſetzt: „daß lein Dienſt, wozu eine beſondre 
Wiſſenſchaft und Erfahrung, oder in Adminifttation Selb, und 
Gutes, Kleiß, Treue und Rechtllchkeit erfordert werde, von 
irgend einem Gollegio weiterhin ohne landesherrlichen Borbe: 
wußt and Confirmation zu vergeben, fondern gutachtliher Vor: 
ſchlag von Geiten des Collegii zu thun, und mit den Memo 
tinlien der Competenten einzureihen ſey — allein durch ein 
neueres Reſcript vom 26. Jul. 1817 wurde die Beſetzung der 
meiſten Kanzleien und Expeditionen der dem damals noch be⸗ 
ſtehenden Geheimen Conſilio "untergeordneten Colleglen und 
Behörden, dieſen ſelbſt uͤberlaſſen. (Weber Soſtematiſche 
Darſtellung des im Koͤnigrelche Sachſen geltenden Kitchen: 
rechts Th. 1. Abth. 1. ©. a2ı m. f.) Jedoch hat das Ober⸗ 
hofgericht zu Leipzig" diefes Neht (mit Ausſchluß der Stelle 
des Protonotarius) erft fpdter "durch dad wegen feiner neuen 
Drganifation erlaffene Nefeript vom 19. Tan. 1822 9. 6 et: 
‚Salten; ſo wie diefem Gerichtshofe fhon Früher durh sein De: 
feript vom 13. Mai 1819 die Ernennung feiner Advocaten war 
augeſtanden worden. 


Verordnung v. 29. Aug. 1818 in der Geſetzſamml. d. J. 
St. 5. Nr. 9. ©. 35. — und wegen der Oberlauſi wo bie: 
ſes Recht der Oberamtsregierung zufteht: Mandat bie neuen 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs-Einrichtungen in der Oberlan- 


fig betr. v. 42. März 1821. 9. 5. a a. D. Jahrg. 1821- St.’ 


Nr, 8 ©. 23: Mebrigens müffen alle Suſpenſionen und Mes 
motionen der Sachwalter nah einem Dectete an den Gehei: 
menrath v. 18. Dec. 1819 in der Geſetzſamml. v. J. 1820, 


St. 6 Nr. 10, ©. 30. in den —— Zeitungen Nentlh 


bekannt gemacht werden. 
5) Se oben. $. 00. not. 2. sub k und a, 


6) Sammtlihe Landtagsfchriften hierüber, unter weithen befons 
ders die hierauf fih ausſchließend beziehende Schrift der Land: 


— 
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ſtaͤnde v. MW. März d. J. erwaͤhnt zu werben verdient, ſ. in 
ben: Materlalien, die willluͤhtliche Entlaſſung der Patrimonial⸗ 
Gerichtsverwalter bet; Leipzig 1805. 8. 


7) Baharid’s Annalen der Geſetzgebung und der Rechtswiſ⸗ 
— In ben Ländern des Churfürften von Sachſen B. 1. 
Sa301. und Cont, III, Cod. Aug. T. 1. p- 6. 


8) Pet, Guil. Comitisab Hohenthal Examen Quaestio- 
nis: utrum administrator iurisdictionis patrimonialis munere 
.  su0 sine causae cognitione recte privetur? iis quae super ca 
rein comitiis Saxoniae A. 1805. disputata sunt adcommoda- 


tum, Lips. 41819. 4. und Hanbolb,s Lehrbuch $. 267. 


S. 90 u. f. 


9) Reſcript vom W. Jun. 1810. Cont. II. Cod Aug. T. 1. 
pag. 28. 


10) Generals efeript vom 28, Det: 1763. Cont IL Cod, Ang, 


-T, 14 p. 7. 
$. 132: 
Berpfliheung und Befoldung ber Seencn 
beamten. 


In Anſehung des zuerſt erwaͤhnten Gegenſtandes 
ſind ee in Beziehung auf den von den Staats» 
beamten zu leiftenden Eid. verſchiedene Vorſchriften in 
den Saͤchſiſchen Gefegen vorhanden ). Bei dem An- 
tritte ihres Amtes aber ſoll von ihren Beſoldungen 
(fo wie auch von allen Zulagen und Penſionen), wo: 
fern das jährlihe Quantum nur nie unter 12 Tha⸗ 
Ier beträgt, jedesmal der zwoͤlfte Theil des Betrags 
zur Armenhaus-Hauptkaffe *) und wenn die Gnaben- 
Monathe bei ihnen wegfallen, ein anderes Zwölftel 
zur Praͤmienkaſſe abgegeben werden 5), welcher Des 
ſchraͤnkung, die nur wenig Ausnahmen feider +), auch 
die Nathöperfonen, Syndici und Stadtfchreiber in den 


\ 
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‚Städten, fo wie ſaͤmmtliche Rathsbediente unterwor- 
fen find 5). Dagegen genießen die Wittwen und De- 
feendenten verftorbener zum Hof⸗ und Civil-Etat gehö- 
riger Diener, bei denen nach der bisherigen Verfaſſung 
ein längerer oder fürzerer. Gnadengenuß ftatt gefunden 
bat, mit. Ausfhluß der bereits angeftellten,, in Anſe— 
bung welcher es noch bei jener Verfaſſung bewendet, 
außer dem Sterbemonath noch „einen dreimonarhlichen 
Gnabengehalt 8). Uebrigens kann von dem Gläubiger 
einer zu dem. Civil= oder Hofetat ‚gehörigen Perſon 
blos der dritte Theil des Gefammtbetrags feines Dienft- 
genuffes zum Gegenftand der Huͤlfsvollſtreckung ange- 
geben werden, dafern nicht die Einwilligang der dem 
Schuldner zunächft vorgefegten Behörde hierzu aus» 
gewirket wurde”): auch find einige befondre Vorfchrif- 
ten in Anfehung des Wedhfelverfahrens gegen König- 


liche Diener zu beobachten®), - 


1) Weber den nah der Worhaltung von der eidlihen Verpflich— 
tung abzunehmenden Handſchlag f. Refeript v. 25, Jul, 1786. 
Cont. II, Cod. Aug. -T. 4. p. 3.; über die Eidesformel, Mes 
feript v. 22. Aug. d. 9. 1. c. p 490,5 ferner über die im Bei: 
feyn der Unterthanen von einem Notarins zu bewirkende Ber: 
pflichtung der Gerihtshalter Erl. Proz. Ord. ad Tit. IL 5, 2. 
— Uebrigens baben letztere nah ihrer Merpflihtung ſowohl 
Hiervon, als auch, wenn fie daneben noch ein andres Amt oder 
Praͤdicat führen, auch von dieſem an bie Landesregierung eine 
Anzeige binnen 3 Tagen zu erftatten. MWerordnung vom 15. 
März 1818 in der Gefehfamml. d. J. St. 1. Nr. 2. ©, 4. 

2) E86 trat zuerſt dieſer Abzug bei allen denjenigen Perfonen 
ein, welche feit dem 23. Aug. 1740 eine Befoldung oder Pen: 
fion ırhalten Hatten. General: Verordnung v. 4. Aug. 1721. 


— 


Cont, II, Cod. Ang. T. 1. p- 595., welches Geſetz jedoch ein 


aͤlteres nicht bekauntes vorausſezt. Man vergl. auch Generale 
vom 22. Febr. 1730 1. c. Cout. I. T. 4, p 4279. 


3) Refeript vom 11. März 1766. in Cont: I, Cod. Aug. T. 2. 
pP 1061. i 3 
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4) Als bei: Gefandten und andern bei den Geſandtſchaften auge⸗ 
ftellten Perfonen, fo lange fie ‚ihren: Gehalt aus der. Gefandt: 
ſchaftskaſſe beziehen, ferner ‚bei. Perfonen,, welche zu dem 

Kriegsetat gehören, und daher befondern für. dieſe Perfonen ein: 
geführten Abzigen unterworfen. find, , mit. Ausſchluß derer, 
welche in dieſe Klaſſe nicht gehören, ob ſie gleich ihre wit 

dung aus der Kriegsfaffe beziehen; endlich find die mit den 

Bepdienungen verbundenen Deputate oder andre Emolumente, 

welche im natura gereiht werden, fowohl die ftatt derfelben 

bewilligten YUeguivalentgelder, von dem Abzügen frei, Reſeript 
v3. Aug. 1785. Cont. II. Cod. Aug. V. 4. p. 4. und Reſeript 
4. Aug. d. EL co. p. 1278. Noch vergl. manı das Reſcript 

* den Unteroffiziers und Gemeinen, wenn’ ſelbige durch Bet- 

ſorgung zu Beſoldung gelangen, ingleichen andern aus der 

Kriegskaſſe beſoldeten Dienern, bei deren Verſetzung in ‚einen 

hoͤhern Gehalt, zu formirenden zweimonatlichen Gehaltsabzug 

für die Armenhaushaupt- und Praͤmienkaſſe betr. v. 1. Oct. 

4801. ia Cont, III. Cod. Aug, T. 1: Pr 5+ 


.5).©. die obangeführte Verordnung v. 4. Aug. 4721- und eine 
andre v, 12. Aug. 1722 1. c. Cont, II, T. 41. p. 597., auch Ge⸗ 
nerale v. 23. Aug. 1786. 1. c. Pr 899. 


6) Refeript v. 8: Mai 1816. Cont, II. Cod. Aug. T. 1. p- 22 
In Beziehung auf das Militair iſt durch das Mandat wegen 

_ einiger privatrechtlichen Beftimmungen in Hinfiht auf Mili: 
tairperſonen vom 15. Febr. 1822. (Gefegfamml. d. J. St. & 
Nr. 7. ©. 133. u, f.) $. 6. den Oberoffiziers außer dem Ster 
bemonath nur ein Gnadenmonath verwilligt. 


7) Mandat, die Befchränfung der ben Gläubigern Koͤnlglicher 

Diener an deren Dienſteinkommen einzuraͤumenden Rechte betr. 

v. 18. Sun. 1823. Geſetzſamml. d. J. St. 15. Nr. 23. ©. 93. 
Bei den Oberoffiziers darf zu Folge des not. 6. angeführten 
Mandats $. 2. nur der ſechſte Theil feines Tractaments oder 
Wartegeldes zur Erecution angegeben werden. 


: 8) Regulativ vom,22. März 1783. $. 7 Cont. II, Cod. Aug, 
La 1» P+ 486» 
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9. 138 
"Rang und Würben. 


| Die geſetzlichen Befimmungen des Ranges, wel 

cher mit den Würden verbumben:ift, find durch Rang» 
ober Hofordnungen feſtgeſetzt, von welchen bie neufte 
den 28. Dec; 1818 gegeben wurde), — Die Vers 
deibung von Würden ohne Aemter pflege von dem Re 
genen in bem Kabinet ohne Theilnahme der Collegien 
n geſchehen. Mie erftern ftehen in Werbindung: 
Die Nitterorden *), unter welchen noch gegenwärtig 
erliehen werden: a) Der Heinrichsorden, geftiftee 
* das feiegerifhe Berdienft zu Hubertsburg von 
Friedrich Auguſt II. den 7. Oct. 1736; erneuert und 
mit 15000 Thlr. jäheficher (bald aber "wieder eingezo⸗ 
gener) Einkuͤnfte ausgeſtattet von dem Prinzen Zaver 
am ıi. Sept. 1768, zuletzt wieder nad) mehrjähriger 
Unterbrechung ſeit 1796 ertheile®), b) Der Orden ber 
Rautenkrone, als ein Hausorden geftiftee bei der An- 
wefenheit des Kaiferd Napoleon +) den 20. Sul. 1807: 
c) Der Orden des Civil-Verdienſtes, gefliftet bei der 
Ruͤckkeht des. Königs den. 7, Sun. 1815. Es beftehe ° 
aber diefer Drden, welcher zu Folge der erſt den ı2. 
Auguft diefes Jahres „gegebenen Statuten °) die Bes 
lohnung ausgezeichneter Verdienſte im Givilftande be> 
abfichtiget und aud an Auswärtige ertheilt wird, aus 
drei Klaffen, den Großkreuzen, Comthuten und Nit- 
tern; doch ift damit noch eine vierte Klaffe verbunden, 
welche Diejenigen in fich faßt, denen die Civil-Medaille 
verlichen wird. Die Verleihung des Ordens gefchiehe 
—— an dem Stiftungstage, nach dießfallſigen 
orſchlaͤgen von dem Ordensrathe 8), der ſich in dieſer 
Abſicht wenigſtens jährlich einmal kurz vor dem Ein— 
tritte jenes Tages verſammelt. IL. Ehrenzeichen, mo- 
mit die Capitularen der Hochſtifter und die Canonici 
der Collegiatſtifter begnadigt wurden. Dieſes geſchah 


14* 


u 
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zuerft in Anfehung ber -Capitularen zu Meißen und 
Merfeburg von dem Churfürft Friedrich Chriftian; dem 
Hochſtifte Naumburg aber wurde diefer Vorzug erſt 
durch eine Urkunde 7) vom 15. Aug. 1789 zu Theil, 
fo wie ben Kollegiarftiftern Wurzen und Zeig im 
Jahre 1808. — Der Gebrauch auswärtiger Titel und 
Orden bedarf übrigens ſchon nad) ‚allgemeinen ſtaats⸗ 
rechtlichen Grundſaͤtzen landesherrlicher Genehmigung 8). 


4) In der Gefehfammlung für das Koͤnigreich Sachſen v. 3. 
1819 ©t. 1. Nr. 3. ©. 3. Nachträge dazu a. a. O. Jahrg. 
1821. St. 6 Nr. 12. ©. 44. Jahrg. 1822. St. 6. Nr. 10. 
©. 182. u, &t.15. Nr. 28. ©. 337 ff. Jahrg. 1823. St. 2 Nr. 
4 ©. 6. Jahrg. 1824. St. 12. Nr. 16. ©. 81. 


2) Chrift- Junkers boppelter Difcours von den von dem 
Shur: und Fürftlihen Haufe Sachſen geftifteten Mitter: und 
andern Orden. Eifenah 1708. Fol. — Man vergl, Weinarts 
Literatur des Saͤchſ. Staatsrechts B. 41. ©. 214 u f 


3) Slafeys Kern der Gädf. Gefhihte. ©. 448. von Roͤ⸗ 
mers Staatsreht von Sahfen Th. 3. ©. 2381. Geſchichte 
des Koͤnigreichs Sachſen B. 2. ©. 183. 


a) Poͤlitz Geſchichte m Statiftit des Koͤnigrelchs Sachſen B. 2. 
©. 284 u f. Ä i 


5) Bekannt gemacht in der Leipziger Zeitung v. 28. Dec. d. I. 
Nr. 252. Cont. III. Cod. Aug. T. 1. pı 19. 


6 Diefer befteht, außer einem Ordenskanzler, aus 2 Sroffreus 
gen, 4 Comthurn und einem Ordensſekretair. 


7) In meinen diplomatifhen Beiträgen zur Sihfifhen Geſchichte 
und Staatdfunde No I. ©. 89. Man vergl. Kurze Nachricht 
von der Webergabe des Stiftsordens an die Domberren zu 
Naumburg In des Grafen von Beuft Sähfifben Staatsan⸗ 
zeigen Nr: & ©. 4% 


8) Klüuͤber öffentlihes Recht ber Teutſchen Bundesſtaaten 
$. 410. S. 768 * 
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I. Literariſche Notizen. Man vergl. 1) Chriſt. Gotts 
lieb Wabſt's hiſtoriſche Nachricht von des Churfuͤrſtenthums 
Sachſen und der dazu gehörigen Lande. jegiger Verfaſſung 

der hoben. und niedern Yuftiz. Leipzig 1732. Fol. 2) Adam 
Friedrich Slafep's handſchriftliche Werichtigungen zu 
Wabſrs hiſtoriſcher Nachricht u. ſ. m. Goͤrlitz 1795. 4. 3) 
Burkhard Gottlob Huldreich Hellfeld’s Verſuch 
einer Geſchichte der. landeshertlichen hoͤchſten Gerichtsbarkeit 
und der Hofgerichte in Sachſen. Jena 1782. 8. 4) Pfoten- 
hauer de findiciis a quibus et ad quae provocare licet im 
terris Electori Saxoniae subiectis. Vitb, 1795. 4. 5) Guſtav 
Auguf Bielig über den verfhiedenen Gerichtsſtand, bes 

ſonders In Churſachſen. Leipzig 1801. 8. IL. Quellen. Das 
wichtigſte In diefer ganzen Materie, in foweit ‚fie bie Civila 
juftiz betrifft, eingreifende Geſetz, woburd bie ehemalige Ver—⸗ 

: faſſung in vieler Hinſicht geaͤndert wurde, iſt das Mandat bie 
in verſchledenen Gegenſtaͤnden der Gerichtsverfaſſung uud des 
Prozeßverfahrens beſchloſſenen Abänderungen und Einrichtun⸗ 
gen betreffend, vom 13. Maͤrz 1822, in der Geſetzſammlung 
d. J. Nt. 10. Nr. 17. ©. 205. — Die wichtigſten Landtags⸗ 
verhandlungen, durch welche dieſes Geſetz veranlaßt wurde, 
ſind folgende: 1) Dectet, bie Aufhebung der zeitherigen 
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Mittel-Appellations-JIuſtanzen der Aemter und bes Oberhof⸗ 
gerichts zu Leipzig und die Umbildung des letztern zu eiuem 
ausſchließlichen Gerichtshof für die prozeſſualiſchen Angelegen⸗ 
beiten der Schriftſaſſen bett. vom 7. Febr. 1818. — 2) Des 
eret, die Abfhafung der Leuterungen und, Abänderuug des 
Appelatiousverfahreid- bett. vom’ Lil Febr. 1818. — 3) Mes 
morial der Stände, in Beziehung auf ſaͤmmtliche in den nur⸗ 
erwaͤhnten Becreken enthaltene Gegenſtande 'v.18. Jun. 1818. 
— 4) Decret, den Entwurf des angefuͤhrten Mandates betr. 
v. 26. Febr. 1821. — 5) Schrift der Stände in Anſehung die— 
ſes Entwurfs v. 6. Zum. 181°... 20.0 0.000, 


la we tue 
Begriff und Eintheilung der Juſtizhoheit. 
Die Juſtizhoheit umfaßt alle diejenigen Rechte 
des Regenten, welche: ſich theils auf Rechtsſtreitigkei— 
ten. der Unterthanen (Civiljuſtizhoheit), theils auf Be⸗ 
ſtrafung der Verbrechen (Criminaljuſtizhoheit) beziehen. 
So verſchieden auch beide Gattungen, wegen der Ver— 
ſchiedenheit ihrer Gegenftände find, fo beruhen fie doch 
nach dem pofitiven Teutſchen Staatsrechte auf fo vielen 
gemeinfchaftlihen Örundfägen, daß es nicht zweckmaͤ—⸗ 
fig fcheint, fie ganz von einander abgefondert darzu— 
ftelfen. Auch‘ beftehen beide aus folgenden Hauptbe— 
ftandeheilen: I. Der Juftisgefeggebung, verbunden mit 
dem Rechte zu difpenfiren und zu begnabdigen. II. Der. 
Verleihung der Zuftizämter. III. Der Gerichtsbarkeit 
in Suftizfachen, welche in der Regel fowohl dad Recht 
der. Unterfuhung und Gnetfheidung '), ald aud das 
der Vollſtreckung in fi faßt. IV. Der hoͤchſten Ober- 
auffiche über die Juſtizpflege. Da von den beiden er- 
ſten Regierungsrechten bereits in, den vorhergehenden 
Abſchnitten gehandele worden ift, fo werden wit uns 
bier nur auf die“ zwei letztern beſchraͤnken. | 


- 
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= Dei diefen Begriffen muß man ſich daran erinnern, daß die 
ſogenanute willluͤhrliche Gerichtsbarkeit, „ob: fie gleich ‚von dem 
F , ‚Eioilelchter: ausgeübt wird, doch ihrer Natur, nach, Fein Cheif 
dor eigentlichen Gerichtsbarkeit iſt, foudern: vielmehr. ‚eine Wir⸗ 
kung ber oberauffehenden . Gewalt,. Man vergl. ‚Gönner 
Handbuch des Teutſchen gemeinen HYrozeſſes 265%: 
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a ee 
1. Ordentliche buͤrgerliche Gerichtsbarkeit 
‚ber niedern $nftanzen und: Aufhebung 
der mittleren Appellations-Inflanzen 


Erſtere wird theils von den Juſtizaͤmtern, theils von 
den Patrimonialgerichten der Staͤdte und Doͤrfer aus⸗ 
geuͤbt. Die Patrimonialgerichtsbarkeit aber erſtreckt ſich 
blos auf die in ihrem Bezirk ſich aufhaltenden Perfos 
nen; die Gerichtsbarkeit der Aemter ') dagegen auch 
über ganze Städte und Ritterguͤter und mehrere ’ be- 
ſonders wegen ihrer Dienftverhältniffe von jener Exi⸗ 
mirte ®). Alle mittlere Appellations Inſtanzen 5) mit 
alleiniger Ausnahme. der Schoͤnburgiſchen in Glaucha 
ſind zugleich mit der Oberaufſicht uͤber die niedern 
Gerichte, welche ſie berechtigte, Beſchwerden über das 
Verfahren  derfelben-anzunehmen*), Durch das. in der 
Ginleitung angeführte: Mandat $..1::$. 2. $. 53. und 
9. 7. gänzlich) 5) aufgehoben °), "daher. gegenwärtig: in 
Anfehung ber ordentlichen Civilgerichte das Appellations⸗ 
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gericht in Dresden bie einzige Appellationsinftanz bil 
dee, welches auch, in foweic feine befondre Ausnahme 
ſtatt findet, in der nehmlichen Eigenfchaft bei ſolchen 
Perſonen und Sachen zu betrachten ift, die einem pri= 
dilegirten Gerichts ſtande unterworfen find. Unter jes 
nen Sinftanzen aber zeichnete ſich befonders das noch 
jege in einer andern Eigenſchaft fortbeftehende Ober- 
hofgericht zu Leipzig dadurch aus, daß ed mit der Sans 
Desregierung, welche ehedem jeberzeie über die Zuläffigs 
keit der. Appellationen erkennen mußte, ehe bie Beru⸗ 
fung an das Appellationsgeriche gelangen fonnte,. in 
der Regel”) concurrente Gerichtöbarkeie ausübte, und 
demungeachtet jener Behörde in Anfehung der Appella= 
tionen felbft unterworfen war. J 


1) B. 1: des Lehrbuchs. Kap- 6. ©. 184 u. f. 


2) Bielitz « a. O. ©. 107. Zu dem daſelbſt befindlihen Ver: 
zeichulſſe derfelben laffen fih noch manche Zufäge, außer denen 
dur die. neuften Veränderungen bewirften (weiter unten 
$. 144. angegebenen) beifügen. Man vergl, z. B. Reſcript v, 

9. Dct. 1781. Cont. II. Cod, Aug. T. 2. p. 335. 


3) Dahin gehörten noch vor dem Mandate von 1821 die Aemter 
in Anfehung ber amtfäffigen Gerichte und. das Dberhofgericht 

- zu 2eipzig; ferner vor dem Jahre 41815 das Hofgeriht zu 
Wittenberg und die Stiftsregierungen zu Merfeburg und Zeitz; 
endlih bis zum Jahre 1818 die Stiftsregierung zu Wurzen. 

- Bon fämmtlihen Stifteregierungen aber konnte nur an. Die 
- Randesregierung appelirt werden. | — 
4) Doch behielt nah $. 7. des angef. Mandats das Oberhofge⸗ 
richt das Befugniß, die Unterobrigkeiten zur Befolgung feiner 
Verordnungen, in ſoweit fie zur Ausübung feiner Gerichts— 
barkeit nöthig find, durch Strafauflagen‘ anzuhalten. Auch iſt 
diefe Morfchrift durch ‚ein neueres Mefetipt v. 15. Det. 1824, 
 (Gefepfammi. d. J. St. 24. Nr. 38. ©. 206.) auf die Obrig⸗ 
Seiten des Stiftsbezirls Wurzen ausgedehnt worden. 


u. 
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5) Wenn aber das Hberbofgericht in einer bei ihm anhängigen 
Rechtsſache einer Obrigkeit zu einer Progeßhandlung Auftrag 
ertheilt und bei biefer Behörde an das Dberhofgericht appellirt 
wird, fo hat erftere zwar legterm die Appellation anzuzeigen, 
diefes aber hierauf weitern Bericht zu erftatten, wenn nicht 
durch eine bei ihm gefaßte Reſolution den Beſchwerden völlig 
abgeholfen wird. $. 6. des angef, Mandate. 


6) Schon ehedem hatte man in einem Die Wppellationen per 
saltum betreffenden Generale’vom 21. März 1810 (Count. II: 
Cod. Aug. T. 4. p. 256.) den Nachtheil, welcher durch die Wer: 
vielfältigung der Inſtanzen entftand, dadurch zu befchränten 
gefucht, dab wegen folher Appellationen der Nichter, bei wel« 
chem die Berufung eingewendet wurde, zwar an die ihm vors 
gefente Behörde Bericht erftatten mußte, es aber, wenu biefe 
die Appellation anzunehmen Bedeufen trug, dem höhern Rich— 
ter überlaffen blieb, ob er, ohne bie Sache an den vorigen 
Richter zu remittiren, die Appellation annehmen, oder ver: 
werfen wollte. 


7) Die meiften Ausnahmen betrafen Gegenitände, bei welden 
auch jetzt die Gerichtsbarkeit des Oberhofgerichts uber die 
Schriftſaſſen (von welchen ſpaͤter gehandelt wird) nicht ſtatt 
findet. Doch waren auch außerdem nach dem Mandate vom 
28. Nov. 1753 (Cont. I, Cod. Aug. T. 1. p. 383434. $. 7.) 
alle Appellationen an die Hofgerichte in geringfügigen Rechts- 

ſachen unzulaͤſſig. Haubold Mnleitung zue Behandlung ges 
tingfügiger Rechtsſachen. (Leipzig 1807: 9) ©. 134, 


$. 136. 
Appellationsgericht. 
a. Urſprung und Schickſale deſſelben bis 1790. 


Nach der Entwicklung und Ausbildung der colle- 
gialifhen Juftigverfaffung in Sachſen war geraume 
Zeit die Landesregierung die hoͤchſte N 

I. 6 
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ſtanz'), doch wurde in der Kanzleiordnung feſtgeſetzt: 
daß megen ber. Appellationsfachen zwei Doctoren der 
Rechte unter den Hofrächen befindlich feyn, auch bei 
fehr wichtigen Gegenftänden etlihe Rechtsgelehrte von 
teipzig und Wittenberg berufen werden follten*). Wei— 
tere Appellationen an die Reihögerichte waren in Be— 
ziebung auf das Churland ſchon duch die goldene 
Bulle ie. 11. verboten, und fchienen auch in Anfe- 
hung der übrigen Erblande mit der Juſtizverfaſſung 
und den befondern Freiheiten des Haufes Sachfen 
nicht vereinbar zu feyn 3); demungeachtet ſah fich der 
Churfuͤrſt Auguft durch einige Appellationen großrer 
Vafallen an die Meichsgericyte bewogen, von dem 
Kaifer Ferdinand I. den 2. Mai 1559 eine unbe 
gränzte Appellationsbefreiung *) auszuwirken, welche 
man aber blos als eine Beftätigung alter Vorrechte 
betrachtete 5). Erft aber unter Chriftian J., der fon 
1587 einige befondre Appellationsräche ernannte hatte, 
weiche gemieinfchaftli mit den von dem Kanzler hier— 
zu verordneren Hofrächen die Appellationsfachen ents 
fheiden mußten, wurde 1605 ein befondres Appellas 
tionsgerichts » Collegium, jedody unter der Beſtimmung 
angeordnet, daß ed nur zweimal des Jahres (zu Tris 
nitatis und Martini) zufammenfommen follte, daher 
es auch größtentheild aus DBeifigern beftand, die zu 
den Suriften: Sacultäten und Scöppenftühlen gehörs 
ten. Der Sandesregierung blieb die ' Prozeßleitung 
vorbehalten; fo wie auch ber Kanzler noch einige 
Zeit mit Vorwiſſen des Churfüriten bei jedem Termine 
einige Hofräche ernannte, welche bei den Sitzungen jes 
nes Gerichts gegenmärtig waren‘). Auch wurde am 
7. Oct. 1605 eine Appellationsgeridhts- Ordnung?) be» 
Fannt gemacht, deren früherer von Hartmann Pi- 
ftoris abgefaßter Entwurf zugleih die Grundlage 
der alten Prozegorbnung geworden ift®), Beftändige 
Sitzungen dis Gerichts wurden zwar durch die neuere 
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Ordnung ») befjelben vom 27. März 1734, welche ihm 
auch die Prozegleitung mit Ausnahme der Refolutio: 
nen über die Annahme und Verwerfung der Appella 
tionen übertrug, eingeführt; doch blieben noch außer: 
ordentliche, an welchen aud) einige Beifißer der Sprud)- 
eollegien Ancheil nahmen, bis zum Jahre 1790, wo 
untere Vermehrung der ordentlihen Beiſitzer die Eins 
theilung des Gerichts in zwei Senate erfolgte. 


1) Seitdem uehmlih das Hofgericht, welches in dem Mittelalter 

- bie böcite Inftanz. gewefen, von dem fürftlihen Hoflager ge». 

trennt worden war, blieb noch die Appellation an den Landes: 
herrn felbft offen, der fih Anfangs einiger hierzu verordnes 
ten Raͤthe bediente, weldhe in ihrem Namen und mit ide 

aufgedrüdten Yeivatfi egeln ſprachen. 


2) Bei den Appelationen von dem Oberhofgericht aber follte zu 
deren Rechtfertigung zweimal im Jahre vorbeſchieden und bier: 
zu Landraͤthe erfordert werden. 


8) Gunthers nor. 5. angeführte Abhandlung bezieht ſich größ: 
tentbeils auf diefen Gegenfland; auch wird daſelbſt S. 13 
u. f. behauptet, daß das vom Kaifer Sigismund Friedrich 
dem Etreitbaren (1425) verlichene Privilegiam de von evo- 
cando, welches im Anhange Nr. 1. ©. 87. mitgethellet wird, 
die Appellationen ausgefchloffen habe. Man vergl noch Aude. 
Knichen Comment, in Electorum et Ducum Saxoniae ius et 
privilegium litis provecatoriae nescium, Frf. 1595 4, 


4) Bei Günther im Andange Nr. 29. ©. 180 m. fe — lieber 
ben Umfang diefes Privilegit in befondrer Beziehung auf Nul⸗ 
litaͤts- Klagen und Beſchwerden über verweigerte und vetzoͤ⸗ 

gerte Juſtiz vergl. man die gegen eine Druckſchtift unter dem 

Titel: Beitrag zur Kenntniß der Teutſchen Rechtspflege In 

peinlihen Sahen (1793. 8.) gerichtete Deductlon unker dem 

Titel: Darſtellung der vor dem Herzogl. Saͤchſ. Juſtizamte zu 
6» | 


LYZ 
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Golha wider din Schwerbtfeger Sartorlus anhängig geweſe⸗ 
nen Unterfuhung wegen eines bdemfelben angefhuldigten dops 
yelten Ehebruchs. Eedruckt auf Befehl der Herzogl. Regies 
rung zu Gotha. 179%: 4. 


5) Die Gefhichte biefes Privilegii wurde befonderd auf Meran: 
laffung einer Abhandlung von Spittler über die Frage: 
Hat der Churfürft von Sachſen ein uneingefhränftes Privile⸗ 
gium de non appellando für alle feine Lande? (in dem Göt: 
tingifhen biftorifhen Magazin B. 2. St. 2, u. 3. ©. 333. u. 
5, 479.) wozu. fpäter ein apologetifher Nachtrag (a. & D. 
B. 4 St. 2. ©. 244.) eribien, in folgenden Schriften erlän: 
‚tert: 2a) 8. G. Günther das Privilegium de non appel- 
lando des Chur- wuub Fuͤrſtlichen Haufes Sahfen aus der 
Geſchichte und dem Staatsrehte mit dazu gehörigen Altenſtuͤk— 
ten erläutert. Dresden und Leipzig 1788 8. b) Deffelben 
unbesränzter Umfang der Saͤchſ. Appellationgfreiheit, nah bem 
wahren Sinn der Kailerliben Privilegien und dem Herfom: 
men erwiefen. Dresden und Leipzig 1789. 8 — ec) Fried: 
rich Huldreih Carl Siegmann über Geſchichte und 
Umfang des Churfähfiihen Privilegiums wieder die Appella— 
tionen an bie Reichsgerichte. Leipzig 1789. 8. 


6) Man vergl. Appellationsgerichtsorbnung von 1605: „es fol 
ber Kanzler in allwege dahin fehen, daß bie, welde am beften 
qualificiret, auch foviel ſich fuͤglich leiden will, einerlel Perſo⸗ 
nen, deputiret werden.“ 


7) Cod. Ang: I, p. 1226. 


8) Haubold Nahriht von dem erften Entwurf der Appellas 
tionsgerihtsordnung In dem Anhange zu meiner Gefcichte 
der Churfächfiihen Staaten B. 4. ©. 375. und Eiusdem Legis 
"judiciariae utriusque, qua Saxonia regia utitur, origines, Lips. 


1809. 4. 


9) Cont, I, Cod. Aug T. 4. p- 433, 
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§. 137. 
b. VBeranderungen ded Appellationsgerihid in 
dDiefer Eigenfhaft' durch dad Mandat vom 
13. März 1822. 


Durch das nurermähnee Mandat ift in der Na 
gel dem Appellationsgerihe auch die Cognuion über 
die Annahme und Verwerfung der wider die in ben 
niedern Inſtanzen in Civilſacheu pubficirten Rechts⸗ 


ſpruͤche eingewandten Appellationen überlaffen *), wobei 


ihm auch ohne Zuftificationsverfahren, bei unzweifelhafs 
ter Nothwendigkeit, eine Erläuterung oder Abändes 
rung bes vorigen Erfenneniffes freiftehe®). Gegen ein 
Hejectionds und Definitiv-Reſcript deffelben ift den 
Partheien eine einzige Appellation zugelaffen, welche 
aber in geringfügigen Sachen nur bei declaratorifchen 
oder reformacorifchen Reſcripten derjenigen Parthei, 
welche fich hierdurch fire befchmweret achtet, offen ſteht +). 
Dagegen ift die überhaupt mie wenig Ausnahmen gegens 
wärtig ganz aufgehobene Jeuterung 3) gegen Haupterkennts 
niffe des Appellationsgerichts zuläffig 9). Bei den Appels 
Iationen gegen das richterliche Verfahren und in Finanze, 
Militair- und Steuerfachen ift es bei der bisherigen Ver: 
faſſung geblieben; daher über die Zuläffigkeic derfelben 
die Iandeöregierung erkenne, und wenn fie ihre An- 
nahme beſchloſſen hat, die Sache duch ein Communi— 
cat an dad Appelationdgericht abgiebe, welches ſodann 
wie bei einer von ihm felbft angenommenen Appellas 
tion zu verfahren bat”). In der Saͤchſiſchen Ober⸗ 
laufig endlih bat die Oberamtsregierung zu. Budiſſin 
die Annahme und Nejection derjenigen Appellationen, 
welche in den von ihr felbit oder von niedern Inſtan— 
zen anhaͤngigen Rechtsſachen wider publieirte Rechte: 
ſpruͤche eingewendet werden, dem Appellationsgeriche 
anheim zu flellen®". 


* 
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4) Zur Erklärung dieſes Zuſatzes iſt es noͤthig zu erinnern; 
daß in dieſem Abſchnitte von der ehemaligen Gerichtsbarkeit 
des Appellationsgerichts über die Schriftſaſſen, ſo wie auch 
von der noch jetzt in manchen Faͤllen in erſter Juſtanz Ihm 
vorbehaltenen nicht die Rede iſt. 


2) 4. 12. des angef. Mandats. Auch werden nah $. 13. bie 
Nemifforialreferipte mit Beifügung der Urthel des Apyella- 
tionsgerichts von diefem erlaffen. 


:3) 4. a. Dr S. 31. 
4) 0. & O. $. 32. 
5) 4: a. Dr $ 22, 


6) a. a. D. 52 23. „doch wird die Sache durch zwei gleihförmige 
Erfenntniffe entfchleden, ed mögen nun ſolche unmittelbar auf 
einander folgen oder abändernde Erkenntniſſe dazwifhen ges 
fommen ſeyn.“ Uebrigens find nah 9. 37. die Grundfäße 
von den Rechtsmitteln bei dem Mppellationsgerichte auch auf 
ben Kirchenrath und das Generalfriegsgerichtscollegium ans 
wendbar, 


7) 0. a. D. $, 15. 
8) Mandat, die nene Verfaſſungs- und Verwaltungs:Cinrihtuns 


gen in der Oberlaufig betr. v. 12. März 1821 9. I, aub 2, 
Geſetzſamml. d. J. St. 4. Nr. 8. S. 17 u. fi 


Ä $. 138. 
© Perfonale und Geſchäftsgang des Appella— 
tionsgerichts. 

Das gegenwärtige Perſonale des Appellationsge— 
richtö *) beſteht aus einem Präfidenten, einem Vizepraͤ⸗ 
fidenten und 7 Beifigern vom adlichen, fo wie 12 vom 
gelehreen Stande; auch find bei dem Gerichte vier 
Secretarien angeſtellt. In der vollen Verſammlung 
des Gerichts werden bauprfächlic die Verfaſſungsſa— 
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chen des Collegii*), wichtige Communicate mit andern 
Gollegien und einige Gegenftände, welche wiederhofe 
zur Berathung kommen, erledige: in den Senaten da— 
gegen, deren nunmehr 5 find®), und in welchen ber 
erfte von dem Prafidenten, der zweite von dem Vize— 
präfidenten, der britte aber wechfelsweife von beiden 
dirigirt wird, alle dem Pleno nicht befonderö vorbe- 
baltene Sachen referirer‘). Die Termine werden von 
zwei Beifigern abgewarter, welche der Praͤſident unter 
Berbeffichtigung beider laterum erwaͤhlt. 

4) Königl. Saͤchſ. Hof, Civil: und Militair: Staat v. J ˖ 1823 
©. 162 u. f. 

2) Dahin gehören auch die gemeinen Beſcheide (Deorera eormmu-.. 
nia), welhe von diefem hoͤchſten Zuftizhuf, fo wie von andern 
böhern Gerichten gegeben werben können. Kind Quasst, fo- 
renses Ed, 2. T. 4, Cap. 67. p. 341. 

3) Es ift nehmlich mit der bereits zu Ende d. J. 1823 angeord: 

neten Niederſetzung eines Hülfsfenats den 15. Nov. 1524 der 
Anfang gemadt ‚worden. 

4) Chedem wurden die Vorträge ad sententiam blos von den Raͤtben 
tes gelehrten lateris gehalten, welches aber durch das Publicans 
dum die in dem Königl. Saͤchſ. Appellationsgerichte feſtge— 
fegte Gleichheit beider laterum in Anfehung der ihnen oblies 
genden Arbeiten betreffend, v. 2. Mai 1822 (in der Gefen: 
famml. d. 3. ©t. 18. Nr. 23. ©. 351.) abgeändert wurde, 


II. Ordentliche peinliche Gerichtsbarkeit, 
§. 139. 
1. Berehtigung der Aemter und Patrimos 
nialgerichte zur Ausübung der peinlis 
ben Gerichtsbarkeit. 


Die Königlichen Aemter üben in der Negel felbft 
in dem Bezirke der Parrimpnialgerichte die peinliche 
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Gerichtöbarkeit aus, weil diefe nach allgemeinen Grund- 
fügen des Territorial-Staatsrechts bei letztern nicht 
vermuthet wird’), ob fie gleih ein großer Theil der= 
felben durch befondre Rechrstitel erworben hat. Schon 
mit den Erbgerichten aber ift wegen der ihnen in dem 
Mittelalter zuftändigen Voigtei das Recht geringere 
Vergehungen und Frevel zu unterfuchen und zu beftras 
fen verbunden. Die Gränzen aber zwiſchen jenen und 
den Dbergerichten wurden in Sachſen bauptfächlic) *) 
Durch die Sandesordnung) vom ı. October 1555 und 
duch ein in den Gerichtsbrauch übergegangenes Re— 
fponfum des Leipziger Schöppenftuhld an den Rath zu 
Thum“) vom Jahre 1620 beſtimmt. So viel bie 
Aemter und Kammergurögerichte betrifft, fo waren diefe 
ehedem einer beftändigen Zeitung ihrer Criminalgerichts⸗ 
barkeit von Seiten der tandesregierung unterworfen, 
welche aber durch das Generale‘) vom 11. Oct. 1817 
nur noch auf einige Fülle befchränfee wurde, wo eine 
Anfrage bei jener Bebörte befonders vorgefchrieben ift®), 
und welde zum Theil felbft bei den Patrimonialge> 
richten eintreten, befonders auch) auf Berichtserjtattung 
vor der Vollſtreckung von Todesftrafen?”). — In der 
Stade !eipzig befteht zue Ausübung der Griminalges 
richtsbarkeit ein befondres Criminalamt, welches ſeit ei- 
nem Megulativd) vom 12. März 1322 zugleich mit 
dem dafigen Polizeiamte den Namen des vereinigten 
Criminal» und Polizei⸗Amtes der Stade Leipzig führe). 
Bon deſſen Urfprunge und manchen gemeinfchaftlichen 
auf beide Behoͤrden ſich beziehenden Grundfägen foll 
bei der Polizeigewalt gehandelt werben. Daher wir 
bier nur fo viel bemerken: daß außer dem von bem 
König angeftellten Präfidenten, dem die oberfte Leitung 
dieſer Behörden übertragen ift, das Griminalanıt aus 
einem Griminaleichter und einem Wicecriminalrichter bes 
fteht, weldye von dem König auf die von dem Stadt 
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vathe gethanen Vorfchläge aus deſſen Mitte erwaͤhlt, 
und Die zur DBefegung der Gerichtöbank in peinlichen 
Sachen erforberlidhen DBeifiger aus den dazu geeigne⸗ 
ten Expedienten bes Criminal» und Polizei-Amtes von 
erfterm felbft ernanne werden ’°), auch bei allen Hand- 
lungen, welde Akademiker betreffen, ein Depukicter dee 
Univerfität zugezogen werben muß’'). —J 


) Leiſt Lehrbuch des T. Staatsrechts $. 149. not. 1. 


2) Manche einzelne Fälle find nehmlich auch durch Spetial« Res 


feripte beſtimmt, welde in die Theorie des Criminalrechts 
gehören, 


3) Tit. was zu Ober⸗ und Erb: Gerichten gehört, Cod. Aug, 


T.I p- 49 . 


4) In Carpzovii Practica rerum criminalium Qnaest. 109, 


und Winklers Handbuche des peinlichen Prozeſſes S. 42. 


5) Cout, IIJ. Cod, Aug, T. 1. p. 310. 


6) Dahin gehört nah dem $. 1. des angeführten- Generale: 
. a) wern Berfälfhungen von Münzen und Kaffenbillets, ober 


der Vertrieb folher Wertbzeihen zur Unterfuhung kommen; 
b) wenn Verbrechen zu unterfuchen find, wo die Gefepe über: 
haupt die Berichtserftattung vor allem Werfahren ausdrüdlic 
vorfhreiben. (Diefes iſt der Fall bei allen Verbrechen, welche 
in dem statum publicum einfhlagen, oder bei den fogenannten 
delictis exceptis cf, C, A. Brehm de delictis exceptis, Lipa, 
1788. 4.); ce) wenn um fiheres Geleit gebeten wird; d) wenn 
ber Ang: fhuldigte um bie Entlafung aus der Haft gegen 
Handgeloͤbniß anfucht und der Nichter bie Entlaffung bedents 
lich fintetz3 e) wenn der Angefchuldigte darauf anträgt, die 
Unterfuhung niederzufhlagen, ober ftatt der ihm bevorftehen: 
den gefeplihen Etrafe eine gelinbere zu beſtimmen; f) wenn 
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vor oder während der Unterfuchung befondere Bedenken wegen 
des Verfahrens eintr ten. 


7) Man vers. oben $. 1277. not. 8. E. 14 


8) Geſetzſamml. d. I. Et. 9. Nr. 16. ©. 187. u. fe Man vergl. 
auch die Erläuterung einiger Punkte des, wegen Berwaltun, 
der Polizei: und Griminalrehtspflege in Leipzig unter dem 
412: März 1822 befaunt gemachten Regulativs betr. vom 26, 
Zul, 1823. Gefepfamml. d. J. St. 17. Nr. 26, ©. 99 


9) a. a. O. 1. 


10) Rs a. O. §. 16. 
11) a. 0 D 4. 17. 


§. 140. 
2. Competenz der Saͤchſiſchen Criminalgerichte. 


a. In Anſehung der in dem Lande begangenen 
Verbrechen. 


Der ebedem auch in Sachſen nah allgemeinen 
Grundfägen von der Teutſchen Gerichtsbarkeit ftate 
findende dreifahe Gerichtsſtand in peinlihen Sachen 
(das forum domicilii, delicti commissi und depre- 
heusionis), bei welhem die Prävention den Vorzug 
gab’), ift durch die Verordnung ber Yandesregierung 
vom 7. Febr. 1820 aufgehoben *) und als Megel ®) 
angenommen: daß dasjenige Gericht, welchem die pein 
liche Gerichtsbarkeit an dem Drte, wo ein Verbrechen 
verübt worden ift, zufteht, befugt und verpflichter ſey, 
Die Unterfuchung zu führen. Bei der Anwendung Dies 
fee Vorſchrift aber ift darauf zu fehen, an welchem 
Drte diejenige Handlung vorgefallen ift, welche das 
Weſen des Verbrechens ausmacht. Siege er auf ber 
Graͤnze, oder ift es ſtreitig, wer über ihn die peinliche 
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Gerichtsbarkeit ausuͤbt, fo beſtimmt Die landesregie— 
rung, welche von den coneurrirenden Behörden (nach 
Befinden auf gemeinfhaftlihe Koften) die Unterſu— 
hung führen fol. Kann jener Dre nicht mit Zuver- 
läffigkeit auögemittele werden, jo bat dasjenige pein— 
liche Gericht die Unterſuchung zu führen, in defjen Bes 
zirfe der Angefehuldigte ergriffen if. Bei dem Zus 
fammentreffen mehrerer von einer Perfon verubten 


Verbrechen wird, mit Ausnahme der Gapitalverbrechen, 


welche jedesmal die Unterſuchung der fämmtlichen übris 
gen nach fich zieht, wegen des Gerichtsflandes das zu= 
lege begangene berücfichtiget %), Uebrigend begründer 
bie Zuitändigkeie die Gerichtsbarkeit über den Haupt: 
urheber, auch die Kompetenz über alle Theilnehmer und 
Begünftiger, dafern ſich nicht die Sandesregierung bes 
wogen findet, eine andre Anordnung zu treffen. Auch 
iſt dieſe Behörde überhaupt ermächtiget, die Unterfus 
hung eines Verbrechens aus erheblichen Gründen . eis 
nem andern, ald dem ordentlichen Nichter zu übers 
tragen 5). | 
4) Püttmann Elementa iuris criminalis ex edit. Bienerä 
p- 357—359 Gottfried Ludewig Winklers Hand: 
buch des Sädf.. Peinlihen Prozeſſes. S. 71 — 74. 


2) Sefepfammlung v. d, I. St. 3. Nr. 5, S. 9 — Nach einer 
Verordnung v. 14. März 1822 wird diefes Geſetz auch zwi- 
ſchen alterbländifhen und Oherlaufiger Griminalgerihten ans 
gewendet, S. die Geſetzſamml. v. d. 3. St: 11. Nt. 19. ©. 221. 


9) Ausnahmen werden nicht allein durh den außerordentlihen 
Gerichtsftand begründet, fondern treten auch megen der Bes 
fhaffenheit der Sache ein: a) bei fammtlihen fleiſchlichen 
Verbrechen; b) bei dem Zinswucher und den Glüdsfpielen; 
e) bei wörtlihen und thätlihen Injurien und d) bei allen 
DVergehungen, zu deren Grörterung nah $. 1. ded Genernlig 
vom 30, April 1783 die Befegung der Gerichtsbank in, der 
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dafelbft angeortneten Maße nicht erforderlich if. In allen 
diefen Fällen aber hat derjenige Richter, in deffen Bezirke der 
Angefhuldigte fih aufhält, oder ergriffen wird, die Unterſu— 
hung zu führen. Dagegen werden alle diejenigen Ausnab— 
men, welde in frühern Geſetzen, wegen des Griminalgerihte- 
ftandes, für befordre Fälle enthalten und darunter auch die 
Straßengerichtsbarkeit, welche ſich übrigens in Sachſen blos 
„auf Raub und, Zugriffe, auch öffentiihe und fehdlihe Tha⸗— 
ten‘ befchräntte, (cf. Carol. Gottfr. de Winkler in eius- 
dem Opusc, T. 1. p. 131 — 147.) gaͤnzlich aufgehoben. ©. die 
angef. Verordnung $. 7. 8. und 9. 


4) a. a. O. 9. 1-6 
5) 0. a. D. $. 9. 


§. 141: 
b. Bei den im Auslande verübten Verbrechen. 


Wegen dieſer Verbrechen darf zuvoͤrderſt niemand 
ohne vorgaͤngige Genehmigung der Landesregierung eis 
nem auswaͤttigen Staate zur Unterſuchung und Be— 
ſtrafung ausgeliefert werden, wenn nicht durch befon- 
dere Vertraͤge mit einzelnen Staaten das Gegentheil 
feſtgeſetzt iſt. Gegen einen Saͤchſiſchen Unterthan aber 
wird die Unterſuchung von demjenigen Richter, in deſ— 
ſen Bezirke er ſich aufhaͤlt oder ergriffen worden iſt, 
gefuͤhrt. Betrifft dagegen die Unterſuchung einen Aus» 
länder, fo ift dann, wenn dad Werbrechen gegen bie 
Hoheitsrechte des Königs, oder gegen einen Königl. 
Saͤchſiſchen Unterthanen begangen wurbe, ber zufege 
erwähnte Richter zur Führung der Unterfuchung ver» 
bunden; und unfer der entgegengefeßten Voraus ſetzung 
har der nehmliche Richter Anzeige hiervon an bie fans 
Desregierung zu erflatten, damit von dieſer die Auslie— 
ferung des Verbrechers an das auswärtige Gericht, 
in defien Bezirke er fein Verbrechen verubte, oder das 
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fonftige Verfahren angeordnet werben Eönne, fo wie 
auch von jener Behörde die Enefcheidung der Frage 
abhängt, ob gegen einen in Sachfen ergriffenen Aus- 
länder, welder Verbrechen, nicht blos im Inlande, 
fondern auch im Auslande, jedoch nicht gegen die Ho» 
heitsrechte des Königs oder gegen einen Saͤchſiſchen 
Unterthanen fi zu Schulden brachte, die Unterfuchung 
auch auf die Verbrechen der zweiten Oattung auszus 
dehnen ſey). 


:4) ©. die angeführte Verordnung $- 10 — 14. 


§. 142. 
3. Bon der Appellation in peinliden Sa- 
hen an die fandesregierung. 


Wegen aller Appellationen und Befchwerben’) in 
peinlihen Sachen wird an die Regierung, aucy von amt» 
fäffigen Untergerichten berichter, welche auch andre in 
Uncerfuchungsfachen nöthige Berichte, wenn glei das _ 
bei eine Appellation oder Beſchwerdefuͤhrung nice in 
Frage ſteht, an jene Behoͤrde zu erſtatten haben*), 
Nie aber wird von bdiefer eine Appellation in einer 
peinlihen Sache zur Juſtification angenopmen; fons 
dern fie erläße blos, dafern Berufung over Beſchwerde 
gegründee ift, folhe Refcripte, wodurch entweder ein« 
zeine Punkte, befonders des Verfahrens, verbeffert, 
oder dem Ungefchuldigten eine nochmalige Defenfion 
geftatter wird ®). Letztere kann übrigens der Inculpat 
gegen jedes Erkenntniß verlangen, wodurch er mit einer 
teibes> oder Lebensſtrafe belege wird; ja im den zuleße 
erwähnten Fällen muß fie ihm der Richter von Amts⸗ 
wegen gewähren ). 


4) Ehedem war auch dem Dberbofgerichte, ob ihm gleich Feine 
yeinlihe Gerichtsbarkeit zuftand, die Erledigung von Beſchwer⸗ 
den über Erceſſe des peinlihen Nichters bei dem Verfahren 
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erlaubt, aud fonnte es ihn bei wahrgenommenen Ungebührs 
niffen zur Beobachtung der Gebühr anhalten. Reſcript vom 
26. Oct. 1780. 9. 8. Cont, I, Cod, Aug T. % P. 559 seq. 


9) ©. Mandat v, 13. März 1822 $. 1. und 3. 


3) Püttmann Elementa Juris Criminalis ex edit, Bieneri 
7 468% und Winkler Handbuh des Saͤchſiſchen peinlichen 
Prozeſſes. ©. 260. 


4) Uuderweites Generale von dem Berfabren iu Unterfuhunge: 
fahen vom 30. April 1783. Cont, II, Cod, Aug, Tr 1. pı 453 
seg. $. 1% 





Zweite Abtheilung. 


Bon der außerorbentlihen Gerichts— 
barkeit). 
4) Nur von denjenigen Arten derfelben It die Nede, bei wel« 


hen eigenthuͤmliche Grundſaͤtze des Saͤchſiſchen Staatsrechts in 
Betrachtung kommen. 





I, Von der Gerichtsbarkeit uͤber die Schriftſaſſen. 


1. Bon dem ehemaligen und gegenwärtigen 
Umfange der Schriftfäffigkeie 


Jo» Gfr. Bauer de Schrifisassiatu personal, (Lips, 1759 4.) 
in eiusdem Opnsc, T, 1. p. 385 — 391. Ilem de foro Schrift= 
sassiatus realis, Ibid, 1761. 44 ın einsdem Opuse. p- 473 — 483. 
— Car. Ferd. Hommel Rhapsodia quaestionum in foro 


obvenientium, Obs. 727 - 732. 
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$. 143. | | 
Die Schriftfäffigkeit, welche das Vorrecht unmit— 
teilbar vor den hoͤhern Landesgerichten Recht zu neh» 
men bewirfe, wird nach dem neuften Mandat vom 
13. März 1822 6. 18. nur noch folgenden phyſiſchen 
und moralifhen Perfonen zugeftanden: a) den Bes 
figern ſchriftſaͤſſiger Grundſtuͤcke') und. den ihnen vers 
liehenen Gerichten *); b) den Stadtraͤthen und andern 
Corporationen, die. fih zur Zeit der Belanntmahung 
jenes Gefeges in dem Beſitze derfelben befanden 5) ober 
denen fie Eünftig zugeflanden wird; c) den Inhabern 
der Stellen und Prädicate, welche in der unterm, 19. 
Dee. 1818 bekannt gemachten Hofrangordnung fich 
aufgeführt befinden, oder denen noch Fünftig ein Rang 
in der Hofordnung beigelegt wird; d) ben Yuftizbes 
amten; e) den Ehemeibern ſchriftſaͤſſiger Perſonen; 
f) den Mittwen derfelben, wenn ihre. Chemänner beim 
Ableben noh im DBefige der Schriftſaͤſſigkeit waren; 
g) den Kindern der Schriftſaſſen, fo lange ihre Vaͤ— 
ter noch am Neben, oder fie felbft noch minderjährig 
find, dafern nicht vor Ableben ihrer Väter, oder Er> 
fangung der Volljährigkeit, die Eöhne eine eigne, für 
fie einen andern Gerichtsſtand begründende Lebensweiſe 
erwählen, oder die Töchter fi verheirachen. 


4) Die Gerichtsbarkeit iſt felbft in perſoͤnlichen Rechtsſachen aud 
dann über diefe Perfonen begründet, wenn fie ihren Aufents 
halt nicht auf dem fchriftfäfigen Gute nehmen. Dagegen ba: 
ben ader andre Arten der privilegirten Gerichtsbarkeit, als 

z. B. die geiſtliche und militärifhe, den Vorzug, doch findet zu 
Folge eines Reſcripts vom 24 Nov. 1803. Cont, If. Cod, 
Aug. T. 1. p- 202. eine Ausnahme bei der akademiſchen ſtatt. 
©. Biener Progr. quo Rescr, de Schriftsassiatu personali- «x 
ıe praediove eiam sine domicilio competente illustratur, Lips 


1504. 4. 
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2) Nah einem Befehl vom 2. März 1769 (Cont. II. Cod, Aug. 
T. 1. p. 327.) geht diefes Vorrecht für ganze Dörfer mit Ges 
rihten, welche von andern fohriftfäffigen Gütern abgefondert 
werden, nicht verloren, doch Fünnen die Befiger derfelben keine 
Anfprüce auf bie Landtagsfähigkeit machen. 


3) Dahin gehört befonderd auch die Univerfität Leipzig und bie 
einzelnen Facultäten. Mandat v. 26. Febr. 1716, Cod, Aug. 
T. 1. p- 945. | 


$. 144. | 

Ä In den folgenden Paragraphen des angeführte 

Mandats ($. 19.) ift die Schriftſaͤſſigkeit oder auch 
ein befonders privilegirter Gerichtsftand vor der fans 
desregierung (forum exemtum) oder dem Oberhofges 
riche nachſtehenden Perfonen entzogen worden: a) Als 
- Ien Königlichen Beamten, weldye, ohne einen Rang in 
der Hofordnung zu haben, bisher. für fehrifefäffig an— 
gefeben wurden, d. h. durch Obfervanz diefes Vorrecht 
erhalten hatten‘); ingleichen den Patrimonial-Gerichts- 
verwaltern, welche dann für fehrifefäffig galten, wenn 
fie an dem Orte der ihnen übertragenen ©erichtsbars 
keit wohnten*); b) allen übrigen Perfonen, welche ohne 
in eine der $. 143. benannten Klaffen zu gehören, den 
Schriftſaſſen beigezahle wurden, namentlih den voll- 
jährigen Kindern verftorbener Schriftfaffen; den nad 
ihren perfönlichen Eigenfchaften niche ſchriftſaͤſſigen Bes 
wohnern fhriftfäffiger Güter und Gebäude, den Mierh- 
leuten, Pachterns), den Dfficianten, Dienftboten und 
Brödlingen der Schriftfaffen*), den Mitbelebnten an 
amts⸗ und fchrifefäffigen. Guͤtern“), den bloßen Prädi- 
catiiten endlicy, weldyen fein Rang in der Hofordnung 
beigelegt worden if. — Zugleih :wurde in Anfehung 
der zu der erften Klafje gehörigen Perſonen feitgefegt, 
daß fie in Zukunft der Gerichtsbarkeit. der Juſtizaͤm⸗ 
ter, in deren Bezirke fie wohnhaft find, vermöge des 
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ihrien hierdurch ertheilten Auftrags; Die der zweiten 
Kaffe aber der ordentlichen Obrigkeit ihrer Wohnörter 
untergeben feyn; alle diefe Dispofitionen aber auf bie 
zur Zeit der Bekanntmachung des Mandats bereits 
gerichtähängigen Sachen feinen Einfluß haben, aud 
Die zu. diefer Zeit in der gefammten Hand ftehenden 
Mitbelehnten und vorhandnen Präbdicatiften von ber 
vorbemerften Arc den zeicher in Abficht des Gerichts 
ftandes ihnen zugeftandenen Vorzug, für ihre Perfor 


nen, ihre Eheweiber, Wittwen und Kinder, noch fer 
nerhin genießen follten. j 


4) ©. Bielig über den verfhiedenen Gerichtsſtand, beſonders 


in Churſachſen. ©. 90 — 102. 
2) Hommel Rhaps. Obs, 731. 


3) Der fariftfäffige Gerichtsſtand vor diefen war fhon früher 

—ſehr beftritten, fe Kind Quaest, forens. Ed. U, Cap. XXXVI. 
pag. 241- | 

. 4) Diefen wurbe nah der Obſervanz blos ein forum exemtum 

vor ber Landesregierung zugeftanden, Bielis a. a. O. S. 102. 


zur 


5) Bielig a. a. D, ©. 138 


§. 145. | | 
2. Bon dem Gerihesftande der Scrife- 
.-faffen überhaupt 


In buͤrgerlichen Rechtsſachen waren die Schrift⸗ 
ſaſſen bis zu dem Mandate vom 13. März 1822. in 


‚ der Regel einem dreifachen concuerenten Gerichtsftande 


unferworfen; der Sandesregierung, dem Appellations- 

gerichte und dem Oberhofgerichte zu Seipzig’). Zufolge 

jenes Mandats aber hat das Appellationsgericht diefe 

Gerichtsbarkeit, mit einigen Ausnahmen, von. welchen in 
II. 
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der Folge die Rede feyn wird, verloren, doch ſollten 
die bei ihm noch anhängigen Immediatprozeſſe (auf 
gleiche Weife, wie die bereits bei: dem Oberhofgerichte 
angebrachten Appellationsfachen*)) bafelbft fortgefege 
und entfchieben werden?) Die bürgerliche Geriches- 
barkeit der Jandesregierung über die Schriftfaffen aber 
ift von jeher dergeftalt ausgeübt worden, Daß fie zur 
Kortftellung dieſer Sachen den Aemtein befondern Auf 
trag ertheilet*); doch konnte fie diejenigen Sachen, 
welche fie in Vorbeſchied gezogen ‚Hatte, dafern fie noch 
eines rechtlichen Erkenntniſſes bedurften, ehedem an 
Das Appellationsgericht verweifen 5), fo wie ihr gegens 
wuͤrtig daſſelbe in Hinſicht auf das Oberhofgericht zu 
thun verſtattet iſt, in ſoweit jene Sachen nicht zu der » 
erſtern annoch vorbehaltenen Gerichtsbarkeit gehoͤren ꝰ). 
— In peinlichen Sachen ſi ſind die Schriftſaſſen den 
Aemtern, in deren Bezirke ſie ſich aufhalten, nach ei— 
nem allgemeinen erſtern dießfalls ertheilten Auftrag uns 
terworfen7). So viel den Saͤchſiſchen Antheil der 
Oberlauſitz betrifft, fo übe hier die Oberamtsregierung 
zu Budiſſin die Civil- und -Strafgerichtsbarkeit über 
fämmtliche unmittelbare Vafallen und andre mit einem 
befreiten Gerichtöftande verfehene Perfonen, ingleichen 
bei Befchwerden und Klagen über die vier Städte 
Bubiffin, Zittau, Camenz und roͤbau und deren Raͤ—⸗ 
the aus 8). | 


4) Nach der DOberhofgerichtsordnung von 1488 war noch das 
Dberhofgeriht der einzige Gerichtshof für die Schriftfaffen, 
indem es dafelbft heißt: „Sunft (nehmlich außer Appellations⸗ 
faͤllen und Beſchwerden uͤber niedre Gerichte) ſall zwerſt (zu⸗ 
erſt) Nymants vor dieſem Gericht zwankwortten pflichtigk 
ſeynn, Dann alleyne dy ane Mittel ung zwrechtfertigenn zw⸗ 
ſtehen vnd keynem andern gerichte vnderwurfenn vnd dienft- 
pflichtigk ſeynn.“ (Guͤnther über das Privilegfunde non 
appellando ©, 90). Weil aber die Appellation von dein Ober: 
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bhofgericht an ben Fuͤrſten nachgelaſſen war, „fo wendeten ſich 
auch die Partheien ſchon damals. bisweilen mit Umgehung der 
Mittelinfang ſogleich an den Hof deifelbau.und päter an die Regie⸗ 
rung. Un dad Appellationsgericht aber wurden durch die Appella— 
tionsgerihfsordnung vom 1734 Ti. Wer vor Unfer Up: 
yellationd: Gericht geladen ic. (Cont. I. Cod, Aug. 

p- 444.) alle unmittelbar am Hofe angebrachte Klagen ;” ‚mit 
ans derer, in welhen man um Sommiffion anfuchte, in: 
gleihen ber Lehnsklagen (von welchen unten’ die’ Dede: fepn 
wird) verwiefen. | ae a 


2 6—. das angef. Mandat $. 5. 


“2 3) a. a. O. 5 9 
4) Biener Systema Processus Indiciarii. T. 4. 9. 19 


5) Appellationdgerfeptsordnung a.’ a. D: und insbeſondre Vorbe— 
ſchieds-Mandat v. 24. Febr. 1717 CCod: Aug. T. 4. p: 1191 
sq.)! 9. 2, wo die Sachen angegeben find, in welhen haupt: 
fächlich dergleihen Vorbeſchiede anberaumt zu werden pflegen. 


6) ©. bad angef. Mandat % 10% 


| 7) Verordunug ber Landesregierung den Gerichtsftand .. Crimi⸗ 
nalſachen bett, vom 7. Bias 1820. $. 7. 


8) ©. das Mandat vom 12. März 1821. in der Geſetzſamml. v. 
d, J. St. 9. Ar. 8 ©. 18. sub 4 z 


3. Bon dem Oberhofgerigt insbefendeR 


giterärifge Notizen Außer ber bereits zu Aufange dieſes 
Kapitels erwähnten Schrift von Hellfeld vergl. man Lo, 
Ad, Gottl. Kind de origine et fatis curine prorineialis 
superlofis Saxonicae. ‚Lips. 1773. 6 = Karl Salomo 3a 
harid von dem Urſprunge und dem Schidfalen des Oberhof: 
gerichts zu Reipzig in dem Mufeo. für die Saͤchſ. Geſchichte 
und Staatskunde B. 1. St. 2. Nr. 1. — en Gotta 
| 
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fried Kretfchmaun Geſchichte des Churfuͤrſtlich Saͤch ſi⸗ 
ſchen Oberhofgerichts zu Leipzig nebſt einer kurzen — 
Re BEE Berfaffung. eeipal 1809. 8 


— 146. 2 
Si D Urſprung und Schickſale ded Oberhof 
gericht, 


Die Gefchichte des Oberhofgerichts ſteht mit ben all- 
gemeinen Veränderungen ber hoͤchſten landesherrlichen 
Gerichtsbarkeit in Sachſen in der innigften Verbindung. 
Denn fon in dem ı3ten Jahrhunderte, als man 'an« 
fing, die oberfte Suftizpflege, welche bisher in. den, pla- 
citis provincialibus war ausgeuͤbt worden, von eigentlis 
chen Staatögefhäften zu fondern, findet man einen ober» 
ſten Richter an dem Hofe des Fuͤrſten *), ber fpäter Index 
curiae genannt wird *), und welcher nach der gewoͤhn⸗ 
lichen Sitte des Mittelalters nur von Zeit zu Zeit zu 
Gericht ſaß und ſich dann ſeine Beiſitzer waͤhlte. Noch 
vor dem Ende des Mittelalters im Jahre 1483 ver— 
legte der Churfuͤrſt Ernſt jenes Gericht zugleich mit 
ſeiner Hofhaltung nad) Leipzig 3) und verordnete dazu 
beftändige Beifiger und zwar 4 Ritter, 4 Doctoren 

und 4 vom Adel*). Doch war. diefe Einrichtung nur 
von kurzer Dauer, weil das Dberhofgericht bei Gele» 
genheit der - Theilung des Churfürften mie feinem Bru⸗ 
der, dem Herzog Albert, von 1485 wieder aufgehoben 
und. erft 1488 für ben Landestheil des letztern unter 
Bekanntmachung einer befondern Drdnung des Ger 
richts wieberhergeftelle wurde °). Im Jahre "1493 
wurde baffelbe in ein gemeinfdhaftliches beider Saͤchſi— 
fhen Linien verwandelt, und Daher die Sißungen des 
Gerichts abwechfelnd unter einem Churfürftlichen und 
Herzoglihen Oberhofrichter zu Leipzig und Altenburg 
gehalten. Auch erhielt. bei diefer Gelegenheit das. Ge- 
richt eine neue‘) 1529 revidirte —— 7), welche 
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eine ‚äbermalige Veränderung den 22. Dec. 1548 er- 
fahren mußte 8), als ihm nach der Wittenberger Capi- 
tulation jene Eigenſchaft wieder entzogen ward. P 


Ä d 

4) In einer Utk. v. 1265 in dem Cod, dipl. ad Horati Henri- 

cum illustrem No, 32. päg. 320. wird er „Camerarius index‘ 

“ genannt; doch ſcheint dies nicht, wid gewöhnlich. „behauptet 

- wird, einen Kammerrichter zu. bedeuten, fondern —— 
der Zuname des damaligen Hofrichters geweſen zu ſeyn. 


2 Biener Spec. Originum juris publich et feudalis” Sasonic, 


(Lips. 1797. 4.) p. %. not, 9. 


9 Beranlaffung dazu gab das — ber Thüringer Linie 
mit dem Tode des Herzogs Wilhelm ILL. (den 7. Sept. 1483) 
und der dadurch entſtandene Wunſch ded Churfürften, auch 
feinen Thäringiihen Befigungen näher zw. fern. Geld. ber 
Churfähf. Staaten B. 3. ©. 379% A 1 


4) Matth. Döring- Cont, Engelhusii in Honcken 
7 Script, T. 3. Pr 40 


— — 


5) Es geſchah biefes auf Bitten der Landſchaft: daß bie ſeit 
4485 niedergefehten beiden Hofgerichte zu Dresden (für Mei: 
Ben und das Ofterland) und zu Edartsberge (für Thüringen) 
möchten abgethan und in ein Dberhofgericht verwandelt 
werden. S. die Landtagsuerhandlungen in Günthers 
Abhandlung über dag Privilegiam de non appellando. Beil, 4 
S. 93. Ebendaſelbſt S. 96. und bei Kretfhmann ©. 27. 
findet man auch die aälteſte Oberhofgerichtsordnung. 


6) Zu Schöttgens diplomatiſcher Nachleſe Th. 4. S. 18. und 
bei Kretſchmann ©. 45 


| 7) In.2eonharbis Befäreibung der Kreis: und Handelsſtadt 
Leipzig S. 434. und bei Kretſchmann ©. ‘5 


8) In Cod. Aug. T, 4. pag. 1279. und bei Kretfhmann 
S. 102. 





x 


54 Zweiter Theil. Zweiter Abſchnitt. Viertes Kapitel. 


4 Ban | CF PPES . —— IC 


an 


außer: dem Oberhofrichter aus 12 ordentlichen: Bei⸗ 
figern?), amd. zwar Gauf der adlichen, 6 auf der ge= 
Iehreen Bank; von denen legtere, fo wie die Advocaten 
des Gerichts, Doctoren feyn müffen, und unter welchen 
jederzeit der Ordinarius der Lepziger Jutiſtenfacuitaͤt 
der erſte iſt. Dagegen wurden zugleich mit. den neu⸗ 
ſten Veraͤnderungen der Juſtizverfaſſung in Sachſen 
nicht nur, wie bereits erwaͤhnt worden iſt, die Ge⸗ 
richtsbarkeit dieſer Behoͤrde, ſondern auch ihre Ver⸗ 
haͤltniſſe zu den hoͤchſten kLandescollegien, fo wie auch 
in mancher Hinſicht der bei ihr uͤbliche Geſchaͤftsgang 
veraͤndert, wodutch auch eine neue Ordnung dieſes Ge⸗ 


richtshofes nothwendig wird’). So viel übrigens jene 


Verhältniffe berriffe, fo ift das Oberhofgericht gegen- 
wärtig nicht u dem Geheimenrarhe (der an die 
Stelle des ehemaligen Geheimen Gonfifü getreten ift), 
fondern der. Regierung, bei Appellationen in Zuftizfas 
chen aber (in foweit nicht die Berufung wider das 

erfahren eingewendet wird.) nicht mehr. dieſer Bes 
börde, fondern dem, Appellationsgerichte. untergeord⸗ 
ned). Dagegen werden noch gegenwärtig die feierli- 
chen Sigimgen des Oberhofgerichts, in welchen die Ur— 
theile abzufaffen. ſind, nur viertefjährig : gehalten und 
in den Montägigen Seffionen, ‚an welchen in der Re- 
el blos die Dockoren, jedoch unter. dem Vorſitze des 
‚berhoftichters 4,, ſeitdem fich diefer beftändig in Leip⸗ 
zig aufzuhalten pflege, Antheil nehmen, wird nur Die 
Prozeßleitung beforge. Während: dieſer Sitzungen 
werden gegenwaͤrtig auch von einzelnen Beiſitzern die 


* 
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Zermine gehaltenS), welche ehedem von der während 
den feierlichen Sigungen niedergefegten aus 2 Adlichen 
und 2 Doctoren beftehenden PDeputation zur Guͤte, 
nebft einigen andern Gefchäften beforge wurden. — 
Der Secretair des Gerichts, welcher zugleich zunächft 
der Erpedition vorgefeße ift, wird nod, dem 
alten Sprachgebrauche zu Folge, der Protonotarius 
genannt. 


4) Außerdem aber find noch gewöhnlich uͤberzaͤhlige Oberhofge⸗ 
richtsräthe angeftellt, welhe zwar nicht an der ordentlichen 
Beſoldung, aber an den erit feit der neuern Verfaffung einge— 
führten Urthels: und Termingeldern Antheil nehmen. 


| 2) Der gegenwärtig auch wirklid vorbereitete Entwurf berfelben 
wurde durch das gleich anzuführende Reſcrtipt $.-9. a Dber: 
bofgericht aufgetragen. 


3) Mefeript wegen der neuen Organifation des Oberhofgerichts 
v. 18. Jan. 1822 $. 1- und insbefondre wegen des Verhaͤlt⸗ 

niſſes zum ‚Appellationggeriht auch das Mandat v. 13. März 
1822. $. 1%, und 13. 


4) Ehedem führte der Ordinarius der Inriften: Facultät bei u 
fen Sigungen den Vorſitz. 


5) Refer. vom 18. Ian. 1822. 9. 3 


6) Es gehörten nehmlich dahin die geringfügigen und Erecutiv: 
fahen, Inhibitionen (welche F. d. Mand. v. 1822 ganz 
aufgehoben wurden); endlih auch Appellationen gegen Be: 
fcheide des niedern Richters, die aber fchon ‚mehrere Jahre vor 
den neuften Veränderungen zu Recht gewiefen wurden. Webri: 
gens hießen die Erkenntniffe dieſer Deputation Abfchiede und 
die gegen felbige, im foweit es die Natur der Sache erlaubte, 
eingewandten Leuterungen blieben der Entfheidung der zu 
Recht niedergefegten Raͤthe uͤberlaſſen. 
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| $- ‚148. R 
4 Bon dem ehemaligen Hofgerihe zu 
Wittenberg. 


©. die Berlchtigungen des Donatiihen Handbuchs von Pfoten 
bauer im Wittenberger Wochenblatt v. d. I. 1805. Nr. 46- 
©. 364 u. f. 


Die Veranlaffung zur Errichtung dieſes Gerichtö- 
hofes gab die den Ständen des Churfreifes durch das 
wichtige Privilegium Friedbrih des Streirbaren’) vom 
4. Mai 1423 zugeficherte Exemtion von der Gerichts- 
barkeit des für die übrigen Erblande beftimmten Hof: 
gerichts ?); indem der Landesherr diejenigen Sachen, 
Die er feiner eignen Gognition nicht vorbehiele, an 
einen Landvogt zu weiſen verſprachs). Statt des 
legtern wurde 1529 ein befondres- Hofgericht errichtet *) 
und nachdem diefes einige Zeit in dem Schmalfalder 
Kriege eingegangen war, von dem Churfürft Morig 
wieder hergeftelle 5). In der Hauptſache ftimmte feine 
Verfaſſung mie der des Jeipziger Dberhofgerichts über: 
ein‘), auch hatte es in Anfehung der ihm unterworfe> 
nen Sachen die nehmliche Kompetenz. Da jebody feine 
Gerichtsbarkeit immer auf den angegebenen Diftrick 
beſchraͤnkt blieb, fo hörte es auch auf, als dieſer an 
Preußen abgetreten wurde, 


41) In Guͤnthers Abhandlung. über das Privilegium de non 
appellando des Chur: und Fürftlihen Haufes Sadfen. ©. 89. 


2) „Wär das auch fache, das wir mit ven oder fie mit vns oder 
die manſchaft untereinander zu feidingen gewunnen, das foll 
man uprichten in dem Lande zu Sachſen.“ 


3) „Vor uns oder vnſerm Landvoite nach vnſerm vnſers Rates er: 
Fenntniffe vnd der erbarn manfchaft zeu Sachſen.“ Diefe Stelle, 
welche an fich etwas dunkel iſt, fcheint den Sinn zu haben, 


Nr 7 J 
e 
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daß die Sache entweder mit Zuzlehung von Pidthen, ‚oder 
von Bafallen (in einem Manngesihte)- eutſchieden — 
ſollte. €) 


4) S. bie erfte Sefgeritsordnung v 2% 3 im Co. Aug. T. % 
pag- 1333. 


rei 


5) — vom 12. Nov. 1550 1. © p. 1388- * 


6) Das Perſonale beſtand außer dem Hofrichter aus 3 —E 
and 5 buͤrgetlichen Beiſitzern. Zu den letztern gehörten, bloo 
die 5 ordentlichen Profeſſoren der Rechte in Wittenberg, doc 
war ehedem ber Ate Profeffor der Armenadvocat des Gerichts 
und der 5te mußte noch in. ben nenern Zeiten befonbene um 
diefe ER — * Eee Ba. et 


N% ch A 
rg 149. 
Buͤrgerliche. Rechts ſachen der Seit 
fen, welde der Gerichts barkeit Des. 
DOberhofgerihts entzogen find 


Außer denjenigen, welche der. unmittelbaren 6% 
richtsbarkeit des Appellationsgerichts vorbehalten ſi ind, 
wovon in dem nächften Abſchnitt ‚befonders gehandelt 
. wird, gehören zuvörderft dahin folgende ſchon vor dem 
Mandate vom 13. März 1822 ‚ber: fandesregierung 
vorbehaltene. Erftens: Polizeifachen und ſolche, welche 
die Auflegung und Vertheilung von Steuer⸗ und Mi: 
litairpräftationen *) betreffen. Zweitens: Vormund— 
(haftsfachen*), jedoch mie Ausſchluß der Beſtaͤtigung 
der: Gefchlehesvormünber?)., Drittens: Streitigkeiten 
zwiſchen der Herrſchaft und dem Gefinde, die nach 
der Öefindeordnung oder nach befonbern Verträgen zu 
beurtheilen find). Viertens: Prozeffe über die Quan⸗ 
tität ungemefjener : Dienfte‘) nnd über die zur Auffüh- 
rung neuer und zur Erweiterung, Erhöhung oder Ver: 


P 
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befferuing vorhandener Gebäude: von der Herrſchaft ge- 
forderten Baüfrohnen 9). Fuͤnftens foll ſich das Ober⸗ 
bofgericht, ebenfalls Altern Vorfchriften zu Folge, der - 
Gerichtsbarkeit in allen Faͤllen enchalten, welche bereits 
unter höchfter Cognition gewefen”). Ferner find über 
dießs) in dem oberwähntn Mandate ($. 16.) außer 
ben Denunciations⸗ und Rügenklagen.?), auch DBau:, 
Commercial und Handwerköfachen, (welche eigentlich 
ſchon unter den SPotizeifahen begriffen), ingleichen 
Concurs⸗ und Edickalprozeffe, ſo wie Nachlaß⸗Reguli⸗ 
tungen an die Landesregierung gewieſen, und (nad) 
§. 77.) ſoll bei dieſer Behoͤrde allein der Gerichtsſtand 
wegen des Zuſammenhanges der Sachen (Continenz) 
dergeſtalt ſtatt finden, daß unter: gedachter Voraüsſe— 
tzung auch ſolche Streitgenoſſen daſelbſt belangt werden 
koͤnnen, welche unter der geiſtlichen oder Militairge— 
richtsbarkeit ſtehen. Endlich wurden bei der Aufhe— 
bung der Stiftsregierung in Wurzen ?°) alle zum Hoch⸗ 
ſtifte Meißen gehoͤrige ſchriftſaͤſſige Gutsbeſitzer, welche 
fruͤher erſterer allein, jedoch mit gewiſſen Beſchraͤnkun⸗ 
gen '*), untergeben waren, blos der Landesregierung un= 
tergeorbnee ’*) ;' auch find vermoͤge älter Privilegien die 
Städte Annaberg ”?) und Schneeberg '*) der in ber 
Pegel über die Bergſtaͤdte durch ein Refeript v. ı2. 
Dec. 1763 ausdruͤcklich anerkannten Gerichtsbarkeit des 
Dberhofgerichts 25) "gänzlich entzogen. Auch find alle 
Sachen fürftliher Perſonen, welche ſich im Königreiche 
Sachſen aufhalten, blos der Landesregierung vorbes 
halten’). J — 4 
4) Reſeript v. 26. Oct. 1780 $. 3. und 4. Cont. IL, Cod. Aug, 
MA — — 
2) Bornundfhaftserduung Cap. I. $. 4. 1. c. P- 385. 


3) Man vergl. Refer.’v. 4780, 9. 2 und Mand. v. 13. März 
1822. $. 46, sub . ' 
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4) Reſer. vom 1780. 9. 2. 
5) Kind Quacst, forens, Ed. 2. T. 2. Cap. 10. p. 58 
Br 2123212055 


7) S. Das Reſck. von. 4780:$, 1. „100. vom Aufange oder im 
»gogtgange der, Sache wahrzunehmen, daf in folder: von Unſrer 
Landesregierung Auftraͤge, Verordnungen oder ee 
‚ertheidet worden.“ 


[2 


‚8) $. 5. des Mandate findet man die allgemeine Beftimmung : 
daß das DOberhofgericht die Cigenfhaft eines allgemeinen Ge: 
richtshofes für die civiltechtlichen Angelegenheiten der Schrift— 
ſaſſen nach dem zeitherigen Gefhäftsumfange be— 
halten Pie. 
| 3 m ae Bien 
9) Wenn die Serien eiuen Miniſter, Hofcavalier oder einen 
Rath dergeſtalt betreffen, daß entweder beide Theile, oder 
wenigſtens der Beleidiger zu dieſen Perſonen gehoͤrt, ſo ſoll 
och dem ſchon auf aͤltere Geſetze gegruͤrdeten Duellmandat 
1.58. (Cod. Aug. T. 4. p. 1801.) eine Commifſion, welche 
anus jener Kluſſe ſelbſt etwaͤhlt wird, niederheſetzt werden; auch 
ſoll dann ein iudiciam mizxtum ſtatt finden, wenn die Par: 
theien thells zu dem Militair, Eheild zu dem Givilftande ge: 
hören, wobet die Dbrigkeit des Beleidigers den Vorſitz führt. 
Blümmer Darfelung des in Churfachfen übliben Mügen: 
prozeſſes in dem neuen Mufeo für die Saͤchſ. Gefhichte und 
Staatskunde (B. 4. 9: 41. No. UL und H. 2. No.Hl,) in dem 
2ten St. ©. 66 u. f. 


40) ©: das’ oben By s 97. ©: 460. * Patent won 30. 
Dec. 1818 


11) Die nähern Beftimmungen hierüber Andet man in — Re⸗ 
feripte vom 8. März 1779 (ia ont, M. Cbd. Aug. Ti 1 
P 555.), welches in einem neuern v. 12. Zul. 1823 beftätigt 





\ 
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worden iſt. Beſonders wurde daſelbſt uoch feſtgeſetzt daß 

die Ausübung ber Civil: Iurisdistion niht allein über. ſolche 
Aftiſche Vaſallen und Unterthanen, welche in den übrigen dl: 
ten Erblanden Lehne befigen, oder Mitbelehnfhaften. haben, 

dessleichen über diejenigen, welche zugleich mit einem außer: 
halb des Stifte an eliuem andern Orte der- übrigen Erblande 
befanget worden; fondern auch gegen alle im Stifte Meißen 

ſich aufpaltende fchriftfäffige Diener (wozu jedoch einige Ve⸗ 
amte, die blos unter der Stiftsregierung in’ Wurzen ftanden, 
nicht gezählet wurden) concurrenter dem Hberhofgeriht, der: 
geftalt, daß dem Stäger electio fori zuftehe, geftaftet werben 
ſollte.“ 


42) Doch vergl. man oben $. 135. nou & 


43) ©. die Urkunde v. 8. Febr. 1515 in Horns biftorifcher 
Handbibliothet von Hberfahfen' ch. & S. 416. — 
duch ein Mefeript v. 14. März 1658. - * 4*5 

—— —— 

9* Zwar hat die Stadt Schneeberg das urſpruͤngliche Privile⸗ 
gium, welches in Kriegszeiten verloren gegangen ſeyn ſoll, 
nicht vorzeigen koͤnnen, ſich aber dagegen auf ſpaͤtere urkund⸗ 
liche Anerkennungen dieſer Befreiung berufen; auch iſt fie da: 
bei durch Reſcripte v. 26. Febr. 1774 und v. 20. Jan. 1772 
ausdruͤcklich geſchuͤzt worden. Uebrigens iſt, ſovlel Schneeberg 
betrifft, durch ein Reſcript v. 9. Febr: 1810 (Cont. UI Cod. 
Aug. T. 4. p. 235.) ausdruͤcklich feſtgeſetzt: daß. die gedachte 
Eremtion auf Schriftſaſſen, welche In der Stadt Rn nicht 
auszudehnen fey. 


15) C. E. Weisse de jiurisdietione , supremae curiae” Regine 
Saxonicae Lipsiensis in civitates quae metallicae ( die “Berg- 
städte) — Lips. 1825. 4. 
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I. Bon der unmittelbaren Gerichtsbar— 
keit des Appellationsgerichts 


6 150, 
1. überhaupt. 

Nah dem Mandate vom 13. März 1822 6. 11. 
foll dem Appellationsgeriche in folgenden Sachen noch 
eine unmittelbare Gerichtsbarkeit gebübren: a) bei 
Klagen gegen die Mitglieder des Königlichen Haufe; 
b) in Rechtsfachen gegen den Fiſcus und das Gteuer: 
Aerarium '), auch gegen. die unter der Direction-der zu 
den allgemeinen Strafs und Berforgungs-Anftalten ver« 
ordneten Commiſſion flehenden Kafjen, und gegen bie 
Ausgleichungskaffe, fo lange letztere noch beſteht; c) in 
Anfehung der zur rechelihen Ausführung gelangenden 
sehnsftreitigkeiten; d) bei Klagen gegen das Domfas 
pitel zu Meißen und e) gegen die Fürften und Gras 
fen, Herren von Schönburg®), jeboh mit Vorbehalt 
ber $. 5. des Haupkreceffes rom 4. Mai 1740 dem 
Kläger nachgelaffenen Wahl3). Auch ift die Gerichts— 
barkeit des Appellationögerichtö bei allen diefen Sachen 
zugleidy gegen andre Streitgenoſſen begründer, welche 
erſtrer niche ausfchliegend und unmittelbar unterwot> 
fen find. , 


4) Wird aber gegen eine Verfügung in Finanz: und Etenerfa- 

chen appellirt, fo wird, wie bereits oben $. 137. erwähnt iſt, 

bie Zuläfiigfeit einer folhen Appellation von der Landesregie: 
rung beurtheift. | 


2) Zedboh erfiredt fi diefe Gerichtsbarkeit keinesweges auf 
diejenigen Beſitzungen, welche nicht zu den Nezefherrihaften 
gehören, vielmehr findet in Beziehung auf diefe, wie noch vor 
Kurzem in einem Neferipte an das Dberhofgeriht vom 10% 
Sept, 1822 anerkannt worden ift, der ordentliche Gerichteftand 
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der Schriftſaſſen fatt. Auch find demjelben die Grafen von 
Wildenfels unterworfen. ; 


3) „In Sachen, fo die Grafen, Herren von Schoͤnburg, unter 
fih felbft, oder mit ihren Unterthanen haben, desgleihen in 
Juſtiz⸗, Polizei, Innunge: und andern bergleihen Rechtshaͤn⸗ 
bein, wie nicht weniger in Dingen, fo die Gräfih Schoͤnbur⸗ 

giſchen Intraden, Pachte, Frohndienfte und andere dkonomifche 
Iura betreffen, fol den Klägern die Wahl gelaffen werben, ob 
— ſie die Klagen vor Ihro Könige. Majeftdt Landesregierung 
und Appellationsgericht, ober bei der Schönburgifchen gemein: 
ſchaftlichen Regierung vorbringen und hernachmals erft der Re- 
mediorum iuris, fo allenthalben in salvo bleiben, ſich bedienen 
wollen. S. den Rezeß in der Kopographie von Echönburg 
unter den Beilagen Nr. 1. ©. 5." 


§. 151. 
2. in Kammerſachen— 


So lange das Hofgericht die höchfte Inſtanz des 
Landes war, wurden diefe Sachen feiner Cognition un⸗ 
terworfen'). Später trat die Sandesregierung und das 
Appellationsgericht an deffen Stelle); doc wurden 
zu Ende des ı6ten Jahrhunderts durch verfchiedene 
Gear alle Kammerſachen, mit Einfluß aller 
in felbigen eingewendeten Appellationen, allein an das 
Kammercollegium verwiefend); aud) blieb es bei die- 
fer Beftimmung in dem Generale?) v. 7. Sul. 1736. 
Weil aber hierauf verfchiedene Befchwerden der Stände: 
erfolgten 5), fo wurde die vorige Verfaffung durch das 
Mandat) vom 7. Aug. 1770 wiederhergeftelle, welche 

auch mit der einzigen Veränderung geblieben ift, daß 
nunmehr alle Klagen in Kammerfachen gegen den Fis- 
eus allein bei den Appellationsgerichte angebracht wer- 
den koͤnnen7). Es erſtreckt ſich aber diefe unmittelbare 
Gerichtsbarkeit des Appellationsgerichtes in Kammers 
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ſachen keinesweges auf die Saͤchſiſche Oberlauſitz, wo 
vielmehr dieſelbe der Oberamtsregierung zu Budiſſin 
durch dad Mandat vom 12. März: 1821 uͤberlaſſen 
ift®). Uebrigens duͤrfen in Kammerſachen von den 
Dicafterien ohne vorgängige Berichtserſtattung feine 
Informate ertheilet. werben 9). 


4) Oberhofgerlchtsordnung von 1488 in Guͤnthers Abhahd: 
lung über das Pıivileginm de non appellando. ©, 107. 


2) Sehr merkwürdig. ift befonders folgende. Erklärung Johann 
George IL. 'v. 13. Aug. 1670 in Cod. Aug. T. 1. p. 1150 
„daß, menn gegen die Anordnungen der Rentkammer Bes 
ſchwerden geführet werden, biefelben von ber Regierung erör: 
tert werden follen, im Kal aber diefes ohne rechtlichen Prozeß 
nicht gefhehen koͤnne, die Reutkammer einen Procurator zu 
beitellen habe, ber nah bem Erempel Seiner, des Shurfürften, 
Durchlauchtigſten Vorfahren und nah Seinem eignen gerechten 
Willen, in der Juſtiz und deren. Colleglis Recht ſuche und 
empfahe.“ 


3) Intereſſante Notizen hierüber ſ. in Bernhardis drei Fra—⸗ 
gen uͤber die Berggerichtsbarkeit im Kouigreiche Sachſen. 
| S. 31. u. f. 


‚4) Cont, I, Cod, Aug. T. 1. p 1291. 
5) Gefhichte des Koͤnigreichs Sachſen B. 2. © 186 u. f. 
6) Cod. Aug, 1.,c. p. 1341. 


7) Mandat v. 13. März 1822 $.11. Daß ber Fiscus auch in 
Bergſachen, ungeachtet des in Anfehung -derfelben zu. beobadh- 

tenden eigenthümlihen Verfahrens bei Appellationen, als Be⸗ 
klagter unmittelbar bei dem Appellationsgerichte belangt wer: 
den Fünnen, zeigt Bernhardi a. a. D. ©. 34. 


8) Geſetzſamml. d. J. S. 18 sub 4 
9) Reſer. v. 25. Sept, 1737. Cont, II. Cod, Aug. T. 1. PX 189. . 
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| — 
F 3 in Lehnſachen. 

Der Begriff derſelben fälle der Theorie des Lehn— 
rechts anheim, daher wir nur fo viel bemerken: daß 
bier blos von Lehnsfachen der ftreitigen Gerichtsbarkeit 
die Rebe ift, in welchen die Klagen zwar bei der fan 
desregierung eingereicht, fodann aber von der fandesres 
gierung an das Appellationsgerihe zum Verſpruch vers 
wiefen werden, wo leßterer mif Zuziehung zweier adlis 
chen Hofraͤthe erfolgt’). 2 . | 
4) ©. oben g. 97. S. 160. 


III. Von der Militairgerichtsbarkeit. 
| Ne tr 
DBefhaffenheie und Umfang derfelben. 


Die Milikairgerichtöbarfeie, welche nicht prorogirt 
werden kann, erſtreckt fich bei allen Denjenigen, welche 
zu wirklichen Kriegsdienften angenommen und weder 
verabfchieder, noch aus den Liften ausgeftrichen, ober 
caffire worden find, nicht blos auf Sachen, fo die 
Kriegsdienfte berreffen, fondern auch, in ſoweit Feine 
befondern Ausnahmen feftgefege find, auch auf Eivil- 
fahen, die ihre Perfon angehen, und auf gemeine 
Verbrechen“). Doch muß bei diefen von den Saͤchſi—⸗ 
fhen Spruchcollegien ein Informat eingeholt, und 
ohne von deyjen Inhalt abzugeben, hiernach von dem 
Kriegsgericht das Erkenntniß abgefaße werben*); auch 
hat der Militairrichter die Vollziehung der auf ge— 
meine Verbrechen geſetzten Todesſtrafen dem an dem 
Orte des Militairgerichts befindlichen Civilrichter, und 
zwar, wenn außer andern Gerichten auch ein Juſtiz— 
ame im. Orte vorhanden ift, dem letztern zu überlaffen- 





Bon der Juſtizhoheit. 65 


Die Koften der Erecution aber werben hur dem Pa- 
frimonialgerichte aus dem Militairfiscus erſtattet 5). 
Ausnahmen von der Militairgerichtöbarkeie finden ftatt: 
a) Bei der Wiederklage“); b) bei Offiziers, die nebft 
ihren” Kriegsdienften zu gleicher Zeit wirkliche Civil- 
Amter befleiden, indem durch dieſes Verhaͤltniß eine 
concurrense Gerichtsbarkeit der Sandesregierung mit den 
Kriegsgerichten. begründee wird); c) bei allen Pro: 
zeffen und Unterfuchungen, die fchon zuvor, ehe der 
Deklagte und Inculpat in Keiegsbienfte getreten war, 
ihren Anfang genommen haben‘); d) bei Realfla- 
gen, fo wie überhaupt bei denjenigen Sachen, welche 
mit dem DBefiß oder der Verwaltung eines unbeweg- 
lihen Gutes einer Militairperfon in Verbindung fte> 
ben?); e) bei Goncurfen, wenn Militairperfonen ein 
Rittergut befißen, oder der größte Theil ihres Ver— 
mögens in liegenden Gründen beftehe®); fo wie auch 
die nehmlichen Grundfäße bei der Berichtigung ihres 
Nachlaffes eintreten); £) bei Gegenftänden der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, zu deren Rechtsbeſtaͤndigkeit 
feine Unterfuchung erfordert wird ’°), und g) bei Ucs 
eisvergehungen ). Endlih hat die Mititairgerichts- 
barfeie dadurch eine neue Beſchraͤnkung erhalten: daß 
Weiber, Kinder und Dienftboten der Militairperfonen der 
bürgerlichen Gerichtsbarkeit unterworfen worden find '*). 
Dagegen erſtreckt ſich die erftere auch auf Dienftfahen 
und andre während des Dienftes begangne Verbrechen 
folder Perfonen, welche für die Armee arbeiten, oder 
fonft bei ihr angeftelle find). Betrifft eine Unterfus 
hung Perfonen vom Civil: und Militairftande zus - 
glei, fo foll von den Untergerichten an beiderlei hoͤ⸗ 
here Gerichtsſtellen Beriche erſtattet, und nad) vorgaͤn⸗ 
giger Communication zwifchen leßtern bedürfenden Falls 
ein iudicium mixtum angeordnet werden"). 


4 Kriegsgerichtöreglement vom 23. San, 1789 (Cont, IL, Cod. 
Aug: T. 4, p» 1291.) Abſchn. 2, 9. 1. € 
U | 
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2) a. a: O. Abſchn. 9. 9. 5. 


3) Strafgeſetzbuch für die Koͤnigl. Saͤchſ. Truppen, bekannt ges 
macht den 4. Febr. 1822 (in der Geſetzſamml. d. 3. St, 4. 
Nr. 5 ©. 21 u, f.) $: 61. 


4) Kriegsgerichtsreglement Abſchne 2. 5. 1- 
5). a. O. 59. 


6) Auch finden gleiche Grundfäge im umgefehrten Falle ftatt, — 
In dem oben bemerkten aber können die den Soldaten noch 
zuerfannten Civilſtrafen in Militairſtrafen verwandelt werden. 
a, a. O. $. 11. und Abſchn. 7. 9. 5—7. 


7) a. a. O. Abſchn. 2. $. 12. und 13. Auch iſt nah Abſchn. 7. 
$. 4. die Unterſuchung und Beſtrafung des Mißbrauchs der 
Gerichtsbarkeit von Militairperſonen, welche Ritterguͤter be— 
ſitzen, oder auch andrer Vergehungen derſelben gegen ihre 

Unterthanen und das Rittergutsgeſinde deu Civilbehoͤrden 
uͤberlaſſen. J 


8) a: a. O. Abſchn. 2, $. 14. und 15 
0) Abſchn. 3.8.54 


40) Dagegen können auch Militairgerichte in Anfehung ber am 
Drte ihres Aufenthaltes befindlihen Perfonen vom Eivilftande 
diefe Gerichtebarfeit ausüben. a. a, O. Abſchn. 5. 


41) Abſchn. 6. 


12) Es find nehmlich gegenwärtig nah dem Dectete vom 19. 
Febr. 1822. $. 3. (in der Geſetzſamml. db. 3. St. 6. Nr. 9. 
S. 137.) die Welber und Wittwen ſaͤmmtlicher Generalſtaabs⸗ 
und Oberoffietere oder benfelben gleich zu achtender Militairs 
perfonen, ingleihen die Kinder derfelben, fo lange ihre Väter 
am Leben, oder fie felbft noch minderjährig find, dafern ſie nicht 
vor Ableben ihrer Wäter, oder, fo viel die Söhne betrifft, vor 
Erlangung der Woljährigkeit, eine eigne für fie einen andern 


! 
„si 
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Gerihtsftand begründende Lebensweife erwählen, fchriftfäffig s 
die volljährigen Kinder der eritern aber, ingleihen deren 
Dienftboten, in fofern diefe nicht felbft Militairperfonen find; 
endlich die Eheweiber, Kinder und Dienftboten der Unteroffo 
ciere und Gemeinen, der Civilobrigkeit des Aufenthaltsortes 
unterworfen. Ä 


43) Kriegsgerichteregl. Abſchn. 2. $. 2. sub 8. und S. 3-, wo zu⸗ 
gleich verordnet iſt: daß die bei Garnifonen oder andern 
Militairanftalten . angeftelten Prediger in Amtd- und Perſo⸗ 
nalfahen unter dem Dberconfiftorio ftehen follen. Uebrigens 
gebören noch zur Erläuterung der angeführten Gefeße ein Ge 
nerale vom 23. Ian. 1790 und ein andres v. 7. Aug. 1792 
in Cont, II, Cod. Aug. T. 1. p- 1353. und p- 1379 


44) In Anfehung des Prafidii wird die Vorſchrift des Duell: 
mandats $. 58. befolgt. S, Abſchn. 7 9. 9. des Kriegsge⸗ 
richtsreglements. | 


| $- 154- \ 
Eintheilung der Milicairgerihtöbarkeie 
| in hohe und niedre. | 


Die erfte wird ‚von der oberften Militairjuſtizbe— 
hoͤrde über alle Staabsofficiere vom Major an auf 
wärts, über das zur geheimen Kriegskanzlei’) und 
- zum. Generalftaab gehörige Perfonale, über ſaͤmmtliche 
Auditeurs, über ganze Negimenter und Bataillons, 
wenn folche. wegen Vergehungen in Unterfuhung gera= 
eben, und über alle auf Wartegeld ftehende Oberoffi⸗ 
cierd unmittelbar*); die leßtere dagegen, welche die 
übrigen ‚Militairperfonen becriffe, von den einzelnen 
Megimentsgerichten ausgeübt. 


4) Dagegen find bie Mitglieder des General⸗Kriegsgerichtscollegit 
nebſt ihten Familien ſchriftſaͤſſig; deſſen Kanzelliſten aber nebſt 
en as ar Br es 


\ 
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ihren Weibern und Kindern ſtehen unter dem Amte. Decret 
v. 29. Febr. 1822. $. 7. 


2) a. a. O. $. 11. 


$. 155. 
Bon den ordentlihen Militairbehörden. 
a. Bondem Öeneralfriegsgerichtöcollegio. 


Bis zu dem Jahre 1789 wurde die oberſte Mi- 
litairgerichtöbarkeit von den Generalfriegögerichten aus- 
gebe, zu welchen außer dem vorfißenden General und 
dem Generalkriegsauditeur blos abwechfelnde Beifiger 
gehörten‘), Statt ihrer wurde dur das. General- 


- Kriegögerichtöreglemene vom 51ſten Januar 1789 


ein befländiges General» Kriegögerichkdcollegium errich- 
fee). Zur Zeit des Gouvernementd aber wurbe 


durch ein Patent?) vom ıgten Januar 1814 auch 


diefe Behörde wieder aufgehoben und die oberfte 
Milicairgerichtöbarfeie der ten Section des erftern 
übertragen, an beffen Stelle nad der Ruͤckkehr 
des Königs ein Milikairgerichts - Departement trat, 
welches bis zu Dem wegen der Organifation der Ge— 
richtsbehoͤrden bei den Koͤniglich Saͤchſiſchen Truppen 
erlaffenen Decrete %) vom 19. Febr. 1822 fortdauerte. 
In diefem murde ein neues Generalfriegögerichtöcolle- 
gium angeordnet. Es befteht aber daffelbe außer gi- 
nem Präfidenten (oder deffen Stellvertreter), der jeder- 
zeit ein General feyn muß, aus drei Kriegsgerichts- 
rächen), einem Hofrath und einem Appellationsrarh, 
welche zwar beftändig' zu dieſem Gollegio deputiret find, - 
aber blos in gewiffen Fällen 6), befonders wenn Rechts» 
mittel?) gegen Erkenntniſſe und. Refolutionen des Ge» 
richts, auch Vorftellungen gegen das Verfahren des 


Gerichts eingewendee worden, Antheil an den DBera- 
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ehungen nehmen muͤſſen 8). Regelmäßige Sigungen 
werden wöchentlich zweimal gehalten, zu den Plenar- 
feffionen aber wird von dem Präfidenten befonders 
eingeladen). Die Ausfertigungen gefchehen im Na: _ 
men des. Gollegii und werden von dem Präfidenten. 
unterfhrieben ’°). Zur Fuͤhrung der Unterfuchungen 
gegen Militairperfonen, welche der unmittelbaren Ge— 
richtsbarkeit dieſes Gerichtshofes unterworfen find, ift 
jedesmal einem der Rache C welcher zum Protocolliren 
einen Kanzelliften und wegen der gehörigen Beſetzung 
der Gerichtsbank zwei durch den Plaßmajor zu fiel 
lende Beifißer zuzuziehen hat) Auftrag zu geben. Von 
diefem aber ift die Unterfuhung fo lange fortzufegen, 
bis wegen fofortiger Entſcheidung in der Hauptfache, 
oder wegen Befeitigung eines die Unterfuchung bem> . 
menden Umftandes, oder bei. Milicaivverbrechen, wegen 
Miederfegung eines Kriegsrechts, oder bei gemeinen 
Verbrechen wegen Einholung eines, rechtlichen Infor— 
mats die Enefchließung des Gollegii erforderlich ift’*). 
Uebrigens ift leßtres dem König Selbft unterworfen, 
welcher in Anfehung defjelben feine Befehle und Reſo— 
Iutionen durch die geheime Kriegskanzlei der Militair- 
Commando = Angelegenheiten erpediren läße**), obwohl 
in einigen Fällen der Vortrag an den Geheimenrach 
zu erſtatten ıfl’>). | 


4) Wabſt Hiftorifhe Nachricht von des Churfürſtenthums Sach⸗ 
fen und der dazu gehörigen Lande jetziger Verſaſſung der ho— 
hen und niedern Juſtiz. ©. 186 und ©. 192. 

2) Cont, II, God. Aug. T. 1. p- 1291- 


3) Gouvernemienteblatt B. 1. Nr. 21. ©. 171: u. 178. 


4) Bekannt gemacht durch ein Mandat vom 1. Marz 1822. Ge- 
ſetzſammlung d. % St, 6. Wr. 8, und 9. ©. 136. 








li 


70 Zweiter Theil. Zweiter Abfchnitt: Viertes Kapitel, 


5) 4. 4 und 5. des Decrets. 
6) a. a. D. 1.8. 


7) Auch Leuterungen find bei diefer Behörde noch zuliffig, nach 
Maßgabe des Mandate v. 13. März 1822 $. 37.5 jedoch un: 
ter Berüdfihtigung der dafelbit F. 23. gemachten Befprän: 
tungen. 


8) Die bereits im Pleno des Collegit verhandelten 'Sachen find 
bei nachherigen auf diefelben Bezug babenden Mefolutionen und 
Verfügungen nur dann wieder in einer Plenar: VBerfammlung 
vorzutragen, wenn eine Modification des fruͤhern Beſchluſſes 
dabei in Frage kommt. a. a. O. 9 9 


9) Rs fs D. $. 13, 
10) a. 0: O. $. 10. 


11) In allen diefen Faͤllen hat nah S. 44. des Decrets der be⸗ 
auftragte Math dem Collegio die gehaltenen Unterfuchungs: 
acten mittelft fchriftliher Bemerkung bes Anlaffes vorzulegen 
und der darauf gefaßten Entfchließung deſſelben weiter nad: 
zugehen; auch, wenn ein Kriegsreht angeordnet wird, ſolches 
felbft zu halten und den abgefaßten Kriegsrechtsſpruch dem 
Eolleglo zur weitern Mafnehmung zu überreihen. Findet 
dieſes hierbei eine Unvollftändigkeit oder Rechtswidrigkeit, fo 
hat daffelbe das Nöthige anzuordnen, wenn aber gegen das 
Berfahren des Commiſſarii ein Rechtsmittel eingewendet oder 
eine Vorftellung eingereicht wird, fo werden die beiden depu— 
tirten Mäthe aus der Landesregierung und dem Appellationg- 
gerichte zugezogen; der Vortrag im Collegio aber wird von 
einem andern Mathe ald dem Commiſſarius, ber abtreten 
muß, erftattet. a. a. O. $. 15. und 16. 


12) ©. oben B. 1. 9. 84. E. 140, 


13) „Wenn bei dem Gollegio eine Verfhiedenheit dee Meinun: 
gen über Rechtsfragen und infonderheit über Auslegung und 


* 
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Anwendung des Militair: Straf: Gefeprbuhs, und ander bie 
neue Milltair: Juftizverfaffung begründenden Geſetze entfteht, 
oder von felbigem bei den, wegen Beftrafung gemeiner Ver: 
brechen, eingeholten Erkeuntniſſen bemerkt wird, fo iſt zwar 
der rechtlihe Fortgang der Sachen niht aufzuhalten; jedoch 
von derglelchen Verſchledenheit der Meinungen dem Gehel— 
menrathe Nachricht zu geben, damit von ihm, zu Erlangung 
noͤthiger Gewißheit und Gleichfoͤrmigkeit, verfaſſungsmaͤßige 
Vorkehrungen getroffen werden koͤnnen. Auch find die Prozeß⸗ 
tabellen dieſes Collegii dem Koͤnigl. Geheimenrathe nach dem 
Schluſſe jeden Jahres zur Prüfung und Monttur mitzuthei— 
Ten.“ a. d- O. $« 21- 


$. 156. | 
Bon den befondern bei. einzelnen Trup— 
penabtheilungen angeftellten Kriegs: 
gerichten. 


Diie Militair-Gerichtsbarkeit bei den Gouverne— 
ments in der Reſidenz und auf der Feſtung Koͤnigs⸗ 
ftein, fo wie bei den Milicair - Unterrihtöanftalten *) 
und bei jeder Zruppenabtheilung, welde ihr eignes 
' Commando bat, wird von einem Auditeur im Namen 
des Gouverneurs oder des Commandanten verwaltet‘) ; 
doch koͤnnen während des Sriedenszuftandes die Kriegö- 
gerichte mehrerer . Zruppenabtheilungen (melde jedoch) 
niche über 3 Bataillons betragen dürfen®)), wenn fie 
entweder in einer und berfelben Garnifon beifammen> 
fleben, oder einander nahe gelegen find, auf das dem 
König diesfalld von dem General-Kriegsgerichtscolle— 
gio zu erftattende Gutachten, durch einen und denfel> 
ben Auditeur verwaltet werdens). — Der Aubiteur 
muß bei allen Handlungen ber flreitigen und freiwilli⸗ 
gen Gerichtsbarkeit wenigftens zwei Beiſitzer zuziehen °) 
und bei Verhören in Unterfuchungsfahen die Vor— 
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fhriften wegen der befegten Gerichtsbank befolgen 6), 
zeichte Verbrechen?) eines Unterofficierd und ber Ge- 
meinen aber können von dem Oberften oder Regi- 
mentö-Commanbanten, ohne weitläufigen Prozeß und 
Befegung eines Kriegsrechts, mit Zuziehung des Au- 
Diteurd unterfuhe und abgethan werben. Die Ber: 
faffung der Gouvernements - Kriegsgerichte in der Re— 
fidenz ift manchen eigenehümlichen Beftimmungen un- 


‚ terworfen®); an dad Artillerie- Kriegsgeriche aber find 


mehrere Truppenabtheilungen, fo wie auch das Inge— 
nieurcorps gewiefen ®). ! 


1) Ertract des Regulativs, die Vereinigung ber Ingenieur— und 
Artillerke-Afademien in eine Militair: Akademie und die Ver: 
waltung ber Juftiz dabei betr. vom 16. April 1816. Cont. IM. 
Cod. Ang, T. 1, p. 741. 


2) Decret v. 19. Febr. 1822. $. 34. und $. 38- 


3) Ein Cavallerieregimerft von 4 bis 6 Schivadrons wird nad 
F. 44. des Decrets in Beziehung auf die Zuftizverwaltung 
eines Auditeurs gleichgeftellt, | 


4) a. a. D. $. 40. wo zugleich verordnet ift, daß bei eintreten 
den Märfhen wegen diefer Kriegsgerichte befondre Anordnung 
von dem General-Kriegsgerichtöcollegio getroffen werden Toll. 


5) Mit Ausflug der im der Etl. Prozefordnung ad Tit, IL, 
9. 4. u. 6. erwähnten. Kriegsgerichts-Neglement Abfchn. I. $.8. 


6) Uebrigens braucht der Auditeur Feinesweges wie andre Ackua- 

rien, welche bei ber Führung einer Unterſuchungsſache ge— 
braucht werden follen, Notarius zu feyn. Erl. P. O. ad Tii. 
I. 5. 7. und Kriegsgerichtd - Reglement Abſchn. 9. 9. 1. 


7) Schwere Verbrechen werden diejenigen genannt, welde an 
Ehre und Keben zu beſtrafen find, oder harte Keibedftrafen nach 
fih ziehen. ©. Kriegsgerichts-Reglement Abſchn. 9. 6. 2 
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8) Decret vom 19. Febr, 1822. $. 41. u. 42 
9) a . fs D. 9 43 


§. 157. 
Berbäleniß der niedern Kriegdgerichte zu 
dem Öeneral-Kriegögerihtöcollegio und 
Einfluß der Divifions- und Brigade— 
Öenerale auf die Verwaltung ber 
Militairjuftiz. | 


Das General» Kriegögerichtöcollegium ift theils als 
die oberfte Appellations-nftanz”), theild als die ober» 
auffehende Behörde der niedern Militairgerichte zu be— 
trachten. Sin der zulege erwähnten Eigenſchaft ftehen 
ihm befonders, außer einigen andern aus der Natur 
dieſes Verhältniffes fich ergebenden Nechten, folgende 
DBefugniffe zu): a) die Prüfung und die nad) be— 
fundener Tüchtigfeit, auch erfolgter höchfter Genehmi- 
gung der deßhalb erfolgten Anträge, zu veranftaltende 
Verpflichtung und Anftellung der in Erledigungsfällen 
von den Megimentöchef und Commandanten in Vor: 
fhlag gebrachten Auditeurs; b) die Entfheidung über 
alle bei den niedern Kriegsgerichten in Sriminalfachen, 
ohne Einholung rechtlichen Informats, ertheilten Er—— 
kenntniſſe, wenn dagegen Rechtsmittel eingewendet, 
oder Vorſtellungen eingereicht worden); c) die An⸗ 
ordnung der Kriegsrechte, (in diefer Hinficht aber find: 
die niedern Kriegsgerichte angewiefen, bei allen Ver— 
brechen, auf welche eine härtere Ahndung als dreimo- 
nathliher Kettenarreſt oder eine Damit in gleichem 
Verhaͤltniſſe ftebende Strafe gefegt ift, einen Vortrag 
zu dem General: Kriegsgerichtöcollegio zu erftatten) ; 
d) die Prüfung der abgefaßten Kriegsrechtsfprüche und 
die darauf zu faffende Entſchließung, oder die Begut— 
achtung derfelben in den der hoͤchſten Entfcheidung 
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vorbehaltenen Fallen; e) das Befugniß, die durch 
gemeine Verbrechen vermwirkten Strafen in angemeffene 
Militairftrafen zu verwandeln, in fofern die legtern 
die Gränzen der den niedern Gerichten eingerdumten 
Strafgewalt überfchreiten und die Verwandlung’ über: 
haupt nach den Grundfägen des Militair - Strafgefeß- 
buches zulaͤſſig iſt; f) das Recht anhaͤngige Neches- 
fahen von den niedern Kriegögerichten zu avoeiren 
und deren Fortftellung andern zu übertragen,  aud) 
überhaupt den niedern Kriegsgerichten, zu Fuͤhrung 
oder Fortftellung der  Unterfuchungen, oder zu Boll» 
ftrefung der Strafurtheile, oder zu Beforgung andrer 
in die Militair-Juſtizverwaltung einfchlagender Ges 
fchäfte, Auftrag zu ertheilen. — Außerdem haben auch 
die Divifions> und DBrigade-Generale, in fofern eine 
Dberauffihe über die Kriegsgerichte ihrer Divifion 
oder Brigade, als ihnen von felbigen die eröffneren 
Erkenntniſſe, ohne Unterfchied, ob fie von ihnen felbft, 
oder von dem General-Kriegsgerichtscollegio ertheile 
worden, am Scluffe eines jeden Monachs überreicht 
werben müffen und ihnen das Recht zuſteht, die Ein- 
feitung des rechelihen Verfahrens, fo oft es ihnen 
nörhig fcheint, anzubefehlen und von dem Gange und 
Zuftande derjenigen. Nechrefachen, welche bei Kriegs- 
gerichten, die zu ihrer Diviflon oder Brigade gehö- 
ren, Anzeige, jedoch ohne Abverlangung der Acten, 

‚gu erfordern 9). | | 


4) Ueber die Appellationen in bürgerlichen Sachen des Militairs 
ſ. das Kriegsgerichts-Reglement Abſchn. 7. $. 5. 6. und 7 
and über die in peinlichen Sachen Abſchn. 9. 9.9.0.1 


2) Deeret v. 19. Febr, 1822. $. 12. 


3) Bei Militairverbrehen werden eigentlihe von Sachwaltern 
ausgearbeitete Schutzſchriften nicht zugelaſſen; es ſteht aber. 
den: Angeſchuldigten frei, alles was zu ihrer Rechtfertigung 
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dienet, muͤndlich und in ſelbſt gefertigten — auzu— 
zeigen. Kriegsgerichtsregl. Abſchn. 9. 9. 7. 


4) S. das not. 2. angef. Decret $. 33. rt * 


9. 158. 
Allgemeine Grundfätze, welche in Anſe— 
bung der fämmtliden nurerwähnren 
Behörden ſtatt finden. 


Zu allen Verhoͤren in Criminalſachen, worauf ein 
Endurchel gegründer werben foll, müffen jedesmal brei 
DBeifiger, und zwar bei Verhören von Unterofficiers 
und Gemeinen ı DOfficiee und 2 Unterofficierd, und 
‚bei Verhoͤren von Oberofficierd 3 Officiers, davon we⸗ 
nigftens einer einen hoͤhern Grad ' haben, oder im 
Dienfte Alter als der Befchuldigre feyn muß, comman⸗ 
dire werden*). Hiernaͤchſt ift vor der Belegung eines 
wegen der Haupterkenntniffe in peinlichen Fällen zu 
‚ baltenden Kriegsrechts gegen einen Oberofficier oder 
eine andre gleichen Rang habende Militairperfon jedes» 
mal die höchfte Entfchliegung einzuholen; gegen einen 
Dberften und General aber ift felbft das fummarifche 
Verfahren anders nicht, als auf vorgängige gutachtliche 
Bortragserftattung und dazu ertheilten höchiten Befehl 
zu verfügen®). Bei der von Seiten des Kriegöge- 
richtöcollegii anzuftellenden Prüfung derjenigen Kriegs- 
rechtöfprüche, welche gegen ſaͤmmtliche nurerwähnte' 
Militairperfonen ergangen, oder in welchen Todesur⸗ 
theile enthalten find, ift ein Gorreferene anzuftellen®), 
und mittelſt fhriftlihen Wortrags und Gutachtens die 
hoͤchſte Enefchliegung einzuholen ). Sind aber bie 
auf die Todesftrafe gerichteten Kriegsrechtsſpruͤche me: 
gen begangener gemeiner Verbrechen ertheilee worden, 
fo foll der von dem General-Kriegsgerichtscollegio bar- 
über zu erjtattende Vortrag durch Promemoria des 
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Direckorii an den Vorſitzenden im RER? bei 
dieſer Behörde eingereicht werben °). 


4) Ktiegsgerichtöreglement Abſchn. IX, $. 4 

2) Decret vom 19. Febr. 1822. $. 18. Doch koͤnnen diefer Vor: 
fhrift zu Folge die zuletzt erwähnten Perfonen in minder 
wichtigen Faͤllen, auch ohne Auftage in Schriften vernom: 
men werden, 

3) a. D. $. 1% 

4) a. a. O. $. 20. 

5) a. a. O. 


$. 159- 
Feldoberkriegsgericht. 

Im Kriege wird bei dem zum Marſche befehlig- 
ten Theile der Truppen ein Feldoberkriegsgericht ange- 
ordnet *), wobei nad) Maßgabe der, auf den dieöfall- 
figen gutachtlichen Vortrag des General-Kriegögerichts- 
collegii, jedesmal gefaßten höchfien Enefhließung, unter 
den Befehlen des commandirenden Generals ein Kriegs- 
gerichtsrach, oder ein Oberauditeur, in der Regel: die 
Sefchäfte allein verwaltet, in. ſoweit fie ald gerichtliche 
Handlungen befondrer Gerichtöbeifiger nicht bedürfen, 
oder auf eingewandre Mechtömittel und in wichtigen 
Griminalfällen zu erkennen ift. In diefem Falle aber 
müffen noch, in fofern es die Umftände geftatten, zwei 
oder wenigftens ein Auditeur von. ihm zugezogen 
. werben ?). jenes Gerichte erhält über die niedern 
Kriegögerihte der im Felde ftehenden Truppen bie 
nehmlichen Rechte, welche fonft das General - Kriegöge- 
richtöcollegium ausubtd), ob es gleich weitläuftige und 
wichtige Sachen, die Verzug leiden, an letztres einfen- 
den *) und von feinen Enefcheidungen von Zeit zu Zeit 
‘demfelben beglaubigte Nachricht geben muß). Ue— 
brigens müffen bei Ausübung ‚dee Gerichtsbarkeit in 
Kriegszeiten die gefeglichen Vorſchriften wegen des 
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Verfahrens, fo viel es die Umftände nur immer ge- 
ftatten, ebenfalls beobachtet werden®). 
4) Decret v. 19. Febr, 1822. $. 24. 


2) a. a. D. $. 30. und 31. Findet eine Verfhiedenheit der Mei: 
nungen ftatt, Jo muß ein Gutachten an den commandirenden Ge⸗ 
neral erftattet werden, welcher die Entfheidung nach der Mehr: 
beit der Stimmen abfalfen laßt, oder, wenn bergleihen nicht 
vorhanden, fein Votum decisivum beifügt. 


3) a a. D. $. 26. 
4) a. a. D. $. 28. 
5) a. a D. $. 2% 
6) a. a. O. S. 27. 


IV, Akademiſche Gerichtsbarkeit 


der Univerſitaͤt Leipzig. 
§. 160. 
Der Urſprung derſelben iſt ſchon in den aͤlteſten 


paͤbſtlichen und landesherrlichen Stiftungs-Privilegien 


vom 9. Sept. und 2. Dec. 1409 zu finden‘). Auch 
dehnte fie der Pabft Leo X. durch ein fpäteres Privile- 
gium vom Jahre 1519 dergeftalt aus: daß ihre in 
einer Entfernung dreier Zagereifen von Leipzig alle Aka- 
demiker in peinlihen Sachen unterworfen wurden *). 
Dagegen durfte die Univerfität grobe Verbrecher niche 
felbft beftrafen, fondern mußte fie an den Bifchof 
von Merfeburg als ihren Kanzlern ausliefern®). Durch 
das Vifitationsdecree vom Jahre 1658 wurde jene 
Ausdehnung ihrer Gerichtsbarkeit aufgehoben®), fo wie ſich 


auch die zulegt erwähnte Befchränkung derfelben ſchon nad) - 


der Reformation verloren hatte. Andere Beſchraͤnkun⸗ 
gen dagegen, befonders in Beziehung auf mehrere der 
Univerſitaͤt ehedem unterworfene Perfonen, wurden 
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durch die zwiſchen ihr und dem Stadtrathe 1466, 
1605 und 1721 geſchloſſenen Compactaten ®) feftgefege; 
erft aber in den nenern Zeiten wurde ihr bei der Er- 
richtung des Königligen Criminal + Amtes 1813 Die 
peinlihe Gerichtsbarkeit, (welche die Univerſitaͤt Witten- 
berg ſchon in alten Zeiten verloren hattes)) entzogen”). 
Doch hat fie 1822 nicht nur bei dem an die Stelle 
jenes Amtes getretenen vereinigten Criminal» und Pos 
iizey⸗Amte der Stadt feipzig durch einen bei den Ver— 
brechen der Akademiker zuzuziehenden Deputirten einigen 
Antheil an der Criminalgerihtöbarkeit wieder erhalten: 
fondern es ift auch durch das in gedachten Sabre ers 
‚ gangene Regulativ theild ber Unfang der ihr vor- 
bebaltenen disciplinariſchen Gerichtsbarkeit über bie 
Studirenden ſehr ausgedehne®), theils aber aud) 
den Univerfitätsgerichten nachgelaffen worden, neben 
einer erfannten Criminalftcafe afademifhe Strafen an⸗ 
zuorbnen®). | | 


4) Horns Leben Friedrih des GStreitbaren im Ur. Buch 
Nr. 138. und Nr. 139. S. 747. u. f. In dem päbftlihen Pri- 
vilegio heißt es blos überhaupt: „gaudeant et utantur emnibus 
privilegiis, libertatibus et immunitatibus concessis docenübus 
et studentibus in eisdem scienciis et facultatibus in aliüs stu- 
diis generalibus;“ in dem landesherrliben aber: „domus 
collegiorum a subjeccione civium opidi praefati liberavimus, “€ 


9) ©. die Urkunde in Thomaſii Hiſtorie ber Weisheit und 
Thorheit C Halle 1692. 38. 8.) B. 2. ©. 90. 


3) Das Statut hierüber wurde, wahrfheinlih unter päbitlicher 
Genehmigung, weil es in ber Folge ein päbftlihes Priviles 
gium genannt wurde (ſ. Schneider Chronicon Lipsiens® 
p. 309.), 1466 gemacht und fpäter den allgemeinen Statuten 
$. 8. einverleibt (von Römers Staatsreht B. 2. $. 38. 

ml 6. S. 406.). Wegen folgender dafelbft getroffenen Ver: 


on der Juſtizhoheit. 79 


fuͤgung, die aus den damaligen Begriffen von der geiſtlichen 
Gerichtsbarkeit zu erflären iſt: „ut deprehensus in homicidio 
ad Episcopum mittatur, carceris perpetui poeuam subiturus “ 
behauptete man In fpätern Zeiten, daß die Akademiker wegen 
eines Mordes nicht am Leben beftraft werben könnten; bie 
ein Decifiv = Nefeript vom 2. Dec. 1649 (Cod, Aug. T. 1- 
p: 930.) das Gegentheil feſtſetzte. 


4) ©. das Wifitationd = Decret der Univerfität Reipzig v. 5. Tan. 
1658 bei Thomaſius a. « D. ©. 67., wo zugleich bemerkt 
wird, daß um die Aufhebung diefes Privilegii, welches übers 
die die Univerfität im Original nicht habe aufzeigen Fünnen, 
von der Landſchaft gebeten worden fey. 


5) Von diefen Merträgen find meines Wiffend nur die von 
4466 gedrudt, bei Chriftian Thomafius a. a. D 
€. 84. und in deffen Annalen von 1409 — 1629, welde des 
Melchior von Dffe Keftament (Halle 1717 4.) beigefügt 
find &4 m. fe — Die Compactaten von 1605 aber find 
ausdruͤcklich erwähnt und beftätigt, in der Erledigung der Lan⸗ 
desgebrehen v. 1661 Tit, von Juſtizſachen $. 87. In Cod, Aug, 
T. 1. p. 242. Endlich findet man einen Auszug and beu 
Sompactaten von 4721 und aus einem fi darauf beziehenden 
Decifiv Referipte vom 22 Ang. 1724 bei Bielitz über den 
verfchiedenen Gerichtsſtand befonders in Churfahfen $-. 32. 
©. 110. u. f 


6) Man vergl. Johann Chrifian Auguſt Grobmann 
Annalen der Univerfität zu Wittenberg. (Meißen 1801 = 
180: 338) B 1.9.9 u. ſ. u. B. 2. © 5. 


7) ©. oben $. 137. 


8) Sie begreift nehmlich nicht nur die Beſtrafung aller Verges 
"Hungen der Studirenden, über welche in ben akademiſchen 
Geſetzen beſondre Beſtimmungen enthalten ſind, ſondern uͤber⸗ 
haupt aller blos polizeywidriger Handlungen derſelben. ©: das 


- — 
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oben erwähnte Regulativ $, VIL in ber Geſetzſamml. v. 1822 
©. 19. Man vergl. auch ein Mefer. v. 31. Jan. 1825 in der 
1 Gefepfamul. d. % St. 4 Nr. 5. S. 25 


Pr 9 Auch erfolgt die Detention oder der Strafarreſt eines Studi— 

crendbden jederzeit im alademiſchen Gefaͤngniſſe und bei entſtehen⸗ 
dem Zweifel, ob die Cognition uͤder die Vergehung eines 
Studirenden der Univerſitaͤt oder dem vereinigten Criminal⸗ 
amte zufalle, iſt ſolche bis zu der erfolgenden Entſcheidung 
der Univerſitaͤt zu uͤberlaſſen. S. a. a. O. F. IX. u. X. 


§. 161. 


Die akademiſche Gerichtsbarkeit erſtreckt ſich 
nicht blos uͤber die Studirenden, ſondern auch theils 
über die Mitglieder der Univerſitaͤt ſelbſt (membra 
regentia), infomweit ihnen die Schriftfäffigkeie nicht 
zuftehe*), theils über andre afademifhe Schußver- 
wanbdre*) und deren Familien. Ihre Ausübung ift 
einem Concilio perpetuo®8) überlaffen, welches aus 
dem jebesmaligen Rector Magnificus, vier Affefforen, 
die aus den vier Nationen erwähle werben®), in 
welche die afademifchen Lehrer vertheile find, und 
aus dem Syndicus der Akademie befteht. In Anſe— 
bung ihrer bürgerlichen Gerichtsbarkeit ſteht die Uni- 

verſitaͤt gegen die höhern SSuftizcollegien in dem nehm» 
lihen DBerhältniffe wie andre niedre Inſtanzen; im 
Beziehung auf die wegen ihrer bisciplinarifchen aber, fo 
wie in Verfaſſungsſachen ift fie blos dem Kirchenrarhe 
unterworfen, Uebrigens find von dem afademifchen 
Gerichte die Parrimonialgerichte der Univerſitaͤt über 
ihre Dorffchaften gänzlich verfchieden ®). 


41) MWeferipte vom 21. Jan. 1749 und vom 19. Apr. 1779 in 
Cont, II, Cod. Aug. T. I. p.365 u. Mefer. v. 24 Nov. 
41803. 1. c. Cont. III, T. I. p. 202. Diejenigen Profefforen 
dagegen, welche Gelftlihe find, ſtehen fowohl unter dem 


2 
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tatabemifhen Geriät, als unter bem Eomfiftorio, fo das die Praͤ 
vention unter ihnen entiheidet. S. Meſcript 9. 19% Jam. 
1748 bel.Küstner ad Deylingii Jurisprud. pastoralem P, IL 
Cap. UL .$. XXXIV. not, e, p. 264. ı.. 


9) & Bleu O⸗ 


3) Nur der Errector repräfentirt ohne Wahl die Nation zu 
der er gehört.‘ Br : 


4) Bei biefen muß die Großprobftey ber alten Dorfſchaften von 
den Probfteygerihten ber’ neuen unterfhieben werden. S. 

‚ Xeonhardis Gefhihte und Beſchreibung der Kreise und 
Handelsftadt Leipzig (Leipzig 1799. 8.). S. 587. m. 572. 


V. Verſchiedene noch übrige Arten der 
außerordentlichen Gerichtsbarkeit. 
"162, ° 4 


Dahin gehört: a) die geiſtliche Gerichtöbarkeir, 
welche wegen ihrer Verbindung, mit ‚Den; übrigen Theis 
len der Kirchenhoheit, - dieſer untergeordnet wird; 
b) diejenige Gerichtsbarkeit, welche fih auf Gegen- 
ſtaͤnde ber Polizei und Negalien beziehet und erſt eine 
Kenntniß von der Beſchaffenheit dieſer Rechte ſelbſt 
vorausſetzt. Außerdem findet man 0) in einzelnen 
Diſtricten des Koͤnigreichs Sachſen: ſogenannte Ruͤgen⸗ 
gerichte, welche ſich hauptſaͤchlich auf geringere Polizei⸗ 
vergehungen beſchraͤnken und noch in altteutſcher Form 
gehalten werben ). Ferner beſteht d) in der Stade 
Leipzig feit 1682 ein aus einer Deputation des daſi⸗ 
gen Stadtraths zufammen gefegtes‘ Handelsgericht, 
dem eine beſondere Gerichtsordriung*) den 21, Decbri 
di IJe vorgefchrieben iſt. Endlich iſt e) bei allen Wera 
gehungen der Stcaatsdiener in Auſehung ihres Amtes 
nicht vor einer Zuftizinftanz- Klage zu erheben, ſondern 

i 


* 
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hei der ihnen vorgefegten Inſtanz Beſchwerde zu füh- 
ren. und der etwanige Schabenerfag bei Diefer zu fu- 
den, von. ige ‚aber der Regreß an den fehlenden 
Diener zu nehmen?). | 

4) Gust. Hear. Mylius de judiciis denuncia:oriis Sazonieis, 

Lips, 1737. 4 

9) Cod, Aug. T. 2. p. 2038. 

8) Refeript v. 48. Oct. 1796. Cont. IIL T. 1. p. 4 


, 





Dritte Abtheilung. 


- Bon den Spruchcollegien des Königs . 
reichs Sachſen. 





§. 163. 
Von dem Koͤniglichen Schoͤppenſtuhle zu 
| | Leipzig. 


Der Urſprung dieſes Collegit ift auf. gleiche Weiſe 
wie bei den meiften übrigen Teutſchen Schöppenflühs - 
len daraus abzuleiten), daß in dem Mittelalter meh⸗ 
rere Stadtgerichte und bisweilen auch andre Gerichts» 
höfe einen fo großen Ruf der Rechtsweisheit erhiel- 
ten: daß fie entweder freiwillig, oder unter Voraus⸗ 
fegung befondrer Privilegien und Vertraͤge als Ober- 
böfe, von andern Gerichten um ihre Rechtöbelehrung 
gebeten wurden?). Die gewöhnliche Gage, daß ber 
Seipziger. Schöppenftuhl im. Jahre 1572 mit dem ehe 
dem befonders in Lehnsſachen berühmten Dohnai⸗ 
ſchen 3) verbunden worden fey, beruht auf feinem 
fihern. Orunde+) und wird durch die 2 Jahre bar 
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auf (den 6. Nov. 1574) erfolgte neue Fundation defs 
ſelben“), welche den 17. Aug. 1721 eine Erläute- 
rung) erhalten hat, nicht beftätige. Durch jene Urs 
Eunde aber wurde der Leipziger Schöppenftuhl in ein 
Churfürftliches Collegium verwandelt, welches aus den 
drei Bürgermeiftern und 4 andern Schöppen, von 
welchen zum wenigften 3 (bie fogenannten Königlichen 
Schoͤppen) Doctoren feyn mußten, beftehen follte, Der 
vierte (aus dem Rathscollegio zu erwählende) wurde 
deswegen, weil ‚bei. ihn ehedem das Doctorat nicht er 
forderlih war, der Sayen-Schöppe genannt; endlich 
ift feie 1657 noch ein Königliher Schöppe hinzuges 
fommen 7), Der regierende Buͤrgermeiſter foll nach 
der Fundation die nächfte Aufjiche über die Erhaltung 
der Ordnung in dem Gollegio führen, doch werden die _ 
meiften Directorialrechte 8) gegenwärtig von bem Ges 
nior defjelben ausgeübt. — Die Gißungen des Col 
legii werden 3 Mal vwoöchentlich gehalten®), und in 
Verfaffungsfachen ift es gegenwärtig zunaͤchſt der Nes 
gierung unterworfen ?°). 


4) Der Ungrund des gewöhnlihen Anfuͤhrens: daß ber Leipzi⸗ 
ger Schöppenftuhl erft im Jahre 1420 errichtet worden fey, iſt 
in meiner Abh. unter dem Titel: Illustris scabinatus Lipsien- 
sis origines, (Lips. 1817. 4.) aus einigen Documenten, befons 
ders aus einer Urkunde v. 9. 1325 (in Horn Henrico Ill, 
pP. 369 seq.) gezeigt worden, 


2, ©, Ge Lud, Böhmer de provocationibus iuris Germa- 
nici Cap. IL, $, VII, in eiusdem Electis iuris civilis pag 
80. se Ä 


3) Christ, Schoettgen Historia Burggraviorum Donensium 
in eiusdem Opusc, Historiam Saxoniae illustrantibus No, V. 
p- 9. — Carl Gotilob Rössig Analecta yuaedam de 
Scabinatyu Donensi in einsdem observationibus Ius Feudale 
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Saxonicum illustrantibus. Obs. 1. — Auch vergleihe man 
Car, Aug, Gottschalk de sententüis Scabinorum Magde- 
burgensium Dohnensium et Lipsensiam observationes miscel- 
— eiusdem Analectis Codicis Dresdensis (Dresd. 1824.) 
Cap, 3: P- 27 seq. R 

4) ©, die not. 1. angeführte Schrift p- 9. seq. 

5) in Thomasii Annalibus p. 125 seqg. 

6) Das dießfalls erlaffene Decret iſt noch nicht gedruckt, wird 

“aber in Wabſt's hiſt. Nachticht S. 292°u. f. erwähnt. 

7) Wabſt a. a. O. S. 293. | ’ - . 

8) Die Actenaustheilung wird nicht dazu gezählt, ‚fondern von 
dem Scöppenfchreiber beforgt. 

9) Nach der Fundation „follen die Schöppen ale Morgen, Win 
ters um 7 und Sommers um 6 Uhr, zu Haufe (d. h. zur 
Berfammlung) kommen, daſelbſt der Arbeit biß um 10 Uhr 
abharren, nach gehaltener Mahlzeit wiederum, wenn es eing 
fhläget, abbarren, und, biß um fünf folhem ihrem Amte ob: 
fepn.” J J 

10 Nah einem Reſcript v. 7. Sun. 1819. 


§. 164. 
Bon der Suriftenfaculeät zu Leipzig. 
Dei dem ſeit dem ızten Jahrhunderte entfchiede- 


nen gefeglihen Anfehn der fremden Rechte in Teutfch- 
land, war es wohl fehr natürlich, daß man auch von 
den Doctoren auf hohen Schulen ſich haufig Neches- 
belebrungen erbaf, da zumal die Schöppenftühle: noch 
ofe von tayen befege waren, denen gewöhnlich nur 
Kunde des Teutſchen Gewohnheitsrechts beimohnte. 
Schon in dem 16ten Jahrhundert wird daher die Ju— 
riſtenfacultaͤt zu Leipzig, beſonders unter der Regie— 
rung des Churfuͤrſten Auguſt, als ein vollfommen aus- 
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— nit, nid m ad: a 
gedifderes Spruceollegium erwäßne”), Beffen, Geitgrie- 
Ber aber damals gewohnt) au in, dem Schöppen- 
ſtuhle fagen®), —— nicht mehr erlaube wurde. 
Außer den 5 ordentlichen Profeſſoren der Rechte 3) wer⸗ 
den bereits in dem Vifitations-Decrefe 4) vom 18. an. 
i658 noch andre in Jeipzig promovirte Doctoren als 
Beiſitzer des Sprucdrollegüi erwähnt S), und bis in bie 
neuften Zeiten waren mie Einſchluß des Ordindrii, 
welcher das Directörium des Goltegii führe, 11 Mit 
glieder des Collegii vorhanden, zu, welchen aber nug- 
mebr (feit 1812) ein Beifiger vermöge ber Gräfifchen 
Stiftung, und 2 ‚von dem König angeordnete Huͤlfs⸗ 
arbeiter Anzug | 
Refcript vom 6. März 1818 das Collegium, wels 
ches fih Montags und Freitags verfammelt,- mit Aus» 


in Hr 


4) von Dffe Teſtament von 1556 ©. 268: „In jeglicher biefer 
beiden Univerfitäten CReipzig und Wittenberg) erholt man’ fic 
bei der Juriſtenfacultaͤt des Rechten beyde Rathſchlags und 
Urtheils-Weiſe.“ Man vergl. auch den Eingang zu den Con⸗ 
ſtitutionen des Churfuͤrſt Auguſt (cod. Aug. T. 1. p- 73.) 
„Nachdem Unſere getreue Landſchaft und Unterthanen auf eis 

lien gehaltenen Landtagen, Uns berichtet und vorgebrachl: 

„dab Unfere beftallte und geordnete Hofgerichte, Zuriftenfacultäs 
ten und Schöppenftühle, etliher zweifelhaftiger und ftreitiger 
Fälle halber, ungleih auf die Rechtsfragen und Acten ets 
fenhen.“ 

2) von Dffe 8.387 u) ©, 43%. Metkwauͤrdig iſt folgende in, 
der hier’ zuerſt angeführten Stelle mitgetheilte Nachricht, aus 
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welcher hervorgeht: daß ſich In fruͤhern Zeiten die Schoͤppen 
ſelbſt bisweilen bei dem Ordinarius Raths erholten: „Der 
Ordinarius hatte vom Nathe wohl funfzig Gülden ungefehrlih 
Dienftgeld, daß man bisweilen, doch felten feines Raths, Im 
ſchwehren Händeln brauchte, darzu hatte er fein eigen Buch, 
darein er feine Urtheil, die er den Schöppen ftelte, ſchriebe. 
Wenn man ihm nun einen Handel aufhidte, fo mußte man 
ihm baffelbige Buch mitbringen, aber mit ber täglihen Laft 
des Schoͤppenſtuhls belude ſich fein Legent.“ | 


9 Als fpdter moch mehrere Profefforen biefen Titel — 
wurden die 3 erftern, welche allein, dem Viſitations-Decrete 
von 1658 gemäß, Sig und Stimme in deg Facultät ipso iure 
erhalten, Professores antiquae fundationis genannt; die Benen⸗ 
nungen jener Profeffuren ſelbſt aber find in den neuern Zeiten 
geändert worden. 


4) in Thomaſii Kiftorle der Weise nr Thorheit. 
©. 86. u. f. 


„8) Ehedem hatten alle Doctoren der Rechtte, welche In Leipzig 
promovirten, elne Anwartſchaft auf die Facultät; aber ſeit 
dem Jahre 1724 wurden befondre Promotionen extra faculta- 

- tem eingeführt, In Zukunft fällt aber diefer Unterſchied eben 
falls wieder weg, weil durh ein Definitiv: Refeript vom 24 

Det 1823 die promotiones ad facultatem nicht mehr ftatt fin= 
den follen, fondern nah vorgängiger Denomination einiger 
Eaudidaten die Ernennung von der hoͤchſten Behörde erfolgt. 


6) Die Anordnung bderfelben gefhah durch Reſcripte v. 19. Nov. 
1819, v. 29. Mai 1820, v. 24 Det. 1823 u. v, 16. Aug. 1824. 
§. 165. 
Shemalige Wietenberger Dicafterien. 


Auch in Wittenberg gab es, außer der Juriſten— 
ſaeultaͤt, einen Schoͤppenſtuhl, deſſen Urſprung ſich von 
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dem gewöhnlichen dieſer Collegien fehr unterfcheider, 
indem er ſich auf ein den Beifigern bes dafigen Hof» 
gerichts auf der gelehreen Bank in beffen Ordnung’) 
von 1529 gegebenes Vorrecht gruͤndet, ein bejondres 
Sprucdecollegium zu bilden, deſſen Verfaſſung fpäter 
von dem Churfürft Chriſtian I. den 24. Aug. 1588 
näher beftimme worden ift*). Da jene Beiſitzer felbft 
blos aus den fünf ordentlichen Profefforen der Rechte 
beftanden, fo war, foviel das Perfonale betrifft, zwi⸗ 
fhen der Auriftenfacultät und dem Schoͤppenſtuhl 
keine andre Verſchiedenheit, ald daß zu erſtrer auch 
noch andre Beifiger ald Adjuncti zugezogen wurben?)-: 


4) in Cod, Aug. T. 4. p- 1335. Diefer Beſilmmung zu Folge 
follte theild das Hofgeriht, wenn es im Pleno verfammelt 
war, theils aber auch in Abwefenheit des Hofrichters und bet 
adlichen Beifißer, die gelehrten Beifiger allein, dergeftalt, daB 
die abwefenden Affeforen durch andre in Wittenberg anwe⸗— 
fende Rechtsgelehrte erfeget würden, auf Befragen andret 
Gerichte, rechtlihe Erkenntniſſe ertheilens auch wurde diefe 
Vorſchrift in der Hofgerichtsorbnung von 1550 (1. «- P- 4337) . 

"wiederholt. Dagegen aber wurde im Cingange der gleih ans 
auführenden Orduung von 1588 blos erwähnt: „daß den ver⸗ 
ordneten Doctoren, fo dem orbentlihen Hofgerichte zu Wit 
tenberg beiwohnen, vor langer Zeit bewilligt und nachgelaſſen, 
daß fie außerhalb der verordneten Gerichtstage auch aubere 
Sachen und Fragen umb die Tare, gleih andern Geridte: 
und Schöppenftühlen zu verfprehen aunchmen möchten.‘ 


2) Ordnung Churfürft Christiani I von Sachſen, beten ſich bie 
verordneten Doetores des Hofgerihts zu Wittenberg auf ein 
gebrachte Rechtsfragen und andre. Acta, datauf, außerhalb Des 
ter ordentlihen Termine bemeldten Hofgerichts Ihre Beleh⸗ 
tung und Erfenntniß begehret wird, verhalten follen, dem 
24. Aug. 4588. 1, c. p. 1347 seq. 
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ein Landesdicaſterium geſchehen darf’), iſt gegenwärtig, 
ſoviel die alten Erblande betrifft, nur noch bei den 
niedern Gerichten und. bei den mittlern Schönburgi-. 
fhen Inſtanzen uͤblich“); doch ift fie den Aemtern 
auh dann erlaubt, wenn ihnen die Landesregierung 
in einer Juſtizſache Commiſſion gegeben bat; fo wie es 
jener hoͤchſten Behörde ſelbſt unbenommen ift, bei Ap⸗ 
pellationen und Beſchwerden über das Verfahren des 
Richters die Actenverfendung anzuordnend), Letztere 
iſt übrigens nur bei peinlichen Sachen im engern Sinne ' 
des Wortes nochwendig+); in Civilfachen Dagegen be> 
ruhe fie auf der Willkuͤhr des Richters, dafern niche 
die Partheien fi) deßhalb vereinigen, ober ein Ges 
richtsherr feine Unterthanen „fonderlih in wichtigen 
und zweifelhaften Faͤllen“ vor feinen eignen Gerichten 
befange 5). Uebrigens find die Aemter in Criminalfa- 
chen angewiefen, das erfte Erfenntniß bei dem Schöp- 
penftuble einzuholen‘); auch kann der Richter, wenn 
außer der Appellation, ein Rechtsmittel (welches, da in 
der Regel die Leuterungen aufgehoben find, gewoͤhnlich 
nur noch in anderweiten Defenfionen zu befteßen pflegt) 
gegen ein früheres von einem Dicafterio gefprochenes 
Urtheil eingewendee worden iſt, die Acten niche in das 
nebmlihe Spruchcollegium jenden?); es müßte denn, 
was befonders in Gapitalfachen- vorfomme, über den⸗ 
felben. Gegenftand audy ſchon in dem zweiten: Spruch⸗ 
sollegio erkannt worden feyn®). Tr | 


ur 
# np ann men, 


EN ; 88 Zweiter Theil. Zweiter Abſchnitt. Viertes Kapitel: 
pur —J J 
J—— 3) Nach Politz Geſchichte und Statiſtit des Kdnigteichs Saqh-⸗ 
le ih a fen 8. 2. ©. 322 gehörten noch 2 ordentlihe und eine unbes 
Ki ha Hi ſtĩmmte Anzahl außerordentliher Beifiger dazu. 
SAN de 
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4) El. 9. Di ad Tit. XXXIV. |. 2 


2) Ehedem war die Aetenverfendung auch bei den Juſtizbehoͤrden 
‚ber Stifter gewöhnlid. 


3) Biener Systema processus iudiciarii $. 25, in fine, 


4) Schon in dem Befehl vom 5. Jan. 1579 (Cod. Aug. T. I. 
P. 1579), welder als die erfte Grundlage des Inqulſitions⸗ 
prozeſſes in Sachſen zu betrachten, ift biefes verordnet; unter 
peinlihen Sachen in ber oberwähnten Bedeutung aber werden 
bei uns nicht nur Diejenigen Verbrechen verfianden, welde 
Leib: und Lebensitrafen nach fi ziehen, fondern auch diejeni- 
gen, die mit Gefängniß ftatt der ehemaligen Landesverweifung 
belegt werden. Püttmanun Principia iuris criminalis ex edit. 
Bieneri $. 978. not, 111. P. 473- — Dagegen follen alle Un— 
terrichter bei geringen Verbalinjurien zwifhen Leuten aug der 
niedern Volksklaſſe ſelbſt Beſcheide abfaſſen. S. Generäle 
v. 28. Dec. 1816 Cont. III. Cod. Aug, T. 1. p. 208. Noch 
wurden durch dieſes Geſetz die fogenannten Ruͤgenprotocolle 
bei den Aemtern und Kammergutsgerichlen aufgehoben und 
zugleich die niedern Richter ermabut, auh in andern Saden 
Öfterer, als bisher gefhehen, felbft Beſcheide abzufaffen. 


5) Erl. P. O. ad Tit, I. $, 3. und ad Tit. XXXIV, g. 1. 


6) Befehl Churfürft Chriftian II. zu: Sachſen v. 8. Jum, 1609" 
Cod, Aug- T. 4. p. 1053 und ein Decifiv:Refeript v. 26. Jun. 
1658 1. c. p. 1131. Auch werden von den Stabtgerichten zu 
Leipzig und dem dafigen Criminalamte die Acten, wenn nicht 
bei legteren eine zweite Defenfion geführt ift, an den Schoͤp⸗ 
penſtuhl veriendet. 


7) Erl. 9. O. ad Tit. XXKIV. 6, 2. Doc findet eine entgegen: ' 
geiente Obſervanz in Anfehung det noch jeßt bei dem Han⸗ 
belsgerichte zu Leipzig nach dem Mandat v. 13. März 1822 
5. 22. erlaubten Leuterungen ftatt, indem dieſe audy das zwei⸗ 
temal an den Schöppenituhl zum Verſpruch verfendet werden 
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8) Zu Folge eines nah Aufhebung der Wittenberger Spruch⸗ 
‚collegien den 25. Aug. 1815 (Cont. LIT, Cod. Aug, T.4. p.291) 
an den Schoͤppenſtuhl und fpäter auch an die Juriſtenfacultaͤt 
ergangenen Meferipts follen diejenigen Criminalſachen, in wel- 
chen bereits von demfelben Dicafterio erkannt worden fit, ei- 
nem andern Meferenten, als demjenigen, welder das frühere 
Erfenntniß abgefaßt, zum Wortrage zugetheilt, dleſem auch 
überdieß ein Gorreferent zugeordnet werden; in Anfehung der 
nun in der Megel aufgehobenen Leuterungen aber war wur 
erftreg, nicht aber letztres vorgefchrieben. \ 





Vierte Abtheilung. 


Bon der Oberauffihe über das Juflizwes 


fen in dem Königreide Sadfen. 


§. 167. 
I. Difteiccielle der Amtshauptleute. 


Nah einer neuern Verordnung der Sandesregie> 
zung einige Erläuterungen der amtshauptmannſchaft— 
lichen Inſtruction betreffend °) vom 6. März 1823 
§. 1. ift diefe Oberauffiht fowohl in Anfehung der 
Aemter ald Patrimonialgerichte im Allgemeinen derges 
ſtalt beſtimmt worden, daß wenn die Amtshaupes 
leute ein Gebrechen derfelben, namentlidy Verfchleifung 
der Prozeffe und Unterfuchungsfaden, Hintanſetzung 
der Gefege bei Bevormundungen oder der vormund- 
ſchaftlichen Auffihe*), Uebercheurung der Partheien 
oder ähnliche Ungebührnifje bemerken, fie deghalb eine 
Anzeige zur Jandesregierung erftatten, und Deren weitre 
Anordnung erwarten follend). Außerdem aber find fie 


x 
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verpflichtef, von Zeit zu Zeit und wenigftens jährfich 
einmal, die Gefängniffe. bei allen Aemtern und Ge— 
richten ihres Bezirkes zu revidiren*), und foviel er> 
fteres ingleichen die Kammergursgerichte betrifft, Das 
bei ihnen angeftellee Perfonal zu beobachten), hier— 
über Anzeigen an dad Geheime Finanzcollegium zu ers 
ftatten, auch nöchigenfalls Zurechtweifungen zu erchei» 
len, und das Depojitenmwefen diefer Behörden nad) 
Maafgabe einer befondern Werorbnung‘®) v. 1. Nov. 
1814 ebenfalls jährlich zu unterfuchen 7). 


4) Das oberwähnte neure Geſetz (in ber Geſetzſamml. v. I.:1823 
St. 8. Nt. 1%. ©. 31.) wurde dur die $. 99. not, 6, ers 
wähnten Vedenklichkeiten der Landftände gegen die durd die 
Snfteuetion v. 22. Yun, 4816 (Cont, II. Cod, Ang. T. 1- 
pP: 521.) den Amtshauptleuten geftattete größere Gewalt veranlaßt, 


2) Haftet in Beziehung auf dad Vermögen ber Unmündigen, 
oder andrer Ahnliher Perfonen, Gefahr auf dem Verzug, fo 
tönnen fie nach $. 5. b. der Juſtruction fofort die nöthige Zu: 
rechtweifung ertheilen, indem fie ſolches zugleich der oberften 
Suftizbehörde anzeigen. 


3) Erläuterungen der Inſtruction ad $. 5. a, 


4) $. 9. der Inſtruction. 


5) & 6. d. Inſtructlon. Bet andern obrigkeitlihen Perſonen 
follen fie blos nah $. 9. ec. der Inſtruction am Scluſſe des 
Jahres, in welhem ein Ungebührniß derfelben vorgefallen ift, 
anzeigen, wie feltdem ihr Verhalten gewefen. 


6) Cont. IIL Cod, Aug, T. 4. p 280 seq; 
7) Nah $. 8. d. Inſt. ſollten fie auch, bei entitandenem Der: 


dacht einer Unordnung, dad Depofitenwefen bei Patrimonials 
gerihten vevidiren, und wenn fih der Verdacht beitätigte, den 
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Befund der Landestegierung anzeigen ioͤnnen. Allein zu Folge 
der neuſten Verotdnung ad 65. 8. iſt ihnen bei ſchriftſaͤſſigen 
Patrimonialgerichten nur eine Anzeige des Verdachts, nicht 
aber eine Reviſion ohne beſondern Auftrag geftattet; 


N §. 168. 
II. Allgemeine der höchften Landesbehörden 
und des Königs Selbft. 


Die Oberaufficht- über alle niedere Gerichte, mit 
Einſchluß des DOberhofgerichts zu Seipzig, wird in ber 
Regel ) von der —— gefuͤhrt; ſo daß auch 
Beſchwerden über-amtfäffige Gerichte lediglich bei die— 
fer angebracht werden: koͤnnen?). Die hoͤchſten Ju— 
ftizcollegien - aber find dergeſtalt dem Geheimenrathe 
unterworfen, Daß: dieſer wegen der etwa für erforder⸗ 
lich befundenen Remedur das Behufige veranſtalten 
kann; auch muͤſſen in allen Juſtizſachen, welche aüs 
irgend einem Grunde zu der hoͤchſten Entſchließung 
des Königs zu bringen find, die von den Behörden 
Darüber zu erflättenden Vorträge zuvoͤrderſt bei jeher 
hoͤchſten Behörde eingereichte und erſt mit deren ur: 
achten begleitet dem König, vorgelegt werden 3). Zur 
Erleichterung der Oberauffiht über das Juſtizweſen 
gereichen übrigens die feit dem 27. Sept. 1777 einges 
führten Progeptabellen 4). | 


4) Ausnahmen finden ftatt: a) bei den Militairgerichten. S. 
oben $. 157. — b) Bei denjenigen Juſtizbehoͤrden, welche dem 
geheimen Finanz -Colegio unterworfen find und c) bei den 
geiftlihen Gerichten, welde unter dem Kirchenrathe ftehen: 
Man vergl. unten Kap: VL: und Käp. VIIL. 


2) ©. Mandat v. 13: März 1822 51. Cin der Geſetzſamml. 
v.d. J. St. 10. Rt, 9. S. 203.) 


3) a. aD 9. 21. ©. 211. 


Von ber Juſtizboheit. — 


‚9 Sie betreffen: a) Eivilprozeſſe; b) Concuxspxtoʒeſſe; *) Erh⸗ 
fhaften und Vormundſchaften und d) Denuntiations- und 
Criminalprozeſſe. S. das Generale ppm dem oberwaͤhnten 
dato in Con. II. Cod, Aug, T. 4. p. 350. 





Fünftes Kapitel. 
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’ $. 169. Se 2 
Grundbegriffe ' 

Inter den verfchiedenen Begriffen, welche noch 
jetzt von der Polizei aufgeftelle. werden’), ſcheint derje— 
nige den Vorzug zu verdienen, nach welchem darunter 
alle innere?) Anſtalten und Verfügungen zu verſtehen 
find, wodurd unmittelbar) entweder Uebel, die der 
bürgerlichen Gefellfhaft drohen, abgewender, ober 
wohlthätige Zwecke fir felbige..erreiche werden follen +). 
Diejenigen Rechte nun, welche ſich in Beziehung auf 
diefe Vorkehrungen, aus der Natur der höchften Ge 
walt und den verfchiedenen: Aeußerungen ihrer Thaͤtig⸗ 
beit. ableiten Laffen, bilden das Weſen der Polizeihoheit 
Polizeigewale, Recht der Regierung im engften Sin- 
ne); und. nur. der Theil des Polizeirechts im weitern 
Sinne des Wortes), welcher die Beftimmungen dieſer 
Defugniffe felbft enthaͤlt, keinesweges aber derjenige, 
welcher ſich erft auf Vorſchriften und Anordnungen: der 
erftern gruͤndet (Polizeireche im engern Sinne), ift, als 
zu dem Staatsrecht gehörig, zu‘ betrachten. Doch 
kann gegenwärtig auch die Theorie von der Poligei- 
hoheit felbft noch nicht in ihrem ganzen- Umfange dar» 
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geftelle werden, weil manche Gegenftände berfelben 
mit andern Megierungsrecdhten, namentlih mit der 
Lehre von den Negalien, und mit der Kirchenhoheik, 
welche fih auch über das Schul» und Buͤcherweſen 
(jedoch foviel letztres betrifft mie einzelnen Ausnahmen) 
erfireckt, dergeftalt verbunden find, daß fie nie wohl 
von ihnen getrenne werden koͤnnen. In ſoweit fie aber 
in diefem Kapitel erläutert wird, kann fie in fofern in 
eine allgemeine und befondere eingerheile werden, als 
fie fi) cheils auf das Polizeiweſen überhaupe, theils 
auf einzelne Gegenftände defjelben bezieht. 
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4) Pet. Carol. Guil, L. B. ab Hohenthal Liber de Po- 
lita. (Lips. 1776. 4.) Günther Heinrih von Berg 
Ch. 1. Buch 1. Abſchn. 1. S. 3 u. f. und Loz über ben Be: 
griff der. Polizei und Polizeigewalt. Hildburgh. 1807. 8. 


2) Ausgefähloffen find daher alle diejenigen Vorkehrungen, wel: 
he auch Einfluß auf andre Staaten dufern und aus den fo: 
genannten iuribus transeuntibus des Negenten entfpringen. 


3) Diefer oft weggelaffene Zuſatz ſcheint mir nothwendig zu ſeyn, 
um Polizei: von Straf⸗ und Civilgeſetzen zu unterſcheiden. 


4) Wenn von Berg a. a. O. ©. 12 behauptet: daß fi bie 
Polizei blos mit Abwendung von Hindernifen und Gefahren 
der Sicherheit und Wohlfahrt der Etaatsbürger beſchaͤftige, fo 

- Laßt fi diefes zwar in foweit rechtfertigen, als jedem Gut 
ein Uebel, weldhes in dem Mangel oder der Entbehrung def 
felben befteht, entgegengefegt werden kann; allein demunges 
achtet fcheint es richtiger zu feyn, dem naͤchſten Zwed, ald den 
daraus erſt abzuleitenden anzugeben. . 


5) Man vergl. über diefe Wiſſenſchaft Gottfr. Schmieder 
des Churfürftenthpums Sachſen allgemeine, und der Reſidenz 
Dresden befondre Polizeiverfafung. Dresden 1774 — 1791. 


by ( oogle 
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3 Bde 8. — Fried. Anton Pfannenberg Handbuch des 


Koͤniglich Saͤchſiſchen Polizeirechts. Leipzig 1812: 8. (Enthaͤlt 


blos Polizeirecbt im engern Sinn.) . 





Erfte Abtheilung. 


Bon der allgemeinen Polizeihoheie im ob— 
jectiven Sinne des Worte. 





§. 170. 
T. Landespolizei. 


Daß diefe in der. Regel zunächft von der Sandes- 
regierung abhängig ift, wurde bereitö oben erwähnt‘); 
Doch ift dieſe Behörde fhon durch eine Detlaration*) 
Churfürft Johann George IL. vom 13. Aug. 1670 
angewiefen: in allen Sachen, bei welchen das Game» 
ral⸗Intereſſe concurrire, mit der Kammer und daher 
gegenwärtig mit dem an ihre Stelle getretenen Gehei— 
men Sinanzcollegio zu communiciren, fo wie letzterem 
die nehmliche Berpflihtung obliegt, wenn zufällig Ges 
genſtaͤnde der Juſtiz oder Polizei bei ihm in Anregung 
£ommen. Mit diefer- der Sandesregierung zuftehenden 
zandespolizei aber ift auch die oberfte Gerichtsbarkeit 


in Polizeifachen (welche nur fummarifh zu verhandeln ” 


find 3)), in erfter Inſtanz über unmictelbare und in der 
Appellationsinftanz über mittelbare Perfonen verbun- 
ben #), wobei jedoch) vorausgeſetzt wird, daß dergleichen 
Irrungen blos nah Vorſchrift der Landesgeſetze oder 
nah Maßgabe befondrer von der Regierung ercheilten 
Eoncefjionen zu entfceiden find, da im Gegentheil 
jede Sache, in welcher fi der Beklagte auf ein be- 
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ſondres Befugniß bezieht, in eine wahre Juſtizſache 
verwandelt 5) wird, und daher in dem ordentlichen Weg 
einzuleiten ift®). 


# 


1) 3. 1. . 9% 
2) Cod, Aug. T, 1. p. 1147. 


3) Erl. Prozefordnung ad Tit. 1. 9. 6.) wo zugleich mit ben 
Pplizeifahen auch Handwerls⸗, Baus, Dienft: und Gefindes 
fahen genannt werden; fo wie aud im Anhange diefes Ge: 
ſetzes eine eigentlihe Juſtizſache, wenn nehmli zweierlei 
Handwerke über ein Befugniß fireiten, dazu gezählt wird, 
Eine, neue Beftätigung dieſer Grundfäge unter Anwendung” 
derjelben auf Straßenbaufahen, fo wie auf Schank- und Gaſt⸗ 
hofstreitigkeiten, enthält das Mandat v. 10: Mai 1824 in der 
Gefepfamml. d. I. Et. 8. Nr. 10. ©. 59. Uebrigens Fann 
diefem Gefege zu Folge die Regierung in einer folden Sache, 
wenn es deren Beſchaffenheit nothwendig erfordert, auch Inter: 
imiftifh und mit Vorbehalt der rechtlihen Ausführung für 
den einen oder den andern Theil entſcheiden. 


‘4) Wefeript v. 3. Sept. 1698 (Cod. Aug. T. 4. p. 1705.) v. %. 
März 1700 (Cont, IL, Cod. Ang. T, 1. p 545.) v. U. Sul. 
1734 (Cont. I. Cod, Ang. T. 4. p. 475.) und v. 26. Oct. 1780 
sub 3. (Cont. II. Cod. Aug. T, 1. p. 559). 


5) von Berg aa. O. Th. 1. B. U. Abſchn. 4 S. 1 — 
Wegen der hierhergehoͤrigen Literatur vergl. man beſonders 
Kluͤber's oͤffentliches Recht des T. Bundes u. der T. Bun⸗ 
desſtaaten ſ. 309—311. neuſte Ausg. S. 622.1 f. X 


6) Dieſe Regel iſt ausdruͤcklich in einem am das Hofgericht gu 
Wittenberg erlaſſenen Befehl v. 16. Jan. 1794 (Cont. II, Cod. 
Aug. T. 1. P-. 569) enthalten. Auch iſt zugleich verordnet: 

daß es gleichergeſtalt gehalten werden ſoll, wenn mehrere Per⸗ 
ſonen concurriren, von welchen ſich einige blos auf Polizel⸗ 
ordnungen (mit Einſchluß von En); andre aber auf 
ein ius quaesitum beziehen. 





Google 
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$. 171. 
IL Difteiceielle Polizei 
a) der Amts: und Kreiöhbauptleute 


Den Amtshaupeleuten gebührt die Auffiche über 
die Verwaltung der Polizei’), fowohl bei den Aem- 
tern, als Patrimonialgerichten, mit alleiniger Ausnahme 
der Polizeibehoͤrden in Leipzig und Dresden‘). Die 
ſem zu Folge haben fie Polizeicevifionen in dem ihnen 
anvertrauten Bezirke anzuftellen und koͤnnen die Obrig- 
keiten zu‘: Abftellung : von. Vernachläffigungen - und 
Mißbraͤuchen nach Befinden unter Androhung einer: den 
Umftänden angemefjenen Geldftrafe anhalten?). Bei 
Ereigniffen, welche .eine fchnelle Abhuͤlfe erfordern, ba; 
ben fie: .(felbft. in Beziehung auf einzelne Gerichtsun⸗ 
terthanen, wenn bie. Hülfe ihrer Obrigkeit nicht augen- 
biicklich zu erlangen iſt )) das Recht, die in den Lan⸗ 
beögefegen näher beftimmten ober. andre. Vorkehrun- 
gen zu £reffen,. die fie nad) der Lage der Sachen für 
nothwendig oder zweckmaͤßig erachten‘), und von dem 
Borfalle, fo wie von den getroffenen Anftalten, an die 
Landesregierung und den Kreishbaupfmann ungefäume 
Anzeige zu erftatten‘). Erſtreckt ſich ein Nochfall auf 
ben ganzen Kreis, oder doch auf mehrere amtshaupt⸗ 
mannfchaftlihe Bezirke zugleich, fo kann zwar auch der 
Amtshauptmann unter. Grflattung ebenmäßiger Anzei- 
gen die zu dem augenblidlihen Beduͤrfniß erforberli- 
hen Vorkehrungen treffen, fobald aber die fobann bes 
gründete 7) birectorielle Seitung des, Kreishaupemanns 
in Ihärigkeie ift, muß diefer gebührend Folge geleiftee 
werben). Wird gegen eine DBefcheidung oder Anord⸗ 
nung des Amtshauptmanns appellire, fo haben die 
Obrigkeit des Appellanten und der Amtshauptmann ges 
meinſchaftlich, wenn aber die Obrigkeie felbft Appellant 
| G 


U. | 
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ift, der Amtshauptmann allein Bericht an die Landes⸗ 
regierung zu erftatten 9). 


ne en 
— FIRE 
—— — ne 


nd N = 


4) Als Hauptgegenftände derfelben (ohne jedoch andre ganz ande 
zuſchließen) werden $. 14. der S. 166. not. 1. erwähnten In: 
ſtruction der Amtshauptleute folgende angegeben; A. Zur 
Neligiondg- und Unterrichts: Polizei gehörig: 
. 2) die Aufliht über die Sonntagsfeier, .b) die Auffiht auf 
den Schulunterricht (jedoch mit Ausfhluß folher Functiouen, 
welche hierbei firhlihen Beamten übertragen find) und das 
Anhalten der Kinder zue Schule in Dorf: und Buͤrgerſchulen. 
B. Zur Sicherheitspolizei gehörig: a)'die Verhuͤ— 
tung von Tumult und Aufruhr, b) das Auffuchen und Auf: 
greifen von Diebe: und Raͤuberbanden, von Verbrechern, lie⸗ 
derlichem Gefindel, Wagabonden, e) die Beſtrafung der. vage | 
bondirenden und einheimifhen Bettler und andrer verbärhtiger | 


— — * 
Fe —* * una we a — ——— 


Perſonen, d) die Abſtellung unerlaubter Schank⸗ und Gaſt⸗ 
wirthſchaften, ©) die Aufſicht auf die Anſtalten zu Verhuͤtung 
von Feuersbruͤnſten, nebſt den Loͤſchanſtalten, Sf) die Abwen⸗ 
dung von Gefahr auf oͤffentlichen Plaͤtzen und Wegen, g) die 
Aufiiht auf Unterhaltung und Herftellung von Wegen und 
DBrüden, welde Privatperfonen gehören C. Zur Gefund: 
heits- Polizei gehörig: a) die Auffiht auf Medichnal- 
pflege, b) die Steuerung der Afterärzte, «) die Aufſicht auf 
Apothefen, d) die Auffiht auf das Hebammenweſen, e) bie 
Steuerung und Verhütung von Cpidemien, 1) die Abwen⸗ 
dung der Gefahr für Leben und Gefundheit, die durh Men: 
ſchen und Thiere entitehen Faun, g) die Aufſicht über die 
Ausübung der Thierarzneikunſt, h) die Verhütung und Steue⸗ 
rung der Viehſeuchen. D. Sur Landwirthſchafts-, © e- 
werbs: und Handels: Polizei gehörig: a) die 
Steuerung des unbefugten Handels auf den Dörfern, b) die 
Steuerung des Haufirens und Trödelns mit Waaren, c) die 
Aufſicht wegen der verbotenen Auge und Einfuhr von Waa⸗ 
ven, q) die Handhabung gehöriger Ordnung auf Meffen, Jahr: 
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und Viehmärkten. - E, Sur Nahrungspollzei gehörig? 
a) die Aufſicht auf Aus: und Einfuhr des Getreibed, b) auf 
Viktualienhaudel und die Hoͤkerei, c) auf Taxen, Maaß und 
und Gewicht, d) auf das Mahlweien, e) auf bad Bierbrauen 
und Brandtweinbrennen, f) auf Aus» und Einfuhr des Hol: 
zes und bie pfleglibe Benutzung der Privat = Waldungen. 
F, Zur Sittenpolizei gehörig: aydie Steuerung wer: 
- botener Spiele, des Lottos und Ausſpielens von Warren und 
Gütern, b) die Aufficht auf-bie Lotterien, ec) auf öffentliche 
Zuftbarkeiten und Vergnügungen, d) auf Leihbibliothefen und 
Leſegeſellſchaften, e) die Steuerung der Luftdirnen und lieber: 
lihen Wirthſchaften, f) die Aufliht auf ‚Erhaltung aͤußrer 
Zucht uud Ordnung. GC. Zur Armenpolizei gehörig: 
die Auffibt auf Unterſtuͤtzung und Verſorgung der Armen 
und Ausmittlung des Unterfommend für Arme, in 


2) Suftenction $. 12 


3) a. a. O. 9. 15 Die Eintreibung der Sttafen ‚seih ei 
— durtch die Amtleute, und wenn einek von ihnen ſich 

des Ungebühruiffed ſchuldig gemacht, von einem ber * 
ſten Beamten (5. 46.). Uebrigens iſt wegen dleſer und 
wegen ber: Mod in einer andern Stelle dee Juſtruetiun 
— 9. 24. den Amtshauptleuten nachgelaſſenen Strafen in den 
Exlaͤuterungen der amtshauptmannſchaftlichen Inſtruetlon vom 
6 . Maͤtz 1822 sub’ 3'fefigefent:'daß fie nicht in willtührlichen, 
ſondern nur in geſetzlich angeordneten beſtehen ſollen. Es ſiad 
sig von ' den Amisbauptleuten had den nurerwähnten 
Erlauterungen sub a. uber die von den Obrigkeiten gefbrderten 
und eingebrachten. Geldſtrafen Anzeigen am eanbestegftuhs 
Nr: eingureigen, ar ! 

— | 
su) 6. 24. der uftr. wo {ihnen ei De — * 
AAſt, mittelbaten Unterthauen Geld: oder’: Gefängnißftrafen 
cs anzubrohen ; doch ſind nach der Erl. d. Zunfir. sub 7. ekftere:der 
3 Sorbeutlihen. Obrigkeit zu überlaffen,; in Sofern nicht hie: @efehe 
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ausdruͤcklich eine andre Verwendung derfelben vorfahteiben. 

Außerdem hat nah demſelben Geſetz sub 6. der Amtshaupt⸗ 
mann von der an einen Unterthanen unmittelbar erlaſſenen 
Anordnung der ordentlichen Obrigkeit Nachricht zu geben und 

die Urſachen der Dringlichkeit beizufügen. -- — 
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—— EEE 78 { 344 33 u 
ir $ 5 8) Außer dieſem Falle haben fie ſich aller neuen polizeilichen 
"ei i Ei Einrichtungen ‚ohne Genehmigung der Landesregierung zu ent: 
rt EHE, 6) Ar a. De 9. 22. : r 
x u N 5 i j y n > } 
u 9) Infir ber Kreishauptlente S.8. | 
N ' 1. B.Jufit. der Amtshauptleute Sau 
ii Dee Tri A 


J | $. 172. i 
b) der ihnen untergeordneten Genddarmem 
Dieſe Polizeimilig wurde nach vorgängigen : Be 
rathfchlagungen auf Kreisconventen, durch ein: Gene: 
rale?) vom: 36. Apr». 1810 (Anfangs nur Verſuchs⸗ 
‚weife auf x Jahr) angeordnet und überdieß. mie einer 
befondern Inſtruction verfehn; erhielt aber. unter ‚aber 
maliger Beruͤckſichtigung verfchiebener ftändifcher Vor⸗ 
ftellungen ?) durch ein mic einer neuen Inſtruction ver⸗ 
bundenes Geſetzs) vom 7. April 1820 ihre gegenwaͤr— 
tige Einrichtung ). . Ob fie gleich zunaͤchſt den Amts⸗ 
und Kreishauptleuten (ſtatt den ehemaligen Gensdar⸗ 
merie⸗Komiſſarien und Directoren) untergeotdnet ifts), 
fo gebührt doch der Sandesregierung die oberfte Leitung 
derfelben‘). Außer ihrem monatlichen Gehalt?) und 
ihrer Equipirung genießen fie nie nur an ihrem Sta⸗ 
tionsorfe freies Duartier, nebſt Heizung und Ge- 
leuchte, fondern auch, wenn fie außerhalb ihrem Sta» 
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fiondorte fih in Dienftgefchäften: befinden; freies Un» 
rerfommen und Verpflegung, fo wie. die berittenen 
Gensdarmen (melde an die Stelle der Straßenbereuter 
getreten find®)) allenthalben freie Rarionen für ihre 
Pferde?) und eine Befreiung von allen auf den Stra- 
en zu entrichtenden Abgaben, auch von ber Perfonen: 
fteuer ’°). Uebrigens find fämmelichen Gerichtsobrig- 
keiten in Anſehung der Unterftügung dieſer Polizeimiliz 
verfhiedene Verpflichtungen auferlegt). ” 


4) Cont» III, Cod, Aug, T, 4, P. 4604 


8 


.2) Man vergl. befonders die ſtaͤndiſche Schrift v.. 19. Jun: 1818, 

‚ In welder zugleich die Oberlaufigee Stände den König baten, 

die ftatt der Gensdarmen bei ihnen beftebenden Polizeijäger 
‚unter ihren bisherigen Verhältnifen fortdauern zu laffen. 


3) in der Gefekfaumks d. 3. St, 10. Nr. 18. ©. 105 u f. Ei⸗ 
nige Abaͤnderungen enthält die, hauptſaͤchlich durch eine ſtaͤn⸗ 

diſche Schrift v. 26. Maͤl 1821 veranlaßte, Verordnung vom 
9 Aug. 1822 in d. Geſetzſamml. d. J. St. 26. Nr.46. S. 384. 


4) Nach 9. 9. und 10. d. Gen. v. 1820 fol ihr Wirkungskreis 
in Beziehung auf die Polizel vorzuͤglich in folgenden Verrich⸗ 
tungen beftehen: in Auffuhung und Aufgreifung der Lands 
freiher, Bettler und andrer die oͤffentliche Sicyerheit ſtoͤreu⸗ 
der Perfonen, in Unterfuhung der Pille und Wanderbücher, 
in Vifitation der Straßen, ber Gehölze, Gafthöfe, Herbergen 

- amd einzeln liegender Häufer, in Arretirung der Verbrecher 
und andrer gefährliher Subjecte, fo wie in Verfolgung von 

. Diebe: und Näuberbanden. Auch find fie verpflichtet, über 
andre bie allgemeine Wohlfahrt betreffenden polizeilichen Aus 
ordnungen, vorzüglih über Feneranftalten, zu wachen, nicht 

minder in Fällen, wo die Sicherheit durch Naturereigniffe bes 
droht und ſchnelle Hülfe erfordert wird, den Obrigfeiten Bets 

ſtand zu leiſten. Auch follen fie bei allen Feierlichkeiten, Auf: 
augen und andern Begebenheiten, bei denen ſich viel Voll zu 
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verſammeln ‚pflegt, mit dem Militaie gemeinſchaftlich, ober, in 
deſſen Abweſenheit, allein, unter Direction des Kreis- oder 
Amtshauptmanns Ruhe und Ordnung erhalten. | 


2 Nah einer Verordnung det Landesregierung vom 21. Zul: 
418418 Cin der Gefehfamml. v. d. I. St. 11. Nt. 23. ©. 75.) 
müffen die den Gensdarmen vorgefeßten Amtshauptleute je: 


6) Generale v. 7. Apr. 1820. 2% 5 


7) Nach der Jnſtruction 5. 46. befteht der monathlihe Gehalt 

eines Genddarmen in 8 Thle. und der des Obergenddarmen 

j ans 10 Thle.; auch erhält der Berittene einen Zuſchuß von 
2 Thlr. 


8) Diefe wurden zuerft dutch das Ausſchreiben von 1555 (Cod. 
Aug. T. 1. p- 57.) eingeführt. Man vergl. Pfannenberg 
Handbuch des Königl. Saͤchſ. Polizeirehts S. 67 In der Note. 


9) Inſtt. $. 47. | 
40) Gen. v. 7. Apr. 1820. 9. 13 
11) & a. 2. 5 15: 16. u. 17. 


$. 173. | 
II. Orespolizei 
a) überhaupt. 


Wenn fi glei) auch die den einzelnen Orts- 
‚obrigkeiten zuftehende Polizeigewale in der Regel nur 
auf die Handhabung der Polizeigefege erſtreckt, .fo 
bfeibe denfelben demungeachtet unbenommen, ſolche 
Verfügungen zu treffen, welche entweder zur Ausfüh- 
rung der Sandespolizeigefege felbft gereichen, oder fi 


% 
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auf :geringfiigige und blos Tocale Gegenftände beziehen, 
oben endlich durch eine dringende Noch veranlagt wer- 
den und blos_proviforifhe Verordnungen enthalten‘). 
Auch fchrifefäffige, oder andre, in Anfehung des Ge— 
richtsſtandes, befreite Perfonen, dürfen ſich dergleichen 
polizeilichen Borfchriften nicht entziehen, und es kann 
fogar gegen folche Gontravenienten von der Ortöobrigs 
keit noͤthigenfalls mit der Verhaftung verfahren wer= 
den, jedoch it foldhes ihrer ordentlichen Obrigkeit ans 
zuzeigen, auch find fie an diefe auszuliefern, wenn ihre 
längere Derention erforderlich ift*). In allen Sällen, 
welche die Oberaufſicht der allgemeinen tandespolizei 
erfordern, ift von fehriftfäffigen Gerichtsobrigkeiten an 
Die Sandesregierung, von amtfäfjigen ‚aber zunaͤchſt 
an den Amtshauptmann zu berichten®), welcher die 
Dbrigkeiten entweder fofort bejcheidet, oder, wenn er 
wegen ber Befcheidung zweifelhaft ift, an jene höchfte 
Behörde berichree +); da im Gegentheil dann, wenn bei 
einem Gegenftande der Polizeigerichtöbarfeie eine Be⸗ 
richtserftartung nothwendig ift, Diefelbe ohne Unter- 
fhied an die Landesregierung zu richten ift?). | 


1) Struben von geſchloſſenen und ungefchloffenen Gerichten 
in feinen Nebenftunden B. 5. No. XV. ©, 152-und von 
Berg Handbuch des T. Polizeirehrs Ch. 1- B. 2. Abfebn. 3. 
S. 133 u. f., wo jedoch dieſes auf allgemeiner Teutſcher 
Verfaſſung berubende Befugniß zu fehr beichrankt zu ſeyn 
ſcheint. 


* 


2) Inftruction der Amtshauptleute v. 1816 $. 10. Man vergl. _ 
Bielis über den Gerichtsſtand $, 24. ©. 85 u. f. 


3) Nah $. 19. der angef. Inftruction follten alle diefe Berichte 
obne Unterfhied an den Amtshauptmann ergehen, allein durch 
die Erläuterungen der Inſtruction sub 5. wurde der .oben er: 
wähnte Grundfaß jedoch mit dem Zuſatz aufgeftellt : daß, wenn 
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preſſante Vorkehrungen nöthig find, die Anzeige auch von dem 
ichriftfäffigen Obrigkeiten bei dem Amtshauptmann zu thun, 
und diefer berechtigt ift, fie dieffalls zu befheiden. Auch ift 
zu Folge diefes Geſetzes in andern hierher gehörigen Fällen 
der Amtshauptmann von den Berichten, welche feriftfäffige 

Obrigkeiten an die Landesregierung eritatten, in Kenntniß zu 
fegen, und, wie folhes gefhehen, in deu Berichten felbft zu 
bemerken, und es bleibt ihm überlaffen, ob und was er hier: 
auf, mittelft befondern Berichts, der Landesregierung gutacht. 
lich anheim geben will, 
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4) Inſtructlion 9. 21. 
Da a. O. 518. und $. 20. 


$- 174 
b) der Stadt Dresden, 


Schon im Jahre 1765 wurde die oberfte Poll, 
zeidirection in der Nefidenz einer Commiffion übertras 
gen*), welche Anfangs nur aus deputirten Raͤthen ei: 
niger Sandescollegien zufammengefegt war, benen aber 
1770 auch der Oberamtmann in Dresden und der da— 
fige Stadtrat durch einen oder zwei feines Mittels 
zugeordnet wurden?) Dann aber beftand noch eine 
befondre Polizei der zulege erwähnten Behörden; allein 
dur) ein am 2. Dec. 1817 erlaffenes Patent ift fo 
wohl die Sicherheits: als Wohlfahrts-Polizeis) in eis 
ner Behörde vereinigt. Die Mitglieder derfefben wer: 

den, außer dem Präfidenten und dem zur Direction 
der Armenverforgungsanftalten in Dresden beftellten 
Koönigl. Commiffarius, welcher auch zur Stellvertre⸗ 
tung des erſtern berechtiget ift*), in ordentliche und 
außerordentliche eingetheilt; und zu erftern zwei Mit 
glieder des Stadtraths (mit dem Titel von Polizeird- 
then), zu letztern aber (welche nur auf Anordnungen 
des Prafidenten den Plenarfißungen des Collegii bei- 
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wohnen), ber Juſtizbeamte, ber Rechtsſyndieus ein 
Stadtrichter in der Altſtadt und einer in der Neuſtadt 
gezogen 6). Nebſt der Hauptexpedition find noch drei 
befondre Erpebitionen: a) die fogiserpebition, b) das 
Dienftbotenamt) und c) die Paßerpedition und 8 In⸗ 
fpectoren für einzelne Diftricte der Stadt von dieſem 
Collegio abhängig”), Ob ſich übrigens gleich deffen 
Polizeigewalt (zu deren Ausübung 50 Öenäbarmien 
angeftelle find ®)) auch über: fonft erimirte Perfonen und 
Grundſtuͤcke erſtreckt), fo find doch einige Beſchraͤn⸗ 
fungen derfelben in Beziehung auf Militairperfonen 
und die: unter den Hofaͤmtern flehenden Königlichen ' 
Gebäude feftgefege'°). Auch ift es der Sandesregierung 
dergeftal€ untergeordnet, daß es vor Treffung neuer all 
gemeiner polizeilicher Beranftaltungen die Genehmigung 
derfelben einholen, auch in einzelnen Faͤllen, in welchen 
es Bedenken trägt, au entſcheiden, bei felbiger anfraz 
gen muß’'). 


4) Dad dießfalls dem 31. San. d. J. erlaffene Nefeript (Schmie; 
—»der von der Polizeiverfafung des Churfuͤrſtenthums Sachſen 
B. 1. ©. 670) ift in dem Cod. Aug. nit aufgenommen, fon: 
dern blos das Patent v. 1. Mai d. J., wodurch die Errichtung 
dieſer Commiſſion bekannt gemacht wird. S. Cont, I, Cod, 
Aug..T, 1. p+ 899 
> Schmiedber a. a. O. ©. 671 u. f. 
- 3) Im Anfehung der eritern find die Grängen feiner Strafge⸗ 
walt dur $. 19. des Patents von 1817 (weldhes mit einem 
zur Zeit des fremden Gouvernements erlafenen Patente vom 
20. Dec. 1813 (in d. Gouv. Blatie B. 1. Sh 17, Nr. 614 
©. 141.) In Verbindung fteht) feſtgeſetzt. 
4) a. 0. O. $. 17% 
5) a. & D..$. % 
6) Wegen der Ginrichtung diefer Erpedition wurde den 1. März 
41818 ein befondres Patent erlaſſen. 
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2) m» a. O. I: 23. 

M a4. 4. O. 4. 7. u. ie 

Den O. 5. 4. u. 7. 

10) a. a. DS. 12. | | u: 0 

rd 135. 


§. 175: 
c) der Stadt Leipzig. 


Seit einem Patente”) vom 17. Zul, 1813 be 
ftand in Leipzig ein Königliches Criminal und Polizei 
amf, welcyes befonders. in der Abfiche errichtet war, 
um den Conflict der dafigen Behörden zu vermeiden. 
Nach verfchiedenen Dagegen von Seiten: der Univerficät 
und des Raths gemachten Vorftellungen*) wurden mit- 
telft eines unterm 12. März 1822 jenen Behörden 
vorgefchriebenen, bereits oben erwähnten Regulativs >), 
wichtige Abänderungen in der Verfaſſung diefer Aem⸗ 
fer getroffen, und ihnen zugleich der Name eines vers 
einigten Criminal» und Polizeiamtes beigelegt‘). Ein 
Praͤſident beſorgt die oberfte Leitung beider Behoͤrden; 
er wird allein von dem Koͤnig beſoldet, obgleich der 
Aufwand derſelben in der Regel von dem Stadtrathe 
(welcher dagegen die Gerichtsnutzungen zieht) getragen 
wird5). Auch werden 2 DBeifiger zu dem Polizeiamte 
aus dem Staderathe auf die nehmlihe Weife wie zu 
dem Griminalamte erwählt, welche aber verfchiedene 
Derfonen feyn koͤnnen; die Erpedienten des erftern 
find in fünf Erpeditionen vertheile‘), und zur Voll: 
ziehung der polizeilichen Anordnungen werben theils 
Polizeigensdarmen, theils Polizeifoldaten gebraucht”). 
Blos die Studirenden auf der Univerfitäe find von 
der Polizeigerichtsbarkeit dieſes Amtes befreic, welche 
bei ihnen zu der disciplinarifchen gerechnet wird 8). 
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Auch muß ber von der Univerfitäe zis ernennende De- 
putirte bei Erlaffung einer für alle Einwohner ber 
Stadt verbindlichen Jocalverordnung, fo wie bei allen, 
andere Akademiker, außer den Studirenden, befreffens 
den Angelegenheiten concurriren®). Uebrigens unter- 
ſcheidet ſich dieſe Behörde in Anfehung ihres Wir: 
fungsfreifes (der fih, wie in Criminalſachen, auch auf 
friftfäffige oder fonft befreite Perfonen mit alleiniger 
"Ausnahme der Militairperfonen erftrede’°)), von dem 
Dresdner Polizeicollegio vorzüglih dadurch: daß ihe 
blos die Sicherheitspolizei überlaffen ift, die Wohl: 
fahrtspolizei dagegen *’) dem Stadtrathe gebührt, wel- 
cher zu diefer, in fofern fie unter Kreisamts⸗ oder Uni- 
verſitaͤts⸗ Gerichtöbarkeit ausgeuͤbt wird, mit beftändi- 
gem Auftrage, jedoch unter fpeciellee Auffiche des Pra- 
fidenten, verſehen iſt ). | 


4) Zugleich mit diefem wurde unterm 19. Sul. 1813 ein Regu⸗ 
lativ gegeben, welches durch einen proviforifhen Befehl vom 
26+ Febr. 1816 einige neue Beftimmungen erhielt. 


2) ©. befonders die ftändifhe Schrift v. 29. Mai 1821, welde 
die Beſchraͤnkung der Municipalrehte und der jtädtifhen Ver— 
faffung betrifft, ingleihen die Präliminarfchrift der Praͤlaten, 
Grafen und Herren, mebit ber Univerfität Leipzig vom 
2. Dec. 1820. 


3) Geſetzſamml. d. J. St, 9. Nr. 16, S. 187 w fi 
? 4) ©. oben $. 137. 


5) Betrifft eine Sache Unterthanen bes Kreisamts oder ber 
Univerfität, fo müffen diefe Behörden die Koften vorfhießen. 
$, 14. und 15. des Negulative. : 


6) Die Haupt⸗, Paß⸗, Fremden, Einwohner: (welche fih mi: 
den Verzeichniffen derfelben, den Aufenthaltstarten auf unbe: 
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 fiimmte Zeit und: Ausftellung der Wanderbücher beſchaͤftigt, 

und au die ftädtifhe genannt wird) und GefindesExpedition. | 
S. 9. 27. 4er ‚ 

j 2) 00 O. $. 30. 

> 8) 4. a. O. 9. 6 us Ye 


— 
ge 


s 


Me 


VDE | 
10) 8.0.2.9. 2. und $. 1% 


11) Die einzelnen Gegenftände derfelben werden in dem Megu: 
fativ $. 22. und $. 35. angegeben. Bei entitehendem Sweifel, 
ob eine Sache zur Sicherheits⸗ oder Wohlfahrts- Polizei iges 

hoͤre, iſt fie (nach $. 23.) fo lange, bis darüber die Entſchei⸗ 

dung der vorgefegten Behörde Cder Landesregierung) erfolgt, 
der Cognition des vereiniaten Polizeiamtes zu überlaffen, 
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Zweite Abtheilung, 
Bon der Polizeiboheie in Beziehung auf 
einzelne Gegenftände. 


ni —— — re — 2 
BB AH Lan ga —XR * — 
—A 


1. Gefundbeirtspolizei. 

E ©. Kühn Sammlung Königl. Medicinalgefege. Leipzig 1800. 8. 
— Carl Guſtav Ehmalz die Königl. Saͤchſ. Medicinal- 
gefere Alter und neurer Zeit — fpftematifch dargeftellt. Dres- 
den 1819, 8. 


$. 176. 
In frühern Zeiten wurden bei Ausuͤbung berfel- 
gen bisweilen die mediciniſchen Sacultäten zu $eipzig 
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und Wittenberg "und die Churfürftfichen Leibaͤrzte zu 
Mathe gezogen‘). Nach Beendigung des fiebenjähri- 
gen Krieges aber brachten leßtere die Errichtung eines 
Dber-Collegii medicı in Borfhlag*),- ‚worauf man 
1765 ein Sanitäts-Collegium organifirte, welches zus 
gleih mit jenen Facultäten eine‘ Oberauffihe über die 
Geſundheitspflege in dem Churfuͤrſtenthum Sachfen, 
jedoch ohne: Gerichtsbarkeit, nach befonders ‚ihnen anges 
:wiefenen «Bezirken 3)r «führen follte. Durch ein Mans 
dat“) vom 13.. Sept, 1768 wurde dieſe neue.Ein- 
richtung mit.der Anweiſung befanne gemacht, daß fo- 
‚wohl die Obrigkeiten und Beamten den Verfügungen 
jener. Behörden gebuͤhrende Folge leiften, als auch 
fammtlihe zu .dem ‚Mebicinalwefen ‚gehörige, - in, der 
Pegel von ihnen bei ihrer Anftellung zu prüfende 5) Per⸗ 
fonen, Anzeigen und Nachrichten bei ihnen einreichen 
follten®). Ueber Gegenftände der Gefundheitspolizei 
erhielten auch die fchon früher... beftehenden Amrs-, 
Sand- und Stadt⸗Phyſici?) die naͤchſte Aufficht, insbe 
fondre über die Apotheken ®), Chirurgen und chirurgi⸗ 
ſche Officinen®), Geburtspelfer und Hebammen ’°), in 
gleichen über die Militairhirurgen”’) in Betreff ihrer 
Givilpraris; endlic auch über diejenigen Aerzte, welche 
fih auf der Chirurgifh-Medicinifhen Akademie in 
Dresden, oder au auf Uuiverficdten, ohne zu promo- 
viren, zur Ausübung der innern Heilkunde gebildet ha— 
ben. Auch find fie verpflichtet, in Beziehung auf die 
ne ienelpange jährlihe Anzeigen an die Kreishaupt⸗ 


eufe, oder, nah Befinden, an andre competente Bes 
hoͤrden zu erftatten ’?). ö 
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1) Beiträge zur Geſchichte des Medicinalweſens in Churſachſen 
Neuſtadt an ber Orla 1804. 8.) ©, 11. 
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DL 1807} 


2) a. a. D. ©. 40. Schon zu Anfange des 18ten Jahrhunderts 
hatte man aͤhnliche Entwürfe gemacht. S. a. q. O. ©. 15. 
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tt: +3) Nehmlich die Wittenberger Facultät in dem Churkreiſe und 

der Niederlanfig, die Leipziger in dem Thuͤringiſchen und 
Leipziger Kreife, endlich das Sanitätscollegium in den übrigen 
Theilen Sachſens. 


Im — — 
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| ‚A Con L.Cod. Aug. T. 1. p. 953 seq. 


5)4. DI 5. — 5 10 Man vergl, and das Mandat, bie 
 Erlernung und Ausübung der Wundarznei= umd Apotheker: 
Aunſt, fo wie die Ausübung der Innern Heilkunde duch Wund— 
Arzte in hiefigen Landen betr. v. 30, Jan. 1819 In der Geſetz⸗ 
ſamml. v. d. 9. St. 5 Nr. 9. S. 137 wi. 8 u. 38. 
Ferner das Mandat, die Ausübung der innern Heilkunde bett. 
vom 4. Jun. 1824 in d. Gefehfamml. d. St, 12. Nr. 15. 
S. 73. — Hebammen und Lehrlinge von Wundärzten, welde 
eine Barbier= oder Badergerechtigkeit befizen, ingleihen Apo- 
'thefer, find der Prüfung von den Phyſi icis unterworfen. S. 
das zuerſt erwähnte Mandat von 1768. 9. 14 * das von 
4819. 9. 4. sub 1) und 4) und $. 24. I nt 


® $ 4. und 9. 2. des Mandats u. 1768. 


) Die Stadtphpfic find die dlteften, (S. die angef. Beiträge 
+ & 47. not. 3.) fo wie überhaupt in mancher Hinſicht die 
* Stadtpolizet fih früher als die Landespolizei ausbildete. We: 
gen der Beſtellung von den Amtsphyſicis in allen Aemtern 
vergl. man das Generale vom 14. Jul. 1710 Cod. Aug. T. 4, 
9: 17655 ingleichen wegen der Prüfungen, welden bie Phyſici 
zu unterwerfen find, dad Generale wegen Nemedirung der 
Sebtechen ldes Medieinalmefens bett, vom 29. Jul 1780 in 
"" Cont. I, Cod, Aug, T. 1. p. 763. 


8) Mandat v. 1766 $. 11. u. Mandat v. 1819 $. 28. 
Mandat v. 1819 9. 4. sub 3. Mandat v. 1824 9. 15: 


10) Mandat die Erlernung und Ausübung der Geburtshůlfe in 
hieſigen Landen betr. v. 2. April 1818 in der Geſetzſammlung 
v. d. J. St. 3. Nr. 3. S. 9 u. f. h. 19. 
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A0) Mandat v. 1819 $. 22. und Mandat v. 1824. $. 11: 


12) Generale vom 10. Februar 1803, Cont. IT, Cod, Ang. 
T. 1. p. 396% 5 u ne ki 
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Mit Ende des Monathes uni. 1824 wurde das 
Sanitaͤts⸗Collegium) duch ein Mandat v. 1. d. M.*) 
gänzlich aufgehoben; fo wie auch. zu ‚gleicher Zeit bie 
polizeilihen Obliegenheiten und. Befugniffe aufhörten, 
weldye die mediciniſche Facultaͤt zu Leipzig babe: zu 
erfüllen und auszuüben hatte. Dagegen follten Eünf- 
tig von. ber dandesregierung einige. Hof- und Mebici- 
nalcäche (fo wie von der Oberamtsregierung zu Bu⸗ 
biffin ein Medicinalrath) bei allen auf die Medicinal⸗ 
pölizei Bezug habenden Gefeßgebungd» und Verwal⸗ 
tungs ſachen, ingleihen auf Ermeffen des Directorii 
bei andern Gegenftänden, bei welchen mebicinifche 
Nüdfichten eintreten, zugezogen, und von den Obrig- 
feiten die Berichte in dergleichen Angelegenheiten ledig⸗ 
lich an jene Behörden erftattee werben). In Anfe- 
bung ber bei der mebicinifhen Facultaͤt zu $eipzig vor 
zunehmenden : Prüfungen der "Medicinalperfonen blieb 
es bei der: bisherigen Verfaſſung; an die Stelle des 
Sanitäts»Collegii: aber: trat in dieſer Hinſicht eine aus 
dem Mittel der duch ein Nefeript v. 4. Oct. 1815 
ftatt des ehemaligen Collegü medico -chirurgici er- 
richteten +) und den 3. Aug. 1816 feierlich eingeweih- 
tens) Mebdicinifch- Chirurgifchen Akademie beftellte De- 
putation‘), fo wie auch an dieſe Akademie das Recht 
medicinifhe Gutachten zu ertheilen, überging. Letztere 
felbft aber wurde nebft der mir ihr verbundenen Thier⸗ 
arzneiſchule in jeder Beziehung ber Jandesregierung 
unterworfen”), von welcher auch ſchon ehebem die als 
keinige Conceffion der Apotheken abhaͤngig war 2). 
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4) Die.bisherigen Mitglieder diefes Collegii ſ. in dem Königl. 
Sidf. Hof, Civil: und Militaleftant im Sabre 1823. ©. 19 


9) Gefehfamml d. J. St. 10. Nr. 12, ©. 65. ' 


— 
ih _ r’ ZZ Zus J J 
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“u 3 
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3) a. a. O. 4. — Als die Urſache diefer — wird 

in dem Eingange des Mandats erwähnt, daß bei bisherigen 
„Einrichtungen theils die Reglerungscollegien des arzneiwiſſen⸗ 
ſgaftlichen Beltathes großentheils entbehrten, theits es den 
Sanitaͤtsbehoͤrden an der erforderlichen Ktaft; nin in den Au⸗ 
gelegenhelten der Geſundheitspflege eine aneamutze ieh 
! i ſamleit zu beweifen, oft, ermangelte- org 
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4) Decret an bie ganbftände,, ‚die hlturaffä- Mevicinifge Ala ⸗ 
demie und die damit in Verbindung — Thierar zneiſchule 
betr. v 13 Nov. — . = = .. f a \ — 
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augurationem solennem d. un, ra —— eelebrauẽ 
— indicite 4. 24 
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.o Mandat v4. Sun. 1824. %2 Eee * 
En a, Mask —34 

» RD" RE we 
9 Mandat, das — — uf m bett, v. 47. Oet. 1800: 
Geſetzſamml. d. I. St. 18: Nr. 33. ©. 461. 9. 1. Auch Pri⸗ 
vilegien wegen des Verkaufs von ſogenaunten Arcanis und 
andern beſondern Arzneimitteln koͤnnen blos von der Landes: 
regierung und zwar nach vorgängiger Communication mit det 
Kammer (ietzt dem Geh, Finanzcollegio,) gegen einen iahrli⸗ 
den Canon gegeben werden. Deacecu v · W· m. — 
: in Cod, Ann T. 4 pP 117% 


— 


I Sigtefetiss und Kenienpätiger 


* Die Urſachen, warum beide Arten der Polizei, fo verfhieden 
fie auch ihrer Natur. mach. find, in dem Saͤchſiſchen Staats⸗ 
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xecht nicht wahl von einander gptranakwerden Föynen , mögen 
bie. ‚unter. dieſer Rubrik zu etlaͤnternden Gegenſtaͤnde ſelbſt 
u BÄ. SEE. eh 
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Aus der ben Socafobrigfeiten zuftehenden Sicher» 
heitspolizei, in ‚welcher das: Recht Zuchthäufen. ans 
zulegen, nicht begriffen ift *), entipringen Hauptfächlich 
folgende Befugniffe, welche einer befondeen Erwaͤhnung 
verdienen. Erſtens: ‚die Aufnahme neuen Bürger und, 
Einwohner, welche ihnen felbft unter der Vorausſetzung 
zukommt, daß. diefelben, bisher, nicht zu. den Saͤchſi⸗ 
ſchen Unterthanen gehörten"); . ı feineömweges - aber‘. auf 
ben juden- Schuß) oder auf ganze Kolonien*) aus- 
gebehne werden darf. Zweitens: das Recht, daß. ohne 
ihre Genehmigung feine Zufammenfünfte von Ge 
meinben oder, ganzen Innungen *) gehalten, ingleichen 
keine Vorſteher der letztern erwaͤhlt werden duͤrfen 6), 
auch bei den Zuſammenkuͤnften derſelben ein obrigkeit— 
licher Deputicter gegenwaͤrtig ſeyn muß?). Drittens 
ſind die ordentlichen Polizeiobrigkeiten in Anſehung 
derjenigen Perſonen, welche:innerhalb' deren polijzeili⸗ 
hen Bezirks. ihren: Wohnfig haben, oder dafern es 
unverbächtige. Ausländer find, ſich einige Zeit bafelbft 
aufgehalten haben, Reifepäffe auszuitellen berechtiger ®). 
Den in ber Armee angeftelleen Officieren allee Grade 
werben die nöthigen Paͤſſe bei dem Staatsfecretariare 
der Militair: Commando » Angelegenheiten , ben noch 
dienftleiftenden Linteroffizieren oder Gemeinen aber von 
ben Regiments» Commandanten und refp. Bataillons⸗ 
chefs ertheilt). Wer zur Erleichterung feines Forts 
kommen: im Auslande einen Minifterialpaß mit ſich 
zu führen wünfche, der bat, zu deſſen Erlangung, eis 
nen obrigkeislichen Paß bei dem Departement der. aus 
wärtigen Angelegenheiten im geheimen Kabinet einzus 

U. | 
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reichen und es" wird ihm an "ein anderweiter 
Paf,: unter der Unterſchrift des Staatsfecretariatd der 
auswärtigen Angelegenheiten, gegen Erlegung der deß⸗ 
halb geordneten Gebühren ausgefertiger), Endlich 
find zwar in der MNegel:diejenigen Anftalten und Ein. 
richtungen, welche zunaͤchſt nur ihren Einfluß auf das 
gemeine Wefen eines Orts äußern fönnen, an die Ge 
nehmigung ber. Polizeiobrigkeit gebunden’); doch ift 
bei einigen derfelben, befonders bei Wittwen⸗ und Gras 
befaffen**), fo wie bei Geftattung von Maskenbaͤl⸗ 
len 3) die Conceſſion der’ Landesregierung erforderlich 
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4) C. F. G, Meister de iure cergastula instituendi ex juris“ 
‘  dietione patrimoniali haud fluente, Gött, 1784. — Doch be⸗ 
ſteht In Leipzig ſchon ſeit längrer Zeit ein beſondres, mit dem 
ſogenannten Georgen: Hospital verbundenes Zuchthaus - und 
durch ein Nefeript vom 13. Apr. 1774 find die Perfonen nd 
ber beitimmt, welche daſelbſt aufgenommen werden follen. 
Schmieder aD. S. 708. - 
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2) E8 darf aber dieſen die Aufnahme nicht willkuͤhrlich verfagt 
werden. ©. die Erledigung der Landesgebredien von 1612. 
Tit, von Juſtizſachen 5. 29, Cod, Aug. T. 1. p. 189. @ben 
fo wenig geflattet es die Landesregierung, daß vom ihnen beb 
ihrer Aufnahme Eautionsleiftungen gefordert werden dürfen, 
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HS. B. 1. 5. 51. dieſes Lehrbuchs. Uebrigens ſollen die CE 
vilobrigfeiten derjenigen Orte, wo den Juden der Aufenthalt 
erlaubt iſt, eine Jahrestabelle über ihre perfünlihen Werändes 
rungen nach einem vorgefhriebenen Schema einfenden. Neſer. 
v. 21. Sept. 1785. Cout. IL, Cod. Aug. T. 1. p- 887. 
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H S. die oben not. 3. 9 48. ©. 91 angeführte Schtift von 
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5) Mandat wider Tumult und Aufruhr v. 18, Jan. 179.- ge: 
Cod. Aug. l. c. T. 1. 900 seq. RR 
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6) Mandat vom 8, Januar 1780 Coll... 1. e. T. 4. 
pP» 774 seq. 


")1c $ 417 


-- 8) Generale, dad Regulativ wegen der Reiſepaͤſſe betr. v. 27. 
Jan. 1818 (Cont. II. Cod, Aug, T. 1. p. 532) $. 2. Auf aͤhn⸗ 
lie Weife, gegen vorherige Bewitkung volftändiger Legitimas 
tion, und unter Cinfhaltung der dem Paßausiteller dleßfalls 
gegebenen Nahweifungen folen Inlaͤnder, bie von anderswo 
als ihrem gewöhnlihen Wohnorte, eine Meife ins Ausland 
antreten wollen, bie dazu erforderlihen Paͤſſe daſelbſt ers 
halten. 


9) % a. D 


10) a. a. Di 5. 8, wo zugleih beſtimmt iſt, daß obrigkeltliche 
Päfle, die den im Auslande refidirenden Könige. Saͤchſiſchen 
Gefandten zu der etwa noͤthigen Legalifation vorgelegt werben, 
wenn fie vorſchriftsmaͤßig find, mit beren Visa verfehen wer⸗ 
den folen. — Wegen der ehedem bisweilen mit den Kablnets⸗ 
päffen gettiebenen Mißbraͤuche ſ. Reſctipt v. 8 Jan. 1770, 
Cont, II. Cod. Aug, T. 1. p. 601- 


41) Dabin gehört auch nach einem Mefctipte v. 17. März 1800 
die Errihtung von Leihbibliotheken. Cont, IL, Cod. Aug, 
Ti 4: p. 1146» 

42) Generale v. 6. Dec 1720. Cod. Aug, T. 4, p. 4935. und 
v. 29. Zum. 1762 1. c. Cont. IL 1, ©, Bm 597. Mefeript vom 
1. Aug. 1792 1. « p. 1045. 


43) Befehl v. 31. Dec. 1798 L e. pP. 1138. — Die Aufnahme 
von Scaufpielergefellfhaften und PYuppenfpielern auf dem 
Lande iſt gänzlich unterfagt- Wefeript v. 14. Aug. 1784 L «, 
p. 835 u. Reſcript v. 3. Jul. 1786 1, e. p. 897. 
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EEE ET EN EEE 


at $. 179. BT: 

In Anfehung der Armenpolizei ift durch das auf 
dieſen Gegenftand ſich beziehende Mandat?) vom ıı. 
April 1772 9. 2. feftgefege: daß jeder Ort für bie 
Verſorgung feiner einheimifchen Armen zu forgen bat, 
welcher Grundſatz auch durd ein Generale v. 1. Sul. 
‚1809 auf die wechfelfeitige Annahnie armer und pre 
bafter Verforgung in den Erblanden und der Laufiß 
“ausgedehnt worden if). Auch wurde durch das zu. 
erſt erwähnte Geſetz $. 19. jede Obrigkeie bei 10 Tha— 
ler Strafe verpflichtet, eine Armenordnung zu entwer⸗ 
fen und zur Beſtaͤtigung an die Landesregierung eins 
zufenden. Verſchiedene eigenthuͤmliche Anſtalten zur 
Leitung des Armenwefens find befonders in Dresden :) 
‚und feipzig*) vorhanden, Pe 


gen 


ne ne — 


ui, 


J — 7 7 —— > as - 
ren De Eee An a A urn er 


; 9 Cont, IL. Cod. Aug, T. 1. p. 639. 
7 — —3. 
2) 1. e. Cout. IIl. T. 4. p- 437. Doch findet man hler einige 
Albweichungen in Anſehung ber Umftände, von welchen die 
Beſtimmung der Heimath abhängen ſoll. — 


F 
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3) In Dresden wurde die Beforgung des Armenweſens durch 
ein Nefeript v. 3- April 1772 der Polizeifommiffion mit Zu: 
ziehung des Oberhofpredigers und des Superintendenten, über: 
laſſen; doc iſt feit dem bereits angeführten Patent vom 

00 2 December 1817 auch das Urmenwefen, dem Vernehmen 
nach, ‚anders organifirt,. Öffentlich aber deßhalb nihts bekannt 
gemacht worden. A Fe 





»..4) Die Beforgung ber Armenanftalt in Leipzig wurde durch ein 
Patent des daligen Raths vom 9. Febr. 1808 unter deifen. 
Aufſicht einer Gefellihaft von 20 Mitgliedern übertragen, 
welche 23 Porfonen zur Einfammlung der freiwiligen, Bei⸗ 
ſteuern und 46 Verfonen zu Pflegern der Armen und zur 
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Merwaltung verfhledener mit dieſer in Verbindung ſtehender 
Ginrihtungen erwaͤhlt. | 
| . 180, RE EEE N 
Zu den noch gegenwärtig beftehenden allgemeinen 
Sicherheits: und Verforgungsanftalten gehören: a) das 
Zucht⸗, Waifen- und Armenhaus zu Waldheinr‘), (ſeit 
1715), in welchem jedoch, fo. viel. die: Waifen- 'berriffr, 
nur kranke Kinder aufgenommen werben. b) Das 
Zuchthaus zu Zwickau“) (feit 1775). © Das für 
Bettler und Vagabunden 1803 geftiftere Sand» und 
Arbeitshaus zu Coldig®), mebft einer dazu’gehötigen mit 
einee Schule verbundenen Correctionsanſtaͤlt für ges 
funde, jedoch ſchlecht geartete oder erzogene Kinder. 
Ay Die vorzüglich für heilbare Gemuͤthskranke be: 
ſtimmte Verforgungsanftale auf’ dem Sonnenftein (feit 
ı8ır) e) Die am z. März 1824 für geſunde gut— 
geartere Kinder, 2 ſechſte Jahr zuruͤckgelegt 
haben, eroͤffnete Land?Waiſen-Erziehungsanſtalt zu 
Braͤunsdorf bei Freiberg. Außerdem werben einer 
ebenfalls neuen Einrichtung zu Folge, welche zugleich 
mit andern Borfchriften die Gefuche um die Aufnahme 
verwaiſeter Kinder vom Civilftande in die Landwaiſen— 
Verforgung und das dabei zu beobachtende Verfahren 
betreffend, den 1. Mai 1824 bekannt gemacht wor⸗ 
den iſt“), Diejenigen verwaifeten Kinder, welche zwar 
gefund find, jedoch das fechfte Jahr noch nicht erreicht 
haben, gegen Bezahlung beſtimmter Verpflegungsgel-⸗ 
ber aus den allgemeinen Fonds, bei erprobten Pflege: 
aͤltern auf dem Lande, oder in Efeinern Städten, un: 
er unmittelbarer Aufſicht und Beſorgung ber bei ben 
allgemeinen Sandesanftalten zu Waldheim, Sonnen; 
fein, Braͤunsdorf, Zwickau und Colditz dießfalls be— 
ſonders beftimmten, aus den Hausverwaltern , Haus: 
Arzeen und Hausgeiſtlichen beftehenden Specialfom- 
miffionen,. erzogen. Dagegen find’ einige Anftal- _ 
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ten dieſer Art durch die neuſten Staatsveraͤnderungen 
von Sachſen getrennts) und eben dadurch manche 
landſchaftliche Berathungen uͤber dieſen Gegenſtand 
veranlaßt worden, welche hauptſaͤchlich die bereits er⸗ 
waͤhnten neuen Einrichtungen veranlaßt haben‘). 


— 


— 


A — J * CET EFT ns 
ET TEE EN ne 


u 


* Römer Staatsrecht von Sachſen B. 2. ©. 455 not, « 
Neuſte Gefhichte des Königreihe Sahfen B. 2. S. 42 u f. 


.2) Neufte Geſchichte des Königreibe Sachſen ©. 3. ©. 115. 

Das der Plan anfangs noch auf einige andre Haͤuſer gerichtet 

war, zeigt das Mandat v. 22. Aug. 1770. Cont, IL. Cod, 
Aug. T, 1. p- 983. "5 


3) Mandat, die Errihtung und Beſtimmung der neuen, Lande 
arbeitshäufer u. f. w. betr. v. 9. Zum. 1803 Cont, III, Cod. 
Ang, T. 1- p- 398. — Wegen ber frühern Landtagsverhand⸗ 
lungen, welche urfprünglih, wie aud die Rubrik des, unters 
wähnten Mandates zeigt, auf die Anlegung mehrerer Haͤuſer 
diefer Art gerichtet waren, f. bie neufte Geſchichte des Kös 
nigreih8 Sachſen B. 3. ©. 117, und wegen ber Ausdehnung 
des Colditzer Arbeitshanfes zu einer Correctionds und Lan 
desgefängnißanftalt das Decret an die Landftände v. 10. Nov. 
4817 und die Schrift der Stände v. 1. Mat 1818. 
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4) Geſetzſamml. d. 3. St. 13. Nr. 17. ©. 83. Im dieſem Mans 
date werben überdieß folgende Gegenitände 'befimmt: a) welche 
Kinder zur Land: MWaifen-Werforgung geeignet find. b) Die 
verfhiedenen (bereitd angegebenen) Arten der Waiſen-Verſor⸗ 
gung und Erziehung. <) Die Unterhaltungstoften, welde 
zwar In der Regel von der Armenhaus:Hanptkaffe, jedoch dergeftalt 
beftritten werden: daß diejenigen Familtenglieder oder Gemein: 
den, welchen deren Berforgung, in Ermangelung der Vorſorge 
des Staats, rechtliher oder billiger Weife zuzumuthen ſeyn 
würde, zu einem verhältnifmäßigen, die Summe: von 40. Char 
lern jährlich nie überfpreitenden Unterhaltungsbeitsage, in für 
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weit ſie ſolche aus ihtem Mermögen oder von, Ährer jährlichen 
Einunahme gang, - oder: theilweiſe zu leiſten vermögen, gesogen 
. werden.-;d): Die Anbringnng dirfer: Geſuche burd bie Obrig: 
ı„teiten- und die von dieſen zu nehmende Betuͤcſichtigung ‚ber 
in der Beilage des Mandats vorgeſchrigbenen Fragen. 
te Vene “rm. Per Pr e 
5) Es heftand nehmlic ſchon ſelt 1730 ein Armen» und Waifen: 
. haus zu Torgau, womit 1772 auch eine Strafauftalt verbun: 
den wurde. Geuſte Geſchlchte des. Konigrelchs Sachſen B. 3. 
S. 115.) Bel dem, 1811 daſelbſt unternommenen Feſtungsbau 
mußte jenes Haus ‚geräumt werden,. worauf zu dem. bereite 
pben erwähnten Zwec das Schloß Spangnftein, für die Zuct— 
linge aber das Schloß Lichtenberg bei Prettin, endlih für bie 
Waifen, das auf eine Privatftiftung von Chriſtian Buch 1710 
„gegründete Waiſenhaus zu Langendorf bei Weißenfels von 
dem Oberconſiſtorio zur Erweiterung, feines urſpruͤnglichen 
zgZwecks von 23 bis zu 200 Stellen abgegeben wurde. 


6) Man vergl. die mittelſt Decrets 'v. 28. Febr. 1818 den Land- 

fiänden mitgetheilte Ueberficht der Verwaltung der allgemeinen 
N Strafe und -Werforgungsanftalten ſeit dem Jahre 1811; ferner 
die Schrift-der Stände vom 9 Mai 1818, und das Decret 
“cpom 9. Der. 1820. N. | 


$. 181. 


Alle nurerwähnte Anftalten find, einer feit 1779 
in ihrem jeßigen Umfange errichteten Commiſſion uns 
tergeben?), welche. aus einem Director, einigen Mit: 
gliedern verfchiebener Landescollegien *) und drei. land⸗ 
ſchaftlichen Deputirten, zwei von der Nitterfchaft und 
dem Stadtrathe zu Dresden beftehe, und mit welcher 
‚zugleich. die Haupterpedition ber zum Beſten Diefer 
Anſtalten errichteten Lotterie verbunden. ift?). Auch 
find die Amtshauptleute der Bezirke, in welchen fie 
liegen, mit der Führung der nächften Aufſicht über 
diefe Einrichtungen dergeftalm beauftragt: daß fie die: 
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ſelben zur jeder Zeit: befuchen und: jebe zu vorläufiger, 
Erfundigung und Revifion erforderliche Auskunft von 
den: Officianten zu verlangen berechtigee find +). — 
Jene Anſtalten felbft: haben übrigens ihre befondern 
Gerichte, welchen "Bas ganze Perfonale, mit Ausſchluß 
des Hausverwalters, untergeordnef ift’). Den Ar 
menbäufern aber gebühre ein, auf einen gewiſſen Theil 
beſchraͤnktes Erbrecht, unter .der Vorausfegung, dag 
die Darin verforgten Perfonen feine andern Inteſtat⸗ 
erben als Geitenverwandten binterfaffen®); endlich 
müffen aus dem Vermögen der Züchtlinge ober bon 
ihren Vätern und Ehemaͤnnern Beiträge zu den Kos 


ften ihrer Verpflegung geleiftee werden”). 

4) Refeript v. 2. Sun. 4779. Cont. I. Cod, Aug. T. 4. p. 757. 
Für das Landarbeitshans zu Colditz wurde anfangs eine ber 
fondre Kreisarmencommiffion errichtet, welhe aus 2 ritters 
ſchaftlichen Deputitten, dem Zuftizheamten und dem Gtaht- 
rathe zu Colditz beftand (S. da nat. 3. ad S. 180 erwähnte 
Mandat); feit Michael 1812 aber ift zu Folge eined Antrags 
der Randftände auch bie Auffiht über diefes Haus der allge: 
meinen Kommiffion übertragen, ©, bie not, 6. ad S. ‚180, 
bemerkte Ueberſicht. 


-2) Nad dem Königl. Sidf. Hof:, Civil: und Militairſtaat v. 
30. 1823 ©. 192 gehöre dazu 3 Kommiffarien und 1 Aſſeſſor, 


3) Schon In der Landtagspropofition von 1711’ wurde auf bie 
Errihtung einer Lotterie zum Beften jener Anftalten ans 
gettagen, 


4) Sie haben ſich jedoch dabei aller eignen Anordnungen in die 
fen Inſtituten zu enthalten, vielmehr in allen Fällen, wo fie 
ſolche für ndthig erachten, an die zur Beforgung der Straf: 
und Merforgungsanftälten niedergefegte Kommiffion Bericht 
zu erftatten und deren Vorſchriften zu erwarten. Auch haben 
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6 biefelden und, vorkommenden Falles, die übrigen Amts: 
und Kreishauptleute, den ihnen von gedachter Kommiffion im; 
Betreff dieſer Inſtitute ertheilten befondern Aufträgen: gebühe 
rend zu unterziehen. ‚Verordnung der Landesregierung einige: 


:. Grlänterungen der amtshauptmannfhaftliden Inſtructionen 
‘betr. v. 6. März 1823 9. 13. Gefegfamml. d. I. ©. 34. 


‚5)-Nefeript, die Juftizverwaltung in den Armen, Zucht: und 
Arbeitshaͤuſern zu Waldheim, Swidan und Torgau betr. vom, 
20. Sept. 1780. Cout. IL, Cod, Ang. T. 1. p. 37% - Refer.,. 
die den Zuchthäufern in Torgau und Zwickau verliehene Ges, 
‚xihtöbarfeit betr. v. 14. Sept. 1803. Cont. III, Cod, Ang, 
7T. 1. Pr 200, — Reſcr. v. 2. Mai 1806, 1. €. p 296; welches 
die Vormundſchafts ſachen von biefer Gerichtsbarkeit ausnimmt; 
endlich Reſcr. v. 14- Det. 1811 1, c. p. 260, die den neuen Straf; 
und Werforgungsanftalten. zu Gonnenjtein, Langendorf und 
Lichtenftein verliehene- Gerichtsbarkeit hetr.z endlich wegen des, 
Coldiger Armenhaufes,, über welhes der Amtmann Fommife 
ſionsweiſe die Gerichtsbarkeit ausübt, Mandat v. 1803. $. 20; 


6) Haubolds Lehrbuch 5. 313. ©. 351. 


7) Generale v. 30, Apr. 41821. Geſetzſamml. d. J. St. 9. Nr; 
19. 8. 67. — Landtagsverhandlungen hierüber =) Decret v) 
. 16. Det. 1820 — b) Erinnerungen ber Stände v. 29. Jan 
1521. — e) Gutachten der Leptern v. 2. Apr. d. J. 


r 


$. 182. 


Fuͤr bie durch Brand. befchäbigeen Perfonen beſteht 
ſeit dem Anfange bes Jahres 1787 eine Brandverſiche⸗ 
rungsſocietaͤt), welche anfangs nur für die alten Erb; 
lande, die Stifter und das Fuͤrſtenthum Querfurth errich⸗ 
set, aber den 1. April 1813 auch auf Die Miederlaufig 
ausgedehnt wurbe*), wogegen Die erft vor Kurzem ver- 
ſuchte Vereinigung, mit der Oberlaufiger Brandkaffes) 
bis jeßt noch nicht. zu Stande gefommen it). Sener 
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Societaͤt aber muß jeder Befiger unbeweglicher Güter 
dergeſtalt beitreten, daß es ihm’ erlaube ift, feine Bei⸗ 
träge nach dem von ihm felbft anzugebenden Werche 
feines Grundftüds zu beſtimmen, welcher zugleich als 
Maaßſtab bei: dem eigenen Verluſte feines Gutes dies 
net. In Anfehung ber beweglichen Gürer: wurben An⸗ 
fangs blos freimillige, ehedem auch in Anfehung der 
unbeweglihen Güter üblihe Beiträge %) beibehalten 
und dafuͤr dem Beſchaͤdigten eine verhaͤltnißmaͤ— 
fige Vergütung von einem Theile des angezeigten 
Werthes verfprochen‘). Die zulegt erwähnte Mobi- 
liarbrandkaſſe aber wurde, dem Anfuchen der Land⸗ 
ftände zu Folge, auf dem Landtage von 1817 feit dem 
1. Jan. 1819 gänzfich aufgehoben”), dagegen aber we⸗ 
gen des beweglichen Vermögens unter höchfter Geneh⸗ 
migung am ı. uni diefes Jahres von Privatperfonen 
eine Feuerverficherungs = Anftale zu Leipzig errichtet 3). 
Soviel die oberfte Leitung der noch beftehenden öffent 
lihen Brandverſicherungs-Anſtalt  bereifft, ſo ift die- 
felbe einer bei Errichtung derſelben niedergeſetzten 
DBrandverfiherungs:Sommiffion übertragen, welche aus 
einem Director, einigen Näthen aus hoͤhern Landescol⸗ 
Iegien und 3 landſchaftlichen Deputirten, a aus ber 
Ritterſchaft und dem Stadtrathe zu Dresden beftehe >). 
Die Beiträge werben von ihr in zwei halbjährigen 
Terminen, zu Oftern und Michaelis, ausgefchrieben, 
und der Betrag derfelben den Behörden unmittelbar 
Durch Intimationen bekannt gemacht. Auch foll die 
Sandesregierung zur Cintreibung diefer Beiträge von 
denen, die ein forum privilegiatum haben, den or= 
dentlichen Ortsobrigkeiten Auftrag geben '°). 
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4) Mandat wegen der neuen Einrichtung in Anſehung der erlit⸗ 
tenen Brandfchäden v. 10. Nov. 1784. Cont, II. Cod. Aug. 
T, 1. p- 841. Underweited Mandat v. 4. Nov. 1786. 1. c. 
P- 899 und Generale, die Brandfhäden: Inftitute betr. vom 
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2 43 Jan, 1802. Cont, IM. Cod. Aug. T. 1. pi 390. Man 
vergl. auch das Generale, die Beſchleunigung der dem dur 
Brand Berunglätten zukommenden Unterftägungen betr. vom 
2. Dec 181% Cont, TU. Cod. Aug. T. 1. p: 503; endlig 
' Generale dv. 19. März 1817, die Erläuterung einiger Beftim- 
mungen des Mandats v. 10, Nov. 1784 bet. 1. c. p. 519 
Neue Vorfhläge wegen mander Weränderungen diefer Ein: 
richtung wurden den Ständen durch ein Decret v. 22. April 
41824 mitgetheilt und den 22. Zuli d. J. beantwortet. 


2) Es ſollte aber für biefen Eintritt bie Summe von 5344 
Thlr. bezahlt werden, welde bei der Abtretung der Nieder: 
laufig Preußen zu gewähren verfprab. Hauptconvention vom 
28. Aug. 1819. Att. XVIL in d. Gefegfamml. d. I. ©. 284. 


Ka Dberamtspatent v.s. April 1784- Cont. IL. Cod, Aug. T.) 3, 
y 205 und. ‚Confismation der von ‚den Landſtaͤnden beider 
‚Reife errichteten Dberlaufigifhen Btandverfiherungs: Anftalt 

und bes dießhalb am Landtage Oculi entworfenen Regulativs 
v. ———————— 25. 


49 Zuerſt wurde in einer Schrift v. 13. April" 1818 von ben 
‚Dberlaufiger Ständen unter gewiſſen Bedingungen um die 
Aufnahme der Oberlaufig in die alterbländifhe Immobiliar⸗ 

: brandverfihernngsanftalt angefucht und diefes Gefuh dem Koͤ— 

, aig mittelſt einer Schrift der alterbländifgen Stände zur Prü- 
fung von ber oberwähnten Commiſſion empfohlen. In dem 
bierauf d. 4. Apr. 1821 gegebenem Decrete wurde fölgende 
Erklärung gegeben: daß der von ben DOberlaufiger Ständen 
gewänfhte Beitritt ber alterblänbifhen Immobiliarverſiche⸗ 
rungsanftalt nur unter der Bedingung Statt gegeben werden 
möge, daß die beiberfeitigen Inftitute nicht blos affoctirt, fon- 
dern zu einem nach völlig gleihen Principien und von einer 
einzigen Directorial: Sommiffion zu leitendem Ganzen verel- 
nigt werden ; die Oberlaufiger Vierſtaͤdte auch nebft ihren mite 
leidenden Ortſchaften, dee Anftalt ganz in demfelben Maaße, 
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wie die erblaͤndiſchen Städte, beitreten muͤßten.“ Schon da⸗ 
mals fanden aber die Oberlauſitzer Staͤnde jene Vereinigung 
unter dieſen Bedingungen nicht fuͤr annehmlich (Schrift der 
Stände v. 8. Zum. 1824); doch wurde unter Mittheilung ei⸗ 
‚nes Mecommunlcats der Brandverfierungs »Commiffion an 
den Geheimenrath v. 17. Apr. 1822 eine neue ſtaͤndiſche Be⸗ 
rathung hieruͤber durch ein Decret v. 27. Jan. 1824 einge⸗ 
leitet, welche aber die einmuͤthige Erklaͤrung der Staͤnde den 
28. Zul. 1824 veranlaßte: „daß eine ſolche Vereinigung wegen 
der vielen zum Theil nicht unwichtigen berfelben entgegenftes 
s:  benden Hinderniffe jetzt fehr bedentlih falle und- * keiner 
> Seite wuͤnſchenswerth ERROR: 
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9) Gehticte des Rönioreids. Eahfen 8. 2. Et. 
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..6) Es wurden deshalb verſchiedene MWeränderungen getroffen, 
Generale v. 26. Febr. 1800 Cont. II. Cod. Aug. T. 4. p.4143 
v. 14. Febr. 1800 1. c. Cont, Hl p. 447 —— v. 24. Nov, 
4806 Il. c. p- 450 
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7) Werordnung ber Bandesreglerung, die Auföfung bes Mobi 
liar⸗ Brandverſicherungsinſtituts betr. v. 31. Dec. 1818 In der 
Gefegfamml. v. 4819 St, 2. Nr: 5. S. 16 und Bekanntma⸗ 
bung, den enbliben Abſchluß ber Mobiliar : Srandfaffenred: 
nungen bett. v. 10. Sept. 1822 im der Geſetzſamml. d. 9. 
St. 27. Nr. 51- ©. 408, 
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Feuerverfiherungsanftalt betr. v. 16. ‚Sept, 4819 in ber Ge⸗ 
ſetzſamml. d. J. St. 46. Nr 30. "S& am 
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9) Königk, Saͤchſ. don um. und. Was im Jahre ’1823 
©. 195. ” 
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10 Keferipk vom. * ar. — IH. Cod. Ang. T. 1. 
pP. 965. ER. F 
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III. Nobrungse und: Genese, pollzei 


6. 183. 


Alle Gewerbe, welche nicht zu den Regalien oder 
zu ber bürgerlihen Nahrung gehören '), find :der. nas 
tuͤrlichen Freiheit überlaffen, doch find einige derfelben, 
theils nach allgemeiner Saͤchſiſcher Verfaffung , theils 
nach einem befondern Herkommen an landesherrliche 
oder obrigfeitliche Conceffion gebunden. Go ift die 
Konceffion zur Anlegung neuer‘ Wind» und Waffers 
müblen, auch neuer, Mahlgänge, an ſchiffbaten oder 
künftig ſchiffbar zu machenden Fluͤſſen und Kanälen, 
oder an ſolchen Oertern, die unter der Amtsgerichts⸗ 
barkeit ſtehen, bei dem Geheimen Sinanzcollegio , in 
allen andern Fällen aber bei den Erbgerichten des 
Dres zu ſuchen?). Auch kann eine Gaſtnahrung oder 
Schenkgerechtigkeit auf dem Lande, wo bie Errichtung, 
neuer Gajthöfe oder Schentftärten bei 100 Gulden 
Strafe unterfage it), blos durch landesherrliche, in 
den Städten aber, fo viel die Tegtern betrifft, ſchon 
Durch obrigkeitliche Konceffion begründee werden). Da⸗ 
fern übrigens frühere Befiger von Gaftnahrungen oder 
Schenkſtaͤtten ein Werbietungsrecht gegen andre‘ be= 
baupten, welche berfelben Nahrung fih anmaßen, 
foll nad vorgängiger fummarifcher - Cognition, ohne 
rechtlihes Erkenntniß einzuholen, Bericht an die Lan⸗ 
deregierung eeſtacet werden * 

1) Von — iR in tm folgenden Kapitel die Rede, leßtere 
- aber find an fih kein Gegenftand des Staatsrechts, oh fie 
» glei, und zwar befonders die Braunahrung, Anlaß zu vielen 

Streitigkeiten und Verhandlungen zwifhen der Ritterſchaft 

‘ and den Städten auf Landesverfammlungen gegeben haben. 

Man vergl. Fried. Aug. Eichhof Geſchichte und unpare _ 

theliſche Unterſuchung ber Braunghrungsſtreitigkeit zwiſchen 


\ 
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Mitterfhaft und Städten in Churfachfen. Leipzig 1803. 8. — 
Darauf übrigens: daß der Landeshert Leine neuen Conceſſio⸗ 
nen zum. Nachtheil der Braunahrung ertheilen möge, haben 
Nitterfhaft und Städte den 1. April’ 1818 angetragen. — 
Und daß die Trefbung der auf dem Lande verbotenen Hands 
werke nur in den Faͤllen, wo es befondre Localumſtaͤnde noͤthig 
machen, geftattet werden fol, befiehlt ein Reſcript v. 2. Jul. 
4795. Cont. II. Cod, Aug, T. 4. p- 1067. j 


2 Der Hauptgrundfaß, der hierbei in Betrachtung kommt: daß 


nebmlih die Anlegung der Mühlen von der Gerichtöbarteit 
nach dem alten auf die Windmühlen fih beziehenden Sprüd: 


port: „der Wind gehdrt der Hetrſchaft“ abhängig feyn fol, 


+ 


wird fhon in der Erledigung der Landesgebrehen vom 12. 
März 1603 $. 12. (Cod. Aug. T. 1. P. 166) anerkannt; doch 
waren nach biefer und einem Reſcr. v. 13. Dec. 1742 (1. c 
Cont. I. p- 1537) noch mande Zweifel übrig, welche erſt 
durch einen Befehl v. 7. Det. 1800 (Cont. II, Cod. Aug, 
T. 2. pag. 395), durch das Generale, die Anlegung neuer 
Mühlen und die dazu erforderlichen Conceffionen betr. vom 
8. Mai 1814. (Cont. IIL Cod, Aug. T. 2. p. 311) und durch 
die Verordnung dee Landesregierung die Erläuterung einer zwei⸗ 
felhaften Stelle dad Generale v. 8. Mai 1811 bett. v.14 März 
1825 iu der Gefeßfammi. d. I. St. 6. Nr. 8. ©. 65. erledigt 
wurden. S. C. G. Biener ad legem novam de iure aedif- 
candarum molarum a, d. VII. Oct, 1800 editam Lips. 1803 
u. 1804 2 Comment. 4. und Kind Quaest, forens. Ed. IL 


| T. 2. Cap. 44. p. 166 seq. 
3) Landesordnung v. 1- Det. 1555 Tit, Brauen, Schenken uf. w: 


Cod, Aug. T. 1. p- 67. 


- 4) Biener Progr. Quaest. iuris 27. Lips. 1811. 4 — Nah el⸗ 


nem Reſcr. v. 25. Zum: 1817 (Cont. III. Cod. Aug. T. 1. 
p. 551.) muß allen Privilegien wegen der Gaſthofsgerechtigkeit 
die Klaufel eingefchaltet werden: daß der Beſitzer auf bem 
Sal der Verlegung der Landftraße, an. welher der Gaſthof 
gelegen ift, nach Befinden der Umftände zwar auf eine billige 
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Ermäßigung: der wegen der Gaſtnahrung angelegten Steuern, 
nicht aber auf eine weitere Entfbäbigung an Gelde Seiten 
des Fidel zu rechnen habe. ! 


a Generale v. 21. Jul. 1813 Cont. ur, God, Ang. T. 1. P277. 
Man vergl. Haubold 5.369. S. 444, und not. d. ©, 415. 


6. 184. 

Nah befondern Rechtstiteln find bisweilen auch 
andre Gewerbe, als z. B. das Brandeweinbrennen, 
Jumpenfammeln, die mufibalifche Aufwartung in ben 

Schenkhaͤuſern und bei öffentlichen Ausrichtungen, von 
obrigkeitlicher Conceffion gegen Erlegung gewiſſer Zin- 
fen: oder Pachtgelder abhängig*). Auch können über 
haupt alle diejenigen Gewerbe, bei deren Betreibung 
befondere Polizei-Rüdfichten in. Betrachtung kommen, 
nicht ohne Genehmigung der Obrigkeit betrieben wer 
den, bie jeboch von einer auf einer: bloßen RUE 
beruhenden Conceſſion ſehr verſchieden ift: 


4) Haubold a. a. O- $ 36% ©. 400. Wegen bed Brandt: . 
— weinbrennens, weldhes unter diefen Nahrungsjweigen ber 
wichtigſte ift, vergl. man das Generale, dad Brennen und 
Scenten des Brandtweins bett., vom 21. Jun. 1793 $ 1. 
Cont, IL, Cod, Aug. T. 1, ?» 1057, mo zugleih verordnet 
wird: „daß ba, wo daffelbe bisher nicht ohne befondte obrigs 
keitliche Eonceffion hat getrieben werben dürfen, in Zutunft 
keinerlei neue Eonceſſi ion, wodurch die Auzahl der dermalen 
vorhandenen Brandtweinbrenner vermehrt werden wuͤrde, ohne 
vorhero gehoͤrigen Orts geſchehene Auftage ‚und erhaltene Ge: 
‚mehmigung, iu eelen 


„dr 185. 


Zur Beförderung. der Nahrungs zweige und Ge⸗ 
werbe im Koͤnigreiche Sachſen dient beſonders die 
Landes⸗Oeconomie⸗ Manufactur⸗ und Commercien⸗De⸗ 
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putation "), die nach frühern dießfalls fchon unter der 
Regierung Friedrich Auguft I. gemachten Entwürfen *) 
zuerft im Jahre 1735, aber Damals, wenigftens zus 
nächft blos in der zulege erwähnten Eigenfchaft, wo⸗ 
"mit jedoch zugfeih auch Fürforge für das Manufac- 
turweſen verbunden war, zu Stande amd). Nadhe 
dem fie feit 1749 bie Benennung: zue Commerciens 
Deputation verordnete Director und Raͤthe erhalten, 
auch 17951 ide Verhaͤltniß gegen andre Landescollegien 
‚genauer  beftimme worden war‘), wurde ihr endlich 
764 ber oben‘ bereits erwähnte größere Wirkungs⸗ 
£reis. (der ſich aber: blos auf die alten Erblande er 
ſtreckt) gegeben‘), und zugleih das Rede, in allen 
von: ihre abhängigen Sachen von den Kreid- und 
Amtshauptleuten, auch, andern Beamten, unmittelbar, 
von. den Schriftfaffen aber mittelft der Jandesregierung 
gutachtlichen Bericht zu fordern, Es gebühre ihr aber 
feine. vollziepende Gewalt, daher fi ihre Thaͤtigkeit, 
mit Ausfchluß von Prämien, welche, durch fie von Zeit 
zu Zeit ausgefege und bezahlt werden‘), und ber erft 
durch ein Avertiffement?) v. 28. Mai 1824 bei der 
dafelbft errichteten Dresdner Fnduftrles Ausftellung ihr 
angewiefenen Gefchäfte, nur auf Vorſchlaͤge befchränte, 
deren Ausführung andern Gollegien überlaffen ift, mit 
welchen fie daher öfters in Commimication treten muß. 
hre Mitglieder beftehen, außer dem Director, theils 
aus Deputirten andrer Gollegien®), theils aber aus 
zwei falarirten und einigen Supernumerar » Affefforen. 
hre Sißungen werden zwar gewöhnlich in der Res 
fidenz gehalten, während der Oſter⸗ und Michaelis⸗ 
Meffe aber in Leipzig, wo ſie befönders bie erfor 
derlihen Erkundigungen wegen des Handels einziehr, 
und dießfalls, nach beendigter- Meſſe, einen Vortrag 
am den Geheimenrarh erftatter ꝰ)). ! 
4) Noch iſt außer derfelben eine beſondere Commiſſion wegen 
Veredelung der Schäfereien im Könlgreihe Sachſen nieder: 
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geſetzt, welche aus einem Direktor und den Adminfistoren 
der beiden Schaäfereianitalten zu Mennersdorf und Lohmen 
befteht und nmitelbar dem Geh. Kabinet untergeordnet iſt. ©. 
Koͤnigl. Saͤchſ. Hof:, Civil: und Militairftaat im Jahre 1823. 
S. 191. Man vergl. einen Aufſatz über die Spanifhen Schaͤ⸗ 
fereyen bei Stolpen in dem Gouv. Blatt B, 1. St. 18. und 
Et. 19. ©. 155. und ©. 161. 

2) Diefe waren Anfangs anf bie Ertihtung - eines. befondern 
Commercien:Collegit gerichtet, welches 1704 auf Anrathen des 
damaligen Fürften -Ego von Fürftenberg errichtet werden 
folte. ©. Das Churſ. Hof- und Civil- Staats : Handbuch 
S, 189. Schon aber in der Ausfhußtags= Propofition vom 
3. Oct. 1725 trug der Landesherr zur Vermeidung der zur 
Errihtung eines falarirten Collegii erforderlihen Ausga— 
ben auf eine einigen Raͤthen andrer Collegien zu übertra- 
gende Deputation an, und verlangte‘ zu den Koften derfelben 
von den Ständen blos 3000 Ihlr. ; doc) erregten letztere damals 
noch verſchiedene Bedenklichkeiten dagegen. ©, die neufte Geſchichte 
des Königreih8 Sachſen. B. 2. ©. 54u. f. und ©. 191. not, 66. 

3) Mandat v, 11. Jul. 1735. Cont, I. Cod. Ang. T. 1. p. 621. 
— Ueber die fhon in diefem Mandate ben Obrigkeiten anbes 

fohlene Einfendung der den Zuftand des Handels und der 
Manufakturen betreffenden Nachrichten und Tabellen, vergl: 
man Generale v. 26. Nov. 1749 1. e. p. 737. und Generale 
v. 25. San. 1768 1. c. p. 953. Ferner wegen der diefer Des 
putation übertragenen Direction des Seidenbaues, das Mans 
dat v. 6. Aug. 1754 T. c. p. 809. 

4) Chur. Hof und Staats:-Handbuh ©. 189 u. f. 

5) ©. Mandat v. 14. Apr. 1764. Cod, Aug. 1. c, p. 875. 

6) Man vergl. das Avertiffement, die auf allerhöchften Befehl 
Er. Königl. Majeftät zu Sahfen zur Aufmunterung des Nah: 
rungsſtandes auf die 6 Jahre 1820 — 1825 ausgefegten Preis: 
aufgaben betreffend v. 6. März 1820 in der Gefenfammlung 
d. 5. St. 4 Nr 6 S. 13. Selbſt Pramien, die mit dem 
II. e J 


e 
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Hauptzweck diefer Deputation nicht in unmittelbarer Verbindung 
fteben, werden bisweilen durd fie ausgefegt. ©. Generale, die 
Prämien für Künftler und Profeffioniften, welhe Zaubftumme, 
in ‚ihrer Kunft und Profeffion unterrichten v.27. Iul-1811. Cont. 
LI, Cod, Aug. T. 1. p: 500 und die Bekanntmachung die ‚für 
den Unterricht taubftunmer Frauensperfonen (in einer nuͤtzli⸗ 
chen Erwerbefertigfeit, welde eine beſondre Geſchicklichkeit 
oder Kunftfleiß erfordert) ausgeſetzten Preife betr. vom 2. 
April 1822 in der Gefekfammi. d. 3. St. 15. Nr. 25. ©. 331. 
Auch mußten ehedem diejenigen Pramien, welche wegen der 
Nettung verunglüdter Perfonen in dem Mandate von 1773 

. 4. ausgefeßt waren, bei jener Deputation gefucht werden. 
©. Pfannenberg Handbub des 8. ©. Polizeirechts ©. 121 
$. 3. und 4.; allein nach einer Verordnung der Landesregie: 
rung % 29. Mai 1819 in der Gefehfamml. d. J. Et. 10. 
Mr. 20. ©. 175 fteht gegenwärtig die Gognition hierüber der 
Landesregierung zu, obgleih die Auszahlung noch aus der vor 
der Commercien:Deputation abhängigen Pramienkafe gefchieht. 
Wegen der obrigkeitlihen Zeugniffe, welche zu diefen Prämien 
erforderlih find, fiehe das Generale v. 9. Jun. 1804. Cont. 
III, Cod. Aug. T. 1. p. 414 und wegen Nutorifation diefer 
Seugnife durch die amtshanptmannfhaftlihe Behörde das Ge: 
nerale v. 11. Marz. 1817 1. c. p. 548. 


2) In der Gefegfamml. d. J. St. 9. Nr. 11. S. 61. 


8) Nehmlih aus 2 Geh. Finanzräthen, 2 Hofrithen und 1 Ober: 
fteuereinnehmer. | 

9) Churſachſ. Hof: und Staats-Handbuch S. 191 und foviel den 
zulegt erwähnten Vortrag betrifft, ®. 1. diefes Lehrbuches 
6. 89. not. 5. sub g. ©. 149. 


$ 186. 


Noch ift den Amtshauptleuten die allgemeine 
Berbindlichkeie auferlegt *), fi mie dem Betriebe und 
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Gange bes Handels und der Gewerbe auf das forg- 
fältigfte befannet zu machen und thunlichſt dahin zu 
wirken, daß Seichtigkeit bes Verkehrs und Freiheit des 
Handels, ſowohl bei der Erzeugung und Verfeine— 
rung, als bei dem. Abfage und Vertriebe der Pro- 
Ducte erhalten und befördert, die Gewerbe ihrem has 
eürlichen Gange überlaffen und feines berfelben zum 
Macheheile der andern begünftige, aber auch feines in 
feinem Entftehen und Ausbreiten behindert werde, in 
fofern folches nicht durch die beftehenden Gefege be— 
fchränfe wird. Sie haben aber zu biefem Behuf ſich 
über die einfchlagenden Gegenflände mie Königlichen 
Dienern, Obrigkeiten und ſachkundigen Perfonen zu 
vernehmen, und die nöthigen Veranſtaltungen einzus 
leiten oder zu £reffen, in fofern fie aber ihrem Weſen 
nad) einer höhern Verfügung bedürfen, ihre Anträge 
an die Sandesregierung zu bringen. Bei Gefuchen um 
Prämien, die zu Aufmunterung des Nahrungsftandes 
ausgefege werben, haben fie die nöthigen Erörterungen 
anzuftellen und an die fandes, Deconomie, Manus 
factur» und Commercien⸗Deputation Anzeige zu ers. 
ftasten *). | 


4) Juſtruction det Amtehauptleute $. 36. 


2) Mande andere. Verpflichtungen der Amtöhauptleute in Anſe⸗ 
hung der Gewerbe f. oben $. 474, not. 4. sub D, 


IV. Polizei in Kämmerei- und Coms 
munsGaden. 


§. 187. 


Wenn gleih die Communguͤter keinesweges ald 
Staatseigenehum betrachtet werden fönnen, fo bleiben 
fie doc) wegen ihres Zwecks einer firengen Auffiche der 

%2 
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\ 
Landespolizei unterworfen, welche aber tie zur DBeein- 
traͤchtigung wohlerworbener Rechte gemißbraucht mwer- 
den darf”). Am wirkſamſten zeigt ſich dieſelbe bei der 
Beräußerung*) und Verwaltung ftädeifcher Güter), 
fo wie auch bei den zum Beten der Stadtkaͤmmereien 
zu machenden Auflagen). Es ift aber in Sachſen 
die obeifte Auffiche über dad Kaͤmmerei- und Com: 
miunvermögen der Städte in der Regel der Landesre⸗ 
gierung- übertragen d); doc find auch die Amtshaupr- 
leute verpflichtet, über die Kämmerei- und Commun⸗ 
angelegenheiten (mit Ausſchluß von Dresden und Leip- 
zig) die nächfte Auffiche zu führen, und daher das 
Eigenthum bderfelben, wo und wenn fie es nöthig fin 
den, zu revidiren, bie dießfallfigen Rechnungen einzu= 
fehen und dafür, daß fie ordnungsmäßig abgelegt, ° 
duͤrchgegangen und juftificire werben, zu forgen, den 
Berwältungsbehörden angemeffene Verbeſſerungsvor— 
ſchlaͤge zu eröffnen, dafern aber auf felbige niche ein- 
gegangen würde, ober fonft Mängel der Verwaltung 
ſich ergeben follten, welche duch Vernehmung mit den 


Lvealbehoͤrden nicht fofore befeitigee werben könnten, 


Anzeige an bie Sandesbehörde zu erſtatten. Auch 
follen fie insbefondere darauf fehen, daß die verfchul- 
deren Kämmereien und Commungüter möglihft bald 
von- ihren Schulden befreit werben, zu dieſem Zweck 
Schuldentilgungspläne einleiten und nad) erfolgter Ge⸗ 
nehmigung bderfelben von Seiten der Behörde, auf 
deren genaue Beobachtung fehen, und hierbei, fo oft 
es die Umſtaͤnde nöthig machen, von der obern Be— 
hörde Beſcheid einholen, eigenmächtige Anlagen aber 
nicht geitatten ©). Ueberdieß follen fie dahin wirken, daß 
die nacheheiligen ©emeinheiten und Koppelhutungen 
gerbeilt ”) und gemeinfchaftlihe Befugniſſe abgefchaffe 
oder doch befchränte werden. Sie können zu dieſem 
Behufe die Sintereffenten zufammen berufen, mit ihnen 
unterbandeln und den Vergleich zum Abflug brin- 
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gen, muͤſſen aber den letztern der competenten Obrig⸗ 
keit zur weitern Verfügung abgeben 8). 


1) Noch in dem neuſten Landesreverſe heißt es ausdruͤcklich: 
„nicht weniger die Staͤdte bei ihrer hergebrachten Verfaſſung 
und Communguͤtern ungeaͤndert und unvermindert laſ— 
ſen.“ Man vergl. jedoch uͤber dieſen Gegenſtand und uͤber die 
Erhaltung der ſtaͤdtiſchen Municipalrechte folgende Landtags: 
fhriften: a) Stindifhe Schrift v, 4. Jun. 1818. b) Decret 
v. 16. Oct. 1820, e) Schrift der Stände v. 29, Mai 1821. 


2) L. 3. C. de vend, rebus civitatis. Yuf andre ‚Gemeindegüter 
wird diefes Geſetz in Sachſen nicht ausgedehnt. ef. Kind 
Quaest.' forens. Ed, 1 T. IV, Cap. XLL p, 275. (In ber 
2ten Ausgabe fehlt dieſes Kapitel.) 


3) Wegen ber jährlih von den Stadträthen abzulegenden Ned: 
nung vergl. md ben Befehl v. 4. Ian. 1693, worin zugleich 
das am 21. Nov. 1659 dießfalls ergangene Mandat wörtlich 
wiederholt wird, Cod, Aug, T- 1. p. 1686- 


4) Eifenhart Anleitung zum Teutfchen Stadt» und Bürger: 
recht $. 148 — 153. Man vergl. auch Jo, Gottfr, Bauer - 
Civis novus ad collectam ab debitum eivitatis antiquum obli- 
gatus, in eiusdem Opusc, Acad, T, 4, No, X, $. IX. und X. 
Pag. 177. . . 
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5) Man vergl. oben 5. 97. ©. 160. und das dafelbft not. 5 an- 
geführte Mandat v. 20. Dec. 1818 ( Gefekfamml. von, 1819 
St. 2, Nr. 4. ©. 12.), wo zugleih die eine Ausnahme in 
Beziehung auf die von manden Etädten bei den Aemtern 
abzulegende Rechnung angegeben ift; von andern Ausnahmen 
in Anfehung der Gervistaffen Angelegenheiten und über das 
Quatember : Steuer: Excnrrens wird bei diefen Gegenftänden 7 
die Rede feyn. Uebrigens kann nad dem angezogenen Mandate 
$ 3.: die Landesregierung ſich im dergleihen Saben der 
dem Geheimen Finanz: oder Oberſteuer-Collegio untergeord: 
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neten Diener mit Vorwiſſen biefer Behörden bedienen und 
defhalb unmittelbare Verfügungen an fie erlaffen Kann. 


6) Infteuction der Amtshauptleute 9. 40. und 44. 


7) Ein früheres Mefeript über diefen Gegenftand an die Kreis: 
und Amtshauptleute v. 27. Nov. 1784. S. Cont. II, Cod, 
Aug. T. 1. p. 879. Auch bat die Regierung durch ausgeſetzte 
Preife jene Vertheilung zu befördern gefuht. S& Haubolds 
Lehrbuch des Königl. Saͤchſ. Privatrechts 9.179. S. 177. not. 2, 

und Gefehfamml. v. J. 1820, St. 4. Nr. 6. S. 15 


8) Inftruction der Amtshauptleute $. 42. Aehnlihe Vorfchriften 
find von den Amtshauptleuten nah $. 43. ihrer Inftenction 
bei der Entwäfferung verfumpfter Ländereien zu heobachten. 





* 
Sechstes Kapitel. 
Kameral- oder Finanzhoheit. 


S. 1) Anton Friedrich Bäfhing, der Churſaͤchſiſche Finanz⸗ 
ſtaat in der neuſten Zeit. Halle 4777. 4. (Mus dem 11ten 
Bande feines Magazins befonders abgedendt.) 2) Joh. 
Gottfried Hunger kurze efhihte der Abgaben in dem 
Churfähf. Staaten. Dresden 1782. 8. — 2te Ausgabe unter 
dem Titels Denkwürdigkeiten der Finanzgefhichte von Chur: 
ſachſen. Leipzig 1790. 8. — 3) Ueber die Churfähfifhe Steuers 
verfalung aus archivaliſchen Nachrichten. Leipzig 1800. 8 


8. 188. 
Einleitung 


Die Finanzhobeit umfaßt alle Diejenigen Rechte 
des Regenten, welche fih auf die Mittel, die Staats- 
bedürfniffe zu befriedigen '), beziehen. Mit der Dar 
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ftellung dieſer Hoheitsrechte aber werben zugleih aud) 
Rechte verbunden, die ihrer Natur nach eigentlich zu 
der Juſtiz⸗- und Polizeihoheie gehören, deßwegen aber, 
weil fie Gegenftände des Finanzwefens betreffen, von 
Behörden ausgeuͤbt werden, welchen die Leitung des 
fegtern überlaffen ift, ob fie gleich dadurch ihren wah— 
ren Charakter nicht verlieren. Es zerfälle aber das 
- gegenwärtige Kapitel in zwei Abtheilungen, von wel- 
chen die erfte mit den einzelnen zur Befriedigung der 
Staatsbedürfniffe dienenden Mitteln, und die zweite 
mit den allgemeinen Behoͤrden ſich bejchäftige, denen 
die Verwaltung der Finanzen übertragen if. Schon 
vorläufig aber ift in. Anfehung beider Gegenftände zu 
bemerken: daß in dem Königreihe Sachen, fF wie 
in den meiften Teutſchen Staaten die landesherrliche 
Kaffe oder Kammer, welche gegenwärtig von dem 
Geheimen Finanzcollegio verwaltet wird, von der ei» 
gentlichen Staatsfaffe, in welche blos die Abgaben 
der Unterthanen (jedoch mit fehe wichtigen Ausnah— 
men) fliegen, gänzlich verfchieden iſt. — Uebrigens 
find alle nähere Bejtimmungen, welche das Detail der 
Finanz » und Steuerverwaltung betreffen, von der 
ftaatsrechtlihen Theorie ganzlih ausgeſchloſſen, und 
der befondern Wiffenfchafe deg Cameral- und Steuer 
rechts vorbehalten ?)- ; | | 


4) Diejenigen unter ihnen, bei welhen vorzuͤglich die Gränzen 
zwifhen der Hoheit des Megenten und den Mechten der 
Staatsbürger in Betrachtung kommen, pflegen nad) der ge: 
wöhnlihen Methode auch in der Wilfenfhaft des Privatrechte 
erläutert zu werden. 


2) E. Joh. Chrift. Spendelin’s Handbuch über die ge- 
fammten Churfähfifhen Steuerrechte. Cothen und Leipzig. 
1790, 2» Bde. & | 








L 
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Erfie Abtheilung. 
Bon den einzelnen Mitteln die Staasbe— 
dürfniffe zu befriedigen. 


Ueber die verſchiedenen Gattungen derfelben vergl. man beſonders 
von Berg fiaatswiffenfhaftlihe Verfuhe B. 2, No, IL 





Erfte Unterabeheilung, 
Staatseigenebum im engern Ginne bes 
| Wortes, 


§. 189. \ 

In diefe Klaffe gehören nur biejenigen Sachen, 
welche ſich wegen des öffentlichen Gebrauchs, zu dem 
fie beſtimmt find, nochwendig im Eigenthume des 
Staats befinden müffen, nehmlich die großen Fluͤſſe 
und Landſtraßen. 


J. Von den Fluͤſſen. 


§. 190. 

Daß alle ſchiffbare Ströme ſchon nach allgemeis 
nen rechtlichen Grundfägen zu dem Staatdeigenehume 
gehören, ift keinem Zweifel unterworfen. Bei Eleinern 
Fluͤſſen aber kann wenigitens eine Vermuthung dafür 
niche eintreten). In den öffentlichen Flüffen werden 
außer den gewöhnlichen Nugungen der Gewäffer, als 
der Fifcherei*), der Flöß-3) und Faͤhrgerechtigkeit %), 
auch die. dafelbit entiiandenen Heger, Werder und 
Inſeln, als Wirkungen des Staatseigenthums betrach⸗ 
et?) und die Perlenfifcherei ift felbft in Privarflüffen 
dem Sandesheren vorbehalten‘), Die Gerichtsbarkeie 
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über die Fluͤſſe gebuͤhrt ſchon nach allgemeinen ſtaats⸗ 
rechtlichen Grundſaͤtzen blos den landesherrlichen Be— 
amten7). Zur Beſorgung des Floͤßweſens aber find 
befondre Dberauffeber, Sloßmeifter und andre Subals 
fernen angeftelle®); auch wird die den Aemtern über 
das Floͤßweſen und befonbers über die Floͤßholzdeuben 
zuftehende Gerichtsbarkeit unter der Direction des Ge» 
heimen Sinanzcollegii mit Zuziehung von Floͤßbeam⸗ 
ten ausgeübt), — Die Beihiffung der Elbe ift ſchon 
Durch ein ©enerale’°) vom 4. Dec. 1817 allen Sins 
laͤndern, und durch die Convention?) vom 23. un, 
1821, deren-Inhalt in das Völkerrecht gehört, auch 
den Ausländern frei gegeben. Durch diefe Convention 
aber wurde ein neues Generale‘*) wegen der inländis 
fhen Schiffahrt vom 27. Febr. 1822 veranlaßt, wos 
durch die im jener beftimmeen Abgaben unter Aufbes 
bung aller bisherigen, jedoch mit einzelnen Beftimmuns 
gen und Modificationen, auf diefe dergeftale angewen⸗ 
det wurden, daß benfelben auch ausländifhe Schiffer 
bei Ein- und Ausfhiffungen in dem Sande unterwors 
fen find *6). 


4) Doc) tft das Staatseigenthum nicht blos auf die in dem Bes 
fehl v. 7. Dct. 1800 $. 2. (Cont. IL Cod, Aug. T. 2. p. 395) 
benannten Flüfe zu befchränfen, ef. Kind Quaest, forens. 
Ed, 2. Cap. 44. p- 176. und Haubolds Lehrbuch $. 229. 
S. 47. j 


2) Haubeld a. a. o. $. 2391. ©. 24% 


3) (Chriftian Shöttgen) Hiftorifhe Nahrihten von den 
Saͤchſiſchen Holzfiößen in der Samml. vermiſchter Nachrichten 
zur Sidf. Geſchichte B. 6- Nr. 4 ©..221. 


4) Die Gcfeße wegen Ausübung "beider Gerechtigkeiten ſ. bei 


Haubold a. a. O. $ 231: ©. 248: DBeizufügen ift das 
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Mandat wegen"ber Fähre zu Wurzen v. 26. Dec. 1711. God. 
Aug» 7. 2 pP» 61. 


. 5) Haubold aa. D. $. 231. ©. 248. Auch fhon nah dem 
gemeinen Teutfhen Recht laſſen ſich manche erbeblihe Zweifel 
gegen die Anwendung der Roͤmiſchen Grundſaͤtze auf das Ei— 
genthum dieſer Gegenftände erregen. cf, Kind Quaest, fa- 
rens. Ed. 2. T. 2. Cap, 67. p. 295: — Wegen der Benukung 
der Heger und Infeln auf der Elbe, Mulde und ehedem auch 
auf der Saale follen nah einem an fänımtlihe Oberforftmei: . 
fter erlaffenen Generale v. 10. Nov. 1770 (Cont. III. Cod. Aug. 
T. 2. p. 1.) jährlihe Anzeigen an das Geheime Finanscolle- 
gium erſtattet werden. | 


6) Ge. Chph. Meyer von dem Sädf. Verlenfang in ber 
Sammlung vermifhter Nachrichten zur Saͤchſ. Geſchichte 8. 4- 
Nr. 2. S. 186. Diefen Nachrichten zu Folge bat zuerft der 
Ehurfürft Johann George J. einen gewiffen Morig Schmirler 
41621 das fhon von deffen Vorfahren unternommene Privats 
Perlenfuhen unterfagt, ihm aber dagegen das Amt eines 
Churfuͤrſtlichen Perlenſuchers uͤbertragen. Dagegen behauptet 
von Roͤmer, der B. 2. S. 805 mehrere aͤltere Geſetze an— 
fuͤhrt, welche in der Auguſteiſchen Sammlung der Saͤchſ. Ge: 
ſetze nicht enthalten find, daß der Perlenfang ſchon durch ein 

- Matent v. 19. März 1607.dem Landesheren zugeeignet worden 
fey. Unter den fpätern Gefeken hierüber vergl. man Patent 
v. 9. Sept. 1680 Cont, III, Cod, Aug. T. 2. p. 86. und Pa 
tent vom 28. Dec. 1754. Cont. L Cod, Aug. T, 1. p- 1427. 


7) Puffendorf de Jurisdictione Germanica p. 613. — Bie- 
ner de natura et indole dominii in territoriis Germaniae 
pP: 126 sey. 


8) Königl. Saͤchſ. Hof, Civil: und Militairftaat S. 129. 


9) Aeltere Geſetze hierüber f. im Cod. Aug. T. 2. p. 619. Ein 
neneres fehr beftimmtes Geſetz zunaͤchſt in Beziehung auf die 
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Saalflöße v. 16. Zul 1743 Cont. J. Cod. Aug, T. 1. p. 
4515. 
40)Cont, II, Cod, Aug. T. 2. p- 626. 


41) Verorduung der Landesregierung, die wegen der Schifffahrt 
auf der Elbe gefchloffenen Conventionen betr. v. 5. Febr. 1822 
: Inder Geſetzſamml d. 3. St. 3. Nr. 6. S. 93. 


42) In der Gefegfammt. d. J. St.7. Nr. 11. S. 153. Mit diefem 
Gefege fteht eine Verordnung der Landesregierung, die zu Bes 
treibung ber Elbſchifffahrt erforderlichen Erlaubnißſcheine betr. 

> v. 4. März 1822 a. a. O. St. 7. Nr. 12. ©. 173. in Verbin: 
dung. Diefer zu Folge bedürfen blos diejenigen Unterthanen, 
welhe die Elbſchifffahrt auch außer dem Lande treiben wollen, 
diefer Scheine, welhe von der Landesregierung ausgeſtellt 
werden, zu Folge des 4, Art. der Convention dagegen wird 
zur inländifhen die Erlaubniß der Dbrigfeit, welcher die Ship 
er unterworfen find, erfordert, 


45) Befonders müffen In der Regel alle Kaufmannsaüter und 
Warren nirgends, als in einer accisbaren Stadt ausgeſchifft 
werben, weil bier die Gleits⸗- und Acciseinnahmen zur Erhe⸗ 
bung der Abgaben und⸗zur Nevifion der Ladungen beauftragt 
find. Doch mahen landwirthſchaftliche Erzeugniffe, denen 
ſchon früher beftinimte Landungspläge angewiefen waren, eine 
Yusnahme, 


‚eo $. 191, 


In Anfehung des Ufer und Dammbaues an den 
Strömen ift den 7. Aug. 1819 ein Mandat’) er- 
fhienen, welches ſich zwar zunächft nur auf die Elbe 
beziehe, aber unter Berüdfichtigung der örtlichen Ver 
hältniffe auch für andre Fluͤſſe zur Richtſchnur dienet. 
Nah Maafgabe diefes Gefeges ift die Verbindlichkeit, 
die Koften eines folhen Baues zu beftreiten, dafern 
niche Vertraͤge, gerichtliche Zugeftändniffe, rechtskraͤf⸗ 
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sige Urtheile, oder rechtöbeftändige Gewohnheiten, eine 
Ausnahme auf eine fofore erweislihe Art begründen, 
den Befigern der Grundftüde, deren Eigenthum durch 
den Bau des Waffers geſchuͤtzt wird, mie Ruͤckſicht 
auf die Größe und Nähe der Gefahr, ferner auf die 
Beſchaffenheit, Größe und Nutzbarkeit der Grund» 
ftüce, auferlege*), woraus die fogenannten Dammeom- 
munen entftehen3), Won dieſen müffen Dammkaſſen 
errichtet werden, zu denen jährliche Beiträge von den 
Zheilnehmern zu leiften find*), In allen Eibftrom-, 
Ufer» und Dammbaufadhen gebühre dem Geheimen 
Finanzcollegio die oberite Direction und Cognition und 
eine untergeordnete der deßhalb niedergefeßten Kom⸗ 
miffion, welde ‚aus dem Kreishbaupemann, dem 
Amtshaupfmann eines jeden Bezirks und dem Waf- 
ferbaudirector beſteht s), dem Wafferbauconducteurs und 
andre Officianten zugeordnet find‘), Die nächte 
Auffihe aber führen die aus den Intereſſenten zu er- 
wählenden Dammrichter7). Diefe aber und zwei an- 
dere aus der Dammcommun gleichergeftalt zu erwäh- 
Iende Beifißer werden zu den Dammgerichten gezogen, 
welhe duch die Sommiffion und durch den Juſtiz- 
beamten des Bezirks gebildee und jährlih, im Früh» 
jahre und Herbſt, nach der von erftern gefchehenen 
Dammfcan®) gehalten werben ?). “ | 


4) In der Gefekfamml. d. J. St. 15. Nr. 29. ©, 197 u. f. 
Die frühern Landtagsverhandlungen hierüber f. in Haus 


2) Mandat von 4819. 9. 2., wo auch die nähern Beſtimmungen 
diefes Grundfaßes enthalten find; außerdem ift auch $. 3. den 
Grundftükbefigern unter gewiffen Modalitäten und gegen 
Entfhädigung die Verbindlichkeit auferlegt, die Anlage der 
für nöthig geachteten Ufer: und Dammbane, auch andre in 
diefer Hinficht nöthige Vorkehrungen auf ihrem Grund und 
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Boden zu verſtatten, ingleichen Die zu den Ufer: und Damm⸗ 
bauen erforderlihen Materialien herzugeben. 


3) a. a. D. 5. 5. Statt des Wortes Dammcommun iſt in andern 
Teutſchan Ländern ber Ausdrud Deichband üblich 


4) a. a. DI 6 Diefe Beiträge werden auch dann, went Beine 
Neparaturen vorgefommen find, geleiftet, um bei ih Bauen 
einen Dingeihenden Fonds zu haben, 


5) a. a. O. F. 1 Die — gehören“ nut daun zur‘ 
Commiſſion, wenn der Ufer: oder Dammbau ganz oder zum 
Theil auf Iandesherrlihe Koften zu führen iſt, ſo wie auch 
die Juſtizbeamten ſchon nach det Jnſtruction der Kreis: und 
Amtshauptleute $. 34. blos an Erörterung RN Gegen⸗ 
ſtaͤnde Theil nehmen. 


© Königl. Saͤchſ. Hof, Civil: und Militairſtaat S. 90. 


7) Die einzelnen Obliegenheiten deſſelben ſ. in dem angef. 
Mandat $. 7. | 


8) 0.0. D. $. 8. Bei dieſer müffen auch alle Privatbaue angezeigt 
werden, ©. S. 4, 


9) a. a. D. $. 9. Eingewendete Appellationen, wo ed auf Voll: 
führung der im Betreff det Baue und Reparaturen, ober fonft 
in ftrompolizeimäßiger Hinfiht erlaffene Anordnungen, ingleis 
hen auf Erfüllung der durch das Geſetz beftimmten Verbind— 
lichkeit der Grundbefiger ankommt, haben feinen efectum sus- 
pensivum, Es ift jedoch defhalb an dag Geheime Finanz: 
colegium zu berichten, und fol dabei nah dem Mandate 

wegen des Verfahrens in Kammerſachen vom 7. Aug. 1770 - 
$. 2. verfahren werden. | 
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$. 192 
U. Sandftraßen 


Das dem Staate über diefelben zuftehende Eigen⸗ 
ehum ift zwar an fi (mie Ausſchluß der. auf ihnen 
bin und wieder gepflanzten Bäume*)), mit. einen 
Nußungen, fondern vielmehr mit einem beträchtlichen 
Aufwande verbunden; demungeachtet find ſchon ſeit 
den Alteften Zeiten manche Abgaben in Zeutfchland, 
theils ald eine Wirkung jenes Eigentums, theils als 
eine Folge der Schußgerechtigkeit über die Straßen 
betrachtet worden). Soviel nun die erftern oder die 
Zölle beeriffe, fo finden in Sachſen nad dem Man- 
dat3) vom 23. März 822 feine andern Zölle mehr 
ftatt +), außer denjenigen, welche zugleich in der weiter 
unten zu erläuternden Öränzaccife begriffen find, und 
nur in der Saͤchſiſchen Oberlaufiß findet ein eigent» 
liher Eingangs», Ausgangs » oder Durchgangszoll 
ftatt, der durch ein Mandat?) von dem nehmlichen 
Dato mit jener Acciſe und befonders. auch mit ben 
dur das Publicandum‘) vom 13. März 1820 ein- 
geführten Leipziger Handelsabgaben in eine zweckmaͤßi⸗ 
ge DBerbindung gefege worden ift. Be 

Die zweite Gattung diefer Abgaben, nehmlich das 
Gleite, wird gegenwärtig nad) Maafgabe der allgemeis 
nen Gleitsordnung 7) vom 15. März 1823 ſowohl 
von bejpanntem Fuhrwerk und zwar, theils nach Vers 
ſchiedenheit der in 3 Klaffen getheilten Ladungen, theils 
nah Anzahl der Pferde, als auch von andern Trans 
portmitteln und Ieergebendem Vieh, entrichtee. Cs 
jind aber hierdurch alle in den verfchiedenen Aemtern 
zeither beftandenen Gleitsrollen gänzlich aufgehoben; je: 
Doch beſteht daneben eine fhon früher, den 18. März 
1820 für die Stadt Jeipzig erlaſſene Gleitsordnung 8). 
Defreiungen von diefer Abgabe geniegen: a) alle Per- 
fonen und Frachten, fo dur) befondre, von dem Ge— 
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heimen Finanz» Collegio ausgeſtellte Freipäffe'°). für 
gleitöfrei erkläre find; b) die inländifchen Rittergutsbe- 
figer **) und Geiftlihen '*) (mit Ausfchluß der Oberlau- 
figer), aber nur von ihren eignen Pferden und frohnba- 
rem Gefdirr, und von dem, was fie an inländifchen 
Erzeigniffe (wohin auh das aus ben landesherrlichen 
Niederlagen zu erholende Salz zu rechnen ift) zu ihrer 
Haushaltung, oder zu Verbefferung ihrer Güter ein- 
bringen, oder von ihrem Zuwachs auf öffenelichen Marke 
fhaffen faffen; ec) alle in Eöniglichen Dinften: ſtehende 
Militärperfonen und Iandesherrlihe Officianten, wenn 
fie in ir Dienftangelegenheiten mit eignen Pferden 
reifen ; d) alle ordinären und Ertrapoften; e) die Mi- 
litaͤr⸗ und Frohnfuhren; f) alle Transporte von, Berg- 
werfömaterialien ’3); endlich g) diejenigen, welche eine 
Befreiung von der Gleitsabgabe durch einen befondern 
Rechtstitel erlangt haben +). Die Auffiche über diefe 
Abgabe, welche zundchft von befondern Haupt- und 
Beigleitseinnahmen 5) erhoben wird, ift zugleich ben 
Acciscommiffarien und Inſpectoren übertragen und zwar 
legtern in der. Maaße: daß fie unter der oberften Leitung 
bes Geheimen Finanzcollegii in den zu ihrem Inſpek⸗ 
tionsbezirde gehörigen Hauprgleitseinnahmen die Auffiche 
auf die gefanmte Regie und die Unterfuhung der 
ftrafbaren Fälle, mit den Commiffarien und unter de- 
ren Direction, zu führen haben '6). 


4) Befehl die Nusung bes auf den Strafen gepflanzten Holzes 
betr. v. 12. Dec, 1774. Cont, II, Cod. Aug. T. 2. p. 321- 
2) Die Gefbichte diefer Mbgabe f. in Hungers Denkwuͤrdig⸗ 

keiten zur Fluanzgeſchichte von Sachſen ©. 3. — ©. 57. 


3) In ber Geſetzſammlung d. J. St. 13. Nr. 22. ©. 231. Man 
vergl. auch das Generale an fämmtlihe Acciskommiſſarien die 
Gränz = Accid: Regie betreffend vom 17. Jun. 1822., welches 
erſt in die Gefegfammlung des folgenden Jahres St, 24. Nr. 
35. ©. 141. aufgenommen ift. 
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De S. das angef- Mandat $. 4. Auch find zugleich dle Impos 
ften und Licenten aufgehoben, welche aus commerciellen Ruͤck⸗ 
ſichten zum Beſten der inländifhen Fabritate angelegt waren. 
Später wurden auch verfhiedene durch aͤltere Gefege angeord⸗ 
tete Ausgangs: Abgaben, jedoch unter Beibehaltung der von 
Flachs und Werg, fo wie von det Schaafwolle durch ein Ge- 
nerale v. 27. Zul, 1824. in der Geſetzſamml. * 3 Et. 15. 

Nr. 21. ©. 149. ‚aufgehoben, | 


5) In der Gefegfamml. d. J. St. 13. Nr 233. Er und Ge⸗ 
neralreſcript an den General-Accis⸗ Commiſſarius in der Ober⸗ 
lauſitz die Zollregie in der Oberlauſitz betr. vom 9. Jul. 182% 
in der Geſetzſamml. v. 1823. St. 24. Wr. 36. S. 158. 


6) &n der Geſetzſamml. * J. St. 8. Nr. 14. ©. a 


7) a. a. D. Jahrg. 1823. St. 10. Nr 14 © 3% PR Generale 
an fimmtlihe Gleits- und Necisfommifarien in dem alten 
Erblanden die neue Gleitsordnung bet. vom 29% Auge 1823. 
in der Gefegfamml. d, I. St. 24. Nr. 37. & 167%. — In 
Beziehung auf beide Geſetze wurde von den Landftänden eine 
befondre Schrift vom 26. Jul. 1824. übergeben. 


8) a. a. O. Jahrg. 1820. St. 8. Nr.15. ©, 95. Weber einige an: 
dre Ausnahmen von den gewöhnlihen Sägen ſ. die allgem. 
Gleitsordnung $- 6. 


9) GSleitsordnung vom 15. März 18233. 9 13. Die in der Leip⸗ 
äiger Gleiteordnung 9. 10. angegebenen Befreiungen flimmen 
im Wejentlihen hiermit überein, doch wird in diefer auch das 
mit gehörigen Paͤſſen verfehene Fürftengut erwähnt, oder Die 
für auswärtige Landeshetru beftimmten und als ſolche befchei- 
nigten Hofitaats = Kellerei und Stall: Bedürfniffe. = Uebri— 
gens erfireden fih nach $. 14. der allgem. Gleitsordnung alle 
diefe Defreiungen aud auf die, einigen Communen, Ritter: 
gütern und Perfonen zuſtehenden Privatgleite, auf welche, aus 
ßerdem die Gleitsordnung, eben fo wenig wie auf die een 
laufis, Anwendung leidet. 
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- 40) Ueber die Form derfelben.f.. den Befehl vom 3. Aug. 1778. 
Cont, il. Cod, Aug, T, 2. p. 60% 


14) Die dltern Geſetze ſ. in Handelde⸗ Lehtbuch $. 391. not, 
c. ©, 439. sub, 3. 


12). Die Altern Gefege ſ. in Frid, Ang: Ferd, Apel 
de. iuribus singularibus Clericoram (Lips, 1791. 4 9. XI. 
P.- 24. 


13) Man vergl die Reſolution wegen Abſtell- und Nemiedirung 
der in Bergwerksſachen vorgefommenen-Gebreden vom 7. San, 
1709. $ 34. Cod, Aug. T. 2. pı 389 Wegen der zu diefer 
Befreiung, erforderlihen Paͤſſe, welde von den Bergaͤmtern 
unenfgeldlih ausgeftelt werden muͤſſen, ſ. Mefeript vom 7 
Mat. 1755: Cont. I Cod. Aug. T. 4» P+ 1430, und Reſcript 
vom 19: März. 1785. Cont, II. Cod, Ang. T. 2. P. 225. 


44) Ueberdieß ift jeder Einwohner in feinem- Wohnorte von Ent⸗ 
richtung des Gleites, jedoch blos bei der daſigen Gleltseinnahme, 
befreit, Bei eignen Pferden und Geſchirr erſtreckt ſich zwar dieſe 

Befreiung and auf die übrigen Gleitseinnahmen des Gleitsbe⸗ 
zirks, in welchem fein Wohnort liegt, jedoch nur auf Fuhrwerk 
mit Perfonen und ihrem Gepaͤck oder auf leergehendes. End— | 
lich findet bei dem Ruͤckwege eine Befteiung vom Gleite nur 
dann ſtatt, wenn ſolcher vor 7 Uhr des folgenden Tages er⸗ 
folgt und das Fuhrwerk keine Ruͤckladung hat. 


16) ©. die Beilage zur allgemeinen: NN A a © 
©. 46 wf. 


16) Allgem, am $. 2 


. 193. 

Be Verbindlichkeit zur Erhaltung der Sandftra- 
pen mit Einfhlug der innern Commercial -Straßen 
liege außerhalb den Städten und Dörfern in der Re- 
gel dem Königl. Fiscus ob, in p Br nicht Vafallen, 
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Stadtraͤthe und Grundbeſitzer mit dem Geleite oder 
andern Straßen-Abgaben begnadigt find 12), doch koͤn⸗ 
nen zur Verguͤtung der auf die Errichtung und Exr— 
haltung der Landſtraßen und Brüden verwendeten Un- 
foften verhaͤltnißmaͤßige Chaufjeer und Brüdengelder 
erhoben werden?). Auch haben die tandftände bei den 
neuften Verwilligungen den vierten Theil des zum aur 
ferordenelihen Straßenbau erforderlihen Aufwandes 
gegen Erlaffung von Natural» Spann - und Handdien- 
ftend) übernommen %. Yon diefer außerordentlichen 
Abgabe aber find noch die feit 1811 ebenfalls in die Verwil⸗ 
figung aufgenommenen Straßenbaufurrogatgelder unter: 
ſchieden, welche in Beiträgen beftehen, die (ebenfalls unter 
Aufhebung ehemaliger außerordentlicher Frohnen) von den 
Hufenbefigern und Häuslern derjenigen Communen ober 
Individuen eines Amtes geleiftee werden müffen, welche 
vermöge befondrer DObliegenheiten bedeutende Straßen. 
bauftücfe zu unterhalten haben. Wegen Vertheilung 
diefer Gelder, welche von allen Aemtern eines Kreifes 
in eine Kaffe geliefert werden, follen von den Kreis» 
und Amtshauptleuten, und zwar mit Zugiehung einer 
ftändifchen Deputation, jährliche Zufammenkünfte ges 
halten werden). Webrigens find nicht nur die Befiger 


ſolcher Grundftüde, welche an den Straßen anliegen,- 


die Gräben zu heben und anzulegen verbunden®), fon- 
dern es können auch Grundftüde, welche ſich im Prie 
vateigenehume befinden, zu dem Landſtraßen, gegen ei- 
ne nad) dem wahren Greragswerthe ihnen zu gewäh- 
rende Entfhädigung, gezogen werben; wobei, jeboch der 
Berluft nicht nad) der Ausfaat, fondern nad dem 
Flaͤcheninhalte dergeftalt ausgemiteele wird, daß 12 
Duadratruthen einer Metze gleich zu achten find 7). 
Eine gleiche Verpflichtung ift ferner in Anfehung der Ei- 
genthuͤmer nochwendiger Baumaterialien vorhanden 8). 
Endlich find die Gerichtsobrigkeiten verbunden, die 
Poft- und Meilenfäulen?), ingleichen die erft vor Kur: 


= 
8 
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zem eingefuͤhrten Wegweiſer und Ortstafeln‘°), jedoch 
wenn ſelbige auf Grund und Boden der Unterthanen 
ſtehen, unter deren Mitleidenheit, aufzurichten und zu 
unterhalten. | 


4) Mandat den Straßenbau betri v. 28. Apr. 1781. (Cont. IT, 
Cod, Aug. T. 2. p. 671. Die widtigften Landtagsverbandlun: 
gen über biefes Gefeß |. in Haubolds Lehrbude $. 262. 
not, a. ©. 285. Auch vergl. man bie Altern befonders auf die 
Erhaltung ber Bruͤcken fich besiehenden Vorſchriften Ebendaf. 
9. 263. not. 3. ©. 286. 


2) Verordnung’ die Ginrihtung bei Erhebung des Chauffeegel: 
des u. ſ. w. betr. v. 1. Mai 1804. Cont. III. Cod, Aug, T. 2. 
p- 383. MWegegelder andrer Ark find duch die allgemeitte 
Sleitsordnung $. 15. aufgehoben. ” 


3) Wegen biefer Dienftei ſelbſt vergl. man ein Mefeript v. 28. 
Oct. 1803. Cont, II, Cod. Aug, T. 2. p. 382. 


4) 1818 wurde biefer Ate Theil jaͤhrlich zu 25000 Thle. berech⸗ 
net, diefe Summe aber deswegen nicht ganz bezahlt, weit fie 
nur unter der Bedingung verwilligt wurde: daß der dreifache 
Betrag aus Königlichen Kaffen verwendet und deshalb hinläng- 
lihe Nachweifung gegeben würde; auch erfolgte 1821 eine Ver: 
minderung berfelben auf 15000 Thlr., im dee Manße: daß biefe 
Summe aud dann entnommen werden follre, wenn aus den 
Königlihen Kaffen nur 40000 Thlr. jährlih zu Diefem Zweck 
angewiefen würden, Bel dem Betrag von 15000 Thlr. ift es 
auch 1824. geblieben, jedoch mit der Veränderung: daß dabei 
die oben angegebene 1818 feftgefepte Bedingung wieder ein: 
treten follte. — Ob fi gleih alle diefe Refultate fhon aus 
den Randtagspropofitionen, Bewilligungsſchriften und Lands 
tagsabfchieden ergeben; fo findet man doch über biefen Gegen: 
ftand, fo wie über die Straßenbaufurrogatgelder, von deuen | 
gleich nachher die Mede fit, die meiite Aufklärung in folgenden 

Landtagsſchriften: a) Schrift der Stände den Straßenbau beit. 
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v. 25. Mai 1818. b) Das auf dieſe Schrift fi beziehende 
Decret v. 16. Dit. 18%0- ©) Das der Bewilligungsſchrift v. 
497. Mai 1821 beigefügte Gutachten über die zur Fortfegung 

des Chauffee= und Straßenbaues geforderten Unterftügungen 
und Anträge. d) Decret die Straßenbauangelegenheiten betr. 
v. 31. Jan. 1824. e) Die hierauf fih besiehende Schrift v. 
4 Zul. d. J. 


5) ©. dad Decret v. 31. Jan. 1824 
6) ©. das not, 1. angef. Mandat Cap. I, $, 4: 


7) Mandat vom 4. Jan. 1820. in der Gefepfamml. d. J. St. 2. 
Nr. 3. ©. 5. wodurd zugleich die Vorſchrift des not, 4. an- 
gef. Mandate, Cap. 1. 9.1. abgeändert wurde, nah welder für 
ein zu einer öffentlihen Strafe abzutretendes Stuͤck Landes, 

. wenn folhes unter 2 Mepen Dresdner Maßes bettigt, kei⸗ 
ne Entſchaͤdigung gegeben werden ſollte. 


8) Mandat v. 41781. Cap. I. $. 1% 


9) ©. die Verordnungen v. 1. Sept 1724. Cod, Ang, T. 1. p, 
1947 v. 14. Nov. d. J. I. c. P. 1951. 0.24, Jul. 1722. 1 c.p.1955. 
v. 7. Sept. 172% 1. e. p. 254. v. 6. März 1748. Cont, I, 
Cod. Aug. T. 1. p- 689% v. 31. Aug: 1753. L c. p. 793, 
v. 28. Sept. 1761 1. c-p. 889, endlih Gen. v. 20. Nov. 1779. 
4 c, Cont. I. T. 2. p 669. Man vergl. Car. Christ, 
Schramm Saxonia Monumentis viarum illustrata; h. e. de 


statuis mercurialibus, columnis brachiatis et milliaribus, Vith. 


1726. 4 


40) Verordnung der Landesregierung v. 29. San, 1820, in der 
Geſetzſamml. d. J. Eh 2. Nr a ©. 7. 


$. 194. 


Die Aufſicht über die Sandfleagen und Brücken 
wird unter der allgemeinen Seitung eines‘ befonders 


TR 
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hierzu verordneten Straßenbau-Kommiſſars) in ein- 
zelnen Diſtrieten von einer aus dem Kreis- und Amts- 
haupfmann und dem Gleits-Kommiſſarius zufammen- 
gefegten Straßenbau » Kommiffion geführt), Die 
Mitwirkung der Juſtizbeamten aber ift auch bei An- 
gelegenheiten dieſer Art blos auf den Fall befehränfe, 
wenn dabei Juſtizpunete in Betrachtung kommen >). 
Uebrigens ift das Verfahren bei Streitigkeiten, welche 
die nah den Gefegen eintretenden Verpflichtungen 
betreffen, blos fummarifh, auch haben die deshalb 
eingewandten Appellarionen feine Suspenfiv-Wirkung 9). 


4) Koͤniglich Sähf Hof: Civil: und Militair: Staat ©. 89. 
wo nuch die einzelnen Chauffee -Infpectoren und Straßenbaus 

Aufſeher angegeben find. 

2) Mandat den Straßenbau betr. von 1751. Cap. III. 9. 22. 

3) Inftengtion ber Kreis: und Amts: Hauptleute $. 33. 


4) Mandat v. 1781. 0. a. O. $- 23. 


Zweite IUnterabtheilung 


Bonden Amts- oder Rammergüfern, inglei- 
hen den Schatullgütern. 


In befondrer Hinfiht auf Sahfen yergl. man Dan. Gottfr. 
Schreber von Kammer: Gütern und Einkünften, deren Ber: 
pahtung und Adminijtration. Leipzig 1743. 4 neue Yuflage, 
Leipzig 175% 


9. 195- | 

. Aus der Gefchichte der Teutfchen Territorialverfaf- 
fung muß vorausgefeßf werben; daß bie zuerft er- 
waͤhnten Guter (welche in der Oberfaufiß gar nicht vor- 
banden find *)), fi urfprünglich bfos in dem Privat: 
eigenehum der weltlichen Fuͤrſten *)befanden, und nur 
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infofern die Natur don Staatsguͤtern erhielten, als feie 
der Eneftehung der Territorialhoheit durch die Ein 
fünfte derfelben ein beträchtlicher Theil des Tandesherr- 
lihen Aufwandes gedeckt wurde). Ungeachtet diefer 
Beſtimmung aber haben fie, fo viel die Proprietäts- 
rechte betrifft, ihre urfprünglihe Beſchaffenheit niche 
verloren, daher fie in der Negel ohne Concurrenz ber 
Stände veräußere und verpfändet werden koͤnnen ). 
Ja felbft ihre fideifommiffarifche Eigenfchaft ift in vers 
fhiedenen Fällen, wo fie nach frühern Veraͤußerungen 
der Sandeöfolger revociren wollte, befonderd auf den 
Sandesverfammlungen von 1689 und 1749 bezweifelt 
worden). Uebrigens find von bdiefen Gütern bie 
Scatullgüter, welche in den neuern Saͤchſiſchen Ges 
fegen, im ©egenfaß der erftern, unter den Namen 
der Aemter oder Amtsguͤter begriffenen, bisweilen auh 
Kammergüter genannt werben 6), weſentlich verſchie⸗ 
den, indem die Einkünfte derfelben blos für Privat 
bebürfniffe des Königs verwendet werden und auch 
in Anfehung der Gerichtsbarkeit und Verwaltung niche 
zu den Aemtern gezogen find, fondern in dieſer Hin⸗ 
fihe mehr wie Nittergüter behandelte werben?). Au 
ßerdem findet auch über die eigentlihen Kammergüter, 
fie mögen verpachtet, verwaltet oder Andern zum Nieß- 
brauch überlaffen feyn, eine Oberauffihe der Ames- 
hauptleute ftatt, welche fie theils überhaupt zu Reviſio 
nen ihres Zuftahdes und ihrer Bewirehfhaftung, theils 
zu einer beſtimmten Theilnahme bei den Bau -Anfchlä= 
gen, welde landesherrlihe Gebäude betreffen, ver 
pflichtet ®). 


4) Roͤmer a. a. O. Th 2. ©. 291. und die Juſtruetion für 
den Amtshauptmann in der Oberlauſitz $. 20. in der Geſetz⸗ 
fammf. für das Koͤnigreich Sachen v. J. 18241. S. 39. 

2) In den Stiftern dagegen wurden bie Menfalgäter ber Präs 
laten als Eigenthum der Kirche betrachtet; daher noch jetzt 
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Der König bei der Veraͤußerung bdetfelben im dem SHochfiifte 
Meißen der Einwilligung des Domfapiteld bedarf. Man vergl. 

die beftändige Capitulation diefes Hochftifts vom 15. Jun. 1663. 

in Lünigs Spieil. Eceles, Cont, 1. p. 869. wo es heißt: Y 
„ohne Vorwiſſen und fonderlihe Bewilligung eines gemeinen 
Domfapiteld von dem Stift und deſſelben Gütern, Einfommen 

und Nugungen nichts alieniren, verkaufen, verfegen, verwecs 

feln- noch verändern laffen, in keine Wege, wie das Nahmen 
haben möge. | 


3) Pütters hiſtoriſche Gntwidelung der heutigen Staatsver⸗ 
faffung des T. Reihe Ch, 1.5. 208. und (W.F. Chaſſot de 
Elorencourt) Etwas über die Natur, die Veräußerung. 
und Verfhuldimg der Kammergäter (Helmit. 1795. 8) ©.43. 


4) Selbit Florenconrt, fo ſehr er auch fonft die landftändifhen 
Rechte begünftigt, ftelt ©. 61. die Megel auf: daß in allem 
Faͤllen, wo feine Gefahr für die Werminderung ber Einkünfte 
vorhanden ift, mit Veraͤußerung dieſer Guͤter gewöhnlicher: 
weiſe ungehindert und ohne erſt bei den Landſtaͤnden anzufta⸗ 
gen, verfahren werden oͤnne. — Beiſpiele von Veraͤußerun⸗ 
gen und Verpfaͤnhnugen ber — fe in der Geſchichte 
des Königreihe Sachſen, B. 2. S. 20 u. ſ. 


5) ©, die Geſchichte des Konigreichs Sachſen B. 1. ©, Wr u. 
B. 2. ©, 193. Unter andern ſtellte die Landſchaft Johann 
George II, in einem Schreiben v. 47. Jan. 1689. vor: „Es 
bewihten die Handlungen der vorigen Zeiten , daß die Herzoge 
Albert, "George und andre hohe Vorfahren dee Churfuͤrſten 
große Geldſummen aufgenommen, auch mehrmals wichtige Guͤ⸗ 
ter und andre Stuͤcke im Lande verkauft, vertauſcht und ver: 
ſchenket, und dennoch Heiner ihrer Machfolger es iu Zweifel 
gezogen, daß dasjenige, was auf diefe Maaße gethan und ges 
handelt, fonderlid wenn die Expedition aus denen Collegiit, 2 

dahin jedes gehörig, EN nicht anzuerkennen ſep.“ 


N Man vergl. 5. B. ein Generale vom 15. Sept. 1791. und v. 
17. Sept. d. 3. Cont, IL, Cod, Aug. T.2 p.75 »eq. 
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7) Für die Schatulle ift ein befondrer zur. Kaͤmmerei gehoͤriger 
Rechnungsfuͤhrer, ſo wie zur Ausuͤbung ber Gerichtsbarkeit auf 
den dazu gehörigen Gütern befondre Gerichtöhalter beftimmt. 

S. den Königl, Saͤchſiſchen Hof Civil: und ‚Miitärkant auf 
das Jahr 1823. .©. 26. u. S. 207 u: f. a x 


8) Zuftenetfon der Greis und Ymtspauptieute $- 34, m. 32, 
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Ein großer Theil der landesherrlichen Waldungen 

ift in allen Teutſchen Staaten auf gleiche Weife wie die 

Amts» und Kammergüter urfprünglih SPrivareigen- 

thum der fürftlichen Familie gewefen*), und muß daber 

in der Hauptfache nach den nehmlichen Grundfägen 
wie jene Güter beurtheilt werben. Wegen der unmie · 
telbaren Auffiche über die föniglihen Waldungen aber | 
iſt Sachſen in verfchiedene Horft- Kreife und. Bezirke 
\ 


LEN 


Be 


eingetheilt, von welchen ben erftern Kreis» Oberforft- 
meifter, den letztern Oberforftmeifter vorgefege find ®), 
Dagegen ift die, vermöge der forftlichen Herrlichkeit 
oder Hoheit über die Privatwaldungen ſtattfindende 
Oberaufſicht ), den Amtshauptleuten übertragen 4), 
Auch beſchraͤnkt fi) die unter der zeitung bes Gebei- 
men Sinanzcollegüi 5) von dem Suftizbeamten mit Zus 
ziehung von Forftbeameen ayszuübende Gerichtsbarkeit 
in Forſt- und Jagd-Sachen blog auf die landesherr⸗ 
lichen Waldungen, und ſelbſt die Königlichen Forftbes 
dienten ftehen in andern Rechtsſachen unter erfterm al- 
fein, obwohl diefer verpflichtee ift, ihren Vorgefegten 
fofort Nachricht von ihrer Borladung oder Verhaftung zu 
geben‘). Wegen Forſtunterſuchungsſachen mit Einſchluß 
der Jagdvergehen) iſt erſt den ar. März 1925. ein neues 
zum Theil auf frübere Gefeße befonders auf eine Gene⸗ 
ralverordnung”) vom 30. Nov. 1814. gegruͤndetes Ge— 
nerale®) ergangen, Hiernach find geringfügige Sachen 
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diefee Artꝰ) in der Regel mit Concurrenz des Forſtbe⸗ 
amten in den alle 3’ Monate zu haltenden Forſtgerich⸗ 
een*°) zu entſcheiden; in andetn Sachen dagegen ift 


‚ von dem Juſtizbeamten zwar allein zu verfahren; je- 


doch unter Beruͤckſichtigung des Unserfchiedes, ob das 
Verbrechen Zuchthausſtrafe nach. ſich zieht, oder nicht, 
und dergeſtalt, daß auch hier nach Beendigung der 
Sache eine gewiſſe Concurrenz der Forſtbeamten ſtatt 
findet ꝛ). Die Forſtruͤgenſachen werden von den 
Forſtheamten halbjaͤhrig überhaupt bei dem Geheimen 
Finanzcollegio angezeigt, eigentliche Uuterfuchungsfa- 
chen aber einzeln nach Beendigung der Sache, ehe je— 
doch der Inculpat mit feiner Unterſuchung gehöre wor— 
den if), — Wegen der-Qualificirung der Forſtbe— 
amten find befondre. Anordnungen getroffen 5); auch 
ift in dieſer Abſicht ſeit Oſtern 1816 eine Forftafabe- 
mie in Tharand gegründee'4), deren unmittelbare Auf- 
fihe und Seitung dem Geheimen Finanzcoflegio über- 
fragen iſt, und über welche die Gerichtsbarkeit dem 
Amte Grillenburg unter dem Vorſitze des Directors 
dieſer Anftale zuſtehts). — Ueber die Dienftverhäfe: 
nifje der Forſtbeamten find Vorſchriften in einem Ge⸗ 
nerale 120 v. 20. un. 1817, fo wie über Die häufig 
auf die Königl. Waldungen angewiefenen Holzdeputate in 
einer Verordnung '7) vom 7. Dec. 1814. enthalten, 
Die Forfinugungen müjfen zwar von den Forfibeam- 
ten an die Rentaͤmter abgeliefert, jedoch von diefen ab- 
gefondert von den übrigen Amtönußungen verrechnee 
werben’), | ; 


4) ©. Eihhorns T. Staats: und Rechtsgeſchichte B. 1.6: 38. 
Ste Ausg. ©. 176. 


2) Der erfte Forftfreis begreift die Forftbesirfe: Dresden, Mo: 
ritzburg, Lichtenhayn, Gunnersdorf und Grillenburg; der 
zweite: Bürenfeld, Lauterſtein und Marienberg; der driste, 
Krottendorf und Schwarzenberg; auch gehört zu dieſem Kreife 
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das Amt Zwickau mit Werdau; der vierte, Zſchopau, Eoldig 
und Wermsdorf, der fünfte endlich wird unter der Benennung 
der Oberforftmeifterei in Voigtländifhen'Kreife begriffen. Königl. 
Saͤchſiſcher Hof-Civil- uud Militair- Staat ©. 105— S. 128. 

3) Frid, Bened. Weber Praes, Christ, Glob, Bienero 
de suprema principis in silvas inspectione legibus patriis illu- 
strata Lips. 1796. 4, und Haubolds Lehrbuch $..233. u. 23% 
©. 352 u. f. 

4) Inftruction der Kreis: und Amtshauptleute. $. 14 sub. E: £, 

5) ©. den Befehl v. 20. Jul. 1712. Cod. Aug. T. 2. p. 606. 

6) Man vergl. Mefeript vom 1. März 1701. Cod, Ang. T. 2. 
p- 54, Generale v. 5. Nov. 1743. Cont. I, Cod, Aug. T. 1- 
p- 1499, und Generale v. 22, Det. 1782, Cont, Il, Cod. Aug, 
T. 2. p 307, 

j 7) Cont, UI. Cod. Aug. T. 2. p. 170, ine Erläuterung ders 
felben v. 13. Febr. 1815. 1. ec. p. 176. j 

8) Gefepfamml. St. 9. Nr. 13. ©. 85. 

9) Dahin gehören alle diejenigen Forſt- und Jagdfrevel, welche 
höchftens mit 3 wöchentlihem Gefängniß oder ebenmäßiger 
Handarbeit zu belegen. 

40) Erſt nach einer neuen in dem Generale vom 21. März 
1825 beftätigten Werordnung vom 5. Nov. 1816. 1. c. 
p- 196. werden alle geringfügige Forftvergehen auf dieſe 
Weiſe entfhiedenz da im Gegentheil nah der Gen. Merorb: 
nung v. 30. Nov. 1814 $. 3. von dem Juftizbeamten nur bie: 
jenigen Sachen dahin gewiefen wurden, bei welchen die Anzeigen 

‚ber Sorftbedienten einernähern Erläuterung bedurften, oder ber 
Angeichuldigte das Vergeben ganz oder zum Theil läugnete. 

41) Noch findet man mande befondre auf diefe Unterſuchungs⸗ 
ſachen ſich beziehenden Vorfchriften in eiuer Verordnung vom 

33. Jun, 1817. 1. c. p. 213. u. in d. Gen. v. 21. März 1825. 
e 7— 10 

12) Gen, Verordnung vom 30. Nov, 1814. 9. 4. 1.5. u. Sen. 

v 24. Maͤtz 2. 9. 1 — 6 Äh 
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13) Patent die Qualificirung zu Oberforſtmeiſterſtellen betr. vom 
20. Jun. 1707. Cont. IL. Cod. Aug, T. 2. 317. Generale 
die Erlernung der Forſtwiſſenſchaften zum Behuf der Qualifis 
cirung zum König Saͤchſ. Staatsbienft bett. v. 13. Apr. 1816, 
1. c. Cont, IH, T. 2. p. 486. und Verordnung die Bildung 
junger 2eute zum hoͤhern Forſtdienſt betr. vom 18. Febr. 1817. 
L c. P. 1%. 


14) Bekauntmachung v. 13. Apr. 1816. 1. c. 1. 
15) a. a. O. $. 1. und S. 23. 


\ 

16) 1, c. T, 2. p. 157. Auch gehört hierher das Generale die 
Einfendung der Dienftgenuß = Specificationen bei erledigten 
Jagd- und Forftbedienungen betr. v. 9, Apr. 1783, Cont. II. 
Cod, Aug, T, 2. p. 341 und v. 17. Dec. 1800. 1. c. p. 319. 


47) 1 © Cönt, IIL p. 281. . 
18) Gen. Y% 24 Sehr. 1817. lc P. 197. 


Dritte Unterabtheilung. 
Bon ‘den ‚Regaliem 


gr 
Einleitung 


In dem engern Sinne des Wortes, in welchem 
diefer Begriff hier allein gebraucht wird, verftehen wir 
barunfer, die auf einem befondern Titel beruhenden 
Rechte des Regenten, welche durch eine Befchränkung 
Des Privateigenthums oder ber natuͤrlichen Freiheit der 
Unterthanen entfliehen und hauptſaͤchlich die Vermeh⸗ 
rung feiner Einkünfte, zum Theil aber auch allgemei« 
ne ſtaatswirthſchaftliche Zwecke) beabfichtigen). 


[2 
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4) als 3 Be das Münz = und Poftregal. 

2) Selbft bei den Negalien der erſten Art darf übrigens nie ver: 
geſſen werden, ‚daß ihre Ausübung dem allgemeinen Staate: 
zweck untergeordnet if, 


[8 


Dergregal. 


Kitterarifhe Notizen a) Von den Qhellen des 
Sädhf. Bergrechts, weldes nur zum Theil ſtaatsrechtliche Vor- 
ſchriſten enthält, ift eine befondre Sammlung zu Freiberg’ 1775. 
erfhienen; auch vergl. man Haubolds Lehrbuch $. 238 — 241. 
©. 258 u. fe und die Geſchichte der Sächf. Bergwerkögefehe in der 
sub D. anzuführenden Schrift von Köhler S. 33 — 2. — 
b) Syſtem des Saͤchſ Bergrechts. Aler Wild, Köh— 
Ler Einleitung zu den Rechten und der Verfaffung bei dem Berg: 
baue im Koͤnigreiche Sachſen. Neueite ſeht vermehrte und zum Theil 
ganz umgearbeitete Auflage. Freib. 1824. 8. Die erfte Auflage er- 
fdien 1785. (D. F. C. Mäphler) Ueber Churſaͤchſiſche Begwerks⸗ 
perfaſſung. Mit Anmerkungen und Zuſaͤtzen hergusg. von Tho⸗ 
mas von Wagner. Leipzig 1787. 8. 


§. 198: 
Urſprung des Bergregals?). 


Wenn gleich ſchon der Markgraf Otto der Reiche 
in dem Stiftungsbriefe des Kloſters Altenzelle vom 2. 
Aug. 1185. verſichert; daß er von dem Kaifer mit al- 
len Erzen feiner Mark befehne worden fey °), und fpä- 
ter die Regalitaͤt der Bergwerksſchaͤtze auch in andern 
Saͤchſiſchen Laͤndern durch die Anwendung des Saͤch⸗ 
ſiſchen Landrechtss) (B. 1. Ark. 35.) und durch die 
goldne Bulle (Kap. 9.) nicht wenig unterſtuͤzt wurbe; 
fo waren doch bis zu den Zeiten de5 Churfürften Aus 
guft noch viele Vaſallen, ohne “eine befondre Verlei⸗ 


a * 
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hung des Negenten erhalten zu haben, wenigftens in 


dem DBefiß des niedern Bergregals , den aber der Sans 
deshere theils duch Kauf, theils duch andre Arten 
der Erwerbung an ſich zu bringen wußte*), 


4) ©. bie Literatur bei Haubold $. 242. not. & und not. bu 
©. 263. und foviel’die Goldbergwerfe betrifft 9. 244, not: 1. 
S. 2365. ' 


2) ©. die urt. in (Joh. Fried. Klotfd) Urfprung der Berg: 
werke in Sachſen (Chemnig 1764. 8.) No. X. ©. 305. 


3) In der Cont, EI, 53. P, II wurde jene Stelle auf die Berg: 
werköfhäge ausdrüdlich bezögen. 


4) Man vergl. die wichtigen noch wenig benutzten Bemerkungen 
über die Thüringifhe Bergordnung vom 3 März 1563. in 
Arndts Archiv det Saͤchſ. Gefhihte B. 2. S. 249. und fü 
und die Beilage S. 264. welche einen Befehl des ‚Churfürften 
Auguſt enthält, wodurch er die Neviere der Bergmeiſter genau 
beftimmte und fie anwies, feinem Andern die Eoncefjion zum 


Bergban zu geftatten, r 


§. 199: 
Umfang bes Bergregals 


Schon nad) den Örundfägen des gemeinen Rechts 
ift anzunehmen: daß ſich das Bergregal auf eigentliche 
Erze und auf Steinfalz erftcede *) , auch iftes, wenigftens 
foviel Sachfen betrifft, nicht zu bezweifeln, daß die Edel- 
fteine?) und alle Foffilien, welche. duch. bergmännis 
fhe Kunft ausgebracht werben), demfelben gleichfalls 
unterworfen find. , Dagegen ftreitet gegen die Regali—⸗ 
tät andrer Foſſilien die Vermuthung, obſchon der 
Sandeöherr vermöge ſeiner Polizeigewalt berechtigt iſt, 
in Anſehung derſelben die Verpflichtung des Eigenthuͤ⸗ 


* 
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mers einzuführen, daß er ihre Benugung einem Drit— 
ten gegen Entſchaͤdigung geftatter muß, wenn er nicht 
felbft einen Gebrauch davon zu machen gefonnen ift*); 
wie folhes in Beziehung auf die Steinkohlen durch 
das auf ein fruͤheres im übrigen nun aufgehobenes5) vom 
19. Auguft 1743 gegründete Mandat vom’ 10. Sept, 
1822, im Allgemeinen feftgefege wurbe®). 


4) Nicht Bloß in ider goldnen Bulle, fondern aud in andern 
£aiferlihen Verleihungen bes Mittelalters wird das Gteinfalz 
ausdruͤcklich erwähnt. S. Huͤllmann Gefhichte des Urſprungs 
der Regalien in Teutſchland. ©. 66. und Franz Joh. Fried. 

Meyer Verfuc einer Geſchichte der Bergwerksverfaſſung -und 
der Bergrechte des Harzes im Mittelalter. (Eiſenach 1817. B.) 


©. 60. not, 3. 


2) S, Mandat v. Mai 1732. Cont. I. Cod, Aug, T. 1. p- 1359. 
Her Schürf:Zettel muß wie gewöhnlih von dem Bergamte, 
die Conceſſion aber von dem Berggemache (an deſſen Stelle 
ießt das Geheime: Finanzcollegiüm getreten iſt) erlangt wer- 
den. Meberbieß findet auch in Anfehung der Edelfteine das 
Inndesherrlihe Workaufsrecht und ber Zehnte ftatt. 


3) Ausdrädlih wurde diefer Grundfag In Anfehung der Petunfe 
(welche jedoch, fo wie die Porcellanerde feldft, blos an die Por: 
cellanfabrif in Meißen verfauft werben darf, S. Köhler a. a. 

9. ©. 220) durch folgende Worte eines Reſcripts v. 8. Apr. 
4775. (in Cont, IL Cod, Aug. T. 2. p- 181.) anerlannt: „da 
fein Bergbau darauf betrieben, fondern folbe nur auf den 
Feldern und fonft gefanimelt wird.” Man vergl. das Reſcript 

943: Jan. 1976 1. e. pr 185. Uebrigens ſtimmt mit dlefem 
Grundſatz überein Wenek de dominio partium metallicarum 
p. A. seq. und Haubold aa. D. $. 24. ©. 262. Dagegen 
behauptet Köhler a. a. O. S. 104 undf. einen ausgedehntern 
Umfang des Vergregals, auch if es nicht zu laͤugnen, daß ders 
felbe beſonders ehedem in Iandesherrlichen Geſetzen felbft bisweilen 
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angenommen wurde. ©. die Thuͤringiſche Bergorduung v. 1563. 
in Arndts Archiv B. 2. ©. 235. 


4) Carl Friedrich Eich horn Einleitung in das Teutfche Pris 
vattecht mit Einſchluß bed Lehnrehts (Gött. 1823. 8.) ©. 664. 


5) Cont, 1. Cod. Aug, T. 1. P» 41379. 


6) In ber Gefepfammi. d. 3. St. 29. Nr. 51. ©. 413. Mer zu 
Folge diefes Mandats auf einem fremden Grundftäde einen 
bereitd angefangenen, nachher aber liegengebliebenen Steins 
kohlenbau wieder aufnehmen, oder noch unentdedte Steinkoh⸗ 
lenlager aufſuchen will, bat fich bei dem Bergamte zu melden; 
dafern diefes die Hoffnung der Baumwürbigkeit nach einer dießfalls 
angeftellten und beftimmet vorgefchriebenen Erörterung nicht un⸗ 
gegründet findet, fo ift der Grundbefiger von ber Obrigkeit 
aufjufordern, baß er den Bau binnen Jahresfriſt anfange oder 

‚am Undre überlaffe. Einer Muthung und Verleihung bedarf 
es in dem zuletzt erwähnten Falle nicht, wohl aber einer Con⸗ 
ceffion des Geheimen: Finanzcollegii, deren Bedingungen (mit 
Wegfall aller übrigen bei dem Bergbau üblihen Abgaben), 
nur den bei dem Schürfen oder dem Bau zu befolgenden Plan 
betreffen, auch ift der Eonceffionar verpflidhtet, dem Grundbe⸗ 
figer den 10ten Theil der auf deffen Grundfiüät gewonnenen. - 
Steinkohlen als Grundzins Foftenfrei abzugeben. Die Eoncef 
ſion erlöfht, wenn der Eonceffionar innerhalb des ganzen Um⸗ 
fangs des ihm angewiefenen Steinkohlenfeldes eines oder meh: 
rerer Grundſtuͤckbeſitzer, ein Jahr von ſelbiger an gerechnet, 
keinen Gebrauch macht, fie kann zuruͤckgenommen werden, wenn 
er erweislich den Bedingungen nicht Genüge leiſtet, unter ‚ 
welchen fie ihm ertheilt worden ift. Imerften Falle treten die 
Rechte des Grundſtuͤcbeſitzers wieder ein, im zweiten wird von 
dem ‚Geheimen : Finanzcollegio dem Grundfrädbefiger die Er: 
klaͤrung abgefordert, ob er den Bau unter den dem Conceſſio⸗ 
nar auferlegten Bedingungen ‚übernehmen wolle, und wenn er 
bierzw nicht geneigt iſt, Andern die Conceffion ertheilt. — 
Die übrigen Beftimmungen des Mandate find rein pris 
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vatrechtlih, mit Ausfhluß derer, welche die in bergleihen 
Sachen competenten Behörden betreffen, wovon wir nur ſo— 
viel bemerken wollen: daß fih die Competenz des Bergamtes 

“= und des Geh. Finanzeollegit dlos auf die polfzeilihe Aufficht 
“Niet den Betrieb des Steintohlenbaues (deffen Begriff 9. 24. 
näher beftimmt ift,) befchränfet, auch werden die Bergrechte 
nur bei Streitigkeiten über Vorrichtung des Baues, bei Feld: 
ſtreitigkelten über unterirdifhe Räume, und fubfidiarifh, wenn 
die gemeinen Rechte nicht zureichen, angewendet. Ferner 
find die in diefem Mandate enthaltenen Beftimmungen auf 
die Braun: und Erdfohlenlager nur dann anzuwenden, wenn 
felbige unterirdifh gebaut werden; doch find noch CS 30.) 
einige Beſtimmungen zu Beförderung des Betriebs der durch 
Abtaum abzubauenden Braun» und Erbfohlenlager, inglefhen 

der Torfgräbereten (welche ſich hauptfählih auf die von den 
Grundbefigern zu geftattende Weberlafung gewiſſer Eigen: 
thumsrechte und Gerechtigkeiten an die Unternehmer gegen Ent: 
ſcaͤdigung beziehen,) in dieſem Gefege vorhanden — Uebri: 
‚gens war der Entwurf deſſelben den Landftänden durch ein De: 

‘  eret v. 21. Apr. 1821. mitgetheilt und von biefen den 20, Jun, 
424. ihe Gutachten hierüber gegeben worden. 


| u” 200, r 
Mittheilung des Bergregals an Privar- 
“on perfonen, - 


Privarperfonen Eönnen das Bergregal theils durch 
Sreierklärung des Bergbaues, theils durch eine foge- 
nannte Specialverleihung‘) gewinnen, Diefe aber, 
welche Vaſallen auf ihren Gürern fogar einzelne ober- 
bergberrliche Rechte gewährt, wird in eine voll» 
fommene (plena) und . unvollfommene (minus ple- 
na) eingetheile, je nachdem ſich der Landesherr blos 
feine böchften für unveräußerlih zu achtenden Rechte 
über den Bergbau, wozu auch das Muͤnzrecht und 
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recht und der Schlägefhaß *) gerechnet werden, vorbe- - 


haͤlt s), oder. ſich noch andre Vorrechte in Beziehung 
auf die verliehenen Bergwerksſchaͤtze ausbedinge*). Die 
bei der Freierklärung des. Bergbaues eintretenden Bor: 
fohriften werden in der Theorie des Privatrechts erflärk5), 
wo auch der Betrieb der Bergwerke cheild durch Ei« 
genlehner®) in einem Gefellenbau, theils durch Ge. 
werfe in fogenannten gewerkfhaftlihen Zehen, nad) 
Schichten oder- Kuren?) dargeftelle wird. Doch find 
Die gewöhnlichen Abgaben, welche der Bergherr noch 
außer dem Schlägefhaß erhält, ald der Zehnte, oder 
Zwanzigfte®), das Rezeß⸗ oder Duatembergeld9), das 
Lade und Wagegeld’°), auch bier anzudeuten; ferner 
das Vorkaufsrecht, welches dem Landesherrn an allen 
Metallen zuftehe**), ingleichen der bei dem faigerwürs 
Digen Kupfer fo wie den Blei- und Gilber - Erzen 
auch Schwefelkiefen (dafern fie nicht die Gewerke, wie 
ihnen nach erhaltener Gonceffion zu thun erlaube ift’*), : 
felbft ausfchmelzen wollen) gegen eine beftimmte Taxe 
ftatefindende Erzkauf's), mit welchem bie feie dem 4. 
Mai 1710 zu Freiberg errichtete Öeneral- Schmelz 
adminijtration in Verbindung ftehe +). 


1) Gleiche Kraft wie diefe hat die undenkliche Verjährung. 

2) Diefer beftcht in 8 Gr. von jeder. nah Abzug bes 10ten und 
20ften übrigbleibenden feinen Mark, welcher ald Beitrag zu 
den Münzkoften gegeben werden muß. ©. die Declaration 

wegen erhöhter Brandfilberbezahlung v. 10. Jun. 1765. $. 42. 
Cont, I, Cod. Aug. T, 1. p- 147% 


3) Beifpiele hiervon f. bei Köhler aa. O. ©. 116. 
4) Bet diefer kann der Bergherr auch in Gemeinfchaft bleiben. 
5) Haubold a. a. O. 245. ©. 26. u. f. 

6) Gust. Henr. L. B. de Biedermann 'de inribus singula- 
ribus auroueywv metallicorum (von den Vorrechten der Eigen- 
lehner) Lips, 1810. 4. 

I. 8 
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7) Bern. Guil. He ur. Wenk de dominio partium metallica- 
zum — post obitum Auctoris ed, Car, Frid, Christ, 
Wenck Lips, 1814. 4. 


8) Köhler a. 0. D. ©. 207. © f. 
9) a. aD. ©. 201. u fi 
10) 0 a. O. S. 218. u. f. 


7 

414) a. 9. D. S. 215. Ein almlidyes Verfaufsreht ubt ber Ran: 
desherr auch in Anfehung ded Blaufarbenkobaltes bdergeftalt 
aus, daß er den Gewerken jährlih ein gewiffes Quantum nad 
einem von Zeit zu Zeit erneuerten Contracte abnimmt, von 
welchem er den Privatblaufarbenwerken wieder einen befondern 
Theil überläßt. Auf den Betrieb der letztern felbft werden 
bergrechtliche Grundfäge angewendet. S. Befehl v. 4, Zul, 
4772. Cont, II. Cod, Aug. Tv 2. p. 163. Man vergl. die 
Nachricht von Aufkunft der Blaufarbenwerke in dem Obererzs 
gebirge in derz Samml. verm. Nahrihten zur Saͤchſ⸗Geſchichte 
Ch 4. Ne. 8 © 363. und Wenck 1L. e. p. & seq. Auch 
der freie Verkauf der fogenannten Schauftufen, welche be— 
fonders für ıdie bergakademifcher Niederlage in Freiberg be: 
ftimmt find, welche auch zur Verforaung der Mineralienfamm: 
lung in Dresden dient, iſt durch mehrere Gefege, beſonders 
durch ein Patent vom 4. Sun. 1806. (Cont, III. Cod, Aug, 
T. 2. p- 100.) fehe befchränft. 


42) Köhler © 23. 


43) m a. O. ©. 245. Die Erztare felbft in dem Anhang zu den 
Beilagen der Abh. über die Churſ. Bergwerksverfaſſung No, XI, 


414) Die wichtigſten Gefege über’ alle bier angeführten Gegen: 
ftände f. in Haubolds Lehrbuch $- 248. S. 270. u. fr Bes 
fonders ift außer dem von ung not. 2. erwähnten Gefeße aus— 
zubeben: die wegen der Generalfhmelzadminiftration zu Freis 
berg den 16. Mai 1710. erlaffene Declaration Cod. Aug, T. 
2. p. 403. und eine anderweite diefen Gegenftand betreffende 
v. 17. Dec 1712. 1, cp. 40. 
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§. 201. 


Oberaufſicht uͤber dasBergweſen und Berg 
gerichtsbarkeit. 


Christ. Gottlob Biener de\ iurisdictione indieiis et scabina- 
tibus metallicis ex iure Saxonico Electorali capita, Lips. 1788. 4, 
Grund und Umfang der Berggerichtöbarfeit und des Gerichts: 
äwanges der Berggerichte in den Königl. Sächfifhen Landen bar: 
geftelt von Lebreht Ehregott Taube. Freib. 1808. 8. 
Manche verfhiedene Anfihten dagegen, befonders in Beziehung 
anf ben in jener Schrift fehr ausgedehnten Umfang der Berg: 

gerichtsbarkeit findet man in der Abhandlung unter dem Titel: 
Drei Fragen über die Berggerichtsbarkeit im Koͤnigreich Sachſen 
nach den Landesgefegen und der Verfaffung beantwortet von Gotts 

lob Benjamin Bernhardi. Ebendaf. in eben demfelben 3. 


Obwohl in der Kegel die Berggerichtsbarkeit urs 
ſpruͤnglich den ordentlichen Gerichten der Bergſtaͤdte 
und zwar nad) der Entderfung der Freiberger Berg- 
werke hauptfächlich dem dafigen Vogt nebft 24 Schöp« 
pen gebührte"), fo hatte doch fhon früßzeitig Ein Berg— 
meijter die Dberauffihe in Bergſachen, mit welcher 
auch ein Theil jener Gerichtsbarkeit verbunden war ®). 
Nachdem ſich der Begriff einer exemten Jursdiction 
‘in Anſehung der dem Standesheren vorbehaltenen Res 
galien immer mehr entwicelte, wurbe allmählig auf 
jene Bergbeamte die ganze Berggerichtsbarkeit überfra« 
gen, welche fie feie diefer Zeit fo wie ihre Inſpection 
mit Zuziehung von Berggefchwornen (oder Vergaffef- 
foren) und einen Bergfchreiber in fogenannten Bergaͤm⸗ 
- ternd) ausübten‘). Die Competenz derfelben, welche 
fi theils über Bergſachen, theils über die Bergge— 
baͤude, theils, wenigftens der gegenwärtigen Obfervanz 
zu Folge, felbft in gemeinen Rechtöfachen über einen 
großen Theil der Bergofficianten erſtreckt, ift noch im» 
mer, befonders in Anfehung des zufegt erwähnten Ge⸗ 

ia 
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genſtandes manchen Widerſpruͤchen von Seiten der 
Ortsgerichte ausgeſetzt). Won den Bergbeamten find 
zwar die meiften ben gewöhnlichen Bergaͤmtern unters 
geben, alle diejenigen aber fhriftfäffig, welche in der 
Hofordnung genannt werden. Die Bergmeifter, das 
ganze zur Bergakademie gehörige Perfonale und einige 
andre höhere Bergbeamte aber ftehen unter der Ges 
richesbarfeit des, auch eine örtliche Gerichtsbarkeit über 
gewiſſe Berggebaͤude, befonders über die bergafabemi- 
fchen, ausübenden Oberbergamtes in Freiberg‘); das 
gegen gebührt über die Steiger und Bergleute, dafern 
diefe nicht in Berggebäuden wohnen, der Ortdobrig- 
keit die ordentliche Gerichtsbarkeit, jedoch können fie 
nur nad) vorgängiger Requifition des Bergamtes vor= 
geladen werben?). Weber das ganze Bergweſen, über 
die Bergämter felbft und über die bereits erwähnte 
von dem Prinzen Zaver 1765. geftiftete Berg— 
akademie®) führt dad Oberbergamt zu Freiberg, an 
deffen Spige die Oberberghauptmannfchaft ftehe, unter- 
geordnet unter dem Geheimen Finanzcollegio, die obere 
fie Auffihe9), bildee aber Feine Appellationsinftanz, 
indem alle Appellationen von den Berggerichten, ingleis 
chen auch die Berichte in peinlichen Sachen unmittel- 
bar an das Geheime Finanzcollegium geben'°), wel- 
ches die Civilfachen in der Regel (dafern es nicht aus 
befondern Gründen eine Kommiffion anordnet) an das 
Apppellationögerihe weiſt?), wo fie nah Befinden 
mit Zuziehung von Sachverftändigen. (einem Beifiger 
Des Dberbergamtes und zwei DBergmeiftern) entfchie- 
den werden '*). — Wegen bes Schmelz und Hüts 
tenwefens beftebe ein befondres, jedoch ebenfalls der 
oberhauptmannfcaftlihen Direction unterworfenes Ober- 
huͤttenamt, dem jedoch außer der Inſpection über diefe 
Gegenftände, nur eine niedre Gerichtsbarkeie zuftehe ‘>); 
. au iſt die Direction der DBlaufarbenwerfe einem be— 
fondern Kommiffarius übertragen +), Endlih find 
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wegen Eincaffirung und Verrechnung des landesherrli⸗ 
chen Zehntens befondre Zehnener vorhanden, denen der 
Oberzehntner in Zreiberg vorgefege ift5). 


4) Urt, Heinrich des Erlauchten v. J. 1255. in Cod. dipl. ad 
Hornii Henricum Ill. n. 23. p. 312. und in Cod, Aug. T. 2. 
p- 73. wo e8 heißt: „Volumus, ‚ut si quid ia Vriberg, vel im 

montibus judicandum fuerit, quod hoc fiat coram Advocato et 
illis vigiuti quatuor Burgensibus nostris de Vriberg, et prop- 
ter huins modi causas neminem ipsorum trahere volumus ad 
nostram Curiam quoquo modo.“ Man vergl. au eine Ur⸗ 
kunde Friedrich des Gebiffenen v. 3. 1292. in Horns hiſto⸗ 
riſcher Handbibllothek von Sachfen ©. 740. sub. 2. 


2) ©. den aus dem Staͤdtrechte von Steiberg 1294 über die Ges 
walt der Bergmeifter mitgetheilten Auszug in der Sammlung 
vermifhter Nahrihten zur Saͤchſ. Gefhichte Th. 3. S. 238. — 
Noch zu Anfange des 10ten Jahrhunderts folte der Bergmei— 

- fter, dafern er fih die bei ihm angebrachten Sachen zu ent» 
fheiden nicht getraute,, und die Güte vergebens gepflogen hat: 

te, biefelben an die orbentlihen Gerichte verweifen. S. bie 
Annaberger auf ältre Gefege gegründete Bergorduung v. 1336- 
Art, 97. Cod, Aug. T. 2. p. 93. und die Vergordnung v. 1554- 
Art. 103. 1. c. p. 146. u.f. Die Bergrechte des Harzes ſtimm⸗ 
ten hiermit ganz überein. Man vergl: Franz Joh, Frieb. 
Mever Berfuh einer Geſchichte der Bergwerksverfaſſung 
und der Bergrechte des Harzes im Mittelalter. (Eiſenach 1817- 
8.) ©. 135. 


3) Bei Köhler ©. 166. werdem folgende angegeben: Altenberg, 
Berggiefhübel und Glashütte; Annaberg mit Sceibenberg 
und Dberwiefenthal, fammt dem Communbergamte Hohn⸗ 
fein; Geyer und Chrenfriedersdorfs Freiberg; Johann s Geor: 
genſtadt mit Schwarzenberg und Eibenftod; Marienberg; end: 
lich Schneeberg mit Voigtsberg und dem Communbergamte 
Falkenſtein. — Auch giebt es außer biefen landesherrlichen 
Bergaͤmtern noch einige bei Koöhler a. a, D» benannte Berg: 
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gerichte der Vaſallen, fo wie auch die Blaufarbenwerke und 
die Salgerhütte zu Grünthal einer befondern niedern Gerichte: 
barkeit unterworfen find. Köhler S. 200..1md 6.453. Tau: - 
be S. 20. uf. 


4) Biener ll. c, p. 19% In manchen Bergämtern haben noch 
andre Bergbeamte Sig: und Stimmenrecht fe Köhler ©. 
168. 


‚5) Die wichtigſten hierhergehörigen Mandate und Reſcripte nebſt 
—F andern zur Erlaͤuterung derſelben dienende Actenſtuͤcke und 
Urkunden findet man in dem Anhange zu den bereits erwaͤhn⸗ 

ten Schriften von Taube und Bernhardi. 


6) Taube w. a. O. S. 3 u ©. 79% Man vergl. dagegen 
Bernhardi ©. 37. u. f. Wegen ber Gerichtöbarfeit über 
die Bergakademie vergl. man Nefeript v. 2. Jan. 1809. Cont, 
III. Cod. Aug, T. 1. p: 231. 


-. 


7) Mefeript v. 25. Sept. 1724. Cont, I, Cod. Aug, T. 1. p. 
1354, Dan vergl. Taube ©. 83, 


8) Weber die Entftehung, Gefhichte und Verfaſſung der Berg⸗ 
afademie zu Freiberg in dem Gen. Gouv. Blatt für Sahfen 
2. 3. St. 81. ©. 602. St. 89. * 616. St. 85. ©, u. 
St. 86. S. 631. — 


O Ueber bie Verfaſſung bes Oberbergamtes vergl. man Köhler 
©, 195. u. f. 
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10) Die bierhergehörigen Gefege, unter welchen wir nur den Be: 
. fehl Churfuͤrſt Chriftian L v. 2. Apr. 1609. Cod, Aug, T. 2, 
P · 235. ausheben wollen, f. bei Nömer B. 2. ©. 424. not. 
a. Belzufügen ift ein Refeript v. 19. Jul. 1735. Cont. I, Cod, 
Aug, T. 1. p. 1367. Man vergl. Taube a. a D. ©. 16. u. 
wegen des Verfahrens in peinlihen Sachen S. 27. — Auchbei fol: 
chen Gegenftänden wo die Entſcheidung von andern Behörden, 
wie 3. B. in Werbungsfahen, wo fie von der Kriegsverwal⸗ 
tungsfammer abhängig ift, muß dee Beriht an das Behelme 
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Finanzeollegium erſtattet werden, welches dann in. Sommuni: 
cation mit der competenten Behörde tritt. S. Bernhardi 
©. 12. " 


11) Das Zuftifitationdverfahren wird gewöhnlich bei dem Ober⸗ 
bergamte gehalten, dafern es nicht vermöge befondrer Reſo—⸗ 
Intion des Geheimen Finangcollegii bei dem Appellationsge— 
richt gefhehen fol, oder die ganze Sache an eine befondre 
Kommiffion gewiefen wird. S. Mandat, wie bei Streitigkels 
ten in Bergſuchen zu procediren v. 26. Aug. 1713, $- 18. Cod, 
Aug, T. % P. 479. | 


12) Appelationsgerichtsordnung von 1734. Cont, I. Cod, Ang, 
T.1. » 446 


13) Köhler ©, 453. u f. 
14) & 4 Di ©. 199. 


15) Das dazu gehörige Perfonale wird in dem Shurfächf. Hof: 
Civil: und Militait Staat v. 1823. ©. 91. unter dem Namen 
der Zehntämter aufgeführt. 


$. 202 
Bergſchoͤppenſtuhl zu Freiberg: 


(Klotzzſch) Geſchichte deffelben in der Samml. verm. Nachrichten 
zur Saͤchſ. Gefhihte Th. 3. Nr. 3. ©. 19 — 445. Bielilg 
8. 57.0. Taube & uf - 


Die Bergaͤmter können fih zur Entfcheidung ber. 
eigentlichen DBergfachen bes ebenfalls dem Geheimen 
Sinanzcollegio untergeordneten Bergfhöppenftuhls zu 
Sreiberg bedienen, welcher aus ben Mitgliedern des 
daſigen Magiſtrats beſteht und feine Erkenntniſſe in 
deſſen Namen ertheilet. Auch iſt dieſes Vorrecht aus 
der ehemaligen ordentlichen Gerichtsbarkeit des letztern 
bei Streitigkeiten dieſer Art entſtanden, indem andre 
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Berggerichte ihn nach ihrer Entſtehung und Ausbildung 
um ſo häufiger als ihren Oberhof betrachteten, je grö— 
fer das Anfehen war, welches er durch den Gebrauch 
der Freiberger Bergrechte*) erlangte?). — “Bei einge 
wandten Seuferungen, welche noch jegt in Bergfachen 
zuläffig finds), können die Acten unter böchfter Ge- 
nehmigung auch an einen auswärtigen Schöppenftuhf, 
nehmlich den Soahimsthaler oder Clausthaler, verfen- 
det werben ). 


4) Folgende Worte der oberwähnten Urkunde v. J. 1255. beſtaͤ⸗ 
tigen dad Alterthum und Unfehn biefer Rechte: „quoniam 
iura eivitatis nostrae et montanorum in Vriberga volumus 
potius ampliare, quam aliqueliter enervare, et ad hoc dare 
operam eflicacem, qualiter eidem civitati et montibus iura 
ipsorum integraliter conserventur, notum facimus universis, 

- et praesentibus protestamur, quod talia iura Burgensibus no- 
stris et montanis de Vriberga relinquere volumus omni ex 
parte, qualia habuerunt temporibus patris nostri, et qualia illi 
viginti de Vriberg suo iuramento et fidelitate, qua nobis te- 
nentur, ausi fuerint obtiwere et etiam confirmare.‘‘ Uebrigens 
vergl. man wegen ber Freiberger großentheild aus ben Jglaui: 
fen entftandenen Bergrehte Klotz ſch) über den Urſprung 
der Bergwerke in Sadhfen ©. 68. u. f. Beide Bergrecte 
felbft f. unter den Beilagen diefer Schrift No. I, und No, IL, 
S. 204 u. f. 


. 
. 
1 
i 
4 
—8 
m 
* 
58 
14 
- 
. 
»i A 
— 
J 
DER 
er 
1 
kt 
3 
5 
Bes 
= 
u 27 
h 
EN, 
z 
—* 
ah 
nu 
—— 
AB, 
u S 
— 
nn 
4 


Br ee ER 
ut BA "niet 
nn eh 


E23 


2) Biener 1. c. p. 25 sq. J 
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9) Mandat v. 13. März 1622. 9. 2% + 


4) Dberbergamtsverordnung v. 16, San. 1796. Cont, IL Cod. 
Aug, T. 2. P 257. 
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§. 203. 


Befreiung en bes Bergmefend von verſchie— 
denen Staatslaſten. 


Gust, Alex. Bielitz de iuribus singularibus atque immunnitati- 


bus ob rem metallicam in Saxonia concessis. Viteb. 4784. 4. 


Die meiften dieſer Befreiungen”) beziehen ſich 
auf die Steuern und fegen erſt eine genauere Kenntniß 
der Iegfern voraus; daher fie mit diefen verbunden 
werben follen?), Doch muß bier fhon im Allgemei- 
‚nen erwähnt werben: baß fie, entweder die Bergſtaͤdte, 
oder die Bergleute und andre Bergofficianten, oder 
endlich die zu dem Bergbau erforderlihen Materialien: 
betreffen. Auch die Bergwerkögrundftüde find vor 
dinglichen Abgaben befreit, müffen aber dann, wenn 
fie Privatperfonen überlaffen werden, mic verhältnißs 
‚mäßigen Steuern belegt werben ?). 


4) Wegen. der übrigen vergl. man Römer B. 2. ©, 766. 
Bielig 1. e. p- 2 29. und Köhler ©. 245. 


2) Wegen der Gleitöfreiheit f. oben 6. 192. ©. 143 u. f. 
3) Generalverordnung v. 21. Jun: 1822 in der Geſetzſamml. d. 


J. St. 22. Rt. 39. S. 369. und Mefrript an das Oberbergamt - . 


zu Freiberg wegen ber dießfald von den Bergbehörben an die 
Steuerbehörben zu ertheilenden Nachrichten f a a. O. Nr. 
41. © 373* 


| IL, 
; Salzregal. 


Literaͤriſche Notizen über diefen Gegenftand befonderd auch in Bes 
ziehung auf das Sächf. Staatsrecht ſ. bei Wenck de dominio 
partium metallicarum p. 5, not, 6. Auszuzeichnen ift: Hein» 
ih Auguſt Fiſcher unvorgseißiche Gedanken über das dem 
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hoben Koͤnigl. Chur: und Fuͤrſtlichen Haufe Sachſen zuftehen: 
de regale juris salinarum, Pirna 1737. 4 2: Ausg. Dresd, 
1755, 4 — In ftatiftifher und techulſcher Hinficht vergl. man 
dievon Wen d nicht angeführte Schrift: Johann Chriftian 
Lehmann, Sadfen kann alle arme Salzquellen, welche es in 
großer Menge hat, mit Nusen und Ausbeute bauen u. f. w. 
Leipzig 1721. Aſte Fortſ. Leipz. 1724 4 


$. 204 


Urfprung des Salzregals und bes ba. 
mit verbundenen landesherrlichen Salz 
bannes. 


Obſchon die Regalitaͤt des Flußſalzes in ber all 
gemeinen Zeusfhen Verfaſſung nicht gegründer ift, 
fo leidet fie doch in Sachſen keinen Zweifel und fcheine 
dafelbft niche blos durch die bekannte auf das Stein— 
ſalz ſich beziehende Vorſchrift der goldnen Bulle:), 
fondern aud) durch die Bemühungen des Churfürften 
Auguft, die Salzquellen aufzufuchen und zu benugen, 
eneftanden zu feyn*); auch wurde ſchon durch ben 
von dem Churfürften der Stadt Dresden verlichenen 
Salzſchank der Grund zu dem in der Folge weiter aus- 
gedehnten landesherrlichen Salzbann gelege3), wenn 
gleich einige Zeit der zwifhen dem Churfürft Auguft 
und der Pfännerfhaft zu Halle am 17. Dec. 1582. 
geſchloſſene Holzvertrag einen nachtheiligen Einfluß auf 
die Aufnahme der Sächfifhen Saljwerke äußerte‘). 
Durd den Wiener Frieden wurden alle bisherige Salz _ 
quellen in dem Königreihe Sachſen an Preußen ab- 
getreten), daher diefes Regal, inſoweit es jich auf die 
Verſiedung des Galzes beziehe, vor der Hand unwirk⸗ 
fam ift; dagegen aber das mit jenem verbundene 
Bannrecht 9) hierdurch keine Veränderung erlitten hat. 
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4 
1) Daß man eg noch in dem fpätern Zeiten darauf gründete, 
zeigt ein Nefeript der Regierung bei Carpzov in Definit, fo- 
_ rens. P. U. Const, 53. def. 2, p. 876. Fiſcher a. 0.2.6, 
20. bezieht ſich zugleich auf 11. F. 56. und auf den Sachſen⸗ 
ſpiegel B. 4. Art. 35, wo von den Bergwerksſchaͤtzen bie 
Rede iſt, doch fcheint mir auf das Saͤchſiſche Recht der Ein 
fluß der goldnen Bulle überwiegend gewefen zu ſeyn. 


2) Fiſcher a. % O. S. 8. Us f 


3) Fiſcher a. a. O. S. 11. u. ©. 13, Auch beziehen ſich vieie 
dieſem Werke beigefügte Urkunden ©. 53. u. f. auf dieſen Ges 
genftand; unter andern heißt es im einem Nefcripte v. & 
Sept. 1727. a. a. O. 129. ausdrüdlih „daß in regula aud) des 
Salzſchank für ein Regale Principis zu achten. 


4) Bei Lünig Part, spec, Cont. If, von Sachſen ©. 479. Mau J 
vergl. Fiſcher ©. 10 


5) Bon den dagegeh Art. 419. des Wiener Friedens in Anfehung 
bet Salzlieferung an Sahfen übernommenen Stigulatiou iſt 
in dem Voͤlkerrecht die Rede. 


6) Die Landesgeſetze, auf welchen gegenwaͤrtig dieſes Befugniß 
beruht, find: 1) Mandat wegen Errichtung des Salzweſens 

vom 1. Det. 1777: Cont, Il. Cod. Aug, T. 2. p- 729. — 2) 
Mandat wegen der nunmehr gänzlich zu vollgiehenden Einrich— 
tung bes Salzweſens v. 5. Sept. 1778. 1. c. P. 743. — 3) 
Generale zur Erläuterung beider Mandate v. 30. Sept. 1806, 
1, e, Cont. IH, T. 2. p. 339 — 4) Gen. die fernerweite Eius 
richtung des Salzweſens in hiefigen Landen betr. v. 8. Mai 
41810. 1, c. p. 403: — 5) Reſcript der Galzerholung betr. v. 
23. Tor. 1816. 1. e. p- 423. — 6) Gen. über die neue Eins 
richtung bes Salzweſens v. 5. San. 1822. in der Geſetzſamml. 
dv. % St. 1- Nr 1. S. 1. Die wichtigften auf das zulegt er= 
wähnte Gefeg ſich beziehenden Landtagsichriften find: a) Schrift 
der Stände v, 13. Jun. 1818. b) Deeret v. 2. Jan. 1824. 


— 
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§. 205. | 
Wirkungen des Salzbannes. 


Sämmelihe Unterthanen find in Anfehung ihres 
Salzbedarfes theils an die ſchon früher beftandenen 
Salzniederlagen zu Dresden und Meißen (ingleichen 
für die Oberlaufig zu Baugen), theils an brei neuer⸗ 
richtete zu Leipzig, Zwidau und Chemyig nach ihrer 
örtlichen tage dergeftale gewiefen, daß fie nur mit Ges 
nehmigung des Geheimen Sinanzcollegii fih an eine 
andre Niederlage wenden dürfen‘); jeboch den Ritters 


gutsbeſitzern und den ihnen gleich zu achtenden Perfo- 


nen (den Befißern der fogenannten Beitragsguͤter) bie 
Wahl unter den inländischen Niederlagen gejtattet ift*)- 
Dei dem für jede Niederlage befonders beftimmten 
Salzpreife®) Haben die Rittergutsbeſitzer und andre 
Privilegirte, welchen der Salzſchank für ihre Rechnung 
vermöge eines befondern Rechtstitels gebührt, den Vor⸗ 
zug, daß ihnen der Scheffel Salz und zwar der ıflen 
Klaffe um 8 ©r., der zweiten um 4 Gr. mwohlfeiler, 
als den: Nichtprivilegirten oder onceffionarien, die 
den Salzſchank auf Anordnung gegen eine Provifion 
von 2 Gr. für den Schfl. ausüben, verkauft wird; 
welche Ermäßigung des Preifes fich jedoch, ſoviel jene 
Klaffe betrifft, nur auf den in ihren Salzpäffen angege- 
benen Betrag von 20 Sceffel jährlich befehranke +); bei 
diefee aber aus dem Inhalte ihrer Ortsdeputatbuͤcher, 
in welchen das jeder Gemeinde nach der Zahl der Con» 


‚fumenten und des Viehſtandes zugerheilte Salzquan⸗ 


tum enthalten, abzunehmen ift5). Uebrigens haben die 
Salzſchenker und Salzvertheiler durch ein Generale 
vom 23. Nov. ı8ı2. eine befondre Inſtruction er- 
halten‘), Ä 


) Auch die Cinbeingung und der Verkauf des Stein: und Dün- 


gefalzes, fo wie aller ähulihen Salinenproducte ift bei Strafe 
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der Confiscation verboten, doch follen die Niederlagen immer 
einen binlänglihen Vorrath von Düngefalz zum Verfauf um 
möglichft billige Preiſe in Bereitſchaft halten, auch Ritterguts— 
befigern und andern zuverläfligen Perfonen, gegen einem be- 
fiimmten Licent, Paͤſſe zur Einführung bes Dünge- undS teirfalzes 
gegeben werden. S. Gen. die verbotne Ginbringung des Düne 
geſalzes und ähnliher Salzprobucte betr. v. 3. Mai 1820. in 
ber Geſetzſamml. db. 3. St. 19. Nr. 11. ©. 1%. u. Gen. v. 
5. San. 1822. 9» — Man vergl. die Schrift der Stände 
wegen Cinbringung von Düngungsmitteln v. 29. März 1821. 
und Decret v. 7. Jan. 1824 Dagegen findet die den Pro= 
feffioniften in Anfehung der eignen Erholung des gelben Sal: 
zes von Teuditz und Kötfhau geftattete Freiheit (Haubolde 
Lehrbuch $. 261. S. 284) noch gegenwärtig ftatt, 


2) Gen. v. 1822 9. 1- 


3) a. a. O. $. 2. Die zur Seit ded Mandate feſtgeſetzten Salz⸗ 
‚preife find in der Beilage des. angef. Gen. sub, b, enthalten. 


4) Chedem war ben Mittergutsbefigern die licentfreie Einfuͤh— 
zung eines Ealzdeputates an 20 Stüd von Halle zu ihren eig- 
nen Beduͤrfniſſen unter gewiffen Beſchraͤnkungen geftattet (S. 
Haubold a. a. D.); dieſes Vorrecht aber wurde durch das 
Gen. Gouv. Patent v. 4. Jan. 1814. (in dem Gouv. Blatt 
3. 1. Nr. 60. ©: 140.) aufgehoben, worüber fih die Ritter— 
ſchaft in der Landtagsfhrift v. 13. Tun. 1818. beflagte. Zu 
Folge ber oben erwähnten Einrichtung Äft nun diefe Beſchwer⸗ 
be durch einen Ausweg erledigt, den man fchon früher der 
Nitterfchaft vorgefchlagen hatte. 


5) ©. das Generale v. 1822. $. 3. u. 4 


6) Cont, III. Cod, Aug, T. 2. p. 411. — die ältere war mit 
dem Gen. v. 30. Sept. 1806. verbunden. 
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For efegung. 


Jede Ortsobrigkeit hat theils nach dem Einkaufs- 
preife, theils nach andern dabei eintretenden Ruͤck— 
fichten den Verkaufspreis des Salzes zu beflimmen und 
denfelben wenigftens jährlih einmal einer forgfältigen 
Prüfung und nad Befinden Berichtigung zu unter» 
werfen). Auch muß- fie für jede Gemeinde einen 
Salzdeputatpag auf das ganze Jahresquantum uns 
entgeldlich ausſtellen, welcher ruͤckſichtlich des zu er⸗ 
Pin, Salzbetragd mit dem Gemeinde « Deputar- 
uch völlig Abereinstimmient muß. Bei jeder Galz- 
erholung aber hat die Niederlagsverwaltung das erholce 
Saljquantum auf beiden abzufhreiben, am Ende des 
Jahres das Deputarbuh gehörig "abzufhliegen, und 
folches an die Gemeinde zu ihrer Deckung zurüdzuges 
ben, den Deputatpaß aber als Beleg zur Rechnung 
zu bringen). — | 


4) S. Mandat v. 5. Jan. 182% 9 6 u. 7. 
2) 0.0. D, I. 8. 

IL 
Münzregal. 

Io, Iac. Mascov. de iure circa rem monetariam,in terris Saxo- 
niae cireuli Saxonine superioris, praesertim Saxonico Electorali- 
bus. Lips. 1723. 4.— (Johann Friedrich Klotz ſ ch) Ver: 
ſuch einer Churſaͤchſiſchen Muͤnzgeſchichte von den älteften bis auf 
jetzige Zeiten. Chemnig 1779. und 1780. 2. B. 8. — Ueberdas Saͤch⸗ 
ſiſche Muͤnzweſen vom Anfange des 18ten Jahrhunderts an, befon- 
bers feit Einführung des Conventionsfußes 4763. In dem Gou⸗ 
vernements- Blatt B. 2. Nr. 40. S. 310. Nr. 44 ©. 322. Wr. 
47: S. 361. uU. Nr. 48. S. 379. 


* 
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6.207. 
Begriff und gegenwärtige Ausübung des 
Muͤnzregals. 


Eine kaiſerliche Verleihung, wodurch das Muͤnz⸗ 


regal der Markgrafen von Meißen zuerſt begruͤndet 
worden wäre, ift nicht bekannt; auch ſcheint es derſel⸗ 
ben deswegen nicht bedurft zu haben, weil man biefes 
Recht in den frühern Zeiten als eine natürliche Folge 
bes Bergregals betrachtete‘), Es wurde aber daffelbe 
damals auf eine ganz andre Weiſe ald fpäterhin aus» 
geübt, indem bie freie Dispofition, welche den alten Fund⸗ 
grübnern über das aus den Örubengebäuden von ihnen 
gewonnene Erz zuftand, nur dadurch befchränfe 
wurde,, daß die von bem landesherrn angeordneten 
Muünzmeifter, nach) vorgängiger Prüfung des Bergſil⸗ 
bers, in Anfehung der größern fogenannten Ges 
wichtforten, blos die Richtigkeit derfelben durch Eins 
fchlagung eines Stempels bezeichneten ; da im Gegentheil 
nur die £leinern eigentlichen Münzforten in der Münze 
fläcte zugleih in dünne Bleche gefchlagen wurden ?), 
woraus die fogenannten Blech- und Hohlmuͤnzen oder 
Bracteaten entftanden, Die erft feit dem Anfange des 
14ten Jahrhunderts von Böhmen aus durch die da» 
felbft aufgefommenen Grofhen verdrängt wurden 3). 
Zur Erleichterung des Handels wurden bald mehrere 
Münzftärten angelegt, unter ‚welchen ſich befonders aus— 
zeichnete, erftens die Freiberger, wo die Münzverfaf- 
fung zugleidy in dem daſigen Stadtrechte beftimme 
wurde *), und zweitens die Jeipziger, welche mit dem 
Dafigen Markte in Verbindung ftand und von dem 
Markgrafen Dietrih von $andsberg der Stadt felbft 
verliehen wurde 5); fo. wie fich auch mehrere große Va⸗ 
fallen des Sandes im Beſitze diefer- Gerechtigkeit befan- 
den). Erſt feit dem beſchraͤnktem Silberhandel. bil- 
dere ſich das Münzregal zugleich mie der größern Außs 
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dehnung des Bergregals immer weiter aus; auch hob 
der Churfücft Auguft im Jahr 1556. bie verfchiede- 
nen Sandmünzftätten auf, indem er fie in der einzigen 
zu Dresden vereinigte?) ; wo fie auch noch jegt vorhan- 
den ift, obgleich feit 1695 bis zu der Regierung des 
jegigen Königs, noch daneben wieder eine Muͤnzſtaͤtte 
zu Leipzig befland®), 3 


4) Klotzſch B. 1. S. 5. (Das ältefte bekannte Muͤnzprivilegium 
der Markgrafen von Meißen vom Jahr 1355. ſ. In Rudol-. 
' phi Gotha diplomatica T. 5. p 1. — In Anſehung der 
Herzoge namentlich and ber von Sachſen behauptet Böhme 
in dem Säcfifhen Groſchenkabinet (Leipzig und Zuͤllichau 
4765. und 1769. 2 B. 8) ®. 1. S. 13., daß die Auffiht nnd 
Verwaltung der Münze einen Theil ihres Amtes ausgemacht 


babe. ’ 
2) Klogiha. a O. S. 6 


3) a. a. D. ©. 40. und ©. 59. Man vergl. (Polycarp Se: 
muel Wagner) von Ankunft, Gewigt und Werth ber in 
Sachſen, Thüringen und Meißen gemünzten Groſchen, for 
wohl von den dafelbft in Handel und Wandel vormals gebräude 
lichen Schock⸗-Groſchen, ald auch von den daher entſtandenen 
Steuerſchotken. Wittenberg 1728. 4. 


4) Man findet daſſelbe in Auguft Friedrich Schotte 
Sammlungen zu den teutfipen Land» und Stadtrechten B. 3. 
Die bierhergebörigen Hauptftüde find Cap. VLVIL u. XXXVIIL 
Man vergl. (Klotz ſch) Bemerkungen über die Meißniſche 
Münzverfaffung des 13ten Jahrhunderts in ber Sammlung 
vermifhter Nachrichten zur Saͤchſiſchen Geſchichte. B. 6 Nr.1. 


5) ©. bie urkunde v. 1773. In Vogels Leipziger Annalen ©, 

31. Der frühere Inhaber, biefer Münzftätte, bem vorher der 
Markgraf fein Recht für 100 Mark Silber abgelauft batte, 
war ein Privatmann, Johann Albrect. 
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6) S. Kloeſch B. 1. S. 5. S. 28 wf. 
7) a. a. O. ©. 338. 
) a. a. O. B. 2. © 729. u. ©. 838. 


§. 208. 
Muͤnzfuß. 


Einzelne Beſtimmungen deſſelben, welche haupt 
ſaͤchlich in dem Stadtrechte von Freiberg‘), und ſpaͤ— 
ter in Verträgen mit den Münzmeiftern*) oder mit 
benachbarten Fuͤrſten enthalten find®), entdeckt man 
fhon in den frühern Zeiten des Mittelalters. Die eve 
fte vollftändigere Münzordnung für Sachſen aber wur« 
de, nad). dem Vorgange der auf dem Reichstage zu 
Eger von 1438. für ganz Teutſchland errichteten, vom 
Churfürft Friedrih dem Sanftmüthigen und feinem 
Bruder, dem Herzog Wilhelm, im jahre 1444 gege 
ben *). Doch war fie nur von furzer Dauer, indem fie 
durch den bald darauf ausgebrochnen Bruderkrieg gaͤnz⸗ 
lich zerftöreet wurde, und bie folgenden Münzgefege 
bis zu dee Regierung des Churfürft Auguft waren fo 
unvollfiändig, daß fie ben Namen von Muͤnzordnun⸗ 
gen faum verbienen®). Auguft aber nahm zwar die 
Reichsmuͤnzordnung von 1559 an, jedoch mit Beibes 
haltung verfchiedener durch die Churfächfifhe Münze 
verfaffuug begruͤndeter Eigenthuͤmlichkeiten, beſonders 
der auch durch den Reichsabſchied von 1566. geſtatte⸗ 
ten Thalermuͤnzen. Da nach dieſem Muͤnzfuß die 
Mark Silber in groben Sorten nur zu 10 Sl. ı13& 
Kreuzer auögepräge werben follte, fo wirkte er auf 
Sachſen fehr nachtheilig, weil es auf dieſe Weiſe das 
in ſeinen Bergwerken erzeugte Silber viel zu wohlfeil 
gegen geringere Muͤnzſorten hingeben mußte 5)). In 
dem folgenden Jahrhunderte verurſachte der zojaͤhrige 
Krieg eine gaͤnzliche Zerruͤtung des Muͤnzweſens und 
erſt unter Johann George IL wurde durch einen in 

II. M | 
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dem fecularifircen Magdeburgifhen Kloſter Zinna mie 
dem Churfürften von Brandenburg, Sriedrih Wilhelm, 
den 27. Auguft 1667 abgefchloffenen Vergleich?) .ein 
neuer Münzfuß feftgefegt, nach welchem die feine Mark 
Silber zu 15 Sl. 45 Kreuzern ausgebracht werden 
follte. Durch den nicht Tange nachher am 16. an. 
690 zwifchen Johann George III., Brandenburg und 
Draunfchweig (welches feit 1668. den Zinnaifchen 
Münzfuß angenommen Hatte) begründeten Leipziger 
Muͤnzfuß), den man 1738 zum Reichsfuß erhob, 
wurde jene Mudprägung bis auf 18 Gulden gefteigerr. 
Diefes DVerhältnig und das darauf gegründete des Sil- 
bers zum Gofde blieb nun in Sachſen, ungeachtet der 
Aufmerkfamteit, welche die Schriften Johann Phi: 
fipp Graumanns?) auf deffen Nachtheile erregten, 
im Wefentlihhen Bid zu dem Sabre 1763. unverän- 
dert, doch wurde 1750. in Anfehung der halben Gul- 
den und noch geringern Münzforten ein fogenannter 
Interimsfuß angenommen '®), au fiel in das Ende 
dieſer Periode die bekannte durch den 7jährigen Krieg 
veranlaßte Unordnung des Saͤchſiſchen Münzwefens *). 
Letztere felbft fuͤhrte deſto ſchneller durch Die Edicte ’*) 
vom 14. Maͤtz und 14. Mai 1763. den auf einem 
frübern, Vertrag *6) zwiſchen Oeſtreich und Baiern vom 
21. Sept. 1753. beruhenden und bereits von mehrern 
andern NReihsftänden angenommenenen Conventionsfuß 
herbei, nach welchem die feine Mark zu 2o Gulden 
ausgeprägt werden ſollte. Auch liegt diefer Maafftab 
noch immer bei den Devalvationen ‚der fremden Mün: 
zen zum Grunde?4). 


4) Cap VL «+ % D. CR 180. 


2) Klodſch a. a. O. B. 1. ©. 96. u. fe Man vergl, eine Ur: 
tunde von 1380. in Horn Leben Friedrich des Streitbaren. 
S. u 


3) Klobſch a. a. D.& 136: u. f. 
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4) ©. die Urk. in Müllers Neihstagstheater unter Friedrich 
11, Vorſt. 1. Kap. 10. E 144. 


5) Man vergl. unter andern die Münzorbnung George des 
Bärtigen von 1534. bei Klopfh a. a. D. ©. 272 — ©. 393. 


6) Geſchichte des Koͤnigreichs Sachſen B. 1. 168. 
7) In Du Mont Corps diplomatique T. VII P. 1. p. 58. 


9) Pütters Literatur des teutſchen Staatsrechts Th. 2. 
&, 169. 


40) S. die Abhandlung ber das Saͤchſiſche Münzwefen vom 
Anfange des A8ten Jahrhunderts am, befonders feit Ciufüh: 
rung des Conventionsfußes im Jahr 1763. in dem Gouverne: 
menteblatt B. 2. St. 40. ©. 310 


’ 41) Kloͤtzſch B. ©. 843. u. f. : 
42) Cont. I. Cod, Ang. T. 4. p. 4598. u. p- 1606. 
13) In Hirſch Münzardiv B. 6. ©. 398. 


414) ©. die neneften Valvationstabelen in der Gefeklammlung 
für das Königreih Sachſen v. d. J. 1B18. St, 2. Nr. 4 S. 6. 
St. 12. Nr. 25. ©. 78. Jahrg. 1819. St. 8. Nr. 15. ©. 165. 
&t. 414. Nr. 28. ©. 193. Jahrg. 1820, St. 5. Nr. 7. ©. 21. 
St. 15. Nr. 29: ©. 151. Sahrg. 1821. St. 7. Nr. 16- ©. 59. 

St. 17. Nr. 29. ©. 111- Jahrg. 1822. St. 12. Nr. 21. E. 227. 
Et. 26. Nr. 47. ©. 389. Jahrg. 1823. St. 9. Nr: 13. €, 35. 
St. 19, Nr. 29. S. 108. u. Jahrg. 1824. Gt. 18. Nr. 27. &.179. 


$. 209. 
Kaffenbillers. 


Mit dem Tandesherrlihen Muͤnzrechte ſteht das 
Befugniß Papiergeld einzuführen in Verbindung. Die 
einzige. Art defjelben,. welche in Dem Königreiche Sad): 

M2 . 
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fen vorhanden ift, find die Kaffenbillets, welche erft 
im Jahre 1772 und zwar zu 1,500,000 Thalern auöges 
geben wurden‘), Zu. ihrer Garantie wurden die Land⸗ 
accis» Einkünfte angewiefen?) und um ihren Umtrieb 
zu befördern zugleih angeordnet: daß alle Abgaben 
und Gefälle, welche die Summe von 2 Thalern er— 
reichten, balb in Geld und halb in Kaffenbillers bes 
zahle, auch diefelben zur Hälfte bei allen Kanzeleien, 
Gerichts- und andern Erpeditionen angenommen wer« 
den follten®). Noch wurde fhon 1772 zur Ausfer— 
tigung, Auswechslung und Unterfuchung der Kaffen- 
billees eine dem Geheimen Kabinet unmittelbar unter« 
geordnete Kommilfion niedergefeßt, welche. die Aufs 
ſicht über diefes Papiergeld führen follte und diefer eine 
Hauptauswechslungskaffe zu Dresden untergeben +) 
bei welcher daffelbe gegen einen - geringen Verluſt in 
Minze umgefege und erfauft werden kanns), fo wie 
legteres auch bei den Generalaccis: Einnahmen in den ' 
accisbaren Städten, ingleichen bei der Landaccisobers 
einnahme in Seipzig geſchehen darf). Mit dem Jahre 
‚ 1804 wurden durch ein Edick”) vom ı. ul. 1803. 

‚fact der bisherigen Kaſſenbillets, welche durch die ans 
‚ge der Zeit und des Gebrauchs größtentheils fchadhafe 
und abgenuße worden waren, neue in einer veränder« 
ten Form ausgegeben, auch wurde die Summe dieſes 
Papiergeldes 1807. um 1,500,000 Thaler ®), 1809 um ° 
eine Million Thaler), und 1812 noch um eine Mil« 
lion '°) vergrößert, - Zur. Zeit des Gouvernements wurs 
ben die Gefchäfte. der ‚oberwähnten Kommiffion und 
Auswechslungskaffe andern Behörden durch ein Patent **) 
vom 22. Sul. 1814. übertiagen, allein nach der Ruͤck— 
fehr des Königs die vorige Einrichtung wieder herges 
ftelle‘*), Weil auch durch den Wiener Frieden Art. 
ır. und durch die darauf gegründete "Convention '?) 
vom 25. Nov. 1815. ein Theil der Kaffenbillers und 
Darunter Die ganze Klaffer der Einchälerigen an das 
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Herzogthum Sachſen uͤberwieſen wurde, fo erfolgte 
um bie nehmliche Zeit (den 15. Dec. 1815.) eine Bes 
fanntmachung **) wegen verfchiedener Vorkehrungen 
zur Austaufchung diefer Papiere gegen Koͤniglich Saͤch⸗ 
fifhe, indem man zugleich interimiftifhe Kaffenfcheine 
vom Werthe eines Thalers bis zur Höhe einer Summe 
von 400,000 Thaler creirte, ohne dadurch die Summe 
ber bei dem Königreih Sachſen verbliebenen“ Kaffen- 
billets zu vemehren, weil man Dagegen einen gleichen 
Betrag bderfelben pernichtete"°). Auch wurde überhaupe 
die Summe der Saͤchſ. Kaffenbillers, welche nach der 
Konvention mit Preußen 3,190,000 Thaler betrug, 
auf 2,500,000 Thaler herabgefege), — 


4) Edict wegen ber Kaffenbilfets v. 6. Mal 1772. Eont. IT, Cod. 
Aug. Ti 2. p. 397. Erläuterungsedlct v. 30. Dec. 4778. 1. «. 
p- 405 

2) @dict v. 1772 $, 4; 

3) Mandat vom 4. Kebr. 1773. Cont. II. Cod. Aug. T. 1. 
571 | 

4) ©. 5. 6.5. Ed. v. 1772. Nah dem Edict v. 1. ul. 1803: $. 
17. wurde auch eine Diskontokaffe zu Keipzig errichtet; welche 
aber durch das Edict v. 24. März 1807. 5. 3. wieder aufge | 
hoben ward. 

5) Zu Folge des Edictd von 4772. $. 13. und des Erl. Ed. von 
1778 $. 1. konnten fie gegen einen Verluſt von 9 Pf. vom 
Thaler In baares Geld umgefegt und gegen ein Aufgeld von 
6 Pf. vom Thaler erfanft werden; allein nah dem Ebict vom 
4» Zul. 1803. 9. 416. wurde blos 4 Pf. für beide Kälte fefte 
geſetzt. 


74 Cent. III. Cod. Aug. T. 2.p, 315. : 
8 Edict wi 21. Miu 1897. I. «. p. 39. 
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9) Ediet v. 18. Sept. 1809. 1. c. Pr 329 
10) Edict v. 21. März 1812. 1. e. Pr 331. 
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.41) Ju dem: Gouvernementsblatt B. 3. St. 6. $. 546- Schon 

,. früher war zu Leipzig. eine Kaffenbillets = Auswechslungsauſtalt 
und eine damit verbundene Actienanleihe errihtet worden. ©. 

Patent v. 7 Des 1803 a. a. O. B. 1. Et. 8. ©. 60. und 
eine ——————— v · 26. Jam 1814 a. a. D. Gt. 23 
©. 191. 


1 Publicandam bie Wicberetriätung der SHanptauswechhlungss 

kaſſe In. Dresden betr. v. 10. Dee. 1815. Cont, Il, Cod, Aug 

T. 2%'p. 334. und Generale die Wiebererrihtung einer Kaf- 

i fenbilfets = Kommiffion betr, v. W. Dec 1815. 1. e. p. 339. 

" Man vergl. auch eine Bekanntmachung v. 415. Dct. 1818, in d. 
Gefehfammlang d. 3. ©t. 13. Nr 27. & 82. 


13) In der Geſetzſamml. v. 1822. Beilage II. zur Hauptconven: 
tion ©. 343. Auch find in legtrer felbft Art. X, ©. 357. ver: 
ſchiedene Beltimmungen wegen den. Kaffenbillets enthalten. 


44) Cod. Ang, 1, e. pı 335, 


- 45) Ediet wegen der zu emittirenden Interims = Kaffenfgeine v. 
18. Dec. 1815. l. c. pP 336. 


x 


46) Befanntmahung v. 2%. Jan, 1815. 1. c. p. 340. 


II. 


Poftregal, 


Ueber den ftatiftifhen Theil des Könige. Saͤchſ. Poſtweſens vergl. 
man befonbers die vom Oberpofiamte veranftaltete bei Schreibers 
Erben erfhienene Pofttarte von dem Koͤnigreiche Sahfen, dem 
Herzogl. Sädyf. und gugranzenden Ländern. 
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4. sin *” 
Urfprung dbeffelben: 


Don Aufkunft und Wahsthunm des Churſaͤchſiſchen Poſtweſens in 
ber Sammlung vermifhter Nachrichten zur. Saͤchſiſchen Geſchichte 
B. 7. Nr. U, S. 222 · 


Ehe noch das Poſtweſen in Sachſen begruͤndet 
war, ſuchte man daſſelbe auf aͤhnliche Weiſe wie in 
andern Laͤndern duch Lehnsklepper, Dienftgefchier ‘) 
und ftädeifche Boten?) zu erfegen, Einzelne Spuren 
der Poftanftale ſelbſt findee man unter dem Herzog 
Georg dem Bärtigend) und dem Churfürft Auguft *); 
doch wurde fie erft feit Johann George I. eine bleiben> 
de Einrichtung, welche ſich aber urſpruͤnglich nur auf 
Fußboten beſchraͤnkte. Es wurde aber damals ihr Nuz- 
zen noch fo ſehr verfannt, dag man einem gewiſſen 
Sieber nicht nur das ganze Einkommen des Poſtwe— 
ſens für feine Bemühung überließ, fondern ihm auch 
einen firen jährlichen Gehalt von 120 Gulden aus der 
Rentkammer ausfeßte, wofüc er die landesherrlichen 
Driefe und Sachen. beforgen mußte‘); auch lieg man 
es gejchehen, daß den 26. Jun. 1616. der Freiherr von 
Thurn und Taris als Meichögeneralpoftmeifter jenen 
Sieber durch den Frankfurter Poftmeifter Johann 
Dirgden, jebody unter Vorbehalt der landesherrlichen 
Rechte, zum kaiſerlichen Poſtmeiſter ernannte‘), und 
daß man fogar nach Beendigung des Zojährigen Kriegs, 
in welchem die Poft einige Zeit in Schwedifche Hände 
gerathen war, Brandenburgifche Poftbeamte in feipzig 
und einigen andern Sächfifhen Städten beftellte 7). 
Erft unter Johann George IV. wurden diefe fremden 
Poften durch die Bemühung des nunmehrigen Ober: 
poftmeifters Johann Jacob Keefe gänzlich aufgehoben ®): 


au war das von Friedrich Auguſt I. 1697. durch 


eine Belehnung des damaligen Generalmajors Jacob 
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Heintich von Flemming begründete Generalerbpoſtmei⸗ 
ſter⸗ Amtslehn nur von kurzer Dauer, indem es ber 
König on im Jahr 1700 wieber an ſich faufte®). 


41) Statt dleſer Leiftungen werden bisweilen Erbzinfen {m die 
Hemter bezahlt: S. die obenerwähnte Abhandlung ©. 225. 
und die dazu gehörige Beilage VII. S. 287. Man vergl. auch 
den Verſuch über bie bei einigen Ehurfürftl. Saͤchſiſchen Aem⸗ 
tern uͤblichen voltfuhren in Hafhens Magazin für die Saͤch⸗ 
ſiſche Geſchichte sh. 48.35 

2) Noch ben A. Febr. 1608. wurbe eine befonbre Be 
für die Stadt Leipzig (a. a- D. Beil. X. ©. 290.) befannt ge: 
macht, feit der Einrichtung des Poftwefens aber kam auc das 
Leipziger Botenwefen in Verfall a. a. O. S. 228 u. f. 

3) Man vergl. ein Schreiben des Herzogs wegen ber von ihm 
angelegten Pot von d. J. 1515. in Mereaus Miſcellanen 
zum Teutſchen Staats- und Privatrecht Th. 1. S. 128 


4) ©. die obenerwähnte Abhandlung ° 226; 

8) a. a. O. ©. 29% 
6) ©. den Beftallungsbrief a. a. & Nr. XU, ©. 307. 
7) a. a· D. ©. 235 . 
O a. 4. O. S. 217. 

9) a. a. O. ©, 259. und S. 26% 


$. 211. 
Oberpoftame im Leipzig. 
a) Deſſen Verfaflung. 
Daß ſchon bei der erften Organifation des Poft« 
weiens in Sachſen die Stadt Leipzig wegen ihrer Hand⸗ 


lung der Hauptſitz defjelben war, 'laͤßt ſich nicht bes 
zweifeln‘). Auch haben daher die dafigen Poftmeifter 
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fhon frühzeitig. den Titel von Oberpoftmeiftern geführe 
und durch einen Befehl *) vom 24. Febr. 1693. wurden 
alle Poftbediente im Lande an den Oberpoftmeifter zu 
Leipzig bdergeftalt gewiefen: daß fie ihm Gehorfam lei⸗ 
ften und ihre Einnahme an ihn verrechnen, letztrer 
aber dagegen für felbige haften ſollte. In den neuern 
Zeiten wurde jener Titel mit dem eines Oberpoſtdirec⸗ 
ford verkauft, auch Oberpoſtkommiſſarien angeordner, 
welche durch ein Refcripevom 10. Febr. 1817. dag Praͤdicat 
von Oberpofträthen erhalten haben und deren gegenwärtig 
zwei vorhanden find. Uebrigens find mit dem aus diefen 
Mitgliedern und einigen Subalternen beftehenben feipziger 
Dberpoftamte verſchiedene Erpeditionen verbunden 3), zu 
welchen auch die zunächft von dem Zeitungspachter abhaͤn⸗ 
gige Zeitungserpedition gehört*). Für die Oberlaufig®) 
beftand ehedem ein befandres Oberpoſtamt in Bubiffin, 
welches aber zu Folge eines Referipts vom 27. März 
1816. buch eine Kommiffion des Oberpoftamtes zu 
zeipzig im Monath April dieſes Jahres aufgehoben 
und in ein gewöhnliches Poftame verwandelt, diefes 
aber, gleich allen übrigen Poftanftalten in ber Königl. 
Saͤchſiſchen Dberlaufig, dem £eipziger Oberpoftamte uns 
tergeordnet, auch das dortige Poflarchiv mie dem in 
Leipzig vereinigte wurde, — Die einzige hoͤchſte Bes 
“ börde in Poftfachen follte nach der Poftordnung‘) vor 
1661. das GebeimesConfilium feyn, aber durch bie 
Poftorbnung”) vom 27. Sul. 1713- & 1. wurde bie 
Kammer dafür anerkannt, an beren Stelle gegehwär« 
tig dad Geheime Finanzeollegium getreten iſt. 


4) Schon In der Poſtorduung von 30. Apr. 1661. (Cod; Aug, T. 
2 p. 1003.) beißt ed: „daß Wir Unfern Poftmeifter zu Leips 
zig Chriſtoph Muͤhlbachen die Uffſicht dieſes Uns zuſtehenden 
hohen Regals und Poſtweſens, welcher Orte und Ende Wir 
deſſen befugt, gnaͤdigſt aufgetragen.“ 


MI. p. 1015: 
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9 Koͤnigl. Saͤchſ. Hof· Civil: und Militaͤr⸗Staat S. 131: 


m Wegen ber Vorrechte dieſes Pachters in — der Her: 

ausgabe und Debitirung ber in= und ausländiihen Zeitungen 

e vergl. man bie. Oberpoſtamtsverorduung v. A. Nov. 1804. 
Cont.ili. Cod. Aug. T. 2. p. 360: . 


J Die uͤbrigen nicht incorporirten Länder fanden bagegen ehe: 
Sr dem unter de en zu Leipzig. Roͤmers Staais 


* Man vergl. auch einen ya Befehl v. 24. Aug. 171. Cod. 
* ° 2 p. 101% 


m cp 1047. Noch jetzt ift diefes Geſetz, ob es glei durch 
manche einzelne Berorbnungen geändert wurde, als die Grund: 
Inge des Saͤchſiſchen Poſtweſens zu betrachten. — Wegen der 

Poſttaxe aber f. die Tarordnung v. 3. Dec. 1822. in der Ge: 
ſetzſammlung dieſes Jahres St. 33. Nr. 60. ©. 445. Ferner 
wegen ber Ertrapoft und Eourier Befoͤrderung das Patent v. 
6. März 1822. a. a. D. St. 8. Nr. 14. ©. 177.5 auch wegen 
7 des Extrapoſtdienſtes 2 Verordnungen des Oberpoſtamts v. 
Hr. Maͤrz 1822: u. 21. März 1826.3 welche beſonders abge: 
druckt find. 


$. 212. 
b) Prim Rechte. 


— die Geſetzgebung in Poſtſachen blos der 
hoͤchſten Behoͤrde vorbehalten iſt, ſo pflegt doch dieſe nicht 
ſelten durch das Oberpoſtamt allgemeine Verordnungen 
an die untergeordneten Poſt-Aemter und Erpeditionen ') 
zu erlaffen*); auch bleibe es erſterm vermöge der ihm 
gebührenden Dberauffihe unbenommen, ben beftehenden 
Geſetzen gemäß legtern Vorfchriften und Anweifungen zu 
ertbeilen, um wahrgenommene Mißbraͤuche abzuftellan 5). 
Außerdem gebühre diefer Behörde nach dem Regulativ *) 
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vom 20: Sul. 1783. zur Entſcheidung ber Aber den 
zten $, der Poftordnung vom %. 1713, zeither vor= 
gekommenen Zweifel eine Gerichtsbarkeit in folgenden ' 
Fällen. Erftens in Dienftfahhen aller Poftofficianten, 
mie Einſchluß ihres Liedlohns; doch koͤnnen derglei⸗ 
chen Sachen auch unmittelbar vor dem Geheimen Fi—⸗ 
nanzcollegio angebracht werden). Zweitens bei allen 
Verbrechen, welche das Poftwefen und den aufhaben- 
ben Dienft betreffen, dem Poftdiebftahl, der Be— 
raubung der Poft, Poft » Kontraventionen und Des 
fraudationen, ingleichen bei Erceffen gegen Poftoffician- 
ten in ihrem aufhabenden Dienfte, wenn gleich der In⸗ 
culpat fonft einem andern Gerichtöftande unterworfen 
ift. In diefen Fällen aber foll mittelſt Berichts von 
den  Oberpoftamte. bei dem Geheimen Sinanzcollegio 
angefragt, aud) von diefem die ferner nöthige Anordnung 
getroffen werden auch letzteres mit der landesregie— 
rung communiciren,; fobald gegen den Inquiſiten Le— 
bens= oder Zuchthausftrafe erkanne ift und diefer Ber 
börde die weitere Verfügung überlaffen‘), Dagegen 
fteben in allen Givilangelegenbeiten, welche das Poſt— 
weſen nicht betreffen, (mit Einfluß von’ Erbfhafts- 
Regulirungen und Goncurfen”)) fämmteliche Poftoffi- 
cianten, inſoweit fie nicht fehrifefäffig find, ingleichen 
ihre Eheweiber, Kinder und Gefinded), kraft eines des⸗ 
halb von der Sandesregierung erhaltenen beſtaͤndigen 
Auftrags unter dem Amte, in welches der Ort ihres 
Aufenthaltes einbezirkee ift9), doch hört dieſe Gerichts= 
barkeit mit der Entlaffung aus dem Dienfte auf, und 
ift auf folhe Perfonen nicht auszubehnen, denen ein 
bloßes auf die Poft ſich beziehendes Pradicat zuftehr. 
Endlich tritt bei gemeinen Verbrechen, ingleichen,, ba- 
fern der Poftofficiant bürgerliche Nahrung treibt, in 
Innungs⸗- und Polizeifachen der Gerichrsftand der or- 
dentlichen Obrigkeit ein. Uebrigens muß fowohl das 
Amt, als auch jede niedre competente Obrigkeit bei 


* 
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Vorladungen, Verhaftungen oder erecutiven Verfüguns 
gen, welche Poftofficianten betreffen, ihre — Vor⸗ 
gefegten a 

9 Königl. Sachſ. Hof: Eivil» und Militärs Staat ©. 133: 


2) Man vergl. 3 B. bie S. 211. mot. 4, angeführte Oberpoſt⸗ 
amtsverordnung. 


9 S. z. B. eine Verordnung vom 10. April 1815 Cont. III, 
Cod. Ag. T.2 p 371. 


4) Cont, IL, Cod, Aug. T. 2. p. 553 
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5) a. a. O. 5. 1. 


6) a. a. O. 5.4. Doch bleibt dieſer Verordnung zu? Folge ben 
Gerichtsobrigkeiten die Unterſuchung von Poſt-Contraventio⸗ 
nen und Defraudationen uͤberlaſſen, wenn fie dieſe ſelbſt ent: 

\ decken und ben Verbrecher ohne Anmelden eines Poftofficianten 

. anhalten, doch ift dem Oberpoſtamte jedesmal Nachricht hiervon 
zu geben, auch ſind verwirfte Geldftrafen an diefes einzufen- 
den. (Man vergl. wegen der Gontraventionen der Boten und 
Fuhrleute eine befonders gedrudte Verordnung vom 4. Jan. 
4818) Auch iſt durch dem angef. F. in mehreren zur Cos 
gnitlon des Oberpoſtamtes geeigneten Fällen, die Beihülfe 
der ordentlihen Obrigkeit ausdruͤclich vorgefchrieben. 


7 a. a. O. $. 9 i 
8) Dodfinden In Anfehung ber Familten'und des Gefindes nach 
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k $. 5 und S. 6. gewiſſe Ausnahmen ftatt, 
ala 
ni 9) 9. 4. und $. 8. Wegen ber in ben Schönburgifhen Hetrſchaf⸗ 
er ten angeftellten Poftofficianten und Bedienten ift von der Lanz 
Pr besregierung dem ‚Beamten su Zwickau beftändiger Auftrag 
j ertheilt. 
40) 19 7. 
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§. 2123: 
j Vorrechte des Poftwefens.- 


Zur Begünftigung des Poſtweſens find verfchies 
dene Befchränfungen der Boten ingleihen der Land» 
und Miechkurfcher feftgefege*); auch dürfen Diefe fo we« 
nig als Mierhkurfcher und pferdehaltende Ackerbeſitzer 
in Städten und Dörfern bei nöthigem Vorſpann für 
die Poften ihren Beiſtand verfagen*). Ferner ift den 
Poften eine Befreiung von den gewöhnlichen Straßen- 
Abgaben®), den Pofthäufern aber die Eremtion von 
der Ginquartierung*), ingleichen eine befondre Befries 
dung oder Sicherheit zugefidhered). Der SPoftmeifter 
oder Poftverwalter endlich haben dad Befugniß, bie 
Paſſagiers beherbergen zu dürfen‘) und in dieſer Hins 
fie gewiffe Smmunitäten in Anfehung der Conſum⸗ 
tions » Uccife erhalten?), welche nebft einigen andern 
Defreiungen der Poftofficianten von den gewöhnlichen 
Staatslaften in der Folge erwähnt werben 8). 


4) Poftordnung SG 11. 1% und 13. — Mandat die Poftdes 
fraudationen der Landkutfher, Fuhrleute, Boten und dergleis 
hen, wie auch die Abgabe an 2 Gr. von ber Perſon, fo die | 
Landkutſcher mitnehmen, betr. v. 14. Auguft 1723. Cont. I. Cod, 
Aug. T. 1. p- 1751. Erläuterung dieſes Mandats v. 6. Sept. 
1753 1. & p. 1797. — Wegen des ausfhließenden Gebrauchs 
der Poſthoͤrner und Poſtmonturen f. die Poftordnung $. 13. 
die Oberpoftamtd: Verordnung v. 28. Nov. 1763. Cont.I, Cod, 
Aug. T.41.p. 1813. und Oberpoftamtd = Verordnung v. 31. Maͤrz 
4771. Cont. II. Cod. Aug. T. 2. p. 491- Ferner wegen des 
Ausweihens auf der Landitrafe Poſtordnung $. 10. und Par 
tent » 41. Mai 1804. Cont, II. Cod. Aug. T. 2: p. 386. | 


2) Generale zur Einſchaͤrfung des 54. $. der Noßorbnung vom 
Sabre 1713. v. & Febr. 1806: 1. c. p. 363 
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3) Verordnung v. 21. Mai 170% Cod, Aug, T. 2. p 1081. 
u. v. 9. Mai 1708. 1, e, p- 1033. Man vergl. oben 9. 192, 
Bon den Ertrapoften wird das Chauffeegeld für die ganze 
Gtation zugleih mit dem Ertrapoftigeld auf der Station ente 
richtet. Verordnung wegen Entrihtung des Chauffeegeldes v. 
41. Mai 1804- 9. 6. 


4) Reſolution v. 14. März 1702, Cod. Aug. T. 2, p. 1027. 
5) Poſtordnung $. 7. und das Regulativ vom 10. Jul. 1783. 
5 11. ' 


6) 9.5. d. P. O. Man vergl. auch einen meines Willens noch 
ungedrudten Befehl v. 24. Febr. 1718, nah welchem in diefer 
Hinfiht den Pofimeiftern und ‚Pofthaltern das PViereinlegen 
geftattet ift. | 


8) Auch von den Hof- und Zwangsdienſten find die Poſtillions 
mac einem ungedindten Befehl v. 14, März 1761. befreit. 


$. 214: 
,  Portofreigeie 


In Anfehung der Perfonen und Sachen, welche biefes 
Vorrecht entweder unbegraͤnzt ja felbft in Beziehung auf 


das ausländifhe Porto*), oder unter mannichfaltigen. 
- Befchränfungen genießen, ift ein großes Detail in den 


neuern Gefegen*) enthalten, daher wir uns blos auf 
die Andeutung derfelben befchränfen müffen Das wich» 
tigfte unter ihnen ift die Oberpoftamtsverorbnung ?) 
vom ır. Febr. 1783. welche theils den 19. April 1783, 
ben 24. Nov, 1784. und den 5. Febr. 1810. einige 
allgemeine Erläuterungen #) erhalten bat, theils aber 
auch Durch manche ganz fpecielle Werfügungen, von 
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welchen fid) einige nur auf augenblicliche Zeitumftände 
beziehen, näher beftimme worden iſt 6). 


1) Dahin gehören befonders die Mitglieder des Königlihen Haus 
fes, die Gabinetd- und Conferenzminifter, da im Gegentheif 
der Präfident des Geheimen Finanzcollegii die Geheimen is 
nanzräthe und einige andre nur die Befreiung vom innläns 
difhen Porto erhalten haben, 


2) Wegen der Altern vergl, man Roͤmers Staatsreht B. 2. 
©. 816% \ 


3) Cont. IL Cod, Ang. T, vr P. 541. 


4) 1, c pP» 547. und P⸗ 561. und Cont, II, Cod. Ang. T. 2. 
p. 367. | 


5) Dahin gehören die Oberpoſtamts⸗Verordnungen 9: 13. Mai 
4783. 1. c. Cont. II, T, 2. p- 552 9 20. Nom. 1783. 1. e. p. 
557. v. 24. Mpril 1784 1. c. p. 559. v. 27. Sul. 1784. Ibid, 
v. 3. März 1785. 1. c. p. 565. v. 18. Nov. 1785,-Ibid. v. 20. 

‚Sept. 4787. 1. c. p. 567. v. 27. Nov. 1787. 1..c. p. 569% 9.20. 
März 1788. 1. c. p. 571: u. 21. Dec. 179% 1. c. p. 575. v. 9. 
Sept, 1798. l»c. p. 579. v. 4. Dec: 4807. Cont. IL Cod. 
Ang. T. 2. p. 366: v. 18. Mai 1810. 1. e. p. 36% v. 15- 
Febr. 1814. 1. c. p. 369. v. 8. Nov. 1814. 1. c. p. 371. U. v. 
22. Zul. 4816. 1. c. p. 375. Zolgende neupinzugefommene dies 
fen Gegenftand betreffende. Oberpoftamtsverordnungen find in 
der Gef. Samml. nicht enthalten: vom 16. Aug. 1818., 5. Oct. 
d, %, 1% San. 1819. 7. Jun. d. J., 24. San. 1820., 12. Febr. 

‚4822, 11. Ian. 1823,, 12. Mai 1824, u. 24. Sun. d. J. Nach 
de DPA: Verordn. v. 12. Mat 1824. follen übrigens bie Brief: 
träger: oder Beftell: Gebühren unter der Befreiung von dem 
Poſtgelde nicht begriffen feyn, vielmehr find diefe felbit in 
Dfficial: Sahen, wenn fie nicht von der Poft abgeholt. werden, 
zu entrichten. 
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215 


Erfaß der auf der Poft abhanden gekom— 
menen Saden. 


Dafern der Berrag derfelben bei der Aufgabe ans 
gegeben worden ift, muß jederzeit zunächft derjenige 
Noftbeamte, von dem die Annahme gefcheben ift, bis 
zur Ablieferung an die Grängpoften dafür haften, ohne 
daß jedoch dabei ein höherer Werth ald der angegebe« 
ne berücfichtigeet wird, dafern auch der Aufgeber den⸗ 
felben in der Folge eidlich beftärfen wollte; wenn ber 
Aufgeber den wahren Werth ganz verfchwiegen oder 
falfchy angegeben, follen der Poftmeifter und die Eeir 
nigen blos für dolum und culpam latam haften). 
Die fubfidiarifhe Verbindlichkeie des Fiſci dagegen zur 
teiftung jenes Schabenerfages iſt auf gleihe Weife 
wie die des Gleitsheren in Anfehung bes dem Reifen. 
den durch Raub auf der Sandftraße zugefügten, blos 
nach allgemeinen rechtlichen Grundfägen zu beurtheilen ®). 


4) Poſtordnung 9. 44 


2) In Beziehung auf die Poſt f. Eichhorn Einleitung In das 
T. Privat: und Lehnreht $. 392. u. wegen bes Gleites Rum 
de Grundfäße des T. Privatrechts 9. 130% 


IV. 
Jagdregal. 
| §. 216. 
Urfprung und Ausbildung deffelben. 


Bor ber Regierung bes .Churfürft Auguft galten 
auch in Sachfen die Grundfäge des gemeinen Zeus 
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ſchen Rechts, nad) welchem das Jagdrecht als Wirs 
Eung des Achten Eigenthums betrachtet wurde‘). Daß 
fih aber zu jener Zeit die Regalitaͤt der Jagd ent 
wicdelte, hatte befonbers darin feinen Grund, Daß 
damals der Landesherr, theils viele große Waldungen, 
welche bisher das Eigenthum großer Vafallen gemwefen 
waren, theils auch hin und wieder blos die Jagdge⸗ 
rechtigkeit, kaͤuflich an ſich brachte*); auch nach diefen 
Vorgängen nicht felcen leßtere unter dem Anerbieten 
einer Entfhädigung an fi) zogs). Nachdem fih nun 
ſchon laͤngſt das Herkommen für die Regalitaͤt der Jagd 
erklaͤrt hatte, wurde es erſt in der 4ten Deciſion von 
1746 ausdruͤcklich ausgeſprochen: daß dieſes Befug—⸗ 
niß nur durch Verleihung“) oder undenkliche Verjaͤh⸗ 
rung erworben werden koͤnntes). Zu naͤhern Beſtim⸗ 
mungen dieſer Rechtstitel dient beſonders der ebenfalls 
ſchon früher begruͤndete Unterſchied zwiſchen hoher, mitt 
fer und niedrer Jagd 8); welche letztere gewöhnlich ſchon 
bei der erſten Begruͤndung der Regalitaͤt derſelben den 
Rittergutsbeſitzern vorbehalten blieb. Die Faſanenjagd 
aber iſt ſelbſt von dem hoͤchſten Grade der Verleihung 
ausgenommen und erfordert beſondre Conceſſion?). 


1) Einen merkwuͤrdigen noch ungedruckten Veleg hierzu geben 
die merkwuͤrdigen Landesgebrechen, welche dem Churfuͤrſt Mo—⸗ 
ritz auf dem Landtage zu Leipzig 1647 uͤbergeben wurden, wo 
es heißt: „ben gemeinen Mann nicht: zu verſtatten hohes 
oder ander Wildpret zu ſchießen.“ — Gelbft in ber von 
Haubold $. 235. ©.’255., dießfalls angezogenen Forſt- und 
Holzordnung vom 8: Sept: 1560. Cod. Aug. T. 2. p- 487. 
findet man nocd feine Spuren von der Negalität der Jagd, 
denn das p. 497. befindliche Verbot bezieht fih blos auf die 
Amtswaldungen, auch iſt p- 501. nur von einzelnen Gütern, 
auf welhen dem Landesherrn die Wildbahn zuftändig fey, 
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2) Verzeihniß der Güter, welche der Churfürft Auguft big zum 
Sahre 1569 an fich gebracht hat, in dem neuen Mufeo für die 
Saͤchſiſche Geſchichte B. 2. H. 2. Nr. IL ©. 83. and Geſchich— 
te der Churfähfifhen Staaten ©. 168. u. f. 


- 3) Mehrere Bafallen erhielten folgenden Befehl: „Xieber getreuer, 
ob du dich wohl bisher der hohen Sagt uff deinen vnd andern 
gutern eines Theils vnderzogen; So begeren wir doch, du 
wolleft dich derfelben forder bie uff ferneren unfern befceit 
genklihen enthalten und do du deren genugfam berechtigt, So 
wollen wir. dir derwegen nach genohmener erfundigk: und be: 
fihtigung vergleihung machen, Hieran u. f m.’ 


4) Auh andre Perſonen anfer den Mittergutsbefikern werden 
bisweilen befonders mit der niebern Jagd begnadigt, als & 
die Lehnrichter, welche aber die Sagd nicht auf alle Dorf 
fluren und Gehölze erſtrecken dürfen: Befehl v. 9, Jun. 1716. 
Cod, Aug. T. 2. p. 60% 


5) Aeltere Laudtagsverhandlungen hieruͤber ſi in a... 
Lehrbuch Ss 205. not. .b. ©: 255: 


6) Mandat v. 8. Nov. 1717. Cod. Aug, T. 2. p. 614. Weber 
die Gtänzen, welche bei Ausübung der niedern Zagd zum Be: 
ften der Iandesherrlihen vorbehaltenen höhern Grade derfel: 
ben zu beobachten find, ſ. Kind Quaest. forenses Ed.2. T. 2. 
Cap. 50. p« 1955 


7) Mandat v. 7. März 1741: $. 10.1. 6. Eont; L T. 1. Pp. 1495. 
Doc erklärte fih der Landesherr in der Nefolution auf bie 
Pral. Schrift der Stände v. % Jun: 1742. Cont I, Cod, 
Aug, T. 1. pı 65. „daß er die Anlegung neuer Fafanerien 
verfhiedenen Vaſallen verliehen babe und dergleihen auf ge: 
ziemendes Anfuhen an Orten, fo denen Königl. Tafanerien 

nicht zu nahe liegen, auch iii zu geftatten wicht unge: 
neigt ſey.“ 
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§. 217. = 
Mit dein Jagbregal verbundene oder dar— 
auffihbeziehende landbesherrlihe Rechte. 


Daß fi der Landesherr bei der agb einzelne _ 
Rechte, ald 3. B. die Köppeljagd, womit gewoͤhnlich 
auch die fogenannte Vorhage verbunden zu ſeyn pflegf, 
vorbehalten könne, ift feinem Zweifel unterworfen). 
Dagegen bedarf das Recht der Jagdfolge deswegen kei⸗ 
ned befondern Vorbehalts, weil es in Anfehung der 
Jagdberechtigten überhaupt auf einem allgemeinen teut⸗ 
fen Herkommen beruht?). Auch ift die Jagdhoheit 
ſelbſt uͤber die Privatjagden als ein weſentlicher Theil 
der Polizeihoheit zu betrachten, doch kann aus dieſer 
ein allgemeines landesherrliches Befugniß, Jagddienſte 
ven den Unterthanen zu fordern, nicht abgeleitet wer⸗ 
Den 5). | 


4) Roͤmers Sigalsrecht B. 2. ©. 783: 


2) Ueber das gemeine Teutihe Recht |. von Bülow Ha: 
gemann Erörterungen B. 1. Ni. 11. u. Eihhorn Einlei: 
tung in das T. Privatrecht 9. 283. ©. 683: 5 In befondrer Be: 
ziehung auf Sachfen Frid. Hedr, Mylius Prögr. an in Sa- 
xonia Elect. venandi iure gaudenti itıs feram in proprio fundd 
ab eo vulneratam vel canibus agitatam in alienum prösequendi 
ibique capiendi, et quidem inter privatos competat? Lips. 
4776. 4 — Man vergl. Decret an die Kandftände die von den 
Churfürftlihen Jagd⸗ und Forfibedienten ausgeübt werdende 
Jagdfolge auf dem Neviete ingbberechtigter Vaſallen betr. v- 
4. März 17%. 


3) Selbſt in Anfehung der Arhtsunterthanen wurde biefes Be- 
fugniß auf befondre Nechtstitel gegründet. ©. die Erledigung 
der Landesgebrehen v. 12. März 1603. Cod; Aug, T. 1, p- 

462 seq. $. 5. „Es follen fih unfere Sägermeifter, nad de: 
N2 
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nen ihnen hicbevor zugeftellten fonderlihen Auszügen und 
Verzeichniſſen, darinnen gemeldet wird, welde und wie viel 
Perſonen, mit denen Pferden and Hand, in einem jeden Amt, 

zu denen Jagden, vermöge derer Amtsbuͤcher, oder andern 
Scheins zu helfen fhuldig, allenthalben richten und verkom— 
men, daß darüber niemand beſchweret.“ 


§. 218, 
| Sagbadminifiration 


Diie Jagdadminiſtration ift mit Ausfchluß der zur 
Sofjägerei*) gehörigen zugleich den Forftbeamten über: 

Yaffen®); auch ift durch ein Generale vom 27: Zul. 
1814 die ehemalige Zagd-Proviant- Verwalterei und 
Sagdfchreiberei nebft der bis dahin beftandenen befon- 
dern Jagdkaſſe aufgehoben?), und foll von den Forft> 
beamten die Ablieferung der eigentlichen Jagdnutzungen %) 
auf gleiche Weife wie die der Forſtnutzungen zunaͤchſt 
an die Nentämter gefcheben). UWebrigens wurde zwar 
durch ein Patent‘) des fremden Gouvernementd vom 
31. Mai 1814 die Königlichen Jagden betreffend an- 
geordnet: daß alle. Jagden außer dem Bezirke des fö- 
niglichen Hoflagers7) und den. zufammenhängenden 
königlichen und damit in unmittelbarer. Verbindung 
ftehenden Privatwaldungen durch die Forflämter an 
die Meiftbietenden verpachtee ®), ober gegen ein ange- 
meffenes Kaufgeld, ‚oder einen jährlichen Canon, ver- 
erbe?), auch diejenigen Jagden, welche vorher von 
Vaſallen, Stabträchen, Kommunen oder andern Un- 
terthanen, gegen jährlihe Deputate, Geldpräftationen 
oder andre fortwährende Vergütungen dem Fifco abges 
treten, oder verpachtet worden find, inſoweit fie niche 
im agdbezirke des Hoflagers begriffen, unter Wegfall 
diefer Vergütungen zurückgegeben werden follen '°); Doc) 
ift dieſes Geſetz nad) der Ruͤckkehr des Königs (den 2. 


- 
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Maͤrz 18 16.) wieder aufgehoben, obwohl einige bier- 
auf gegründete Verträge erhalten worden find, 


1) Das dazu gehörige Perfonafe, an deſſen Spige ber Oberhof: 
jägermeiiter ftebt f. in dem Königl. Saͤchſiſchen Hof: Eivil= 
und Militär: Staat v. Jahre 1833. ©. 19 u. f. j 


2) Die Landjägermeifter, find mit der neuen Einrichtung ber 
Foorſtkreiſe 1816. weggefallen. 


3) Generale v. 27. Zul, 1814. Cont. III. Cod, Aug. T. 2. p. 
170. 


4) Darunter find aber blos diejenigen zu verſtehen, welche Durch 
die Adminiftration der Jagdreviere aus dem verkauften Wild: 
pret u. dgl. erlangt werden; bie Jagdpachtgelder und Canones 
dagegen werden von dem Mentbeamten felbft unmittelbar er: 
hoben. Generale vom 18. Sept. 1815. die ‚Verrechnung ber 
Jagdnutzungen betr. I. c. p- 177. 


5) S: oben $. 196. ©. 153. 
6) Gonvernementeblatt B. 2. St. 57. ©. 478. 


Y) Nach $. 1. der angef. Verordnung wurden die Reviere der 
Aemter Dresden und Morigburg, und die Würfchniger, Olryl⸗ 
ler und Laußniger Reviere im Amte Radeberg mit Laußnitz 
zum Jagdbezirke beſtimmt. 
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10) a. a. O. $. 10. u. 11: Noch wird $. 12. u. 13. von einigen 
nothwendigen Folgen diefer Veränderungen, befonders von 
Entfhädigung der hierdurch außer Dienft sefeäten Forſt⸗ und 
Jagdbedienten gehaudelt. 
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§. 219. 
Wildſchaͤden. 


Beſchwerden und landesherrliche Reſolutionen uͤber 
dieſen Gegenſtand findet man in vielen Landtagsver⸗ 
bandlungen *), doch wurden erft ſpaͤter beſtimmte ges 
fegliche Vorfchriften wegen Beſichtigung und Wuͤrde⸗ 
rung derfelben gegeben?). Kin vollitändiges Regulativ 
aber erfolgte zur Zeit des fremden Gounernements 5) 
den 21. April 1814., weldes der König am 16. 
Dec. 1817. ausdrücklich beſtaͤtigte). Diefem zu Fol 
ge ift I. Jeder Grundftücdbefiger berechtige, das Wild 
von feinen Sluren abzuhalten; auch ift ihm hierzu je 
des Mittel erlaubt, nur darf felbiger, inſoweit er niche 
zue Jagd berechtigee ift, weder eine abfichtliche Bes 
ſchaͤdigung oder Toͤdtung des Wildes bezweden, noch 
über die Gränzen feines Grundftüfs hinausgehen: da- 
fern er bei Abtreibung des Wildes ‚zufällig ein Stuͤck 
erlege, bat er foldhes dem Jagdberechtigten unent- 
geldlich abzuliefern ; abficheliche Beſchaͤdigung oder Toͤd⸗ 
tung des Wildes aber ift nach Befinden ald Jagddieb⸗ 
ftahl oder Jagdvergehen zu. beftrafen und der Thaͤ⸗ 
ter dem Jagdberechtigten zum Erfag des Schadens 
verbunden). (Durch die Verordnung vom 16. Dec. 
1817. ift, foviel die Abtreibung des Wildes beerifft, 
das ältere Mandat‘) vom 17. Sept. 1810. 6. 1. ers 
neuere worden, nad) welchem von Perfonen, die in diefem 
Revier zur Jagd nicht berechtigt find, kein Ba ee 
innerhalb einee Wildbahn geführe werden darf.) II. 
Iſt Niemand verbunden, zu Abhaltung des Wildes von 
feinem Grundſtuͤcke Mauern, Heden, Zäune oder Gras _ 
ben zu halten oder Vorkehrungen irgend einer Art zu 
treffen; jedoch bleiben alle auf Vertraͤgen berubende 
Berbindlichkeiten diefeer Are in Kraft”), IL Kann 
der Grundftüks: Inhaber, weichem durch das Wild 
Schaden zugefügt worden ift, vollen Erfaß beffelben 
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nebſt den dadurch verurſachten Unkoſten von dem Jagd⸗ 
berechtigten verlangen; doch iſt zu Begruͤndung einer 
ſolchen Entſchaͤdigungsforderung noͤthig, daß der Schar 
de innerhalb 8 Tagen, nachdem er ſich ereignet, gerichtlich 
beſichtiget und durch verpflichtete Wirthſchaftsverſtaͤndige 
gewuͤrdert, auch hierbei der Umſtand daß er durch das Wild 
verurſacht worden ſey, in Gewißheit geſetzt werde; inſo⸗ 
weit aber zur genauen Beurtheilung des Betrags jenes 
Schadens das fernere Wachsthum der beſchaͤdigten 
Fruͤchte abgewartet werden muß, iſt die Beſichtigung, 
zu welcher der Jagdberechtigte oder deſſen Stellvertre⸗ 
ter von der Behoͤrde, welche die Beſichtigung veran⸗ 
ſtaltet, ohne obrigkeitliche Requiſition vorzuladen, in der 
Bierzu ſchicklichſten Zeit zu wiederhohfen®). IV. Die 

eranftaltung einer folhen Beſichtigung und Würde: 
rung liege derjenigen Obrigkeit mit Zuziehung der Orts- 
gerichte ob, welche über das befchädigte Grundftüc Bie 
Erbgerichtöbarkeit ausübt; bei ſolchen Grundftücen aber, 
welche in Anfehung der Gerichtsbarkeit privilegire oder 
eximirt find, oder der Obrigkeit felbft gehören, dem 
Amtshauptmann des Bezirks, unter Zuziehung von 
ihm zu wählender Gerichtöperfonen?), (Weil dieſe 
Verfügungen nicht ganz auf die Verhaͤltniſſe des Fiſci 
zu -paffen fchienen, fo folf nah Maßgabe eines Gen.‘°) 
v. 19: San, 1818. ſtatt deffen, in Anfehung der Aus- 
mittelung derjenigen Schäden, welche diefen betreffen, 
folgende Verfchiedenheie beobachtee werben. Dafern 
jene Schäden den Betrag von 10 Thalern niche über: 
jteigen, foll fie der Forftmeifter- mit Zuziehung der 
Ortsgerichte befichtigen und wegen ber fofore zu bezah- 
enden Summe mie dem Befchädigten in Unterhand- 
lung treten, worauf weitere Anzeige an die Behörden 
erfolge. Berrächtlihere Schäden dagegen werben un: 
ter der Leitung des Bezirfsamtshauptmanns, vom 
Juſtizamte oder Kammerguts-Gerichtsverwalter mit 
Zuziehung der Amtslandgerihte und im Beiſeyn des 
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Sorftmeifters ober Oberförfters, fo wie ber Oberforft- 
bedienten befichiget und gewuͤrdert. Der Erfolg ift 
gemeinfchaftlich von dem Oberforftmeifter und den zuerft 
erwähnten Civilbehörben mit Gutachten über die Ver: 
gütung und Beifügung einer nach einem vorgefchriebe- 
nen Schema abzufaffende UWeberfiche der Wildſchaͤ⸗ 
den dem geheimen Finanzcollegio anzuzeigen’*). Haben 
£önigliche Jagdbediente durch übermäßige Hegung bes 
Wildes Anlaß zu den Schäden gegeben, fo find fie ver: 
pflichtee, dem Fiſcus diefe, fo wie auch die durch Die Be⸗ 
fihtigungen verurfachten Koften zu erfegen"*).) VI, Der 
Anfprud auf Schabenerfag findee nicht ſtatt, wenn-ber 
Beſchaͤdigte im Voraus auf die Entfhädigung Verzicht 
geleiftet, wenn er vom Belchädigten Deputate ’®) ober 
andre firirte Vergütungen überhaupt erhält, und wenn 
er durch ausdrüdliche Verträge zu Vorkehrungen gegen 
das Wild verpflichtee ift, dieſe jedoch vernachläffiget 
bat’). VII, Streitigkeiten über Wildfehäden gehören 
ausſchließend zu der Competenz der Zuftizbehörden und 
* daſelbſt ſummariſch verhandelt und entfchie- 
en’ 2 


4) Schon unter den oben ($. 216. not. 4.) erwähnten Landesge⸗ 
brechen v. 1547. iſt eine hierauf ſich beziehende Beſchwerde 
vorhanden, worauf die Reſolution erfolgtes „die Wildbahnen 
und Gehege zu befichtigen, und weil von Herzog Georgen jähr: 
lihen ichtwas an Gelde zu Erftattung des Wildfchadeng ver: 
ordnet; fo wollen Sr. Chfitl, Gnaden hierzu eine Anlage thun.” — 
Spätere landesberrlihe Verſicherungen hierüber enthält unter 
andern die Mefolution v. 23. Apr. 1612. sub. 31. Cod, Aug. 
T. 1. p. 191. der Ertract aus dem Ausſchußtagsabſchiede v. 31. 
Dec. 1694. 1. c. p. 363. die Mefolution v. 12. Apr. 1728. sub, 
XII, Cont. I, Cod. Aug, T. 1. p. 47: und d. Ref. v. 9. Zul. 
1742. Ad. 8. p. 68 


2) Sen, v.2. Dee. 1766. 1. e. p. 1505. u. Gem. v 7. Det. 1783. 
Cont, 1, CoJ, Aug. T. 2% P. 307, Noch werden zwei Ver: 


⸗ 
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ordnungen v. 24. Dec. 1772. u. v. 29. Jun. 1773. in Io. 
Tob. Richter Digestis luris Say. P.- 1043. angeführt, wel⸗ 
‚che aber in dem Cod, Aug, nicht enthalten find. 


3) Gouv. Blatt B. 4 St. 46. ©. 352. , 


4) Gen, d. Führung des Schießgewehrs und Wuͤrderung des 
Wildfhadens betr. v. 16. Dec. 1817. Cont, II, Cod. Aug, 
T. 2, p 115» 


5) S. das — v. 1814. 9. 2. 4. 5 u. 6. 
6) I. c. T. 1. p 243. 

7) Pate v. 1814. $. 3° 

B) 0. a. D. 9. 7.8 9, u. 12. 

9) S. 11. | 

40) Cont, IH, Cod. a; T. 2: pi 246. 


41) Zugleich ift in demſelben Gen. feitgefegt: daB wenn ein mit. 
Fruͤchten beftelltes Keld wegen der Wildbefchädigung umgepflügt 
‚werden muß, ſolches aber noch für dieſes Jahr anderweit be- 
fielt werben Faun, der Verluſt an. Saamen oder Pflanzen 
nah dem Mittelpreife der erfolgten Beftelung zu wuͤrdern 
ift.. In allen andern Fällen aber fol der Verluſt nah dem 
Ertrage gemwürdert werden, den die Früchte, wenn fie hät: 
ten eingebracht werden können, gewährt haben würden, und 
nah dem Mittelpreife, welcher zur Zeit der Ernte in der 
naͤchſten Marktſtadt gültig iftz wobei jedoch zugleid erwogen 
und angezeigt werden muß, ob etwas und wieviel für Ernte 
und Transportkoften in die Marktitadt und für Verkaufsab⸗ 
gaben abzuziehen ift. 


12) Pat. 4. 13 
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43) Ueber diefen Gegenftand vergl. man Gens 5 10, 08 1797: 
Gont, il. Cod, Aug. T. 2. p- 316 . 


14) Pat. v. 21. Apr. 1814. $. 12», 
15) a. a. O. 9. 1% 


Vierte Unterabtheilung. 


Bon den Einkünften, welche aus andern Re- 
gierungsrehten und indbefondre aus der 
Siscalgewalt des NRegenten entfpringen. | 


9. 22% 
I, Sportelwefen 


Leber diefes find befonders während der Negies 
zung des jeßigen Königs mannichfaltige Beſtimmun⸗ 
gen in den Saͤchſiſchen Gefegen erfolge, indem nicht 
nur nach vorgängiger Berathung mie den Sandftänden 
eine neue zugleich die Advocaten und Motariats - Ge- 
‚ bühren betreffende allgemeine Tarorbnung’) den ı2, 
Sept. 1812. erlaffen worden iſt; fonbern auch die mei- 
fien böhern Behörden des Jandes im Jahre 1783«, 
einige aber fpäter, befondre Vorſchriften dieſer Art er: 
balten haben?). Auch wurden bei den landesherrli- 
hen Gerichten die Erpedienten geößtentheil auf fire 
Beſoldungen gefeßt und dagegen die Gebühren zu den 
landesherrlichen Einnahmen gezogen®). Den Anfang 
damit machte man zuerſt bei den Juſtizaͤmtern, welche 
dießfalls 1786. ein allgemeines +) Regulativ erhielten °); 
und erft fpäter wurde auch bei den hoͤhern Inſtanzen 
die nehmliche, jedoch nur auf Specialreferipten, welche 
größtenebeils noch nicht öffenelich befannt * beru⸗ 
hende Einrichtung getroffen ®). 
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4) Cont, IIL Cod, Aug, T. 2. p. 339 


2) Die Sectetariats : Erpebition des Kirchenraths (Oont, II, God. 
Aug. T, 1. p- 279.)5 die Protonotariats⸗ Expedition des Ober: 
confiftorii (1. ©. p. 283.); das Conſiſtorium zu Leipzig (1. e. 
p. 285.); das Dberhofgeriht zu Leipzig, (I. c. p. 579.); die 
Milifärgerjpte erhielten fie zugleich mit dem Kriegsgerichts: 
reglement 1789. (1. c. p. 1315.); endlih das Wppellationgge- 
richt, jedoch nur proviforifh, 1818 (I. c. Epnt: HL Cod, 
Aug, T. 1. p- 326.). Man vergl. die Schrift der Stände v. 23, 
Sun, 1818. Ueber bie Berehnung und Einlieferung der Spor- 
teln von den Behörden, welche Reſcripte aus der Landesregie⸗ 
zung erhalten haben, an dieſes Collegium, f. bie Verordnung 
der Landesregierung v. 13. Aug. 1818. in ‚der Gef, Sammf. 
d. 3, St. 8 Nr. 15: ©. 5% 


3) Doc werden die zu Folge des Referlpts vom 18. Jan. 1822. 
bei dem Oberhofgerihte eingeführten Urthelsgelder unter ben 
Raͤthen vertheilt, die des Wppellationsgerihts aber, melde 
zugleich mit der nurerwähnten interimiftifhen Taxe angeordnet„ 
find, werden auf gleihe Weife wie die übrigen Sporteln vers 
rechnet. v 


4) Schon fruͤher hatte man deßhalb Einrichtungen In einzelnen 
Aemtern getroffen. S. Nefeript v. 31. März 4784, welches 
fih auf Beitrafung der in das Sportelmefen einfhlagenden 
Ungebüpeniffe bezieht. Cont. IL. Cod, Aug. T. 1. p. 585. 


5) Cont, III. Cod. Aug. T. 2, p. 2. Auch bezieht ſich bierauf 
ein Generale dad Sporteltehnungswerk bei den Juſtizaͤmtern 
betr. vom 16. Nov. 1793. 1. c. 'p 9 ingleihen ein andres, 
die den Juſtizbeamten obliegende Nevifion der Sportelkaſſen 
betr. v. 16. Oct. 1797. 1. e, 14 und die Erläuterung des Ne: 
gulativd vom 31. Dec. 1814. in dem Gouvernements : Blatt 
B. 4. St. 106.6. 731.— In Beziehung aufdie Bergämter ſ. die 
Verordnung v. 6. Febr. 1811. die Einführung der Erpend: und 
Abrehnungs » Bücher beit, Cont. III. Cod, Aug, T. 2. p. 1%. 
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6) Unter andern bei dem DOberhofgeriht den 30. Oct. 1788. ©, 
Kretfhmann Geſchichte des DOberhofgerihts S. 235, 


I, Sifcalgewale 
§. 221. 
ı) Umfang derfelben überhaupt, 


Inſoweit man den Fifeus als eine von den übri- 
gen Staatöfaffen, auf welche jeboch deffen Name und 
Borrechte nad) Teutſchem Recht (fo wie nach Roͤmiſchem 
auf die Privatkaffe des Negenten) oft ausgedehnt wor: 
den find), abgefonderte Kaffe betrachtet, begreift er 
theils Nußungen in fih, welche zufällig aus der Cri⸗ 
minalhoheie des Staats, theild aus Rechten des Ne: 
genten entfpringen, welche auf die Privatgefeßgebung 
des Sandes oder auf die Retorſion einer fremden ge- 
gründet find*). Zu ber erften Klaffe gehören confis- 
cirte Allodialguter und, außer den Strafgeldern, auch 
diejenigen Geldbußen, in welche bisweilen andre Stra⸗ 
fen verwandelt werden 3); zu der zweiten Klaffe dage⸗ 
gen gewiffe herrnloſe Güter (von welchen nachher be> 
fonders gehandelt wird), das Abzugögeld, oder andre 
auf der Retorſion berubende Abgaben von Erbfchaften 
u. a. m. Ein nicht unbecrächtliher Theil. diefer Eins 
fünfte ift auf die Unterobrigfeiten, bauptfählih auf 
diejenigen, welche peinlihe Gerichtsbarkeit ausüben, 
übergegangen *); doch können Diefelben Eeinesweges ben 
Inbegriff der fifcalifhen echte in Anfpruch neh» 
men?°), 


41) Klüberg öffentlibes Recht der Teutſchen Bundesftaaten. 
$. 255. ©. 556. u. $- 270. ©. 755. Man vergl. Kind Quast. 
foreus, T. 4. Ed, 2. Cap. 31. p- 191- 


9%) Die Rechtmäßigkeit einer folhen einfeitigen Begruͤndung der 
fiſcaliſchen Rechte beruht darauf: Daß fie fich insgeſammt theile 
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auf Gegenftände beziehen, auf welde feine ſchon erworbenen 
Rechte der Unterthanen flatt finden, ober felbige, wie dies 
bei dem Abzugsrechte, der Fall it, zum Beſten des Staats 
befhränft werden koͤnnen. | 


3) Daß diefes Recht in manchen Fällen dem Gerihtäherrn ge: 
bühre, ift bereitd oben ($. 127.) erwähnt; doch fallen die dann 
eintretenden Geldbufen, wenn Zuchthaus ftatt ehemaliger Kan: 
desverweifung erkannt wird, der Armenkaſſe zu. 


- 4) Haub'olds Lehrbuch $. 164. ©. 189, _ 


5) Gribner de iuribus principum regalibus quae vulgo sed 
perperam ad iurisdietionem referuntur, in eiusdem selectis 


Opnsc, Inris publici T. 1. Sect, IV. 5. XX. p. 138. 


$. 222. 
2) Bon herrnloſen Saden: 


Bon den Altern Mechtögelehreen wurden häufig 
nad) der auf irrigen Anfichten des Territorialeigenehums 
beruhenden Meinung, alle Gegenftände diefer Are dem | 
Fiſeus allein zugeeignee‘). Doch iſt diefer Irrthum 
nie in die Saͤchſiſche Verfaſſung übergegangen, viel 
mehr fönnen dergleihen Guter au in Sachſen, den 
Grundfägen des gemeinen Rechts gemäß?), in ber 
Regel eben fo wohl von den Unterthanen ald dem Fiss 
us erworben werden. Ausnahmen hiervon machen die 
erbiofen Güter, welche den DObergerichten zufallen und 
verlorne Sachen, die auf den Fall, daß fih der Ei- 
genthümer nicht meldet (fo wie unter gleicher Voraus—⸗ 
fegung die den Dieben und NRäubern abgenommenen) 
zum dritten Theil dem Oberrichter gebühren 3); da im 
Gegentheil in Anfehung der Schäge die bekannten 
Grundfäge des Römifchen Rechts ſtatt finden‘). Auch 
follen wüfte Grundftüde auf den Fall, wenn weder 
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die Gläubiger noch Erben bes letzten Beſitzers fie an- 
zunehmen gefonnen find, zum öffentlichen Anfehlag ge= 
bracht, oder denjenigen, welche ſich zu ihren Anbau er- 
bieten, umfonft zugeeignet werben, wobei, unter meh⸗ 
teren Concurrenten, verabſchiedeten Soldaten, welche 
Handwerke treiben und denen, welche Fabriken und 
Manufackturen anlegen wollen, vor andern der Vorzug 
gegeben wird“). Und nur unter der Vorausſetzung, 
wenn fich keine Annehmer finden, foll von den Juſtiz⸗ 
beamten und Gerichtsobrigkeiten darüber gutachelicher 
Bericht erftattee werben, ob es rathſam fern dürfte, 
ſothane wüfte Bauſtellen auf landesherrliche Koften 
zu erbauen, und fodann an Coloniften oder fonft fich 
findende tuͤchtige Annehmer, zu überlaffen‘). 


4) Io. Antı Lud. Seideusticker de genuinis fundamentis 
iuris supremäe potestatis circa adespota. Gött. 1789. 4. und 

‚ad. Felix Heinrich Poſſe über das Staatseigenthum im 
den Teutſchen Reichslanden, u. fi mw. Roſtock und Leipzig 
4794. [8 


9) Klübet a. a. D. 9. 236258. ©: 358 u. f. 

3) Haubolds Lehrbuch $. 16% S. 159. und S. 367, und $- 
358. ©. 401: u fi 

4) Hanbold $ 180. ©. 178. u. f. wo duch bie verfdiebenen 
Auslegungen der befannten Stelle des Sachſenſpiegels B. 1. 


Art- 35. unter Hinweifung auf die vorzüglibften Schtiffen an: 
gegeben find. 


5) Die einzelnen Gefete hierüber f. ih Roͤmers Staatsrecht 
Th. 2% $.33. not. a), in Schwarzens MWörtetbud der Säd- 
fifhen Gefege Th. 5 S. 179. s» v. Wüfte Güter und in 
Eurtiud Handbuhe $- 513. not, a. ©. 9% U f. 


6) Generale wegen des Anbaues der Wüftungen v.8. Nov. 1788 
Cont, IL Cod, Aug. Li 2 P. 71. 
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g. 2230 
5) Von dem Abzugsgelde— 


Diefe ganze Materie iſt in Hauboids Lehrbuch des Saͤchſiſchen 
Privatrechts 5. 219 — 227. S. 236 — ©. 246. mit Hinweiſung 
auf die Quellen Cunter welchen beſonders das Gen. zu Erle: 
digung zweifelhafter Rechtsfragen in Abfchoßfällen v. 16. Febr: 
4811. Cont, III, Cod, Ang: T, 1. p- 248. auszuzeichnen ift) ünd 
Literatur fo gründlich erläutert, daß es hier blos zur Vollſtaͤn⸗ 
digkeit des Syſtems der allgemeinſten Grundfähe bedarf. 


Der Umfang diefes Rethts hat fich in den neu⸗ 
erh Zeiten ſehr vermindert. Denn innerhalb Sands 
wurde es ſchon durch ein Patent‘) des Generalgouver: 
nements v. 24. Mai 1814 und, in Beziehung auf die 
Teutſchen Bundesftaaten, duch das der Teutſchen Bun⸗ 
desacte Art, 18. und dem von ber Bundesver⸗ 
fammlung abgefagten Schluffe) dom 23: Zum 
1817- zu Folge erlaffene Mandat?) vom 24. Jan. 
1818. gaͤnzlich aufgehoben; Daher es gegenwärtig 
nur nö gegen ‚fremde Staaten anwendbar, je 
doch auch in Anfehung dieſer durch Voͤlkervettraͤ⸗ 
ge verſchiedener Art beſchtaͤnket ift*) und zu ſei— 
nee Ausübung, welche fowohl _ von dem koͤnigli⸗ 
hen Fifeus, ald auch von Patrimonialobrigkeiten ges 
ſchehen kann 5), entweder das Erwiederungsrecht, oder 
einen befondern Rechtstitel erforder. Krfteres ſteht 
blos den Obergerichten zu, letzterer dagegen kann eben 
ſowohl auch Bei den niederen Patrimonialgerichten ſtatt 
finden®). Uebrigens kann die Retörfion gegen fremde 
Staaten duch bei andern Abgaben eintreten, womit das 
aus dem Lande gehende Vermögen befchweret wird; 
unter Ben Teutſchen Städten aber, wo auth diefe La— 
ften gänzlich aufgehoben find, nur bei ſolchen Abgaben, 
welche ohne Linterfhied, ob das Wermögen im Sande 
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Eh bleibe, oder herausgezogen wird und ob bes neue Bes 


F ſitzer ein Inlaͤnder, oder ein Fremder iſt, zu entrich⸗ 


45 fen find”). 


3 1) Im Gouvernements: Blatt B. 2. St. 56. ©. 475 Beſtaͤtigt 
\ durch die Verordnung v. 30. Aug. 1819. (in der Geſetzſamml. 
\ d. I. St. 14 Nr. 27. ©. 19: 


9) In Guido von Meyer Cotp, Juris Gonfoederationis Ger- 


en  _ manicae, (Ftrfi a. M. 1922: 8) ©. 87 


3) Cont, IL, Cod, Aug. T. 2. p. 79. Schon feüher, den 10. April 
41816. war ein Nefeript an die Landesregierung (l- c. p- 49.) 
ergangen, nach welchem bie. Befreiung von der. Nachſteuer in 
Beziehuug auf andre Teutfhe Staaten dann ſtatt finden ſollte, 
wenn die Beobachtung der Reciprocitaͤt gegen Saͤchſiſche Uns 
terthanen zugeſichert würde. | . 


. 4) Eine Ueberſicht derfelben f. in Haubolds Lehrbuch S-. 223. 
in den- Anmerkungen ‚sub: 4. ©. 243. Nachzutragen ift die 
Verordnung der Landesregierung die Abfhofverhältnife mit 
dem Königreihe Polen bett. v 27. April 1820. in der Gef. 
Samml. d. J. St ,Nt 17. ©. 103. überdieß findet man 
die frühern von Haubold bereits erwähnten Verordnungen, 
wodurdy die Verträge ‚mit Rußland, dem Herzogthum ars 
ſchau und mit Frankreich zugleih auch dem Königreihe Stalien 
bekannt gemacht wurden. — Cont, III. God, Aug. T. 2. P. 15 
p. 31. und p. 34. 


5) Haubold a. a. DS. 21. ©. Al-— Nah dem Gen. vom 
9, Sul. 1743» (Cont. J. Cod, Aug, T. 1. p« 335.) muß Bericht 
erftattet werden, wenn die in das Ausland gehenden Erbidaf: 
ten oder Vermaͤchtniſſe über 100 Thaler betragen; wobei zu: 
gleich zu Folge eines fpätern Gefehes (Gen. v. © Sul. 1790. 
1. c, Cont, II. T. 1. p- 985.) angegeben werden foll, welde an: 
dre Abgaben außer dem Abzugsgelde im Auslande vom Ders 
mögen, welches aus dem Lande geht, erhoben werden. 
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: 6), Dafetn die Berichtserſtattung wegen ber nicht vorhandenen 
Normalſumme wegfälkt, ſoll die in Erfahrung gebrachte Ab: 
‚ gabe ſofort vetorquirt, deren Betrag aber, wenn der eigentliche 
Abzug dem. Fiscus, gebühret, zur Armenhaushauptlaffe, im 
Fall aber daß jener Abzug einer Patrimonialz Obrigkeit zufält, 
zu der Armenkaffe ded Orts abgeliefert werden. — Ile» 
brigens find, die. wegen des Abzugs zu erftattenden Berichte 
an das Geheime Finanzcollegium, zugleich aber auch wegen 
bes aus dem Lande gehenden Vermögens an die Regierung zu 
eritatten. Gen. v. 26. Jan. 1791. Cont; II, Cod, Aug, T. 2, 
p. 73. Haubold a. a. D. S. 221. ©. 241. u. |. 223. ©, 
e) | 


7) Generale die Erwiederung der in auswärtigen Staaten geltens 
den Rechte betr. v. 4. Apr. 1805. (Cont, III. Cod, Aug. T. 1. 
p. 213.) $. 4. nnd den in dem Mandate v. 24. Ian. 1818 

eingeruͤckten Bundestageihluß v. 23. Jun. 1817. 5 3. 


Fünfte Lnterabtheilung. 
Bon Steuern und Abgaben. 


§. 224. 
Urfprung derfelben, 


Schon in den frühern Zeiten, des Mittelalters fin⸗ 
dee man fogenannte Beben, welche der Zandeöherr fo 
wohl von den Vafallen, als aud von ben Städien 
bes Landes zu erheben berechtigee war, und die ſich 
bei jenen auf Jehnspfliche, bei diefen auf Schutzherr⸗ 
lichkeit und Eigenthumsrechte gründeten”. Auch wurs 
ben fie feie der Mitte bes 14ten Jahrhunderts, unges 
achtet der Verſchiedenheit dieſer Rechtstitel, bisweilen 
auf allgemeinen fandesverfammlungen verwilliger *), je 
doch damals mit jeder Corporation beſondre Berathun⸗ 

II. O 
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gen hierüber gepflogen®). "Obgleich in dem folgenden 
Jahrhundert jene Abgaben noch von Zeit zu Zeit ver: 
williget wurden, fo nahmen doch daneben wegen ber 
Vermehrung der ftaats- und landesherrlichen BVe— 
dürfniffe, welche durch die gewöhnlichen" Mittel, aus 
der oft ſchon ſehr verfchuldeten Kammer *), nicht mehr 
beftrieten werden konnten, die auf Buͤrgerpflicht gegrüns 
deten Territorialfteuern ihren Anfang und das Altefte 
urkundliche Beifpiel5) hiervon ift die auf einem Land— 
tage zu Seipzig 1438. auf 2 Jahr verwilligte Ezife ©), 
die in dem zoten Pfennig beftand, der von jeglichen 
Käufer alles feilen Verkaufs entrichtet werden mußte 
und dem Namen nad) weit früher in den Niederlanden 
und Böhmen vorfomme, ob fie gleih in diefen Laͤn— 
dern eine DBierfteuer war?). z 


4) Zachariaͤ hiſtoriſche Bemerkungen über die Steuerfreiheit 
der Churfächfifhen Rittergüter in’ dem Mufeo für die Saͤchſ. 
Gefhihte B. 2 St. 2. Nr. VIL ©. 20% u. f. 


2) Ein BVerzeihniß der Alteften Bewilligungen diefer Art f. in 
Wed’s Dresdner Shronif ©. 437. u. f. Man vergl. die Ge: 
ſchichte der Churſaͤchſiſchen Staaten B. 2. ©. 160. u. f. 


3) S. oben B. 1. $. 51. ©. 96. u f. Y E 


4) Ein merkwärbiges Brifpiel hiervon enthalten die Landtagsver: 
| handlungen v. 1628. ©. Gottfr. Aug. Arndt da primis 
initiis vectigalis eamium in Saxonia. Lips, 180% 4, ° 


5) Ein usch ditered erzählt det Auctor L de Landgraviis ap. 
Pistorium T. 4. p. 1365. von der damaligen Thüringifhen Lie 
nie des Meißniſchen Hauſes: „Ao. 1405: domintis Balthasar 
per totam suam terram in civitätibus et villis generalem fecit 
exactionem et magnam sibi acguisivit pecuniam, quod vulga- 
riter dieebatur der Beere.“ Eigentlich Baͤr, unter welchem 
Namen, den man..von einer Bbhmiſchen Münze entlehnt 


Kameral und Finanzhobeik. 207 


hatte, eine Kopfitener verftanden wurde. ©. die Geſchichte 
der Shurfächfifhen Staaten a. a. O. ©. 365. 

6) Arndt Prolusio de Accisae Provincialis origiue. Lips, 
1796. 4 

7) 1. c. p. VII, seq. 


§. 225. * 
Eintheilung derfelben. 


Bei den zunehmenden Beduͤrfniſſen des Staats 
wurden nicht nur die Abgaben immer mehr vergrößert, 
fondern e3 ging auch ein beträchtlicher Theil derfelben 
in deſſen beftändige Verfaſſung über, jedoch der— 
geftale, daß fie noch immer von der fländifchen Vers 
willigung, welche von Landtag zu Landtag erfolgte, ab« 
hängig blieben. Diefe allein aber fallen einer ſtaats— 
rechtlichen Theorie anheim, da im Gegentheil alle üb- 
tige, welche nur durch vorübergehende Zeitumflände vera 
anlaßt wurden, blos als ein Gegenftand der Geſchichte 
zu betrachten find, daher wir uns bier lediglich auf 
die Bemerkung befchränfken: Daß man bisher in dem 
meiften Fällen) auch außerordentliche Staatsbebürfniffe 
durch Abgaben zu deden fuchte, welche nad) dem ge— 
wöhnlichen Steuerfuß ausgefchrieben wurden ); daß mar 
aber in den nenern Zeiten auf Sandesverfammlungent 
an einem neuen Steuerſyſtem, hauptſaͤchlich in Anſe— 
hung der außerordenelichen dinglichen Laften, denen jeße 
auh die Rittergüter unterworfen zu werben pflegen, 
gearbeitet bat 3). Soviel übrigens die ordentlichen 
Steuern felbft betrifft, fo follen unter diefen zuvorderſt 
Diejenigen erklärt werden, welche entweber allein auf 
den Grundftücen haften, oder zugleih auf diefen und 
dem Gewerbe, dann aber die Conſumtions-Steuern 
und zulege die blos perfönlichen, 


1) Man vergl. unten ©. 319. $- 272. 
2 


re nn 


a a ET en 


ie — ———— —————— —— = - 


a, 


mem. 


EEE SE nei ng 5% 


EEE AB a. a ns 
En Er TER Per \ « — R 


| J 
Fe 
18, 





7 —— 
— 
Dix 

EWR" 

6 + . 


ee 


DW eg nt wen 


z. 


Ed Dear I 


208 Zweiter Zeil, Zweiter Abſchnitt. Sechsles Kapitel, 


9) Unter ben Ausnahmen bet neuern Zeit ift beſonders die Gen- 
fralftener zu erwähnen. Man vergl. die Verordnung wegen 
Aufbringung der außerordentlihen Staatslaften vom 12. Nov. 
4813. in dem Gouv. Blatt Th. 41. St. A. Nr, 7% ©. 28. und 
das mittelft Patents v. 3. Jan. 1814. befannt gemachte Res 
gulativ v 28. Dechrt, 1813. a. a. D. St. 15. Nr. 58: ©. 109, 


a a 
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3) Schon ſeit dem Jahre 1811. Fam dieſer Gegenſtand Häufig zur 
Sprache und eine Folge hiervon war das Mandat, bie Eins 
führung eines neuen Abgabenſyſtems überhaupt und einer neuen 
Grundabgabe insbefondre, zum Behuf der Aufbriugung der 
erhöhten nenen oder außerordentlihen Staatsbedürfniffe betr. 
v. 9. Juli 1842. Tont, II. Cod, Aug, T. 2. p. 489. Unter 
ben neuern hierauf fi beziehenden Landtagsſchriften mäffen 

unterfhieben werden: a) diejenigen, welche die Einführung jes 
’ nes Syſtems in Anfehung der eigentlihen Abgaben fteuerbarer 
Grundftüde betreffen; dahin gehört 4. Decret v. 3. Dec. 1817. 
B. Schrift der Stände v. 16. Jun. 1818. y. Decret v.7. Jan. 

4821. d. Schrift v. 14. Jun. 1824. nebft einem Deputationd« 
Guutachten; b) diejenigen, weldhe fi auf bie Einführung eines 
gleihmäßigen Erhebungsfußes der auferordentlihen Hufen« 
präftationen beziehen, ald «. Dectet v. 20. Det. 4817. und 

P. Schrift der Stände v. 1. Mai 1818. endlich e) diejenigen 
welde wegen ber gleihmäßigen Vertheilung der Nitterpferdes 
Präftationen in Extraordinariis ergangen find; nehmlich «. Des 

eret dv. 20. Det. 1817. B. Schrift v. 35. Mai 1818. y. Dectet 

v. 11. Jun. 1818. (Schonjegt hat man In dem Erzgebirgiſchen 

Kreiſe zu diefem Zweck einen Wertheilungsfuß yon 1814, an⸗ 
genommen.) 
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I. 
Reine Grund fteuern. 


Man vergl, C. F. W. Grävell die Grundfteuer und beren Wes 
fen mit befondrer Anwendung auf das Königreih und Herzogs 
thum Sachſen. Leipzig 1821. 8. 


DM 
RL 


N 





Kameral⸗ und Finanzhoheit. 209 


$. 226. 
sand Shod- und Pfennigfteuer. 


Die Altefte reine Grundfteuer ift die Sandfteuer, 
welche deswegen auch bie Schod- und Pfennigfteuer 
genannt wurde, weil fie in einer Anfangs unbeftimms 
ten Zahl von Pfennigen beitand, die von dem nad) 
Schoden und Grofchen*) gefehäßten Vermögen, und 
zwar in ben Altern Zeiten gewöhnlich. auch mit Eins 
ſchluß des beweglichen erhoben wurde. Das erfte Beifpiel 
berfelben findee man ſchon in dem Sabre 1523. ; denn 
wenn gleich diefe Steuer damals von der Erneftinifchen 
Unie ausgefchrieben wurbe*); fo betraf fie doch einen 
großen Theil derjenigen Laͤnder, welche in der Folge 
auf die Albertiniſche Linie übergingen. Unter Geors 
ge dem Bärtigen im Sabre 1537. wurde fie wegen 
ihres Zwedes zur Errichtung einiger Feſtungen unter 
dem Namen einer Bauſteuer verwillige3). Als feie 
dem Jahre 3647. ein beftändiger Anfaß zu fortdauern⸗ 
ben Bebürfniffen von 16 Pfennigen gemöhnlid) wurde *), 
fo fing man an, biefen allein die Landſteuer zu nens 
nen, die überzähligen Pfennige aber durch die Benen⸗ 
nung der, Pfennigfteuer von jener zu unterfcheiden. 
Auch bei diefer aber haben fih in den neuern Zeiten 
immer mehr gleihförmige Bewilligungen erhalten und 
zwar feit dem Jahre 1770. dergeftalt: daß beide nurs 
erwähnte Steuern, welche feit der Regierung des Chur: 
fürft Friedrich Chriſtian zufammen verrechnet zu wer: 
ben pflegen), auf dem $ande 58 Pfennige und in den 
Städten 5 Pfennige weniger, wegen ber übernomme- 
nen Mabifteuer und zwar dergeftalt betragen‘), daß 
16 Pfennige fandfteuer und 20% Pfennige, auf fo hoch 
die Pfennigfteuer ſchon bei der Einführung der Con» 
fumtions » Xccife geftiegen war, als fogenannte ordinaͤre 
Pfennige von legterer übertragen werben 7). 
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4) Gruͤndliche Nachricht von Ankunft, Gepräge, Gewicht und 
Werth derer in Sachſen, Thuͤringen und Meißen gemuͤnzten 
Groſchen, ſowohl von denen daſelbſt im Handel und Wandel 
vormahln gebraͤuchlichen Schockgroſchen u. ſ. w. Wittenberg 
1728. 4. Man vergl. auch die Ausſchreiben v. 1561. und 1565. 

Cod. Aug, T. 2, p« 1375. u. fe — Ueber ben ehemaligen To: 
talbetrag der Schode in den alten Erblanden mit Ausſchluß 
ber Hochſtifter Merfeburg und Naumburg f. Canzler Tableau 
p- 27. und meine Zufäge und Berihtigungen zu Schrebers 
Abhandlung von den Ehurfürftl. Saͤchſ. Land⸗ und Ausſchuß⸗ 
tagen S. 37 


TER 


* 


= .r 


2) Ru dolphi Gotha diplomatica P. 100. 


ee de ” — 


3) Ueber dieſe und bie uͤbrigern aͤltern Verwilligungen Ba: 
harid über die Stenerfreiheit der Nittergüter in dem Mufeo 
für die Saͤchſ. Geſchichte u. f. w. ®. 2. St. 2. ©. 195.5 doch 
findet man In den not. 4. angegebenen Zufähen zum — 
bet S. 33. u. f. manche Ergaͤnzungen. | 


4) Nicht 1646. wie gewöhnlich behauptet wird f. die nurerwähn: 
ten Zufäße ©. 36. 


° . v : —J 
nr pe cn en a in he ef 


‘ 
urn. 


5) Weber die Churſaͤchſiſche Stenerverfaiung ©. 31. 


6) Ein Verzeichniß fämmtliher Verwiligungen biefer Steuer v. 
1646 — 1799 f. in den Zufägen zum Schreber ©. 46. u. f. 
Bon diefem Zeitpunfte an find aber bie obenerwägnten Be: 

willigungen unverändert geblieben. _ 


) Weber bie Ehurſachſiſche Steuerverfafung 6, 10. 
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Die ein zelnen Schocke, welche auf einem Grund⸗ 
ſtuͤcke haften, werben in der Regel durch das Steuer- 
katafter von 1628. beftimme*); welches auf die indis 
vidnellen Kataſter der ‚Kinzelnen Ortſchaften gegründer 
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ift, doch bat daſſelbe theils durch die Zeitumftänbe, 
befonders durch den "Zojährigen Krieg, theils durch 
Die von Zeit zu Zeit durch Steuerreviforen mit Zuzies 
bung der Gerichtsobrigfeiten angeordneten allgemeinen ?) 
und befondern 3) Steuerrevifionen große Veraͤnderun— 
gen erlitten, auf welche der Unterſchied zwifchen vollen 
und gangbaren Schoden gegründer ift, woraus wieder 
die Eintheilung in. ermäßigte — becremente?) — far, 
dufes) und fehlende Schocke entſpringt. 


4) Der-Grund ‚hiervon ift hauptſaͤchlich darin zu fuchen, daß feit 
diefer Zeit die ehedem nah Schoden bei ben meiften Verwil— 
ligungen üblihe Schägung des ganzen. Bermögens aufhörte. 
Geſchichte der Churfähf. Staaten B. 4 ©. 361- u. f. 


2) Mehrere deshalb erlaffene Inftructionen und Befehle f. In Roͤ— 

mers Staatsreht B. 2. ©. 569. not. a. Beizufuͤgen ift das 
Patent wegen richtiger Anzeige und Erholung der bisher decre— 
ment, kaduk- und verloren gegangener Schode v. 23. Nov. 
4704. Cod. Aug, T. 2% p 1585. und der Befehl v. 9. 
Sept: 1728. 1. ©. Cont. I. T. 2. p. 141. wodurch verlangt 
wurde, „das nunmehr ganzer 24 Jahre unter den Hin: 
den gehabte Wert endlih einmal zu Stande zu bringen.” 
Neuere zum Theil auf die angeführten Befehle gegründete 
Steuerkataſter werden in der Inſtruction der Steuerreviforen 
v. 14 Oct. 1799. 9. 21. Cont. IL Cod, Aug. T. 2. p. 1073, 
erwähnt. — 


3) Generale die bei geſuchter Moderation der Steuerſchocke, oder 
des Quatember-Quanti zu ernirenden Umftände betr. v. 15. 
Nov. 41773- l. c P« 869. / 


4) Die moberirten Schode unterfhelden fich dadurch von ben de⸗ 
‘crementen, daß bei diefen von !einer Bewilligung zur andern 
unterfucht werden foll, ob die Utſache der Verminderung vor: 
banden fit, bei den decreimenten aber weniger Hoffnung, fe 
wieder aufzuziehen vorhanden iſt. 
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5) Io, Christ. Speudelin (Prars. Erv. Gottfr, Christ, 
'Klügel) de Indictione sexagenarum tributarum caducarım. 
(Bon dem Aufziehen der gangbaren Steuerihode.) Virb. 1770-4. 


6. 228, 


b. Miliz— ober Kavallerie» Berpflegungs« 
-gelder?), Ä 


Schon in ber Drbonanz*) von 1697. 9. 5. ift 
von Geldern die Rede, welhe von den Standquar- 
tieren der Kavallerie zu deren Verpflegung entrichtet 
werden follten. Machher aber wurde in der Or— 
donanzs) vom Sabre 1714, ($. 1.) welche zugleich 
Die Kavallerie auf das Sand verlegte, beftimme: daß 
der Ertrag ber, den Unterofficiers und Gemeinen zur 
Fuͤtterung ihrer Pferde $. 9. in Anfehung ihrer Quan⸗ 
titaͤt und Qualität ausgefegten Nationen durch das Ge— 
heime Kriegsrachö-Collegium, zu Folge eines ſchon früher 
(1681) in Beziehung auf die Einquartierung gemachten 
Schluſſes, auf den man ſich auch ſchon bei dem Aus 
ſchußtage von 1684 bezogen hatte, nad) dem vollen Ans 
ſchlag der Steuer-Schode vom Jahre 1628. unter die 
Kreife vercheile werben follte ; Dagegen mußte erftere ihren 
perfönlichen Unterhalt fich felbft von ihrer Gage verfchaffen. 
Ob nun wohl.die Stände auf den fandesverfammlungen 
1718, 1722, 1725 und 1728 # Pf. und Z Obr. als 
eine außerordentlihe Steuer unter dem ausdrüdlichen 
Vorbehalt bewilligten: daß dagegen das fand mit der 
Naturalverpflegung +) und allem andern Militärs Beis 
frage gänzlih verſchont werden möchte; fo hatte es 
doch nicht allein bei jener Einrichtung fein Bewenden, 
fondern es wurde auch in Uebereinftimmung mit einem 
frühern Patented) vom 23. Yun. 1717. durch bie 
Drdonanz‘) vom 21. Aug. 1728- $. 5. ein Geldbeitrag 
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zu2 Gr. taͤglich als ſogenannte Mundportion zur perfön- 
lichen Verpflegung der Kavallerie angeordnet; auch erfolg⸗ 
ten neue Beſtimmungen hieruͤber in den Reſolutionen, 
welche dem, wegen Verlegung der Kavallerie⸗Regimen⸗ 
ter in kleine Städte und größere Dörfer den g. Mai 1744. 
erlaſſenen Referipte?) beigefügt waren und nach welchen 
täglich für jede Portion und Ration zufammen 6 Gr: 6 Pf. 
gerechnet werben follte. Bei allen dieſen Vorſchriften 
aber verurfachte hauptſaͤchlich der dafelbft angenomme« 
ne volle Schockfuß große VBelchwerden von Seiten der 
Landfchaft®), daher in der den 30. Sun. 1752. befanne 
gemachten erneuersen Ordonanzꝰ) $. 9. biefer Beſteue⸗ 
rungsfuß duch die Erklärung gemildere wurde: Daß 
wenn bei einem ober dem andern Orte die Ungleichheie 
ber Schode und bie dadurch erwachfende Prägravätion 
evident fey, auf der Obrigkeiten vorher zum Geheimen 
Kriegsraths⸗Collegio erftarteten Bericht, eine andre 
Art dee GSubrepartition geftattet werden ſollte. In 
dem zjäbrigen Kriege wurbe zu Folge eines unter * 
ſter Genehmigung diesfalls mit dem Preußiſchen Feld⸗ 
Kriegsdireetorio und den Landſtaͤnden 1758. uͤber die 
Steuern nebſt den Accis-Einkuͤnften gefchloffenen: Ver: 
gleichs ein Averfional- Quantum wegen diefer Abgabe 
verwilfige, welches nach ben gangbaren Schoden auch 
von den größern Städten des Sandes aufgebracht wer- 
‚den mußte*). Dod war biefe Maaßregel, fo wie eine 
andre nach Beendigung des 7jährigen Kriegs fire das 
Jahr 1763. getroffene, nach welcher man dieſe Abgabe, 
und zwar 2000 Portionen und Nationen jede zu 6 Gr. 
6 Pf. auf die Hufen vertheilte, nur proviſoriſch. Da— 
gegen führten befonbers die Vorſchlaͤge der damals zur 
Verbefferung von dem Zuftande des Jandes niederges 
ſetzten Kommilfion?*), die noch jege in Anfehung diefer 
Abgabe (welche übrigens nie in die Landesbewilligung 
aufgenommen ift’*)) beftehende Einrichtung herbei, 
welche durch einzelne an das Geheime Kriegsraths⸗Kol⸗ 


— 


a 
* 
———— 


214 Zweiter Theil. Zweiter Abſchnitt. Sechstes Kapitel. 


legium nach vorgaͤngiger Berichtserſtattung deſſelben im 
December 1763 und im Jan. 1764. erlaſſene hoöchſte 
Verordnungen zu Stande kam.  Diefer zu Folge find 


‚a) noch gegenwärtig blos die größern Dörfer mit Ein- 


ſchluß der kleinern (Hauptfählidy von der» Sanbwirch- 
ſchaft ſich naͤhrenden) Staͤdte zu dieſer Abgabe ver: 
‚bunden; b) beſtand ſie bis zu dem Wiener Frieden im 
Jahr 1815 in einem Quanto von 6000 Portionen :und 
Mationen; von. welchen jede auch damals zu 6 Gr. 6 
Pf. angefchlagen wurde; ed waren aber von jener Sum: 
me nur .4484 3 Portionen ‘und Nationen auf. die 7 
Kreiſe der alten Erblande, die übrigen aber auf bie 
Stifter und die :niche. incorpoeicten. Kunder ‚des König- 
zeichs gelegt. C) Sollte die Aufbringumg diefer Abgas 
be in den alten Erblanden kuͤnftig nad) den gangbaren 
Schoden dergeftalt gefcheben: daß vor der. Hand (bis 
man den. Ertrag diefer Abgabe: noch beſtimmter übers 
fehen koͤnnte) 680 gangbare Schod auf eine Portion 
und Nation gerechnet; jedes diefer Scode aber. mo— 
natlich mit 33 Pf. in Anfaß gebracht würde. d) Wur⸗ 
de zuc Befreiung ber Colamitofen ein Quantum von 
330, 829 gangbaren Schock ausgeſetzt; endlich e) die 
unmittelbare Einfendung Diefer Abgabe an die General- 
Eriegsfaffe verordnet. — Bei den sub cundd erwähnten 
Vorſchriften ift es zwar noch jeßt geblieben; doch muͤſ⸗ 
fen gegenwärtig, foviel den legten Punkt betrifft, diefe 
Gelder nad) dem Patente'®) vom 27. April 1814 an 
das Oberftener: Collegium verrechnet werben. 


4) Die meiſten bier mitgetheilten Notizen find aus ungedrud: 
ten Nachrichten gezogen; ehedem aber wurde diefe Abgabe ge: 
wöhnlih In den Gatiftifhen Werken von Sachſen entweder 
ganz übergangen, oder auch bisweilen; was noch von Nömer 

B.. 2. ©. 576. not, a. gefchehen tft, mit anferordentlichen Mi⸗ 
lizſteuern verwechfelt, doch vergl, man Schlözers Brief: 
wechſel B. 7. ©: 358. 
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auf dieſe folgendes vorgeſtellt: „wenn’ fie: auch "aufs vorſich⸗ 


ttgſte und ſparſamſte eingerichtet wird, uͤberſteigt ſie dennoch 
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alle Geldverwitigähgen und In manchen Dörfern iſt kein Brod 
mehr vorhanden, ſondern daͤs zuvor von den Adern erbettel⸗ 
te was ben Soldaten — werden. IB: ‚oo 
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* Dieſes Reſcript if in der Bortfenung bed Cod „ Aug. nicht bes 


findlich, wohl aber ein andreg, welches damit in Verbindung 
zu ſtehen ſcheint v. Jun. d. J. 1. c. P. 1131. 


8) 6 bie praliminarſchrift auf dem Landtage v. 1746. 6. V. 
Bei eben dieſem Sandtage wurde der Landſchaft das Project zu 
ber nachher 1752. erneuerten Ordonanz communicirt und ihr 
Gutachten ‚erfordert ,;ob nicht; ſtatt des, zu Aufbringung der “ 
Kavallerie: Verpflegung eingeführten vollen Schockfußes, eln ans 
drer proportionirliher Vertheilungsfuß ausfindig zu machen 
ſey. Die Schrift num, welche hierauf die Stände den 26- Jul. 
4746. übergaben, enthielt Worfhläge, welche die Grundlage 
der dießfalls in jener. Ordonanz gegebenen Vorſchrift wurden. 


0 l. e. p. 1155. 


’ 


| 40) Es wurden aber damals überhaupt 8 er. inf dad Shot in. 


den Städten, die nuter der Conſumtions⸗Acciſe Hegen, 6 Gr. 
in den uͤbrigen, welde bis bahin die Kavallerie: Verpflegung 
allein entrichtet hatten umd 9 Gr. für das Land ausgeſchrieben. 


41) Sie find hauptſaͤchlich in einem von jener Kommiſſion fon 
den 7. Jan. 1763. erfiatteten Wortsage enthalten. _ 
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412) 3war wurden die oberwaͤhnten Vorſchlaͤge ber Kommiſſton 
der zu den Landtags-Praͤdeliberationen von 1763. niedergeſetz⸗ 
ten ftändifhen Deputation zur Begufahtuug mitgetheilt, letz⸗ 
‚tere aber erklärte ſich hierauf folgendermaßen: „daß, weil die 
Naturalverpfiegung; ber Kavallerie, ober bie zum.Surrogate 
berfelben beſchehene Einkaſſitung gewiſſer Portion: und: Na- 
tions⸗Gelder eine unbewilligte Abgabe fey, und die Abftellung 
derfelben bei allen Lanbesverfammlungen von: Zeit zu Zeit ges 
fuchet, auch ‘bei Erhöhung -der Bewilligung ad militaria: als 
eine ausdrädlihe Bedingung mehrmals, und befonders bei der 
Bewilligung von 1746 binzugefüget worden, fie, die Landes: 
deputirten fi, ohne Vorwiſſen und Einwilligung ihrer Mit⸗ 
fände, diesfalls in einige Vorſchlaͤge einzulaſſen nicht vermoͤch⸗ 
ten; dabei jedoch geftehen müßten, daß die durch diefe Präftas 

tion dem Lande zugewachfene große Laft dur die Repartition 
nad dem vollen Schockfuße fehr vergrößert worden, hingegen 
aber aud, wenn folhe auf die gangbaren Schode der in der 
Mitleidenheit zur Kavallerie » Verpflegung geftandenen Orte 
vertheilt würde, daraus eine in biefigen Landen zu Frie— 
denszeiten nie erhörte Anzahl von Pfennigen erwachſen wuͤrde.“ 
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43) Gouvernementsblatt B. 2. Nr. 9, ©: 187. u. Cont, III, 
God, Aug. T 2. pP» 552 seq. i 


6. 229. 
c. Magazinmetzen. 


Die erſten Spuren von der ſogenannten Maga— 
zinmetze, welche Anfangs in einer Metze Korn und ei- 
ner Mege Hafer von jeder fteuerbaren Hufe‘) für die 
Magazine beftand, findet man in der Verwilligung v. 
1682*). Nachdem fie hierauf. auf verſchiedenen Sans 
Desverfammlungen verlängert worden war®), wurbe fie 
zwar 1692 wegen Mißwachs auf einige Zeit unterbro> 
chen, aber in der Folge. befonders feit 1722 wieder in bie 
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Bewilligung aufgenommen. Durch ben landtagsab⸗ 
fhied vom 25. Febr. 1776; wurde biefe fieferung ver: 
doppelt, doch follte fie mit ‚Öelde, nehmlich zufammen 
mit 6 Gr. vergütet werben föhnen. Als aber gegen 
Enbe: des ıgten Jahrhunderts die Gerreidepreife im- 
mer höher fliegen und deßhalb einige außerordentliche 
Ausfchreiben von Korn- und Haferlieferungen gegen 
billige Vergütungen nöthig wurden, fahe fidy der Lan⸗ 
desherr genöthige, in einem Decrete vom 8. San. 1805 
auf die Zuftimmung der Stände bei ähnlichen Anord⸗ 
nungen für die Zukunft und auf die Naturalerfchürs 
tung ber verwilligten Getreide » Megen anzutragen; 
welches die Sandflände in ihrem Gutachten vom 2. 
April diefes Jahres zufrieden waren +) und wobei es 
auch bis jeße geblieben ift. | 


4) Der Hufenfuß unterſcheidet ſich dadurch von dem Steuerfuß, 
daß er nicht auf eine gewiſſe Gattung von Staatsbeduͤrfniſſen 
beſchraͤnkt iſt, da im Gegentheil jener ſich bloß auf gewiſſe 

Militaͤrpraͤſtationen, namentlich Lieferungen, Spannungen und 

die Einquartierungslaſt bezieht. Nah biefer Verſchiedenheit 
aber werden die Hufen felbit, in Magazins Spann und 
Maris Hufen eingetheiltz zu der erften Klaſſe gehören bie 
unter den Pflug getriebenen Felder, zu der zweiten die Grund⸗ 
ftüde der Pferbner, zu der letzten endlich alle befhodte Grund: 
ftüde und zwar mit der Beftimmung: daß in der Regel einem 
Hüfner 4 Gärtner und 8 Häusler glei geachtet werden. (©. 
bie bierhergehörigen Gefeke in Haubolds Lehrbuch $. 454. 
'not.b.6.526.) Die Unzahlder zu einer Hufe gehörigen Aecker 
ift fo verſchieden, daß nah einem gleich anzuführenden Guts 
achten bes ftädtifchen Eollegit oft ein Mißverhältniß von 12 
bis 30 und von 40 bis 70 Scheffel Ausfaat auf eine Hufe bei 
gleicher ober doch wenig verfhledener Güte des Ackers vorhans 
den iſt. Wichtige Notizen hierüber findet man in der bereits 
oben $. 225. not, 2. angeführten Landtagsfchrift v. 23. Jun. 1818 

. die Einführung eines gleichmäßigen Erhebungsfußes der außer 
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ordentlihen Hufenpraͤſtationen betreffend, dem ein- befondreß 
SGutachten des ſtaͤdtiſchen Collegii beigefügt if. 


2 Bewilllgungsſchrift v. 15. Febr. und’ Abſch. v. 5. Maͤtz. 


3) Bewilligungsſchrift v. 22. Jul. nnd Abſchied v. 1- Aug. 1683. 
Bewilligungsfchrift v. 24. Dec, 1687. u. v. 5. Gebr. 1688. | 


. 4) Geſchichte bed Königreichs Sacſen B. 2.6. 84. 


§. 230. 
| a * 
Gemiſchte Steuern oder Quatember. 


Wenn man von dem Namen und der nachherigen 
Form dieſer Steuer abſtrahirt, fo findet man einzelne 
Spuren bderfelben feit der zweiten Hälfte des ı5ten 
Jahrhunderts, indem fehon damals von Zeit zu Zeit 
eine Kopf» und Gemerbefteuer- ausgefchrieben wurde‘). 
Erſt ſeit dem Ausſchußtage v. 1646. aber ift eine 
Steuer diefer Ark, durch welche man urfprünglich je 
den Kopf uber 15 und unter 70 Jahren monatlid mie 

- einem Grofhen und dad Gewerbe nach Verhältniß von 
2 Groſchen bis 2 Thaler belegte *), bleibend geworben, 
wenn ſich gleich) Die angegebene Art der Befteuerung 
in dem Fortgange der Zeit fehr veränderte. Den Na» 
men der Quatember hat fie davon erhalten, weil fie ſeit 

1659 auf die vier Jahreszeiten (quatuor tempora) aus- 
gefehrieben wurdes). In dem Jahre 1661. räumte 
man den Ortsobrigkeiten dad Gubcollectationd Recht, 
welches mit einem fogenannten Quatember - Ercurrenz 
verbunden ift4), dergeſtalt ein: daß man ihnen allein 
die Repartition nad) focal= Kataftern überließ; die zwar 
1688 einer allgemeinen Revifion unterworfen wurden, 
welche bin und. wieder auch Abaͤnderungen des allge 





Kameral- und Finanzhoheit. 219 


meinen Local⸗Quanti nad) fich 309 5), ohne daß jedoch 
hierdurch die Errichtung newer Verzeichniſſe diefer Arc 
ausgefchloffen ift ). Bis zum Jahre 1703 hatte fich 
allmahlig der Betrag diefer Abgabe bis zu 23% Qua⸗ 
tember vermehrt, welche man deswegen die ordinären 
nenne, weil fie in den größern Städten feit der Ein, 
führung der Öenerafconfumtiond » Accife von diefer übers 
fragen werben”). Eine neue Veränderung jin Anfehung 
der Erhebungsart Diefer Abgabe erfolgte 1716, wo fie 
zuerft auch auf die fteuerbaren Grundſtuͤcke gelegt wur⸗ 
des). Es ftieg aber die Zahl der Duatember im Jahre 
1770 zu 49, von welchen jedoch 3 Dbr. für die Bes 
freiung von dem Mahlgrofhen mit Ausfhlug der 
Städte nur auf die Dörfer gelege worden find?). 
Sm Jahr 1793 wurde von-bem Sanbesherrn den ſteu⸗ 
erbaren Unterehanen ı br. erlaffen; fo wie au) in 
der fandtagspropofition vom 6. San. 1805. eine neue 
Verminderung dieſer Abgabe durch dad Verſprechen ans 
gefündige wurde, daß künftig 254 Dbr. für die Städte 
‚aus der Generalaccis» Kaffe übertragen werben follten ?°), 
bei welchen Ermäßigungen es aud ungeachtet der gro- 


Gen Kriegsbedrüfungen, welche das Land in ben neu⸗ 


ern Zeiten erfahren hat, bis jeßf, jedoch mit der Auds 
nahme verblieben ift, daß auch der zuerft erwähnte Ers 
laß eines Dbrs. feit 1812 nur den Säbten zu flat 
ten fomme”). 


4) Zufäge und Berichtigungen zu Schreber ©. 51. 


2) Steuerausfchreiben v. 18. Aug. 1646. in Cod. Aug. T. 2, 
p. 1674. | 


3) Dede Dresdner Chronif S. 450. 


4) Die Rechnungen hierüber müfen von den Obrigkeiten der 
Städte nah dem Mandate v. 30: Dec. 1818, 5 bel der 
Steuerbehoͤtde eingereicht werden, . 
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5) Auch wurden damals. in den Kreifen Quatember: Infpectoren 
beftellt, welche aber 1709 wieder aufgehoben wurden. ©: die 
Abhandlung über die Churſaͤchſ. Steuerverfaffung. S. 56. Eins 
zelne Moderationen bewirken dagegen. feine Abänderung des 
Localguauti. S, den Befehl vom 30. Aug. 1728. Cont. IL. Cod, 
Aug. T. 2, P. 829, 


6) Generalverorbnung bie. Errichtung neuer Duatember Catastro- 
rum betr, v. 30. Now 1789, 1 c. Gont, Il, p. 1623. 


9) In der Etadt Leipzig treten befondre Grundfäge, ſowohl In 
diefer Hinfiht, als auh wegen der lebertragung eines Theile 
der Schock- und Pfennigfteuer. barh die Accife ein, worüber 
einige Notizen in der Folge follen mitgetheilt werden. 


1— 8) Befehl v. 16. Sun. 1716. Cod, Aug, T. 2% P» 1835 sg. 
9) Zufäge und Verichtigungen zu Shreber. ©. 56. 
10) Geſchichte der Churfähfifhen Staaten B. 3. ©. 86 u f. 


14) Steuer: Ausfchreiben v. 16. Aug. 1811. Cont. III. Cod. Aug. 
T..2 P. 477% 


II. 

Steuerbefreiungen welde bie dinglidhen 
und gemifhten Abgaben betreffen. 
Diefe beruhen entweder auf allgemeinen geſetzlichen Vorſchtiften, 

oder auf befouderu Rechstitelu. 


A) Allgemeine Steuerbefreiungen. 


§. 231. 
a) Exemtionen der Kammer-, Ritter-und Commun— 
Guͤter. 


Die Befreiung der Kammerguͤter iſt in ihrer Bes 
flimmung zum Iandeshertlichen Unterhalte gegründer, 
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wird eben ſowohl auf neuerworbene, als auf ältere Güter . 
diefer Art, ja felbft auf außerordentliche Nothfaͤlle:) und 
Dafern es erkaufte Ritterguͤtter find, auf dag ritterfchaftliche 
Donativ?) ausgedehner. Kine ähnliche, jedoch nicht fo 
weit ausgedehnte Steuerbefreiung haben die geiftlichen 
Dotal-Güter erhalten, welche wegen diefer Eigenfchaft be— 
reits in den Altern Steuer-Anfchlägen, befonders in dem 
Hauptkatafter von 1628, nicht angefege findd). Auch 
bie Kommunguͤter genießen daſſelbe Borrecht unter gleicher 
Vorausſetzung“). Wenn aber mit allen diefen Gütern 
eine ihre urfprüngliche Eigenfchaft aufhebende Veränderung 
vorgeht, fo verlieren fie die Steuerfreiheit, e8 müßte 
denn diefelbe noch, aus andern Gründen (befonders weil 
fie ſchon ehebem mit Ritterpferden verdiene wurden) 
in Anfprudy genommen werden Eönnen 5), doc) ift je- 
' ner Örundfaß auf abgefommene Zubehörungen diefer 
und andrer fteuerfreien Guͤters), auch felbft auf die 
Ueberlaffung "eines Hauptgutes in Erbpacht?), endlich 
auf die Theilung von Kommun-Grundſtuͤcken ®) nicht 
anzuwenden. | 


1) Daß ehedem auch die Landesherrfchaft in folhen Fällen zur 
Mitleidenheit gezogen. wurde, zeigen folgende Worte des 
Ausihreibens einer Kopf: Vermögen: und Gewerbe: Steuer 
von 1481. Cod. Aug. T. %& p. 1667. „Und nachdem wir ung 
niht anzufhlagen wiffen, und zu dem verfammelten Geld 
von unferm eigenen Guthe nicht freigelaffen werden, fo mols 

“ Ien wir zu ſolchem verfammelten Geld auf die Zeit zwei 
taufend Gulden geben; wollen auch foviel an ung ift, bei 
Unfer lieben Frau Mutter verfügen, daß ihre Liebden von ih— 
tem eignen Gut, das fie in unfern Landen zu Leibgedinge hat, 
nachdem ſichs gebühret und ziemlich, das Ihre auf die Zeit 
auch geben ſoll.“ | 


2) Baharid Handbuch des Königl. Saͤchſ. Lehnrechts n. Ausg. 
von Weiße und von Langenn ©. 187. Nod in den Do, 
nativfhriften v. 6. Jun. 1818. v. 27. — und v. 4. Jul. 

II. ) | 
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182%. trug die Mitterfchaft darauf an: „daß der König kuͤnftig⸗ 
bin Güter, welche durch Apertur ihm anheim falen, wiederum 
an treue Vaſallen verleihen, auf feinen Fall aber, die les . 
bertragung der auf Nittergütern, die, unter welchem Titel 

ed auch fey, in landesherrlihen Beſitz kommen, urſpruͤnglich 
haftenden Mitterpferde, fernerhin von der getreuen MWitter: 
{haft verlangen möge.” 


3) Lands und Trankfteuer: Ausfchreiben v. 9. April 1661: (Cod, 
Aug. T. 2. p. 1484.) „Geiſtliche-, Kirhen: und Hofpitalgüs 
ter, fo vor Alters befreiet, genießen folher Befreiung förders 
bin in alle Wege; welde aber fteuerbar und In den Anfchlds 
gen befindlih, werden einen Weg, als den andern, vergeben.” 
Man vergl. Christ. Glob. Einert de immunitate fun- 
dorum ecclesiasticorum a tributis, Lips. 1779. & Daß übris 
gend diefe Befreiung nicht immer auf außerordentliche Staates 
laſien ausgedehnt wurde, zeigen die dafelbft p. 24. angeführten 
Zandtagsabfciede von 1541. und 1542. 


4) Negulativ v. 2 Det. 1764. $. 43. Cont. I, Cod, Aug, T. 2. 
P- 701. „Hat eine Gemeine ihre Gründftüde, befonders in 
Huthungen, Zriften und Angern ſchon vor der Fundamental: 
Echagung befeffen und gemeinfhaftlih genuget, fo können Wir 
in Gnaden geſchehen laſſen, daß, ob fie wohl mit Schoden 
niemals befonders und namentlich <ataftriret werden, fie dens 
noch neuerlih damit nicht beleget, fondern als folhe Grunds 
ftüde angefehn werden mögen, welche unter dem geſchaͤtzten 
Werthe der Güter und Häufer dafigen Orts urfprünglih mit 
begriffen find.” . Aus dem Land» und, Trantitener - Ausfchreis 
ben v. 28. März 1628 aber (Cod. Aug. T. 2. p. 1410.) er: 
giebt fih: daß nur diejenigen Kommun- Güter aus dem Steu— 
erfatafter von 1628. weggelaffen worden find, „welche befondre 
Befrelung vorzumweifen, oder niemals nichts an Landfteuer ent: 
richtet hatten,” 


5) Mandat wegen verfhicdener dad Steuerweſen betreffender 
Fragen v, 21. März 1810. (Cont, IL. Cod, Aug. T. 2. p. 462. 5q.) 
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Qu. VIII $. 2. Sur Erläuterung des ganzeh nurerwähnten 
Mandates felbft vergl. man ‚inebefondre a) Derret an bie 
Landſtaͤnde, die Entſcheidung die bei dem Landtage 1775. auf: 
geworfenen Steuerfragen betr. v. 25. Febr. 1805. b) Scrift 
von Nitterfhaft und Etädten, die Eteuer: Quditionen betr. 

v. 11. April 1805. Man vergl, Haubolds Lehrbuc $. 172 
not. e, ©, 169. 


6) a. a. O. Qu. VII, g. 3.5 doch koͤnnen dieſer Worfhrift zw. 
Folge die Bejiger uud Bewohner folder einzelner Stuͤcke wer 
gen der Nahrung und des Gewerbes zur Mitleidenheit gezo⸗ 
gen werden, 


7) a. a D. Qu. IX. Man vergl. Henr, Godofredus Bauer 
Obseryationum de iuribus locatoris ac conductoris perpetuariä 
ad mandati Regii vectigalibus regundis D. XXUII, Mens. Mar- 
ti A, CloloCCCK, Quaestionem IX. Pars I. Lips. 1820. 4. — 
Im Anhange diefer Schrift Nr. I, findet man auch einen Aus- 
äug der not, 5. sub, b. erwähnten Landtagsſchrift in Hinſicht 
auf die nurerwaͤhnte Frage» 
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8) Generale die Beftenerung der Kommungrundftüde in Veraͤu— 
Gerungsfällen betr. vom 31. März 1817. Cont, III. Cod Aug, 
. T. 2. p. 563. Es werden aber in diefem Geſetz zwei Auss 
nahmen von der oberwähnten Regel bemerkt, welche ſchon in 
dem not. 4, erwähnten Ausfchreiben für den Fall feftgefegt, 
war, wenn einzelne Haufer auf Kommun-Grundſtuͤcken erbaut 
waren, nämlich a) wenn in dem Orte ermangelnde oder auf, 
Wuͤſtungen haftende kaduke Schode in den Kataftern oder 
Rechnungen. geführt werden; b) in Anſehung der dinglichen 
QDuatemberftenern- 


= 2 
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b, Steuerfreiheit der Ritterguͤter, 
Zahariä biftorifhe Bemerkungen über die Stenerfreiheit der 
Churſaͤchſiſchen MNittergüter in dem Muſeo für die Saͤchſiſche Ges 

ſchichte und Staatskunde 8, 2. St. 2, Nr. VII. S. 195. — €. U 
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A. Leber die Vefdrderung des Zutrauens zwifhen Negenten und 
Untertbanen 1793. 8 — Das Grabmal des Leonidas 1798. 8. 
— Hausmann über Bewilligungen der Stände und Stenerfrei: 
heit, in feinen Beiträgen B. 1. Nr. IV. ©. 74. — Derfelbe 
über Steuer des Mitterlehns und Donativ a. a. D. B. 2. Nr. IV. 
E. 77. Die Stenerverfaffung und insbefondre die ritterfhafili= 
che Steuerfreiheit in Sacbfen. 1805. 8 — Max Carol, de 





Carlowitz Comment. Inris Saxonici de origine fatis ei na- 
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tura pecuniae servitäiorum equestrium vwicariae, Lips, 1803. 4. 


\ 

—J Teutſch unter dem Titel: die Natur der Ritterpferdsgeldet, de— 

iu | ten Urfprung und Schickſale. Leipzig 1805. 8 
Bu 
i $. 232. 
9 «) Urſprung derſelben. 

So lange ſich die Abgaben als ſogenannte Be— 

J—— den nur noch auf beſondre Rechtstitel gruͤndeten, wurde 

die Ritterſchaft nicht ſelten wegen ihrer Lehnsverhaͤlt— 

a niffe dergeftalt zue Mitleidenheit gezogen, daß fie ei» 

ee Er nen Theil der Zinfen, die fie von ihren Bauern und 


4 Hinterfaffen erhob, ihrem Lehnherrn entrichten mußte’). 
Auch findet man felbft bei dem Anfang der eigentlichen 
Territorialjteuern einzelne Spuren, daß ber Adel feine 
sehnhufen verfteuern mußte), Weil man aber die 
perfönliche Seiftung der Ritterdienſte damals noch im> 
mer voraudfegte, fo wurde hierauf feit der letzten 
Hälfte des 16ten Jahrhunderts 3), jedoch unter haus 
figen Widerfprüchen der Städte4), die Steuerfreiheic 
der Nittergüter gegruͤndets), die jih auch ſeit der 
Mitte des ı6ten Jahrhunderts bis auf die neuern Zeis 
ten, mit alleinigee Ausnahme außerorbentliher Staats» 
bedürfniffe, erhalten hat. Da übrigens die Nitterfchaft 
noch bis zum Jahre 1661. ihr andres DVermögen. vers 
fteueen mußte), fo war dieſe Befreiung ehedem we- 
niger drüdend, als fie eö in der Folge geworben if, 
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wo die Ritterpferdsgelder den uͤbrigen Staatsbuͤrgern 
nur eine unverhaͤltnißmaͤßige Entſchaͤdigung fuͤr dieſes 


Vorrecht gewaͤhrten. 


* 


4) Beiſpiele v. 1376. und 1383. ſ. in Wecks Dresdner Chronik 


S. 437. Man vergl. Baharid a. a. D ©. 205- in f. 


2) Unter andern auf dem Dresdner Landtage von 1552 und auf 


dem Torgauer von 1557. ©. die Landtagsverhandlungen in 
meinen diplomatifhen Beiträgen zur Saͤchſ. Seſchichte ©. 140. 
u. f. und foviel den zulegt erwähnten Landtag betrifft im 
Hausmannd Ausgabe der Landtagsordnung ©. 129. u- f. 


3) Befonders hören die entzegengeſetzten Beifpiele feit 1561 auf; 


Havsmannd Beiträge Th. 2. ©. 51. u. f. 


4) Geſchichte der Churfähfifhen Staaten B. 4. ©. 175. 


5) Daß in jener Verbindlichkelt, nicht aber, wie Struben in 


# 


feinen Nebenftunden Th. 2, Nr. 9.6. 275. zu erwelſen fuchte, 
in bem vollen freien Eigenthum der Üittergutsbefiger der 
Grund diefer Immunitaͤt zu fuhen iſt, zeigt Eichhorn im 
feiner Staats = und Mechtsgefhihte B. 3. $. 426. mot. k. 
©. 242.5 eben fo wenig aber kann fie, wie von Carlowitz 
(I. c. p- 69% sq.) behauptet, auf dem alten Vorrechte der 
Ingenuitaͤt, Feine Abgaben von irgend einer Art zu leiiten, be: 


ruhen; weil diefes fhon burh ben Gebrauch der Lehusbeden 


aufgehoben war. 


6) Man vergl. die Steuerverfaffung und insbeſondre die ritter: 


ſchaftliche Steuerfreiheit In Churſachſen S. 79 — ©. 82: 


§. 233. 
BP) Ritterpferdsgelder oder Donativ. 


Schon in den ı6ten Jahrhundert wurde von dem 


Churfürft Morig und feinem Bruder Auguft eine all- 
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gemeine Verwandelung der Ritterdienſte in Geld ge— 
gewuͤnſcht: weil ſie ſchon damals den geringen Ge— 
brauch derſelben bei der Vertheidigung des Landes be— 
merkten“). Doch kam dieſer Entwurf nicht zur Ause 
führung und felbft von Abkaufung der Ritcerdienfte in 
einzelnen Fällen findet man damals nur nod) feltene 
Spuren®), welche aber in der erften Hälfte des 17ten 
Jahrhunderts immer häufiger wurden®). Erſt feic 
dem Jahre 1657. wurden die Ritterpferdsgelder in 
der gegenwärtigen Korm als ein Donativ unter ber 
Bedingung des Erlaffes der Nitterdienfte außer dem 
Morhfalle während der Verwilligungszeit bargeboten +); 
wobei es denn auch dergeftalt geblieben ift, daß fie 
allmablig von Landtag zu Landtag in einer befondern 
Schrift, und zwar bisweilen auch gegen Auöftellung 
eines befondern Meverfes °), verwilligee wurden. Der 
Detrag diefer Verwilligung, der ſich in den neuern 
Zeiten gewöhnlich in der G6jährigen Verwilligungszeit 
auf 150,000 Thlr. belief), feier der Abtretung eines 
Theils von Sachſen aber im Jahr 1818. während eis 
ner zZjährigen auf 40,000 XThlr. und 1821 in einer 
dergleihen auf 54,000 Thlr., endlih 1824 während 
einer 'Gjährigen auf 81,000 Thlr. befchränfte”), wird 
nach einer Matrikel von 1632 unter die Kreife vertheilt, 
welche aber durch einzelne Remiſſe und durch ben 
Wegfall Iandesherrlicher Kammergüter, mehrere Ver: 
änderungen erlitten hate); auch werden die fogenann- 
ten Freiguͤter nach dem Maßſtabe zur Mitleidenheic 
gezogen, daß ein Gut, das 20,000 Guͤlden werth iſt, 
den Betrag von einem Pferde erlegen foll?). Fuͤr jeden 
Kreis find befondre Donativgelder-Finnebmer angeftelle, 
welche zugleich mit ihren Stellvertretern von der Nitters 
ſchaft eines jeden Kreiſes aus ihrer Mitte erwaͤhlt werden, 
wobei nur auf folhe Derfonen Ruͤckſicht genommen 
werden Darf, Die bereits einen Landtag befucht haben, 
übrigens wird die vollzogene Wahl Durch ben vorfigen- 
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ben Kreiöftand dem Oberfteuercollegio nachrichtlich ans 
gezeigt‘). Von jenen Einnehmern aber, wird das 
ganze Quantum, wofuͤr jeder Kreis zu haften hat ’*), 
jahrlih an das Oberfteuercollegium und von dieſem 
‚weiter zur freien Dispofition des Königs abgeliefert), 


1) Bedenken des Churfürft Auguſt über die Verwandlung ber 
_ Mitterpferde in Geld in der Abhandlung über die Churſächſ. 
Steuerverfafung S. 97. 


9) Carlowital. @ p: 28. seq. Geſchichte der Churfähiißsen 
Staaten B. 4. E. 176. 


3) Carlowitz l.c. p. 34. Geſchichte der Churfächf. Staaten 
©. 350. u. fi | a5 


4) Die damaligen Landtagsverbandlungen f. bei Carlowitz 
l, c p. 37 = p» 49, a 


5) ©. meine Zufäge zum Schreber & 116. u. f. In neuern 
Zeiten iſt die landesherrliche Erklaͤruug auf das Donativ ge: 
woͤhnlich zugleih dem Landtagsabſchied inferiet worden. 


6) Hausmann Beitrdge ©. 93. not. 9. 


7) Donativfhriften vom 6 Jun. 1818, v. 27. Mai 1821. und 
v. 4. Zul. 1824. | 


8) Nömers Staatsreht B. 2. S. 366. — Den Urfprung. die: 
fer titterſchaftlichen Matriteln erläutert Carlowitz 1. c, p. 
20 seq. not, t.; auch beziehen ſich darauf mehrere in dem Uns 
baug p- 111. seq. mitgetheilte Urkunden. 


9) Landtagsabſchied v. 24. Apr. 1711. ©. Carlowitz l. « p: 
55. Uebrigens findet die Steuerfreipeit bei jenen Freigätern 
nur infoweit ftatt, ald fie durch Verjaͤhrung erworben iſt, wo: 
durch ebenfalls die beſchockten Mittergüter welche einen Beir 
trag zu dem Donativ zu zahlen pflegen, gegen die Quatember⸗ 
mitleidenheit gefhügt werden konnen. Mandat wegen verſchie— 
dener das Steuerwefen betr. Fragen Qu, V. u. Qu. VL | 
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10) $. 33. der Rreiötagdordnung v. 10. Aug. 1821. in ber Gef: 
Samml. für das Königreih Sadhfen v. d. J. St. 16. no, 28. 
©. 107. wo man auch Vorfcriften über die Pflihten ded Dos 
nativeinnehmerd und über die Ablegung feiner Rechnung findet, 


41) Refeript v. 18. Sept. 1815. Cont. III, Cod, Aug. T. 1. p. 
21. Doch wird in den not, 7. angeführten Donativfcriften dar— 
auf angetragen: baß ſich die Oberftenereinnahme, dafern ir» 
gend ein Vaſall aus wahrem Unvermögen in Neft verblieben 
ſeyn folte, diefe Poſten unweigerlich ftatt baaren Geldes zu⸗ 
rechnen laſſen ſolltez worauf aber keine beſtimmte landesherr⸗ 
liche Erklaͤrung erfolgt iſt. 


12) Grabmal bes Leonidas S. 116 


$. 234. 
© Befreiung ber Bergftädee von der halben 
Sandfteuer. 


MWenn gleich ſchon Altere Spuren von biefer oft 
auch auf andre Bergörter ausgedehnten Befreiung vors 
fommen'), fo wurde fic doch zuerft ausdrüdlih in dem 
Dergdecrete vom 17. Mai 1624. $. 9. erwähnt, und 
ben DBergftädten nur unter der Bedingung zugeflan- 
den, daß fie den Betrag des Erlaffes zu einem Koms 
mungebäude verwenden ſollen“). Da übrigens ſeit der 
Einführung der Confumtions-Aecife ‚durch diefe Abgabe 
bie Landſteuer in den Städten übertragen werben follte; 
fo find hieraus verſchiedene Irrungen entflanden, fo 
daß in Anfehung der Häuferfchocfe der Betrag, wel— 
der in den Bergbau verwendee wird, noch nich über 


all gleich ift >). 


4) Kurze Gefhichte der den Bergörtern zuftehenden Lands und 
Trankſteuerbefreiung in der Abh. über die Churfähf. Steuer: 
verfafung S. 107. u: f. 
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2) Cod. Aug. Es 2: pP» 2356. 


3) Köhler Anleitung zu den Rechten und der Verfaſſung bei 
dem DBergbaue im Königreihe Sacfen. 2te Ausg. S. 256. 


9. 245. 


d. Befreiungen von der Duatemberftener, 
befonders von der perfönliden. 


Diefe genießen «) alle königliche Raͤthe und Die: 
ner‘); 4) bie Profefforen *) und Scullehrer 5), fo wie 
auch die Geiltlihen, 7) die Berg: und Hüttenleute*), 
ö) alle Weiböperfonen,. die fih mit Klöppeln der Spize 
zen befchäftigen, endlich =) alle verabfchiedere Soldas 
ten, welche überhaupt von allen perfönlichen Leiftungen 
frei find 5). 


4) Ueber bie Churfächfifhe Steuerverfaffung S. 61. 


2) Nob vor der Einführung ber eigentlthen Quatember wurden 
die Profefforen mit Einfhluß anbdrer Lehrer zu ben damals 
üblihen auf das’ Einkommen gelegten Steuern nicht gezogen. 
Steuer: Ausfhreiben v.2 Sept. 1552.: Cod. Aug. T. 1. p. 534. „Do- 
etores, Magistri und andre Gelehrten, fo in denen Univerfitäten 
su Leipzig Wittenberg oder andern Städten, in denen Schu⸗ 
Ien lefen, follen fulder Beſoldung, die fie von ihren Lectlonen 
haben, mit dleſer Steuer verfhont werden.” — In Witten: 
berg waren fogar nah einem Befehl v. 23. Dec. 1748. Cont, 
IL-Cod. Aug. T. 2. p. 831. die Profefforen und ihre Wittben 
auch in Anfehung ihrer Haufer von den Quatember befreit. 


3) Mandat v. 18. Aug. 1646. Cod. Aug T. 2 p. 1673, wo 
ebenfalld „die Professores und Lectores - auf den Univerfitäten, 
beren allerfeits Weiber und Kinder, fammt der fiudirendent 
Jugend, Haus: Arme und die ihr Brod zu erwerben nicht vers 
mögen; erwähnt werden. 
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4) Verordnung vom 31. Mai 1822 in der Gefegfammlung d. 3. 
St. 20. Rt. 35. ©. 358.. 


5) Mandat v. 12. Sept. 1738. Cout. L Cod, Aug, T. 1. p. 1105. 
und Erläuterungs : Mandat v. 31. März 1749. lc. p. 1145. 
Zu Folge des zulegt angeführten Geſetzes find übrigens die 
Snvaliden von ben jeded Orts hergebrahten Hausgenoffen : 
Dienften und Kommun = Präftationen nur unter der Voraus: 
fegung frei, daß fie ihren Aufenthalt an dem Ort ihrer Geburt 
oder ihrer Erziehung nehmen. 


B. Befonbre Steuerbefreiungen, 


| Dieſe beſchraͤnken fi hauptſaͤchlich nur auf ding— 

liche Abgaben; jedoch machen die bisweilen in Anſe— 
hung der Trankſteuer vorkommenden Privilegien, von 
denen bei dieſer Abgabe ſelbſt gehandelt werden ſoll, 
eine Ausnahme.) 


| §. 236. | 
a) Durch landesherrliche Privilegien. 


Christ, Gottl, Einert de eo quod iuris est in Saxonia circa 
immunitateın a tributis, quae privilegio nititur, Comment. I, 


Lips. 1796. et 1797. 4 


Dei der allgemeinen auf dem Landtage von. 1660 
erfolgten Reviſion des Steuerwefens'), wurden außer 
verfchiedenen andern Gebrechen defielben *), befonders 
auch die ſeit Johann George I. häufig ercheilten Er- 
emetionen von ber fand» und Schockſteuer in Bera— 
hung gezogen und hierdurch den 16. Febr. 1661 ein 
Befehl?) veranlaßt: 'daß diefe Steuerbefreifen ihre 
Anfchläge einfenden, ihre Beguadigungen beibringen und 
die Urfachen und Beſchaffeuheit derſelben anfuͤhren 
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follten. Hierauf aber erfolgten nicht nur in der mit 
Einwilligung der Landſchaft abgefaßten Steuerinftrucs 
tion +) vom 8. April d. J. verfchiedene Mobdificationen 
der bisher ercheilten Befreiungen $), fondern auch die 
in dee 65ſten Decifion betätigte Erklärung des Landes— 
herrn: „daß er, dem Gteuerwerke zum Nachtheile ei— 
nige neue Befreiungen, Gonceffionen oder Privilegien 
weiter nicht ertbeilen, ‚no jemanden, obne der Ober: 
einnehmer. Berichtserftattung NRemiffion an Land- und 
Trankſteuern (ald den damals allein üblichen) ertheilen 
"wollte Weil aber demungeachtet Eremtionen dieſer 
Are von Zeit zu Zeit vorgefommen find®), fo wurden 
hierüber in dem Mandate 7) vom 24. März 1810 
(Quaestio I.) folgende Grundfäge aufgeftelle: a) Alle 
vor Erfaffung der 65ſten Decifion, mithin vor dem 
2often Jun. 1661 ercheilte Steuerbefreiungen, blei—⸗ 
ben auch in Zukunft ihrem buchftäblichen Inhalte nach 
bei Kräften®). b) Sind hingegen dergleihen Steuer: 
befreiungen einem Grundflüde nach diefer Zeit ertheilt 
worden, fo iſt denfelben in der Regel einige Wirkung 
nicht beizulegen®). ce) Sit eine Eremtion diefer Arc 
gegen Erlegung einer Geldfumme, oder gegen Leber: 
nehmung andrer in das Steuer-Aerarium nicht fliegens 
der Abgaben oder fonft ttulo oneroso erlangt °), 
‚ober dabei die Vertretung ausdrücklich zugefichert wor— 
den, fo wird diefer Anfpruch entweder durch einen gür- 
lichen Vergleich oder auf rechtlihen Wege erledige''); 
d).Die Befiger derer Grundftüde, welche die Steu: 
erfreiheit nad) dem 22ften Yun. 1661 erlangt haben, 
wurden bei 50 Thaler Strafe verpflichtee, binnen 3 
Sahren vom Dato des Mandatd an gerechnet, gedachte 
* Urkunden bei dem Oberfteuercollegio einzureichen; auch 
follte nah Ablauf diefer Friſt die Beſteuerung dieſer 
Grundftücde ihren Anfang nehmen 
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4) Einert l. c, Comment. IL p. 4. 

BMGeſchichte des Koͤnigreichs Sachſen B. 1. ©. 188. u, f. 
3) Cod. Aug, T. 2. p. 1481. 

4) Lünigs Reichsarchiv Part. spec. Cont, II. p. 522, 


5) Auch find diefelben in der Stenerinftruction v. 19. Dec. 
4749. (Diplomatiihe Beiträge zur Saͤchſiſchen Geſchichte und 
Staatskunde ©. 116. u. f.) $. 19. u. $. 20. enthalten. 


6) a. a. DS. 21. „es verbleiben dennoch alle von Und neu ers 
theilte, ober renovirte Concessiones, Befreiungen und Privile- 
gia billig von nun an und zu allen Zeiten bei Kräften.“ 


7) S. oben $, 231. not, 5. 


8) Doch find die in der Stenerinftrnction enthaltenen Modifca— 
tionen hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


M Jedoch mit dem Vorbehalt, in einzelnen Fällen, bei vor: 
handenen erheblihen Urfahen, die fernere Wirkfamkeit folder 
Steuerbefteiungen zu verwilligen. 


* 
[4 


40) Im übrigen werben alle aufgeftellte Grundfige auch auf 
diefen Fall und felbft dann, wenn bie Befreiung nur auf ge: 
wiffe Zahre oder auf den Befiges und deffen Erben befcbränft 
fepn follte, angewendet. | 


41) In den Fällen aber, da durh die MWiederaufhebung einer 
Steuerbefreiung Privatanfprühe nnter den Intereffenten ver: 
anlaßt werden, fol der Einwand, daß die Aufhebung der 
Steuerfreiheit durch eine Tandesherrlihe Verfügung gefchehen 
fey, bei der rechtlichen Entfheidung nicht berüdfichtiget 
werden. 
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$. 237. 
b) Durch Berjähruing. 


Die ehedem fo beftrittene Frage: ob die Steuer- 
freiheie in Sachſen durch undenklihe Verjährung er⸗ 
worben werden könne‘), hat durh das Mandat vom 
24 März 1810 ihren praftifhen Nugen verlorens 
Denn nad) diefem Geſetz foll in Anfehung jener Be 
freiung für die Zukunft keine Art der Verjährung ein- 

treten; für das Vergangene aber dann, wenn feit dem 
1. San. 1701 von einem Grundftüde (das, infofern 
von einem Gebäude. die Rede ift, bereits zu gedachter 
Zeit in diefer nunmehrigen Qualität vorhanden gemes 
fen ift) diejenige Öattung von Steuern, weldye dems 
felben nady dem ı. Sjan. 1701 angefonnen worben ift, 
oder fünftig angefonnen werden möchte, niemals ent» 
richtet worden). Jedoch finder dieſe Verjährung niche 
ftatt, wenn dargethan werden kann, daß entweder ein 
unwirkffames Privilegium oder eine, ohne Genehmigung 
der Behörde, erfolgte Dismembration, oder Verlegung 
der Abgaben von einem Grundftüde auf Das andre, die 
Urſache der genoffenen Gteuerfreiheit gewefen ift>). 
Hat aber das Grunditüd feit dem 1. Jan. 1701 und 
von bem Dato bes Mandats fi) eine Zeitlang oder 
immerfor£ in Ianbeöherrlichen oder geiftlichen und fol- 
chergejtalt in einem, der Verfaſſung nach, fteuerfreien 
Befig, oder in ber Caducitaͤt befunden, fo ift die An- 
fangszeit der Verjährung um foviel, als die Dauer 
dieſes Zuftandes beträgt, über den ı. jan. 1701 zus 
ruͤckzuſetzen *). 


1) Eine Hauptveranlaſſung zu dieſem Streit gab beſonders die 
Hinweglaſſung des in den aͤltern Steuerausſchreiben von 1628, 
1635, 1640, 1646 und 1654. enthaltenen Vorbehalts: „welche 

aber derhalben fonderbare Befreiung vorzumeifen, oder über 
Menfhen Gedenfen an Landiteuer niemals etwas entrichten 
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bürfen, bie ſolen aud bei folher ihrer Freiheit gelaffen wer: 
den.” Es wurde nehmlih feit 1661 dieſe Stelle dergejtalt 
geändert: „welche aber deshalben fonderbare Befreiung vorzu— 
wenden, die follen an Unſere Oberitener: Einnahme gewiefen 
und dafelbit ihrer habenden Inſtructionen und jetzigen Lands 
tagsabichiede nach befhieden — werden.” Auch erfolgte zwar 
Durch dad Generale vom 1. Nov. 1741. (Cont. I, Cod. Aug, 
T. 2. p. 217. sub 416.) die Entfheidung: „daß wo etwa ganz 
. unbefhodte Grundftide, welche niemaln zur Echakung gezo— 
gen, befindlich, folhe ebenfalls mit Steuerfhoden belegt wers 
ben ſollten;“ doch wurde bdiefelbe in der Mefolution auf die 
Präliminarferift der Stände von 17%. $. 6. wieder aufgeho: 
ben. Manvergl. Car. Guil Winckler Praescriptio immu- 
nitatis a tributis, praeserlim quoad aerarium publicum Saxoniae 
impugnata. Lips, 1779. 4. und Maxim, Car, Aug, Petsch- 
ke Nova disceptatio de immunitate praediorum in Saxonia a 
tributis per praescriptionem imemorialem adipiscenda, Lips, 


1800. 4. 


"Da a. D. Quaest, IL g. 4. und $. 2. wo zugleich feſtgeſetzt 
ift: „daß diefe Verjährung weder durch die Unrechtmaͤßigkeit 
ihres Anfangs oder Fortgangs, oder einer dabei eingetretenen 
malae fidei, oder Verſchweigung des Grundftüd®, oder einer 
vor dem iſten Januar 1791. erfolgten DVerfhakung oder Ber: 
fteuerung deſſelben, noch and dadurch entfräftet wird, daß vor 
Grlafung des gegenwärtigen Mandate, bei einem folhen 
Grundſtuͤcke, die Unterfuhung feiner Steuerfreiheit bei der 
Behörde, jedoh ohne daß es zur wirklihen Belegung mit 
Steuern und zu deren GEntrichtung gelommen, vorgenomuien 
worden ift. 


3) a. a. De $. 3. 


4) a. 0. O. $. 4. ud 5. wo zugleich einige nähere Beſtimmun⸗ 
gen bes zuletzt erwähnten Grundfapes vorfommen. 
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Wirkungen der Dismembrationen ber 
Grundſtuͤcke auf die dinglichen 
Abgaben. 


d. 238. 


Dismenbrationen der Grundftüde?) follen wegen 
gehöriger Vertheilung der Steuern blos mit Genehmir 
gung ded Oberfteuer »Gollegii und unter Goncurrenz der 
Drtöobrigkeiten vollzogen werden). Yon eigenmädhrig 
vorgenommenen bleiben nad) der neuſten Geſetzge— 
bung®), welhe das Mandat vom 24. März 1810 
Qu. VII. enthält, blos die bis mid dem Jahre 1628 
-gefchehenen bei Kräften; wogegen alle nachherigen in 
Anſehung des Steuer-Aerarii, felbft unter der Vor⸗ 
ausfegung ungültig find, wenn ihnen die Verjährung 
zur Seite ſteht; daher das Oberfteuer- Collegium, ohne 
Beruͤckſichtigung der Verabredungen der Intereſſenten, 
und ungeachtet der etwa dazu gefommenen gerichtlichen - 
Beſtaͤtigung und Lehnsreichung, eine neue verhältniß- 
mäßige Vertheilung ber Abgaben, feinesweges aber 
ohne Einverftändnig der Intereſſenten, die Wiedervers 
einigung der getrennten Grundftüde, anordnen fann®). 
Für die Zukunft ift jede Privatzertrennung fteuerbarer 
Grundftücde bei 30 Thlr. Strafe verboten. Sollten 
fie demungechtee ſtatt gefunden haben, fo hängt es von 
dem Sberfteuercollegio ab, ob es eine verhältnigmäßige 
Bertheilung der Abgaben, oder. die Wiedervereinigung 
der getrennten Grundftüde oder die Subhaſtation 
dad ganzen gefeßwibrig zertheilten Grundftüds anord 
nen will.°) | 


41) Nur folhe Weräußerungen werden darunter verſtanden, wos 
durch Theile eines Gruudſtuͤcks, welche bisher unter deffen vol 
lem Schock-Quanto mitbegriffen waren, einzeln auf andre Bes 
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fißer übergeben. S. Haubold a. a. D. 5. 189. ©. 196. auch 
werden dafelbit $. 474. not, e. ©, 172 bie bierhergehörigen 
Geſetze angefuͤhrt. 


2) Verordnung das In Dismembratlonsfaͤllen in Anſehung ber 
Repartition der Steuern zu beobachtende Verfahren bett. v. 4. 
Mai 1784. Cont, II. Cod, Aug. T. 2. p- 979. Auch iſt das 
mit das Generale vom 15. Aug. 1766. Cont. I, Cod, Aug, T. 
2. p. 345. zu vergleihen. 


3) Die rältern Vorſchriften hierüber nebſt der Literatur fe Im 
Haubolds Lehrbuch $. 190. ©. 197. u. f. 


470.00. 1— 3 
Du - 
V. 
Conſumtivns-Steuern. 
4) Trank-Steuer. 


$. 239. 
a. Bier: Steuer 


Die erfte Nachrihe von ihr findet man in den 
Sandtagsbefchlüffen von 1440, wo die 1438 verwils 
ligte Gzife, welde in dem zoften Pfennig von jeglis 
chen Käufen alles feilen Verkaufs beftand*), auch auf 
Handwerkswaaren und gebrautes Bier ausgedehnt wurs 
de*). Erſt 1469 erfolgte zu Seipzig eine neue Ver—⸗ 
willigung berfelben unter dem Namen des Ohmen⸗ 
geldes zu 5 Gr. vom Faß, ohne Unterfhied®), und 
1546 die des fogenannten großen DBierzehntes welcher 
in 20 Gr. von jedem Faß zu 5 Gimer bejtand ®). 
Nah manchen Unterbrechungen und WBerordnungen °) 
fah man ſich 1605 genöthige das Doppelte‘), ferner 
im Jahre 1702 ı Thaler vom Braun: und ı Thaler 
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12 Gr. vom Weißbier fir das Faß feflzufegen”); 
auch 1749 den zuerft erwähnten Anſatz um 8 Gr. zu 
erhöhen, indem man zugleich die Trankſteuer bei dem 
ausländifchen Biere und zwar bei dem braunen bis zu 
ı Thlr. 16 Gr., und bei dem weißen bis zu 2 Thlr. 
12 Gr. vom Faß vergrößerted). Zwar ift es, foviel 
die inlandifchen Brauereien betrifft, bei diefen Anfägen 
mit. Hinzufügung eines neuen Anfaßes®) fir das Dop- 
pelbier von ı Thlr. 16 Gr. feit der Bewilligung vor 
1818 in der Megel geblieben '°); aber in Anfehung der 
Ritterguts- und übrigen Sandbrauereien find durch das 
Trankſteuer » Ausfchreiben *') vom 3. März 1819. 
feie dem 1. April diefes Jahres jaͤhrliche Fira, und ne- 
ben benfelben eine auf das zum Brauen verwandte 
Malz zu entrichtende Steuer eingeführt, welche 6 Pf. 
von jedem Scheffel beträgt. Auc wurde die nehmli— 
che Einrichtung in dem allgemeinen Steuer -Ausfchrei- 
ben **) vom ı0. Oct. 1821 .in Anfehung derjenigen 
Städte getroffen, welche befonders bei dem Oberfteuer = 
collegio darum anſuchen würden. Demungeachter ift 
jene Firirung felbft bei den Sandbrauereien noch niche 
zu ihrer Vollendung gediehen, daher in dem Steuer— 
Ausfchreiben vom 30. September 1824. neue Beftim- 
mungen hierüber angekündigte worden find >), 


1) Gottfr Aug. Arndt de Origine Accisae provincialis. Lips, 
1796. 4 2 

2) Yausmanns Beiträge Th. 2. ©. 116. not, 31. 

3) Müllers Saͤchſ. Annalen ©. 39. 

4) Hausmann a. a. D. ©. 137. not. 15. 

5) Zufäge und Berichtigungen zum Schreber &34, 

6) Befehl vom 25. Gun. 1605. Cod, Aug, T. 2, p. 1391. 


7) Befehl vom 15. Apr. 1702. 1. c. p- 1561. Erklärung dieſes 
Ausihreibend vom 20, Jan, 17093. 1 c. p. 1567 ferner Ers 
I. Q 
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laͤuterung des zuletzt erwähnten Geſetzes v. 16 Jan. 1747. 
Cont. I, Cod. Aug. T. 2. P. 245. 


8) Befehl v. 13. Det. 1749. nebſt deſſen Erlaͤuterung v. 1. Nov. 
d. J. I. e. P. %7- 


9) €. dad not. 11. angeführte Gefeß v. 1819. 


40) Ueber die Churſaͤchſiſche Steuerverfaffung ©. 13. Uebrigens 
werden in allen nurerwähnten Gefegen beftimmte Anfäge von 
dem fremden Bier niht erwähnt, doc ergiebt fi aus ber 
Erläuterung vom 16. Ja. 1747. Cap. XVII. 1. c. p. 258. daß 
bereitd früher befondre Verordnungen deshalb ergangen waren, 
und in dem Ausfcreiben vom 26. Febr. 1776. (Cont. IL, Cod, 
Aug. T. 2. pı 883.) werden die oberwähnten Anlagen ald auf _ 
der zeitherigen Obfervanz und DBerfaffung berubend ausdruͤck⸗ 
lich angegeben. 


11) In der Gef. Samml. d. I. Et. 6. Nr. 10. ©. 153. Unter 
den Randtagsfchriften hieruͤber ſ. a) Decret die Trankſteuer⸗ 
Regie betr. v. 10. Nov. 1817. b) Schrift der Stände den 
nehmlihen Gegenitand betr. v. 19, Mai 1818. 


42) Gef. Samml. v. d. I. St. 19. Nr. 32, ©. 139. Man vergl. 
a) Decret an die Landitände v. 16. Det. 1820. b) Schrift der 
Stände v. 9 Jan. 1821. ©) Decret v. 10. März 1821. 


13), $, II. Gef. Samml, d. 3. St. 21. Nr. 32. S. 189. U. f. 
Man vergl. Decret an die Landſtaͤnde v. 10. März 1821. und 
* Schrift der Landftände m 31. Jul d. J. 


J 


§. 240. 
b. Weinfteuer. 
Ihr Uefprung fälle in das nehmliche Jahr (1346) 


wo zuerft die große Bierſteuer eingeführe wurde, und 
damals betrug fie von einem Eimer fandwein 5 Or 
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und von Rhein⸗ und andern ausländifhen Weinen 
ohne Unterfehied 10 Gr.') Im Jahre 1605 murde 
fie ohne Unterſchied um 5 Gr. auf den Eimer erhöht *); 
feit 1661 aber blos auf den ausländifchen Wein bes 
ſchraͤnkts) und duch dad Generale) vom 27. Nov. 
1728 die einzelnen Anſaͤtze nach der Berfchiedenheit der 
Sorten reguliret, wobei aud der Branntwein befon- 
ders in Anfag gebracht wurde; 1742 aber fam eine 
neue Weinanlage $), und 1763 eine andre auf den aus» 
laͤndiſchen Branntwein hinzu‘), endlih wurde 1811 
auch der ausländifche Weineſſig?), fo wie der ausländis 
fhe Weinmoft®) dieſer Steuer unterworfen, 


4) Hausmanns Beiträge Th. 2: ©, 137. mot, 15. 
2) Ausfchreiben vom 25. Jun. 1605. Cod. Ang. T. 2, p. 1391. 
3) Ausfhreiben v. 9. Apr. 1661. 1. c, p. 1488. 


4) Cont, IL. Cod, Aug. T. 2. p, 145. Auffallend ift es, daß 
wegen diefer Anfäge In einem Geſetz wegen der Trankſteuer 
v. 16. San. 1747: Cl. ©, p. 258.) ſich auf den Eingang bes 
Tranfftener:Uugfchreibens v. 1671. (Cod. Aug. T. 2, p. 1507.) 
bezogen wird, wo doch Fein Wort hiervon vorkommt; da ſich 
übrigens auf dieſes Ausſchreiben noch in andern Verordnungen 
(1. das not. 6. angeführte Audfchreiben) bezogen wird, fo ift 
wahrſcheinlich außer jenem, zugleich die Landftener betreffenden, 
noch ein andred wegen der Tranffteuer allein ergangen, das 
aber im Cod. Aug. nicht zu finden ift. 


5) Ausſchreiben v. 75 Sept. 1742. Cont, I, Cod. Aug, T. 2. p» 
221. | | 


6) Ausfhreiben v. 15. Dec. 1763. 1. c. p. 308. 


7) Steuer: Ausfchreiben vom 46. Aug. 1841. Cont. IM. Cod. 
Ang. T. 2. p. 476. wo ed heißt: „Da aber hiernäcft vom 
ausländifhen Weineffig, wenn folder in hieſige Lande zur 
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Conſumtlon eingebracht wird, bereits bisher 10 Gr. von jebem 
Gimer erhoben worden find, fo hat es hierbei auch ferner fein 
Verbleiden" | 


8) Patent vom 20. Mal 1820 iu der Gef. Samml. d. J. St. 11: 
Nr. 22. ©. 156. 


6. 241. 


ce, Vereinigung der Trankſteuer vom aus» 
laͤndiſchen Getraͤnke mit ber Öränzaccife 


Durch ein auf frühere Landtagsverhandlungen?) 
gegruͤndetes Mandat vom 12. Yun. 1824. wurde die 
bisher von den Steuerbehörden erhobene Trankfteuer 
vom ausländifchen Wein (mit Einfhlug des Moftes), 
Bieres, Dranntweins und Eſſigs, zu der von auslan- 
diſchen Waaren, nad Vorfchrift des Mandat?) vom 
23. März 1822. zu erhebenden weiter unten zu erläus 
sernden Öränzaccife gezogen, deren Ertrag aber dem 
Steuer -Aerario (zu welchem die eigentliche Acciſe nicht 
gehöre), nad) der deßhalb getroffenen Uebereinfunfe ver: 
gütet werden foll. | | 


4) Diefe werden bei der Acciſe angeführt. 


2) In der Gefeg : Sammlung d. J. St, 14. Nr. 19. ©. 14% 


§. 242. 
Defreiungen von der Tranffteuer: 
Durch ein Reſcript) vom 18. Mai 1669. ſind 
von der alten Weinſteuer die Reſidenten“), Räche und 


adligen Hofofficianten, ingleichen Durch befondre bei Ein- 
führung diefer Abgabe der Ritterſchaft ercheilte Verſi— 
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herungen®), auch bie Rittergutsbejiger in Anfehung 
des Weins, den fie auf ihren Gütern” confumiren, be» 
frei; doc) foll nad) dem nurerwähnten Mandate vom 
12, Jun. 1824. $. 6. allen bisher befreiten Perfonen 
eine Vergütung von 16 Gr. für den Eimer gegeben 
werden, wenn fie mit diefem Gefuche fpätftens bis 
Ende März des folgenden Jahres eingefommen find. 
— Die widtigften auf allgemeinen gefeglichen Vor— 
Schriften beruhenden +) Eremtionen von der. Bierfteuer 
find folgende: a) Die der Bergſtaͤdte und andrer 
Dergörter, welche auf die halbe Tranffteuer, deren 
Derrag zum Bau der Communzechen verwendet wer— 
den muß°); fo wie.b) die des Stiftsbezirk Wurzen, 
welche auf befchränfe ift‘); c) genießen die Nitter: 
gutsbejiger eine Befreiung für ihren Tiſchtrunk7), wel 
chen die adligen auch frei in die Städte, wo fie ſich 
‘aufhalten, bringen »zu laſſen berechtigt find ®); ferner 
gebühren d) den Geiftlihen mit Einfluß der Schul- 
lehrer 9), den Profeffören '°), den meiften Raͤthen und 
Deifigern der Rarhöcollegien **), auch einigen andern Ofs 
ficianten gewiffe Freibiere, wofür ihnen die fogenannten 
Tranffteuer= Beneficien entrichtet zu werden pflegen, 
welche zwar durch eine Gouvernements > Verordnung ’*) 
vom 12. April 1814 aufgehoben, aber nad) der Ruͤck— 
fehr des Königs, wenigftens zum Theil, wieder herge- 
ftellt worden find ?3). Endlich ift noch der fogenannten 
Erntebiere‘*), fo wie des wegen des umgefchlagenen 
Bieres ſtattfindenden Erlafjes 5) zu. gedenken. 


4) Cont. II, Cod. Ang. T. 2. p. 877. 


2) Unter biefen werden fammtlihe Gefandte verftanden. Man 
vergl, die Abhandl. über die Churſaͤchſiſche Steuerverfaflung 
e. 23. Da: 


3) a. O. S. 92. 
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4) Auf die Privilegien wegen der Trankfteners Freiheit > leiden 
in der Hanptfache die $. 236. angegebenen Grundfäge Anwens‘ 
dung; doch ft in dem Mandate wegen Entſcheidung verſchie⸗ 
dener das Eteuerwefen, betr. Fragen, v. 24. März 1810. 
Qu. 1. $. 7: Cont, II, Cod, Aug. T. 2. p. 463. feftgefeßt: 
daß die dafelbft innerhalb .3 Jahren angeordnete Einſendung 
von dergleiben Privilegien, welche auf gewlſſe Sabre befchräntt 
wären, nicht nothwendig ſeyn ſollte. — Uebrigens wurde durch 
ein Decret vom 12. Jan. 1821 darauf angettagen: daß die auf 
ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤken haftenden, durch Privilegien gegruͤn— 
deten Freibiere gegen ein aus ber Steuer zu zahlendes Ae— 

— qulvalent aufgehoben werden ſollten; auch wurde dieſer Antrag 
von den Ständen fu einer Schrift vom 26. Febr. 1821 ges 
nehmiget. 


— 


5) Köhler Anleitung zu den Rechten und der Verfaſſung bei 
bem Bergbaue in Sachſen S. 357. u. f. 


6) Däfern das dafelbft gebraute Bier in. erbländifhe Orte aus— 
geführt wird, muß übrigens jenes Quart nahgefteuert wer: 
den. Zuſaͤtze und Berichtigungen zu Schrebers Abhand: 
lung ©. 41. 


7) Die hierher gehörigen Geſetze, welche fhon mit der Landes: 
orduung von 1482. (Cod. Aug. T. 4. p. 11-) ihren Anfang 
sıehmen, f.in Haubolds Lehrbuch S. 391. ner. f. Beizufügen ift 
a) folgender die Ausdehnung dieſes Vorrechts betreffende Befehl 
v. 30. März 1748: Cont. I. Cod, Aug. T. 2. p- 831.) 
„Wir find gemeinet, daß diejenigen Güter, welche theild mit 
Ritterpferden belegt find, theils aber entweder vor jeßo allbes 
zeit zu denen Praesent: Geldern und andern, nad denen Mit: 
terpferden repartirten Iandesherrlihen Abgaben, wirklich con: 
sribuiren, oder annoch vor das Fünftige durch Uebernahme und 
Leiftung eines proportionirlihen Beitrags dazu, über die fonit 
etwa respective aufhabenden Steuern, ſich behöria dazu qua: 
lificiren, auch bis hierher den fteuerfreien Tiſchtrunk genoffen, 
diefes Beneficii, unter vorher ausgebrädten Conditionibus sine 


Kamerals und Finanzhoheit. 247 


quibus non, ſich vom Anfange bed jeßt ‚laufenden Jahres an, 
ferner ungeändert zu erfreuen haben ſollen und zwar mit aus— 
drüdlihem Vorbehalt der dießfalld Unfern eigenthümlihen Bor: 
werfen und fundis, als welde E. getreue Landihaft weger der 
Nitterpferde » Präftationen der ohnfireitigen Verfaffung gemäß, 
‚ohnehin überträgt, competirenden gleiben Immunität, bewen: 
den zu laſſen.“ b) Generale den ſeuerfreien Tiſchtrunk der 
Mittergäter befonders in Dismembrationdfällen (in welchen 
dieſe Gerechtigkeit künftig nur demjenigen zuftehen fol, der 
die Wohn: und Witrthſchafts-Gehaͤude erhalten hat) betr. v. 12. 
D4.179% L e. ps 1037. ec) Traukſteuer⸗Ausſchreiben v. 3. März 
1819. F. 9. (Gef. Samml. d. 3. St.6. Nr. 10. S. 136.): Diefer 
Vorſchrift zu Folge haben die der Verfaffung nah zum trank: 
ſteuerfreien Tiſchtrunke berechtigten Nittergutbefiger, die zur 
Abbrauung beffelben Leine Gelegenheit haben, und den Bier: 
bedarf zu ihrer Haushaltung ans andern inlaͤndiſchen Brauorten 
zu beziehen wünfhen, deßhalb zuvörderft bei dem Dberftener: 
Eollegio, mit Benennung derjenigen 2 bis 3 inländifhen Brau⸗ 
orte, aus welchen fie ihe Steuerbebürfniß zu erholen geben: 
ten, Conceffion auszuwitken. Da fie jedoch aus einer in 
Hinfiht auf die Trankfteuer « Abgabe firirten Brauerei das 
Bier nicht trankftenerfret erhalten Können, fo fol ihnen, mit 
Ablauf eines jeden Einrehnungstermind von dem, in der Zwis 
fhenzeit zu ihrer Hausconfumtion erweisllch verbrauchten Biere, 
bei der Amtsfteuer : Einnahme ihres Bezirks, gegen Production 
der ihnen erteilten Eonceffion und gegen eine mit Hinlängli: 
der Nahweifung über die confumirte Quantlität Bier verfe: 
bene Quittung, ber Betrag ber Traufftener nah 1 pe. 8 
Sr. vom Zaffe reftituirt werden. 


8) Nefolution auf bie Gravamina der Etände v; 9. Jun. 1713. 
Cod, Ang. T. 1. p- 37% 


9) Mefeript vom 9. Nov, 1646. Cod. Aug. T. 2. p- 1437. Be: 
gen der übrigen bierhergebörigen Gefehe vergl. man Schle— 
gel Anleitung zum proteftantifchen Kirchenrechte S. 80 — 893. 
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Auch findet man verſchiedene beſondre Obſervanzen in Anſe— 
hung dieſes Vorrechts der Geiſtlichen in der Abhandl. tüber 
die Churſaͤchſiſche Stenerverfaſſung S- 20. u. fe — Bei ſus— 
pendirten Geiftlihen hängt bie Entſcheidung von der Frage: 
ob das Trankfteuers Benefichum Ihnen felbft zu reihen, oder 
zur Sequeſtrations-Maſſe zu ziehen, von richterliher Beftim= 
mung ab. Mefeript v. 16. Jan. 1789. Cont. II. Cod, Aug. 
T. 4. p. 1019. Endlich iſt durd ein Generale v. 2. Dec. 1817. 
(Cont, III, Cod. Aug. T. 2. p- 371.) angeordnet: daß die im 
Ruͤckſtand gelaffenen Trankſteuer-Beneficien bei den Geiftlien - 
dur eine Zjährige Verjährung verloren geben. 


40) Befehl vom 15. Det. 1711. Cod, Aug. T. 2. p. 1617. 


41) Steuers Ausfhreiben v. 21. Nov, 1646. God. Aug. T. 4. p. 
1446. Erled. ber Landesgebrechen v. J. 41661. Tit. von Juſtizſachen 
54119. 1. © T. 1. p. 253. In beiden Geſetzen wurden dage— 
gen die ſteuerfreien Biere andrer Beamten und Diener, wie 
fie Namen haben moͤchten, aufgehoben. Man vergl. jedoch 
die Abhandl. über die Churf. Steuerverfaffung S. 2% 


42) In dem Gouvernements»Blatt iſt diefe Verordnung nicht 
befindlih, wird aber in den nachher angeführten Landtagsver⸗ 
bandlungen erwähnt. 


13) Die bierbergehörigen Landtagsverhandlungen find: a) Dectet 
v. 20. Det. 1817., weldem eine Confignation der fogenannten 
weltlihen und geiftlihen Freibiere beigefügt war. Der Betrag 
der erftern wurde diefem zu Folge zu 3689 Thlr. 6 Gr., der 
Iegtern aber zu 13,672 Thlr. 20. 73 Pf. angegeben; doch war 
ed damals bei mehreren Orten noch nicht entfhieden, ob fie zu 
dem Königreich oder dem Herzogthum Sachſen gefchlagen wer: 
den follten. b) Schrift der Stände v. 5. März 1818., in biefer 
wurde darauf angetragen: daß biejenigen, welde fih in dem 
GSenufe der Kranfjteueraegnivalente befinden, bierin ohne 
Unterfhied ad dies vitae zu laſſen; and daß derfelbe mit den 
gering befoldeten, befonders fubalternen Stellen, ferner verbun— 


* 


? 
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ben bleiben, hingegen bei Wiederbeſetzung der hoͤhern mit 
beſſern (über 500 Chir. betragenden) Befoldungen verknuͤpften 
Etellen, ohne Entfhädigung eingezogen werden möchte. 


44) Zu Folge der hierüber bei Hanbolb $. 446. ©. 517. not, k, 
angeführten Gefege, unter welchen wir blos das neuefte vom 
43. Jun. 1785. Cont, IL Cod, Aug. T. 2. p. 993. erwähnen 
wollen, wird bei diefer Befreiung, bafern Feine befondern 
Gonceffionen defhalb vorhanden find, auf einen vor Emanirung‘ 

 eined Neglements v.12. Sept. 1724. Cont, I, Cod, Ang. T. 
2. p- 123. erworbenen und In ber Folge erhaltenen Befigftand 
geſehen. 


45) Dafern durch ein Bengniß die Quantität des umgeſchlagenen 
Dieres beigebracht wird, fo wird biefelbe wieder zu brauen 
fteuerfrei geſtattet. Abhandl. über die Saͤchſ. Steuerverfaffung. 
©. 20. | 


2) Fleiſchſteuer. 
9 243. 


Sie wurde zuerſt im Jahre 1628. eingefuͤhrt, 
um dem damaligen zerruͤtteten Zuſtande der Kammer 
abzuhelfen?). Anfangs betrug fie nur ı Pfennig vom 
Pfunde Fleiſch ohne Unterfhied, aber im Sahre 1641. 
wurbe fie in Anfehung  desjenigen Sleifches, welches 
zue Bank gefchlachtet wird, bis zu 2 Pfennigen er: 
höhe, nachdem das Jahr zuvor die Jandfchaft die Be— 
foldung aller wirklichen Räche des Fuͤrſten, der Bei: 
fißer des Oberhofgerichts und der. Konfiflorien, der 
Hofprediger, Secretairs und Kanzleiverwandten bei 
Rathscollegien darauf angemwiefen hatte?). Auch bat 
fie bis auf die neucfte Zeit, blos zu dieſem Zwecke 
fih erhalten; weil fie aber zu der feit 1811 er— 
folgten Befoldungs » Erhöhung der nur erwähnten 
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Staatsbiener nicht binlänglih war, fo wurde hierzu 
auf jedem feitdem gehaltenen Landtage nod) eine befon- 
dre Verwilligung beſtimmt 8). Uebrigens ift es auch 
bei jenen Anſaͤtzen in der Hauptſache geblieben, indem 
eine im Jahre 1679 in Anſehung des Hausſchlachtens 
getroffene Verordnung“) nicht von Dauer geweſen, fon- 
dern [bon 1682 wieder aufgehoben worden) ift. Alle 
andre in Anfehung dieſer Abgabe ſeitdem getroffene 
Anordriungen, inſoweit fie nod) gegenwärtig gültig find, 
enthaͤlt das neueſte Mandace) vom 13. Juli 1818, 
von welchen fich die wichtigften, mit Ausſchluß der be- 
reits erwähnten, jedoch zum Theil modificirten Anſaͤtze7), 
theils auf die Erhebung diefer Steuer durch Localein> 
nahmen unter der Direction des Geheimen - Finanzcofle> 
giis), theils auf die ſchon ſeit längerer Zeit übliche 
Verpachtung berfelben?), theils auf die zur Linterfu- 
hung und Beftrafung der Uebertretung des Mandat 
angeordneten Behörden ’°), cheils endlich auf bie in 

Anfehung jener Abgabe ftate findenden Befreiungen be—⸗ 
ziehen. 


1) Befehl vom 16. Maͤtz 1628. Cod. Aug, T. 2. p. 1337. seq. 
Man vergl. au die oben $. 234. mot. A, über den Urfprung 
diefer Steuer angeführte Abhandlung von Arndt. 


2) Wed Dresdner Chronik S. 449. Geſchichte des Königreichs 
Sachſen B. 1. ©. 34 u. f. 


3) Die wichtigſten Landtagsſchriften hleruͤber ſeit 1818 find fol⸗ 
gende: a) Dectet vom 27. Oct. 1817., wo zugleich, daß die fruͤhere 
Verwilligung, welche mit Einſchluß von Penſionen in Ruheſtand 
verſetzter Staatsdiener blos aus den Erblanden, die jaͤhrllche Sum⸗ 
me von 50,000 Thle. betrug, angegeben wird; b) Decret v. 22. 
Nov. 18205 c) Die mit dem, die Werfaffung des Geheimenrathe 
und verfhiedene andre Gegenftände betreffenden Decrere vom 
30. April 1821 verbundene Weberfiht bes Gefammtbetrage der 
Einnahme und Ausgabe bei der Fleifchfteuer : Befoldungstaffe 
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und dem ſtaͤndiſchen Gehalts-Erhoͤhung⸗ und Penſions-Fonds 
auf die Jahre 1816 — 1820. d) Decret vom 12. Jan. 1824. 
e) Decret einige auf dad Bewilligungswerk Bezug habende Er: 
Öffnungen betr. v. 30. Juli 1824. — Die oberwähnte Bewil: 
ligung ſelbſt aber betrug nach den Bewilligungſchriften ſeit 1818 
nur 16,000 Thlr.; fie wurde aber immer nur unter dem Vor⸗ 

' behalte angenommen: „daß die Berichtigung des nachgewie ſe⸗ 
nen Mehrerforderniſſes von den Staͤnden bei der naͤchſten Be— 
willigung mit uͤbernommen werde.“ 


4) Befehl v. 28. Febr. 1679. Cod, Aug, T. 2 pi 1349. 
5) Ausfchreiben v. 13. März 1682. 1. c. p- 1351. 


6) Gef. Samml. d. 3. Et. 6. Nr. 10. S. 37. — Man vergl. 
folgende Landtagsſchriften a) Decret v. 20. Det. 1817.3 b) Schrift 
der Stände vom 21. März 1818, nebft gutachtlihen Bemer: 
tungen. 


).0.2.91— 11. 


8) a. a. D. $.15. Die ehemalige Fleiſchſteuer-Beſoldungskaſſe 
wurde fhon durh eine Verordnung des fremden Gouverne: 
ments Cwelde aber in dem Gouvernements = Blatt nit ent: 
halten ift) aufgehoben 3 doch iſt fie noch kurze Zeit nah der 
Ruͤckkehr des Königs wieder hergeftellt worden. ©. das Decret 
an die Landftände wegen Aufhebung der, Fleiihiteuer = Befol- 
dungslaffe v. 20. Oct. 1817. 


9) a. a. O. $. 16. $. 17. u. 5 18. Bei Verpachtung der Fleiſch⸗ 
ftener wird der Commun, und nad dieſer, der Fleiſchhauerin⸗ 
nung des Orts, wo der. Pacht ftatt finden fol, der Worzug 
vor andern gegeben , auch der Paht über einzelne Orte dem 
über ganze Bezirke vorgezogen» Wenn eine Commun bie 
Fleiſchſteuer ihres Orts pachtet, fo bleibt ihr zwar, unter Reis 
tung der Orts⸗ Obrigkeit, überlaffen, ob fie unter fi eine 
Abgabe vom Fleiſche erheben, in welcher Maaße und durch 
wen fie folches bewerkitelligen und überhaupt, wie fie die zu 


\ 
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entrichtenden Yachtgelder aufbringen wolle; es fol jedoch hier⸗ 
bei der muthmaßlihe Kleifhverbrauh jedes einzelnen Contri—⸗ 
buenten als Maafftab angenommen werden. 


'40) Es find aber (nad) $. 19.) diefe Vergehungen bei mittelbaren 
Perſonen dann von den Patrimonialgerihten ‚ausgenommen, 
wenn fie von Einnehmern, andern in Eid und Pflicht ſtehen— 

den Dienern, Pächtern und von diefen zur Einnahme und. Er: 
bebung der Fleifhfteuer beauftragten Perfonen angezeigt wer: 
den. Bei unmittelbaren Perfonen dagegen gehört die Unterfu: 
hung jederzeit! vor die Juſtizaͤmter, welche auch bei Schrift: 
ſaſſen deshalb beftändigen Auftrag erhalten haben. 


$ 244 


Die von der Fleifchfteuer befreiten Perſonen find’): 
a) die Nittergugsbefißer, in Anfehung deſſen, was jie 
auf ihren Nittergütern ſchlachten; b) ſaͤmmtliche, in 
Dienften der adligen Nittergutsbefiger ſtehende, inner: 
halb oder außerhalb des Nittergutes wohnende Dffician- 
ten. Jedoch erſtreckt fi diefe Befreiung lediglih auf 
die dieſen Dfficianten geordneten Deputate; c) die 
wirklichen Priefter und Schullehrer, welche in Kirchen 
und Schulen fih in amtlicher Thaͤtigkeit befinden *); 
d) alle zu frommen oder gemeinnüßgigen Zweden be- 
ftebenden Landes- oder Sommunal > Anftalten, nament= 
lid Armen», Kranken-, Zucht- und Waifenbäufer, die 
öffentlihen Schulen, das Convictorium der Univerfität 
zu Leipzig und die Anftalten, welche von den Staate 
zu Verpflegung des einheimifchen oder fremden Mili- 
taͤrs eingerichtet find. Es erſtreckt fi) aber diefe Be 
freiung nur auf dasjenige Vieh, welches ald Eigenchum 
dieſer Anftalten und zu deren eignem Verbrauch ge= 
ſchlachtet wird 3), nicht aber auf das von Fremden das 
bin gelieferte, 


/ 
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2) Auch diefe Befreiung befchräntt fih nur auf das Hausſchlach⸗ 
ten. Man vergl. Shaumburg —— zum Saͤchſ. 
Recht. Exerc, XII. 6. 12. 


3) Zwar zahlen fie die Fleiſchſteuer, erhalten aber die Reſtitu⸗ 
tion bes Steuerbetrage auf die von ber vorgefepten Behörde, 
ald zum eignen Gebrauch befcheinigte Conſumtion. 


3) Graͤnz⸗ und: General: Kccife, 


a) Abgaben, welche ehebem befonders erhoben wur- 
den, gegenwärtig aber in beiden nurbenannten 
vereinigt ſind. 


$. 245- 


a Landacciſe. 


Die Alteften Spuren dieſer Abgabe, welche man 
auf einem Landtage zu Leipzig ſchon im Jahre 1438. 
findet, find bereits oben erwähnt‘). Ob ſich gleid) Die 
Stände ausdrücklich vereinigten, daß nach Ablauf je 
nes Termins diefe Abgabe wieder eingehen follte*), fo 
wurde fie doch auf dem Sandtage von 1440 nicht nur 
beibehalten, fondern auch weiter ausgedehned). Den 
I. Oct. 1615 wurde fie ald eine außerordentliche Abs 
gabe ausgefchrieben +), aber erft feie 164.1. ift fie, je⸗ 
doch mit verfchiedenen wichtigen Veränderungen, uns 
unterbrochen geblieben; audy wurde den 18. Januar 
dieſes Jahres deßhalb eine Verordnung) gegeben, wo⸗ 
Durch die einzelnen Anſaͤtze dieſer ſowohl in- als aus- 
laͤndiſche Waaren betreffenden Handelsabgabe ge— 
nau beſtimmt wurden, Nach verſchiedenen vergeblis 
chen Vorſtellungen wegen ihrer Aufhebung, welche 


\ 


\ 
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fih zum Theil darauf gründeten, daß ſich der Lan⸗ 
deshere diefelbe allmählig blos zu einer Kammer- 
hülfe zueignete®), wurde die inländifche Accife 1670 
gegen ein Nequivalene von ı Pf. und 1 Obr. aufges 
hoben”), aber ſchon 1681 wieder hergeftelle®), Bald 
nad) dem Negierungsantritt des jeßigen Koͤnigs vers 
anftaltete man eine auch auf verfchiebene andre mit 
dem Handel in Verbindung ftehende Abgaben audger 
dehnte Reviſion derfelben?). Das wichrigfte Reſultat 
diefer Prüfung war bie nach vorgängiger Berathung mit 
der fandfchaft den 1.Nov: 1788. befanne gemachte Land⸗ 
accisordnung für innländifhe Waaren?°), wodurch nicht 
nur die bisher übliche Doppelte Beraccifung derfelben in der 
Regel aufgehoben, fondern auch viele der unenebehrlichften 
Bedürfniffe gänzlich davon befreiet wurden. Dagegen 
‚blieben die meiften Anfäße der ausländifchen Sandaccife, 
fo wie fie das Ausfchreiben von 1670 und verfhiebene 
einzelne nachfolgende Verordnungen beftimmeen ’*); doch 
geſtattete man Durch eine Verordnung '*) vom 20. Aug- 
1796. den inländifhen Sabrikanten, viele Vortheile 
wegen ihrer außer Landes erfauften Materialien, ſowohl 
in Beziehung auf biefe Abgabe, ald auch in Anfehung 
der Confumtions » Accife, auch erfolgten bis in die neue: 
fie Zeie Veränderungen wegen einzelner Anfäge*®). 


1) 239. 


9) Diefe merkwürdige Vereinigung ift dem Neverfe von 1438. 
ſelbſt bei Arndt de Origine Accisae Provincialis p, XXI, 


eingefchaltet. 
3) ©. $. 239, 
4) Cod, Aug T. 2. p. 1447. 
5)l. cp 1255. 


6) Neueſte Gefchichte des Königreihe Sachſen B. 1. ©. 74 
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7) Ausſchrelben v. 19. März 1670. Cod. Ang, T. 2. P. 1289. u. 


Geſchichte des Königreide Sachſen 8. 1. S. 01. 


8) Ausfhreiben v. 9. März 1689. L’c. p. 129% und. Gefchicht 
des Könige. Sachſen a. a. O. ©, 296. | 


9), a. a. O. B. 3. S. 145. 
10) Cont. IL Cod. Aug. T. 2. p. 77% 


11) Man vergl. dad Generale die Landacciſe von ausaͤndi⸗ 
Iihen Waaren betr, v. 1. Nov. 1788. Cont. II, Cod. Ang. 
1. c. P- 807. 

22) l. c. p. 815. 


13) Generale, die Abänderung des der Landaccisorbnung von 
1788. angehängten Tarifs betr, v. 15; Zul. 1807. Cont, II, 
Cod, Aug, T. 2. & 427. 


$. 246. 
B. Confumtions:-Xccife 


Schon in ber Sandtagdpropofition vom 2. Sept. 
1699. trug ber König auf die Einführung dieſer Ab- 
gabe an*), welche hauptſaͤchlich in den Städten zu eis 
nem GSurrogat der Pfennige und QDuatember dienen 


follte, weil diefe einem großen Theil der ſtaͤdtiſchen 


Einwohner zuc größten Beſchwerde gereichten. Die 
Sandfhaft war der enfgegengefegten Meinung, daher 
der Landesherr in dem Sandtagsabfchiede vom 17. März 
1700. erflärte, daß mie diefer Abgabe noch Anftand 
genommen werden follee, Allein fhon in dem folgen- 
den Jahre wurde in der Grafſchaft Mannsfeld der er- 
fte Verſuch mit der Einführung diefer Abgabe gemacht, 
und bald darauf wurde fie in mehrern einzelnen Staͤd⸗ 
ten, auf deren eignes Anfuchen wegen des bereits an: 
gegebenen Hauptzwecks?), eingeführe?). Auch wurde 


Damit, ungeachtee lebhafter Widerfprüche welche bie . 


— — — — — — — —— — 
— — 
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Sandflände dagegen auf den Ausſchußtage von 1704. 
erregten, ununterbrochen forfgefahren, und ſchon den 
ı. Sul. 1705. erhielt die Stadt Leipzig, bei wel- 
cher der Handlung wegen ein »gelinderes Accisſyſtem 
nöthig war, eine befondre Accisordnung ?); den 31. 
Aug. 1707. aber erfchien die allgemeine General = Gon- 
fumtions = Accisordnung 5) für ſaͤmmtliche Städte und 
Flecken des Churfürftenedums Sachſen, nachdem be 
reitö den 13. Nov. 1705. für die Dörfer, in Bezie— 
- hung auf Manufacturen und Handwerke, nebft den 
Waaren, womit dafelbft Handlung und Hoͤkerei ges 
trieben wird, eine befondre Accisordnung war gegeben 
worden‘), Den 22. Dec. 1753. wurde ein neuer Ae— 
cistarif?”) fie Diefe, auf alle Gegenftände der Com 
fumtion gelegte Abgabe, angeordnet, bei welcher es 
auch in der Hauptſache, befonders feit dem bie 
von 1755 bis 1763 beftandene Verpachtung diefer Ab» 
gabe 8) wieder aufgehoben war, bis in die neufte Zeit 
verblieben ift ). Auch Hat diefe Abgabe infofern' ihre 
urfprüngliche Beſchaffenheit behalten, als fie nie in 
Die Landesbewilligung aufgenommen "worden ift und 
dasjenige Quantum, welches die von ihr zu übertra- 
genden Pfennige und Duatember überfteigt, zu den Ka- 
meral = Einfünften gezogen wird, 


41) Neuefte Gefhichte des Königreihe Sachſen B. 1. S. 349 u f. 


2) In wie weit dur diefe Abgabe die Pfennige und Quatem⸗ 
ber in den Städten übertragen werden, ift ſ. 226. u. $. 230. 
erwähnt worden.. 


- 3) Hunger Denfwürdigkeiten zur Sinanzgefchichte von Sachſen 
S. 142. 


4) Cod, Aug. T. 2. p- 1893. 


5) lc, p. 1910. Eine Erläuterung und Ermaͤßigung derfelben 
erfolgte jchon den 12, Dec. 1707. 1. c. P. 198. 
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6) 1. c, p. 207. | 
7) le. Cont, I pı 959 — 1023. 
8) Hunger ©. 162 — 167. 
9 Roͤmers Staatsrecht B. 2. ©. 601 u. f. nor, c, 


$. 247: 
VY Mahlgrofhen. 


- Schon auf dem fandfage von 1681” hatte man 
den erften Verfuch mit diefer Abgabe gemacht, der aber 
nur 2 Jahr dauerte’). Während der Adminiftration 
des Prinzen Zaver wurde fie 1766 ungeachtet des 
Widerſpruchs der Nitterfchaft, als ein Mittel zur Bes 
ftreitung des von ihr geforderten beerächelihen Mili— 
taͤr-⸗Aufwandes verwillige*) und iſt feicdem, jedoch mie 
der 1769 getroffenen Veränderung beibehalten worden, 
daß man fie dem platten Sande, welches dafür 3 Pfen— 
nige und 3 Quatember mehr als die Städte verwilligte, 
wieder abgenommen hat). Uebrigens ijt bei diefer 
Abgabe der Maafftab angenommen, dag vom Scheffel 
MWaizen 2 Grofden, vom Sceffel Korn aber ı Gro- 
ſchen zu entrichten find, 


4) Ausſchreiben vom 20, März 1682. und Erläuterung ©. 10. 
Sul, d. Ge Cod, Aug. T, 2. p 1691. und p. 1699. 


2) Ausfhreiben d. 10. Dec. 1766. Cont, IL. Cod, Ang. T. 2. p. 
719. 


: 3) Ausſchreiben v. 9. Febr. 1770. Cod. Ang. L c, p. 807. Man 
vergl. die Gefhichte des Koͤnigreichs Sachſen B. 3. ©. 15. u. 
S. 8, 


u. R 
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b. Bereinfahung der nurbenannten inbi- 


recten Abgaben und der auslaͤndiſchen 
Trankſteuer. 


Schon ſeit dem Landtage von 1811 wurde dieſer 
Gegenſtand auf Veranlaſſung des für die auferordent- 
lichen Staatöbedürfniffe einzuführenden neuen Abgaben: 
Spftems häufig in Berathung ‚gezogen; und im All 
gemeinen dad Einverſtaͤndniß der Stände mit Diefer 
Mafregel auf einem Ausfhußtage unterm 8. Nov. 
1812 zu erkennen gegeben. Auf dem erſten nach) der 
Ruͤckkehr des Königs gehaltenen Sandtage aber erfolgte 
nad) einem vorgängigen blos die auslaͤndiſchen Geträn- 
fe betreffenden Decrete vom 10 Nov. 1817, ein ans 
dres den 7. San. 1818, wodurch er die Abſicht zu 
erkennen gab, nach vorgängiger Vorbereitung durch das 
Geheime Finanzcollegium, von einer aus Mitgliedern 
diefer Behörde, des Oberſteuer-Collegii und der Com⸗ 
mereien-Deputation beftehenden Commiſſion unter Con— 
curtenz ftändifcher, mit unbeſchraͤnkter Vollmacht vers 
fehener Deputicten einen Plan- hierzu audarbeiten zu 
- Iaffen. Die Stände gingen jedod auf diefen Antrag 
den 1. Mai 1818 nur in der Maafe ein, daß fie 
zwar eine Deputation erwaͤhlen zu wollen ſich erklärten, 
welche aus 2 Ständen eines jeden Kreifed, einem rita 
terfhaftlihen und einem ſtaͤdtiſchen beftehen follte, da— 
gegen aber den König erfuchten, das Gutachten der⸗ 
felben der naͤchſten allgemeinen Landesverſammlung 
vorzulegen; welches denn auch ein koͤnigliches Decret 
vom ıgten Mai 1818 genehmigte, Dieſem zu Folge 
wurde der Entwurf den 24. März 1821. den 
sandftänden vorgelegte und die hierauf gegründeten 
Anträge: von der Landfchaft den 30 Mai 1821 
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beantworte: Das Refultat aller diefer Verhandlun⸗ 
gen nun beftand darin: daß bie ausländifche Sandaccife 
mic der ausländifchen Tranifteuer unter dem Namen 
der Gränz=Xccife; die Land-Acciſe von innländifchen 
Waaren aber (melde nunmehr allein die Sand = Xccife 
heißt) mit der. Generals Accife in den Städten, ber 
Dorfaccife und dem Mahlgrofhen in den Städten 
unter dee Benennung der General=Xccife in eine Ab- 
gabe vereinige und unter eine Regie geftelle wurde. Die 
Hauptfchwierigkeit, welche bei dieſer Bereinigung zu loͤ⸗ 
fen war, beftand in der Entfhädigung, welche das 
Steuer-Aerarium wegen der ihm zuftehenden Trank: 
fteuer für das ausländifche Getränke und wegen des 
Mahlgroſchens erhalten follte; weil man die ganze vergi- 
nigte Abgabe der Direction. des Geheimen - Finanzcol= 
legii unterordnete, von welcher bisher nur die Acciferr 
abhängig geweſen waren. Es wurde nun deshalb die 
Auskunft getroffen, daß wegen der zuerft erwähnten 
Steuer ein nad dem bieherigen Ertrag auszumitteln⸗ 
bes jährlihes Duantum’) dem Steuer - Yerario entrich 
tet, dee Mahlgrofhen dagegen wie bisher von ber 
Aceis- Einnahme jedes Orts an die daſige Steuer-Ein- 
nahme berechnet und abgegeben werben, und bei Fira= 
tionen diefer Abgabe, welche dem Geheimen Finanz⸗ 
Collegio überlaffen wurden, das Steuer-Aerarium ei- 
nen Antheil von dem Fixo erhalten follte, welcher ſich 
zu dem Ganzen, fo wie Die zeicherige Accisabgabe zu 
dem Mahlgroſchen verhält?). UWebrigens wurde dem 
Verlangen der Stände zu Folge dem Steuer - Nerario 
auch ein Ancheil an den Strafgeldern bei vorgefomme- 
nen Defraudationen der mie der Acciſe vereinigten 
Trankſteuer zugeitanden 3). 


4) Nach den dem Decrete vom 24 März 1821, ald Beilage bei⸗ 
gefügten allgemeinen Grundfägen zur Verbefſe— 
\ 2 


— 
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zung und Vereinfachung der indirecten Abgaben 
$. 30. ſollte das erſte Jahr vom Anfang der neuen Einrichs 
tung an, biefes Quantum in dem reinen Ertrag der Tranfs 
fteuer beftehen, welden fie, nach einer aus dem Durchſchnitt 
der.legten drei Jahre gemachten Berehnung, gewährt hat. Im 
Laufe des erften Jahres aber follte in den Rechnungen ber 
neuen Negie der Antheil der Steuer (nad dem : bisherigen 
Verhaͤltniſſe) beijeder eingehenden Poſt von dem ausländifchen 
Getränke befonders ausgeworfen und deffen jährliher Betrag 
Dadurch ausgemittelt werden. Wie fih nun die Summe dies 
ſes Steuerantheild zu dem Ertrage der ganzen vereinigten 
Abgabe vom Getränke überhaupt und im ganzen Lande 
zufammengerehnet verhalten hat, fo fol für jedes Fünftige 
Jahr das Entihäbigungsguantum des Steuer: Merarit fih zu 
dem vollen Gefammteinfommen der neuen Abgabe vom Ge: 
tränfe verhalten und an die Tranffteuerkaffe aus den fisfalifhen 
. Kaffen bezahlt werden. Das jährlibe Gefammteinfommen wird 
von dem Geheimen Finanzcollegio durch einen Rechnungsertract 
dem Hberfteuercollegio angezeigt, und legtres ift befugt, Die 
Rechnungen über die Abgaben von Getränke fowohl bei ber 
Nechnungserpebition des Geheimen Kinanzcollegii, ald auch 
bei den Mecisofficianten in der Provinz einfehen zu laffen, 
Nachdem diefe Worfhläge waren gebilliget worden, fo bezogen 
fi die Stäude in der Schrift vom 30. Mai 1821. und in der 
Bewilligungsfhrift vom A Jul. 1824. auf die Erklärungen 
vom 24. März und 30 Mai 1821., au erwähnte defhalb der 
Landtagsabichied v. 1. Aug. 1824. „die mit den Ständen ge: 
pflogene Vernehmung.” Man vergl. auch das not, 3, anzufuͤh⸗ 
rende Mandat 9. 1- 


2) S. bie nor. 4. angeführten allgemeinen Grundfäge $. 31, 
welde ebenfalls auch in der Schrift vom 30. Mai 1821. $ 1. 
gebilligt wurden. 


3) Nah dem Mandat v. 12. Jun. 1824. % 9% Geſetzſ. 
d. I. St. 14. Nr 19, ©, 145.) erhält von dem eingebrachten 
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Strafgeldern jeder Angeber ein Drittheil. Bon den übrigen 
3 wird die Hälfte dem Steuer-Merario überlaffen und foll an 
die Tranfjtener » Einnahme des Orts, wo die Unterfuhung ge= 
führt ift, abgegeben werden. 


c, Gegenwärtige Befhaffenheie ber vereis 
nigten indirecten ‚Abgaben, 


a) Graͤnzacciſe. 


$. 249. 


Die gefeglihen Vorfchriften hierüber find enthal- 
ten in dem Mandate die Erhebung der Gränzaccife von 
ausländifhen Waaren betr.“) v. 23, März 1822.; dem 
Generale?) an fämmtliche Acciscommiffarien in ben als 
ten Erblanden die Gränz = Accife = Regie betr. v. 17- 
Sun. 1822. und dem Mandate die Vereinigung der 
Tranffteuer vom ausländifchen Getränke mit der Graͤnz⸗ 
accife betr.3) vom ı2. Sun, 1824. Aus der zuerft 
erwähnten Verordnung find folgende Grundfäße aus— 
zubeben, welche Durch das zweite Gefeg manche nähere 
zum Theil aber fehr in das Detail gehende Beſtimmun⸗ 
gen erhalten haben, die bei jedem Puncte in dem Geſetz 
felbft zu vergleihen find. Die Graͤnz⸗Acciſe, welche 
zugleich alle ehemalige befondre Gränzzölle, Impoſten 
und ticenten (mit Ausfhlug der Wafferzölle auf der 
Elbe) begreift?) ($- 4.) wird: von allen Waaren, wels 
che aus dem Auslande fommen, fie mögen zum Hans 
def, oder zum eignen Verbrauche des Käufers, oder 
ald Speditionögüter, zur weitern Berfendung in Das 
Ausland beftimme feyn, ingleihen von allen Waaren, 
welche nur durch das Land gehen, nad ben in einem 
beigefügten Tarif?) enthaltenen Anfügen erhoben ($. 1.). 


262 Zweiter Theil. Zweiter Abſchnitt. Sechstes Kapitel. 


Der Ein= und Durchgang aber ift jeder Art von Waas 
ren geftattee mie alleiniger Ausnahme des Salzes, wel: 
es für Privarrehnung in das Land gar nicht einge- 
brachte und nur mit befondrer landesherrlicher Erlaub- 
niß Ducchgeführe werben darf) (9. 2.). Die Waaren, 
fo aus den Schönburgifhen Rezeß-Herrſchaften und 
ber gräflihd Solmfifhen Herrſchaft Wildenfels kom: 
men, werben, wie zeither, den ausländifhen gleich) 
behandelt”). Dagegen find Waaren, weldhe aus dem 
diffeitigen Antheile der Dberlaufig, mit richtigen Zoll: 
zetteln, fo die Entrichtung des Oberlaufißer Ein = und 
Ausgangzolles®) nachweifen, in die Erblande einge: 
ben, fo wie aud die mit gehörigen Frachebriefen 
verfehenen Frachtguͤter, welche nach Leipzig geben, 
indem dieſe der Leipziger Handelsabgabe unterwor— 
fen find (F. 29.), von der Graͤnz-Acciſe frei (CS. 
3.). Fuͤr blos durchgehende Güter follen, hauptſaͤchlich 
auf Straßen, wo der Durchgang das fand nur auf 
kurze Streden berührt, Ermäßigungen der tarifmäßi: 
gen Graͤnz-Acciſe eintreten®), und durch befondere Ver— 
ordnungen befanne gemachte werden. Als ſolche werden 
zwar Speditionswaaren in der Megel nicht betrachtet; 
Doc finder daS Gegentheil unter gewiffen Vorausſez— 
zungen ?°) ſtatt ($. 5.. Wenn die in das Sand ges 
brachten ausfändifchen Waaren ald unverfauft, ‚oder 
fonft in das Ausland zurüdgehn, fo kann eine Ruͤck— 
zahlung der davon erlegten Graͤnz-Acciſe in der Re— 
gel niche erfolgen; doch wird zu Gunſten ausfändifcher 
Krämer, Fabrikanten und Handwerker, welche innlän- 
diſche Märkte und Meffen beziehen, und einen Theil 
ihrer Waaren unverfauft zurücknehmen, auf ihr dief- 
fallfiges Anfuchen bei dem Acciskommiſſariate, eine den 
Umftänden angemeffene Einrichtung getroffen ($- 20.). 
Bon auslaͤndiſchen Waaren, von denen die Öränz- 
Acciſe bezahle worden ift, bat der erfte Käufer eine 
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beſondre Landaeciſe nicht zu entrichten; derjenige aber, 
an welchen die Waare durch Kauf oder Tauſch uͤber⸗ 
gegangen iſt und damit weitern Handel treibt (6. 15.). 
Uebrigens wird diefe Abgabe von dem jebesmaligen Bes, 
fißer derfelben und zwar nach Verſchiedenheit der Fälle, 
entweder an dem Orte der Abladung, oder in der Gränz- 
einnahme ($. 12. — $. 19. und 6. 30.) entrich⸗ 
tet‘), - . 


1) Gefeßf. d. J. St. 13. Nr. 22. ©. 231. 
2) Gefegf. v. d. J. 1828. St. 24. Nr. 35. ©. ill. 
3) Gefeßf. d. J. St. 14 Nr. 19. ©. 143. 


4) Doch follen nah d. Gen, v. 17. Juu. 1822. ad $. 2. a, die 
befondern Abgaben, mit welhen nach den Generalien vom 1. 
Nov. 1788. (Cont. II. Cod, Ang, T. 2. p. 643.) vom 15- Jul. 
4807. (Cont, IH. T. 2. p« 427.) und dem Patent v. 1. Zul. 

4816 9. 2% (le c. p. 597.) gewiſſe Waaren, wenn fie aus dem 
Innlande in das Ansland gehen, belegt find, auch ferner ent 
richtet werden. Uebrigens iſt eine hier nicht erwähnte Erläus _ 
terung des Gen. v. 1. Nov. 1783 v. 25. Jul, 1789. 4 c 
Cout, U. T. 2. p- 645. beizufügen. 


5) In dem zuerjt erwähnten Geſetz S. 240 — ©. 259. 


6) Nur den Schönburgifhen Rezeß-Herrſchaften iſt die eigene 
Erhohlung des Salzes noch zur Zeit geſtattet. ©, dad nyrex— 
wähnte Gen. v. 17. Zum. 1822. ad $. 2 sub b, zw 


7) Wegen biefer durch den Vertrag v. 13. Apr. 1706. begränd® 
ten Eremtion f. oben B. 1. $. 19. S. 32. Bon den hier ein: 
ſchlagenden ſtaatstechtlichen Verhaͤltniſſen von Schönburg aber 
wird in der Folge die Dede fepn. 


8) Mandat die Grhebung des Solles in der Oberlaufig betr v. 
23. März 1822, in dir Geſetzſ. d. I, St. 13. Nr. 23 ©. 260. 
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9) Güter, welche mit den ordinaͤren Poſten ohne Aufenthalt und 
unter einer Addreſſe durch das Land gehen, bleiben nach F. 30. 
mit der Durchgangsacciſe gaͤnzlich verſchont. 


10) Es muß nehmlich a) der Spediteur, an dem fie gelangen, zum 
Groſſo- und Spebditionshandel dur befondre Eoncefjion berech: 
tiget ſeyn; b) darf die Waare nicht in deffen Verwahrung bleis 
ben, fondern muß fofort bei der Abladung unter Nccisbefhluß, 
auf Koften des Spediteurs, gegeben werden; c) ift die Abfen: 
dung binnen 4 Wochen (dafern nicht aus kriftigen Urfahen von 
der Accisinfpection die Lagerfrift verlängert wird, welches je⸗ 
doch nicht über 8 Wochen geſchehen fol) zu bewirken, 


41) Durd dad Gen, v. 17. Yun. 1822. ad $. 21. wurde au der 
Gebraub der Communicationswege an der Graͤnze, zu Eins 

bringung landwirtbfchaftlicher und andrer zum gemeinen Ber: 
kehr gehöriger Gegenftände, erlaubtz wenn aber ein folder 
Weg die Gränzeinnahme nicht betrifft, fo wird die Gränzaccife 
von dem Landacciseinnehmer des naͤchſten Dorfes, durch wel: 
ches der Weg führt, erhoben. 


§. 250 


Befreiung von ber Gränz-Xccife genießen: a) Alle 
Gegenftände, welche in fo Eleinen Duantitäten einge- 
bracht werden, daß die gu entrichtende Accife von allen 
zufammen weniger ald 3 Pfennige betragen würde, b) 
Alle bereits im Gebrauche befindliche und zum Handel 
niche beſtimmte Gegenftände. c) Das aus dem Koͤ— 
nigl. Preugifhen Herzogthume Sachſen eingebrachte 
Getraide, die von daher eingehenden Brennmaterialien 
aller Are, Bauholz, Kalt, Schiefer, Muͤhlſteine, Zies 
get und überhaupt die Steine aller Art; doch muß 
von Diefen Sachen, wie von innländifchen, die fand = 
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Aeciſe entrichtet werden. d) Die mit Freipaͤſſen des 
Geheimen Finanz⸗ Collegii verſehenen Gegenſtaͤnde. e) 
Wenn innlaͤndiſche Fabrikanten mit ihren eignen, von 
ihnen ſelbſt gefertigten Arbeiten, die Meſſen im Aus- 
lande bereiſen und fie unverkauft zuruͤckbringen. End—⸗ 
lich ſoll f) bei Fabrikaten, welche in das Innland ge- 
bracht werden, um, nad) einer dafelbft erhaltenen weis 
tern Verarbeitung, als duch Bleichen, Farben, Zurich- 
ten u. ſ. w. wieder in das Ausland zurüdzugehen, auf ' 
Diesfallfiges an das Acciskommiſſariat zu richtendes 
Anfuhen, eine Minderung der Anfäge ſtatt finden; 
auch die in einzelnen Fallen bereits bewilligten Befrei- 
ungen gültig bfeiben. ($. 17.) Dagegen wurben alle 
andre Befreiungen, namentlich auch die durch das Ge 
nerale’) vom 20. Auguft 1796. wegen ausländifcher 
Fabrikmaterialien angeordneten, aufgehoben; dafür aber 
in Anfehung der Fabrikate, bei welchen eine ſolche Be— 
freiung des vom Auslande dazu bezogenen Materials 
ftatt fand, eine verhältnigmäßige Verminderung der 
innländifchen Landacciſe verfprochen*) ($. 19.). 


4) Con I, Cod, Aug, T. 2. p. 815 . 


2) Bel den feidnen und baummollenen innländifhen Manufactur: 
Waaren wurde duch ein Mefeript vom 22. Oct. 1822. (Geſetzſ. 
d. J. St. 31. Nr. 57. ©, 439.) die Innländifhe Landacciſe 
gänzlich aufgehoben. 


9. 251. 


An dem Mandate wegen der Vereinigung der 
Tranffteuer vom ausländifhen Getränke mit der 
Oränzaccife wurden a) die Anfäge felbft*) beftimme, 
unter welchen gegenwärtig beide Abgaben begriffen find, 
(9. 2.); b) der Nachſchuß von dem aus der Oberlaufiß 
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eingehenden Getränke*). ($- 3.) ©), die allgemeine An- 
wendung ber Graͤnz⸗Aceisvorſchriften auf die auslän; 
difhe Tranffteuer ($. 9.); d) die Aufhebung der zeit 
berigen Reſtitution diefer Abgabe von den blos durdh- 
geführten Getränken) ($- 5.); endlih e) die Verguͤ— 
tung, fo Diejenigen Rittergutsbefiger und andre Perfor 
nen erhalten, welche zeicher die Befreiung von der al 
ten Weinfteuer für ihren eignen Verbrauch zu genießen 


hatten’) ($. 6.). 


4) 2 Thlr. 16 Gr. von einem Eimer Wein oder Moſt; 6 Thlr. 
von einem dergleiben abgezogenen Branntwein, Aral, Rum, 
Liqueurs; 4 Thlr. von einem dergleichen unabgezogenen Braunt- 
wein; 1 Thle. 1 Gr. 9 Pf. von einem dergleichen Weineſſig; 
3 Thlr. 2 Gr. von einem Faß Bier zu st Eimer. 

2) 1 Thlr. 16 Gr. von einem Eimer Wein oder Moft; 4 Thlr. 
von einem dergl. abgezogenen Branntwein, Rum, Araf, Yi- 
queur; 3 Thle. von einem dergl. unabgezugenen Branntwein; 
40 Gr. vou einem dergl. Weineflig; 2 Thlr. 2 &. von einem 
Faß Bier zu 54 Eimer. 

3) Der Grund hiervon, welher in der oben bemerften Stele 
des Geſetzes felbit angegeben wird, ift diefer: daß von den durch 
das Land durchgehenden ausiändifhen Getränken eine Trank: 
feuer nicht mehr erhoben wird; fondern.es dießfalls blos bei 
der tarifmäßigen Graͤnz-Acciſe bleibt. 

4) ©. oben $. 242. 

BP. General-Acciſe und zwar: 
aa) in den Städten. 
§. 252, 
Die nähern Beftimmungen jener Abgabe über: 
haupt find in der allgemeinen General: Aceisordnung ’) 


vom 12. un, 1824 enthalten. Sie wird aber, Die: 
ſem Geſetze feibjt zu Folge, in die Accife der accisbas 
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ren Städte und des platten Landes eingetheilt. Die er 
ftere, welche die Sand =Accife, die General »Confumtions« 
Accife und ben an das Steuer Yerarium abzüugebenben 
Mahlgroſchen in ſich faßt, wird eheil von allen Sa⸗ 
en, fo zum Handel oder Verbrauch in die Stabt 
eingebracht werben (Eingangs =Accife), theils vom Ges 
werbe in der Stadt (Gewerbe-Accife), theils von als 
lem Zug- und Zuchtvieh, fo in ber Stade gehalten 
wird (Nutzvieh⸗Acciſe), theils endlih von Grundſtuͤcken 
(Aceisfteuern) entrichtet und kann daher als eine reine 
Sonfumtions» Steuer nicht betrachtet werben, wenn fie 
gleich) wegen ihres Hauptgegenflandes zu diefer Gattung 
von Steuern gezählt zu werden pflege. — Die Ein: 
gang=Accife, welche nach Verſchiedenheit der Falle ent- 
weder bei dem Thorſchreiber, oder in der Acciseinnah- 
me ded Orts abgeführt wird (9.7 — 10.) ift von Jedem, 
welcher einen accisbaren Gegenftand in die Stadt bringt, 
nach einem beigefügten Zarif zu entrichten ($. 5, und 6.). 
— MWaaren, welde durch eine accisbare Stadt blos 
durchgehen oder bafelbft niedergelegt werden, find unter 
gewiſſen Vorausfegungen von dieſer Abgabe frei ($. ır. 
und 12... — Wird eine in einer accisbaren Stadt 
bereits veraccifirte Sache in eine andre, an einen neuen 
Eigenthümer, gebracht, fo ift davon als Nachſchuß 
blos der vierte Theil der tarifmäßigen Eingangs = Accife 
zu entrichten, infofern bei gewiſſen Gegenftänden bdiefer 
Nachſchuß im Tarif nicht anders beflimme ift. Aus— 
genommen von diefem Nachſchuſſe aber find die auf 
Jahrmaͤrkte gebrachten Güter. Wenn Waaren und 
Fabrikate aus der Meßſtadt Leipzig in andre accisbare 
Städte eingehen, von denen bereits die Handelsabgabe 
entrichtet worden, fo ift Davon die Eingangs: Xccife, 
jedoch nur nach dem Anſatz für innlandifhe Waaren, 
zu erheben; find fie aber dagegen mit der Öeneral= Xc- 
eife vernommen worden?), fo treten die nurerwaͤhnten 
Vorſchriften wegen deb Nachſchuſſes ein (ſ. 15.— 15.) 
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Eine Zurücgabe der Eingangs -Accife finder niche ftatt, 
wenn and) die zum Verkauf beftimme gewefene Sache 
niche verkauft, fondern wieder aus der Stadt gebracht 
wird; auch befreit die von einer accisbaren Sache auf 
dem Lande erlegee Accife nicht von der. Nachzahlung 
ber Eingangd=Accife, wenn jene Sache zur Stade ges 
brachte wird. Dagegen ift ben auf ftäbeifchem. Grund 
und Boden erbauten Produeten, inſoweit fie zum eig- 
nen häuslichen Verbrauch, oder zur Fürterung und 
Maft für eignes Vieh verbrauchte werden (mit Ein- 
ſchluß des Metzgetreides der Müller) eine Befreiung 
von biefer Abgabe geftattet (. 16. — 6. 19.) 


41) Su ber Geſetzſ. d. J. St. 14. Nr. 1% ©. 89. 


2) Man vergl. die unten anzufuͤhrende Accisordnung der Stadt 


$. 253. 


Bei der Gewerbe⸗Acciſſe werben theils Mo- 
bificationen feftgefegt, welche durch die Gewerbe in 
Anſehung der Eingangs » Xceife veranlaßt werden, theils 
einige befondre Gemwerbefteuern. Soviel die erftern be 
eriffe, fo ift zupörderft der allgemeine Grundſatz auf: 
geitelle, daß vom Kauf oder Taufch einer Sache, bie 
entweder felbft, oder Durch die Materialien, aus denen 
fie. in der Stade gefertigt worden, bereits der Ein» 
gangs-Acciſe unterworfen gemefen, eine befondre Accife 
niche erhoben wird, wenn auch die Sache in eine an— 
Dre, damit Handel treibende Hand gelangt; auch wird 
das nehmliche Prineip auf die in einer Stadt gefertig- 
ten Fabrikate und Handwerkswaaren angewendet (}- 
20. 21. und $. 28.). Dagegen ift beim Einbringen 
foiher Fabrikate in andre acrisbare Städte die bereits 
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oben erwähnte, indem 4ten Theil der Eingangsaceife 
beſtehende Nachſchuß⸗Acciſe zu entrichten; auc haben 
Groffo- Händler"), welche im Sande verfertigte, ober 
aud) ausländifche Waaren, zufammenkaufen, um fie 
außer Landes zu verführen, oder auf bie feipziger Meffe 
zu verfenden, ober damit fonft im Ganzen zu. handeln, 
von diefen Waaren gleichergeftale den 4ten Theil der 
Eingangs» Aceife zu entrichten; doch bleiben Fabrikver⸗ 
Teger, welche innländifhe Manufactur- Waaren zum 
Groffo- Handel verkaufen, wenn fie folche an ihrem 
Wohnorte einbringen, von der Eingangs =Xccife ganze 
lich frei). Staͤdtiſche Einwohner und Händler auf 
dem Lande aber müffen von dem, was fie von einem 
Groffo- Händler erfaufen, die volle Eingangs -Xccife 
entrichten ($. 22. 24. und 27.); auch jind Fabrifare 
und Handwerkswaaren, welche auf dem Sande gefer- 
tige und in eine accisbare Stadt gebrachte werden, ber 
Eingangs Xceife nah Verſchiedenheit der Falle. entwe- 
der ganz oder zum Theil unterworfen, dann aber wenn 
ein ftädeifcher Fabrikverleger feinen auf dem Lande woh⸗ 
nenden Arbeitern bie bereits veraccifirten Materialien 
zu den Fabrikaten geliefere hat und diefer nun die dar— 
- aus gefertigten Fabrikate erhält, gänzlich befreit CS. 
30. — 33.) Endlich müffen ausländifche Kaufleute, 
Fabrikanten und Handwerker, welhe Waaren aus dem 
Auslande auf innländifhe Märkte bringen, außer der 
von ihnen zu erlegenden Graͤnz-Aceiſe, auch an einem 
Kahrmarktsorte, wenigftens den dritten Theil ihrer ein- 
gebrachten Waaren, ohne Rüdficht auf den wirklichen 
Abfaß derfelben, mit der Eingangs » Hccife verrechten), 
mit der im Gegentheil innländifhe Fabrikanten und 
Handwerker, welche ihre Fabrikate auf die $eipziger 
Mefje, oder ins Ausland verfendee haben, in Anfe- 
bung deffen, fo von ihnen dafelbft niche verkaufe wor: 
den iſt, verfchone werben. ($. 3% u, 35.) — Beſon⸗ 
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dre — Gewerbefteuern follen a) vom Baden aus Getreide; 
b) vom Bierbrauen; ce) vom Branntweinbrennen und 
Effigbrauen und d) vom Viehſchlachten entrichtet wer- 
den, wogegen ber ehemalige Höferimpoft gänzlich auf- 
gehoben ift c$. 36. — 41.). Uebrigens haben folche 
Perfonen, welche bei Betreibung ihres Gewerbes, Ma- 
terialien, die der Accife unterliegen, gar nicht, ober deren 
nur wenige bedürfen, von ihrem Verdienſte ein foge- 
nannted Nahrungsgeld, bis zum Einerite in ihre 6oſtes 
Jahr dergeftalt zu bezahlen, daß ber von ber Xceisin- 
fpection angefeßte jährlihe DBerrag dem gewöhnlichen 
Verdienſt von 4 Arbeitstagen gleih komme; bei Per- 
fonen aber, welche ein herumziehendes Gewerbe diefer 
Art treiben, findet ein in dem Tarif beftimmtes täg- 
liches Nahrungsgeld ſtatt“). Die Nutzvieh-Acciſe 
ift von Pferden, Rindvieh, Schaafen und Ziegen, wel: 
che in einer accisbaren Stadt gehalten werden, je 
doch mit gewiſſen Befreiungen 5) zu entrichten ($. 


47. 49) 


4) Berfhiedene Befhranfungen des Groffohandelg, zu 
welcher vorzüglich diefe gehört: daß fih die Grofo : Händler 
vor Eröffnung ihres Handels bei dem Geheimen Finanzcolle- 
gio melden müffen, damit, nah Verſchiedenheit der Localum— 
ftände und des Handels die nähern Bedingungen derfelben re: 
gulirt werden ſ. (ſ. 25. und 26.) 


2) Werben bergleihen Waaren auf einen ftädtifhen Jahrmarkt 
gebracht, fo wird bloß diejenige Quantität mit der Eingangs: 
Acciſe vernommen, welche auf dem Markte verkauft, oder auch 
unverkauft. in der Jahrmarktsſtadt zurüdgelaffen worden iſt. 


3) Dafern.fie jedoch von den zum Markte gebrachten Waaren 
etwas nicht zuruͤckfuͤhren, oder ihr Abſatz jenes Drittheil auf: 
fallend uͤberſtiegen bat, ſo iſt bie Eingaugs-Acciſe yon ber 


= 
Kameral- und Finanzhoheit. 271 


‚ganzen verkauften, ober ſonſt in der Stadt zuruͤcgebliebenen 
Warren: Quantität zu erheben. 


4) In dieſe Klaſſe werden gezählt: Komoͤdianten, Gaufler, 
Leute die Kunfts nnd Natur=Geltenheiten zeigen, herumzie— 
bende Mufifanten und dergl, Uebrigens wird diefe Klaffe von 
Perfonen aud bei der Acciſe auf dem platten Lande $, 87. er 
wähnt, wobei zu bemerken iſt: daß nach dem Refcripte vom 
14. Aug. 1784. und dem Generale vom 46. Dct. 1792. Cont, 
I. Cod, Aug. T. 4. p. 835. und p. 1045.) feine Schauſpieler⸗ 
gefelfhaften auf dem Lande geduldet werden follen. 


5) Unter andern für das auf Ritterguͤtern, fo inneralb einer 
Accieftadt liegen, geholte Vieh, wenn auch das Rittergut fonft 
ber ftädtifhen Acciſe unterworfen if. 


$. 254. 


Soviel endlich die zu ber ſtaͤdtiſchen General:Aca 
cife gehörigen Accisfteuern betrifft, fo find dieſe 
Darauf gegründer: daß die Befreiung ber ftäbrifchen 
Grundftüde von den ordinären Pfennigen und Ouas 
fembern, welche von ber Generals Accife übertragen 
werben '), lediglich zu beſchraͤnken ift: a) auf die 
den Einwohnern eigenthuͤmlich zuftehenden, in der 
Stade und Vorſtadt befindlichen Häufer; b) auf die 
bei felbigen ans oder eingebauten Scheunen, wenn 
Iegtere mit dem Wohngebäude unter einem Steuer 
Duanto begriffen find; c) auf die an den Käufern be> 
findlihen Gärten, wenn fie in dem GSteuerkatafter nicht 
ausdrüdlic benannt find, und feinen halben Scheffel, 
oder 4 Ader (den Acer zu 300 landuͤblichen Duadrats 
ruthen gerechnet) ausmachen. Von allen übrigen Grund» 
füden aber muß der in dieſer oder in einer andern 
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accisbaren Stadt wohnende Einwohner) die Hälfte der 
gedachten Steuern in halbjährigen Terminen zur Aceis- 
Kaffe des Orts zahlen (9. 51. 52. 55.). Wohne ber 
Befiger von Haufern und Grundſtuͤcken einer Arccis- 
Stadt, innerhalb Landes auf dem Dorfe, oder an eis 
nem Orte, wo bie Acciſe nicht eingeführe ift, oder ge 
nieße eine Befreiung oder Reſtitution von dieſer Ab- 
gabe, fo giebe er in Anfehung jener Steuern von ben 
Srundftücen der erften Klaffe die Hälfte und von de- 
nen ber zweiten den vollen Anfag: zu der nämlichen 
Kaffe 5). Wer fi dagegen wefentlih außer Sandes 
aufhält, muß in felbige, jedoch mit einigen Ausnab- 
men, von feinen in einer Accis-Stadt befigenden Häus 
fern und andern Grundftüden die völligen darauf haf— 
tenden ordinaͤren Steuern entrichten “). Wohnt von 
mehrern Mitbefigern eines ftädeifchen Grundftüds nur 
ein einziger in der Accisſtadt und traͤgt zur Accife bei, 
fo werden in dieſer Hinſicht auch die übrigen Mitbefis 
er wie beftändige Stabtbewohner behandelt. Wenn 
ſtaͤdtiſche Grundftücke an einen auf dem Sande, oder 
fonft außer der ſtaͤdtiſchen Acciſe, ſich aufhaltenden 
Einwohner verpachtet werden, fo find dem Pachter 
zwar die auf ſolchem Grundflüde erbauten oder ge 
wonnenen Früchte accisfrei aus der Stadt verabfolgen 
zu laffen, der Verpachter muß aber die Pachtzeit über 
die vollen darauf haftenden ordinären Steuern zur 
Aecis-Kaſſe zahlen ($. 53- 57. 58- 59. und 6o.), 


1) €. oben $. 226. ©.209. und 5.230. ©. 219. Beizufügen iſt ein 
Befehl wegen Webertragung ber Steuern von landesherrlihen 
Grundftäden v. 13. Jun. 1748, Cont, I, Cod. Aug, T. 2. p- 893. 
Dieſem zu Folge fällt 1) die Webertragung der Steuern bei Grund: 
ftüden weg, welche fi im landeshertlihen Beſitz befinden; dage⸗ 
gen 2) fie dann wieder ftatt findet, wenn diefe Grundftüde in 
die Hände von Privatperfonen gelangen follten ; welche Vorſchrift auch 
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3) vom 1. Jan. 41748 an auf alle vor der Introduction der 
General: Accife fteuerbar gewefene Grundjtüde follte angewen: 
bet werden; dagegen 4) bei denen nach Introduction der Ge: 
neral⸗-Acciſe an Privatperfonen veraußerten, vor diefer Zeit in 
landesherrlihem Beſitz gewefenen Gütern die Hälfte der ordent: 
liben Steuern übertragen werben follte, wenn von der ehema: 
ligen Gangbarkeit Feine zuverläffige Nachricht vorhanden. - 


2) Als ein beftändiger Stadtbewohner wird auch Derjenige ange: 

‚ fehn, welder erweislich fih des Jahres über wenigſtens 4 
Sabre lang, wenn auch nicht in einer ununterbrocdhnen Zeitfols 
ge, in der fraglichen Stadt aufgehalten und zur Acciſe beige: 
tragen bat ($. 56.) 


3) Gleiche Vorſchrift findet auch bei den Cheweibern folder Per: 
fonen ftatt, welche Wecisreftitution genießen, wegen derjenigen 
Grundftüde, die fie eigenthuͤmlich befigen ($. 54.)- 


4) Noch find aus $. 61. und 62. folgende allgemeine. Norfchrife 
ten beizufügen: a) Allen Perfonen, welche Mejtitution oder 
Aeguivalente genießen, ſteht frei, dem Genuſſe berfelben, durch 
verbindlihe Erklärung vor der Aecisinfpection, zu entfagen, 
und dagegen wegen ihrer befigenden ftädtifhen Grundſtuͤcke Ans 
theil an den Steuerbefreiungen andrer Einwohner der Staͤdte 

zu nehmen. b) Müfen die Stadträthe oder frädtifhen Ein: 
nahmen die bei den ftädtifhen Grundftüäden vorfallenden Ver: 
änderungen ihrer (Befiger jedesmal der Acciseinnahme ans 
zeigen. 


ä | . 6. 255. 


| Wenn glei in der Regel von Erlegung der ftäds 
tiſchen Acciſe ohne Unterfchied der Perfon Niemand bes 
freie feyn foll, dafern ihm nicht eine befondre Koncefs 
fion aus dem Geheimen Finarzcollegio ertheilt wore 
den ift; fo bleiben doch bie gewiffen ale oder 

II. 
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einzelnen Perſonen zeither ertheilten Begnadigungen und 
Ermaͤßigungen, nach Maaßgabe der deshalb erlaſſenen 
beſondern Anordnungen bei Kraͤften; auch ſind gewiſ— 
fe Waaren in dem Tarif ſelbſt von der Veracciſi— 
rung erimirt, und einige in dem Gefeß benannte Cor» 
porationen und Perfonen *) erhalten die von ihnen er: 
legte Accife, jedoch mit Ausſchluß des darunter begrif- 
fenen Mahlgrofhens?) wieder zurüd.” Endlich giebt 
ed no) andre Befreiungen, welche theils die Berg: 
baumaterialien betreffen ($. 63. — 65), theils die 
Dergmoderation gewiffer Anfäge, ‘wofür die Einwoh— 
ner der Städte, welche die Bergfreiheit genießen, wenn 
fie niche zu den Berg- und Hüttenarbeitern gehören, 
ald bauende Gewerke den Bergbau nad) gewiffen Vor: 
fohriften bauen müffen ($. 66. und 67.); auch fin: 
det eine Befreiung gemeinee Baumakerialien ($- 68.) fo 
wie eine auf gewiffe Zeit befchränfte der Abgebrann- 
ten fiatt (6. 69.); von welcher in der Folge bei 
den allgemeinen auch auf andre Steuern fich erftredfen- 
den DBefreiungen diefer Arc die Rede feyn wird, 


1) Dahin gehören a) bie Hofämter für die an felbige gelangten 
Hofſtaatsbeduͤrfniſſe. b) Geiftlihe, Kirchen- und Sculbes 
diente von allen chriftlihen Confeffionen, jedoh nur zu ihrem 
bäuslihen Bedarf und mit verfchiedenen Befchränfungen. c) 
Die Wittwen diefer Perfonen. d) Die Profefforen und Unis 
verfitätsmitglieder zu Leipzig, wegen welder aber das Nähere 
in der befondern Leipziger Accisordnung verordnet iſt. e) Spi⸗ 
täler, Waifenhäufer und Armenanftalten für ihren Bedarf und 
mit gleihen Befhränfungen wie die Geiftlihen; N) bie. koͤni— 
glihen Poſtmeiſter und Poſthalter, wegen der Fütterung, fo 
wiewegen Eins und Verkaufs ihrer Pofipferde, fo viel fie 
deren nad ihrer Inſtruction halten müffen. 


2) Dagegen waren von dem Mablgrofchen felbft allmaͤhlig 14 Er: 
emtionen für folgende Anftalten und Gegenftände entftanden ; 
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1) das Convictorlum zu Leipzig; 2) das Joſephinenſtift zu 
Dresden; 3) das Armen = und Zuchthaus zu Waldheim; 4) dag 
außer Landes gehende Mehl; 5) das Oſtenſche Waiſenhaus zu 
Plauen 5 6) das St. Jacobsipital zu Dresden; 7) das St. Ge— 
orgenhofpital zu Döbeln; 8) das gefchrotene Korn für die 
Poitpferde zu Leipzig; 9) dad Erziehungsinftitut su Friedrich- 
ſtadt; 10) das Landarbeitshaus zu Eoldig; 11) bie Sandfchule 
zu Meißen; 12) die Landſchule zu Grimma; 13) die Stirke- 
und Puder-Fabriken; 14) die Strafanftalt zu Zittau. Als 
aber in dem Decrete vom 7. Jan, 1824 der Antrag an bie 
Zanditände erging: ob nicht dieſe Befreiung allen denjenigen 
Anftalten und milden Stiftungen, welde wegen ihres gemein 
nüßigen Zwecks pon der Entrichtung der Acciſe frei gelaffen 
würden, gewährt werdemafollte; fuchten die Stände in ihrer 
"Särift vom 11. März 1824 ſolches abzulehnen und baten viel- 
mehr um die Abjtellung der Gremtionen sub 8, und 13., unter 
welchet Vorausfegung fie dagegen die Gremtion der in den 
Ktiegszeiten entftandenen Waifen - Verforgungsanftalt zu Pirna 
äugeftanden, 


§. 256. 
bb, Xccife auf dem platten Sande. 


Sie begreift die zeitherige Landacciſe von inländi- 
fhen Waaren und die Oeneralaccife vom Dorfhandel 
in fi, und wird vom Handel, Gewerbe ') und Hand: 
werten entrichtet ($. 70. und 71.). . Die erfte wird 
bauptfädhlic von den Händlern?) gegeben , welche Ge— 
genftände aller Art, fie mögen fi nun in natürlichem 
oder bearbeitetem Zuftande befinden, (auf dem tande) 
einkaufen, um fie wieder zu verkaufen; dagegen haben 
Krämer3), welchen Conceffion ertheilt ift, die, nad) 
dem Mandatet) vom 29. Jan. 1767 auf dem $ande 
zum Handel verbotenen Waaren aus’ accisbaren Städ- 
ten zu erholen, von felbigen “u Handelsaeciſe zu 
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entrichten, wenn ſie den in der aceisbaren Stadt ge— 
ſchehenen Einkauf derſelben nachweiſen können; dafern 
ihnen aber durch beſondre Conceſſion geſtattet iſt, ihre 
Waaren aus der Meßſtadt Leipzig, oder aus dem Aus— 
lande zu erholen, haben ſie davon die Handelsacciſe 
nach den ſtaͤdtiſchen Tarifſaͤtzen an ihrem Wohnorte, 
oder an die Acciseinnahme, wohin ſie gewieſen ſind, 
zu entrichtens). Von Ausländern, welche im Innlan⸗— 
de einkaufen, oder erlaubter Weiſe verkaufen, wird die 
Handelsacciſe ohne Unterſchied entrichtet, die Waare 
mag zum eignen Bedarfe oder zum Handel beſtimmt 
ſeyn, im Sande bleiben oder aus ſelbigem geſchafft wer⸗ 
den. Uebrigens muß die Handelsaccife auf dem tande 
fo oft entrichtet werden, als mit der eingefauften Waa⸗ 
re wieder ein neuer Handel getrieben wird ($. 72. — 
79.). In Beziehung auf Gewerbe treibende Perſonen 
und Fabrikanten gilt in der Negel®) auch auf dem Lan⸗ 
de der Haupfgrundfaß: daß nur die Acciſe von den 
Materialien ihres Gewerbes (infoweit diefe nicht aus 
accisbaren Städten erhohlt find) nicht aber von den 
Producten ihrer Arbeit oder den Fabrikaten (folange 
diefe nicht des Handels wegen in eine britte Hand 
übergegangen find), entrichtet werben muß (5. 81. — 
84.). — Die auf dem Stande geftatteten Handwerker 
endlich”) haben von ihrer entweder auf Beftellung oder 
zum Handel gefertigten neuen Arbeit die ‚Handelsac- 
eife mit 6 Pf. vom Thaler des vollen Werthes der 
gefertigten Gegenftände zu entrichten; wovon jedoch 
diejenigen, welche ohne Handel, blos um das Tage: 
Iohn arbeiten , oder die vom DBefteller erhaltenen Ma— 
terialien gegen Lohn verarbeiten, gaͤnzlich befreie find 
($- 88. — 90.) 


4) Perfonen, die dergleigen (mit Einfhluß des Handels). treiben 
wollen, muͤſſen fih übrigens nah S'86. deshalb zuvörberft 
bei der Accisinfpection melden und von diefer, an bie Stelle 
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der ehemaligen eidlichen Verpfiptung ‚ eine fhriftlihe Inſtruc⸗ 
tion erhalten. ’ 


2) Den Händlern werden $. 100. Lieferanten, Commiffionärs und 
Maͤkler gleich geſetzt. 


3) Der denſelben verſtattete Kleinhandel wird näher 9. 80. bes 
ſtimmt. 


M Cont.I,Cod. Aug, T.1.p 94. Man vergl. auch den Befehl v. 
4. Nov. 1767. 1. c. Tr2.p. 1125. ferner wegen der Verpflichtung ‘ 
ber Dorffrämer Gen. v. 18. Sept. 1782., v. 15. Febr. 1783. u. 
v 20. März 1792. 1. c, Cont, ILT. 2. p. 1427. 1429. u. 1439. 


5) Man vergl. Übrigens die Leipziger Accisordnung $. 19: 


6) Dafern nit bei der zur Anlegung einer Fabrik auf dem Lanz 
de nachzuſuchenden Eonceffion etwas Andres befiimme tft. 


7) Man vergl, dag not. 4. angeführte Mandat. 


§. 257: 


ce. Allgemeine Borfhriften für die Gene— 
‚ taleAccife in der Stade und auf dem 
Sande, 


a) Die von ausländifchen Waaren, nad Vor⸗ 
[hrife des Maudats vom 23. März. ı822. bezahlte 
Gränzaccife befreit weder im Ganzen, nod zum Theil, 
von der Generalaccife, fondern letztere ift neben jener, 
fomohl in der Stadg als auf dem Sande, zu erheben 
($ 95.). b) Wegen ber in leipzig bezahlten Handelö> 
abgabe findet die nämlihe Vorſchrift ſtatt; andre 
Grundfäge aber treten dann ein, wenn Waaren ſchon 
mit der dortigen Generalaccife (deren Befchaffenheit für 
die Stade keipzig durch eine beſondre ſchon in biefem 
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Geſetz ($- 99.) angekündigte Accisordnung beftimme 
werben follte) vernommen worben ift ($. 96. u. 97.) '). 
c) Die Schönburgifhen Rezeßherrſchaften und die Herr— 
ſchaft Wildenfel werden (auch in Anfehung dieſer Ab- 
gabe) zur Zeit durchgängig bei der Öeneralaccife als 
Ausland, der Saͤchſiſche Antheif der Oberlaufiß aber 
als Inland behandelt ($. 98.). d) Die Direction der 
gefammten Abgabe,, mithin auch des Mahlgrofchenz, 
ſteht unter der Direction des Geheimen Finanzcollegii, 
welches hierbei, in Gemäßheit der ihm bei der zeitheri= 
gen General-Confumtions = Accife gegebenen Vorſchrif— 
ten zu verfahren bat ($. 107.) e) Die Dorfaccis = 
Einnebmer werden zwar, der zeitherigen Verfaffung 
gemäß*), von den Gerichtsobrigfeiten präfentirt und 
vertreten, jeboch bleibe eö dem Geheimen Finanzcolle- 
gio unbenommen, wichtige Stellen felbit zu befegen, 
in welchem Falle aber die Vertretung der Gerichtso- 
brigkeit nicht obliegt. $. 108. f) Durch die neue Acs 
cisordnung werben die im Eingange Diefes Geſetzes an⸗ 
geführten Altern Verordnungen (naͤmlich die Landaccis— 
ordnung vom 1. Nov. 1788; die Accisordnung wegen 
der General-Confumtions-Aceife in den Städten v. Z1. 
Aug. 1707; die Accisordnung wegen der Dorfaccifev. 13. 
Nov.1705. und das Ausſchreiben wegen des Mahlgrofchens 
in den Städten vom 10. Dec, 1764.) fo wie auch die zu de— 
ren Erläuterungen gegebenen Verordnungen, infoweit 
folhe die Dbliegenheiten der Accispflichtigen betreffen, 
gänzlich aufgehoben ($. 109.). 8) Dagegen bleiben 
die beftehenden, allgemeinen und befondern Vorſchriften, 
welche die Regie und das Rechnungswerk betreffen, und 
zur Nachachtung der hierbei angeftellten Finanzoffician- 
ten und Defcheidung der Gontribuenten (in Beziehung 
auf die Regie) ergangen find, fo lange bei Kräften, 
bis die Regieobliegenheiten durch befondere neue In— 
fiructionen zufammengefaße und,’ foweit es nöthig, zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht werden ($. 11o0.). 
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Die mehreren Communen, Gemwerben und Individuen 
zeither zugeftandenen Accisfirationen 3) follen, bis zu 
deren bedungenem Abfaufe, ohne Aenderung fortdauern, 
wenn fchon in der Aecisverrecheung ber firirten Gegen- 
ftände wefenclihe Aenderungen durch diefe Accisord- 
nung eintreten follten ($- 112.) 


4) Man vergl. auch $. 15. ber Generalaccis-Ordnung und $- 16 
der Leipziger Accid - Ordnung. 


2) Man vergl. dad Generale die Beſtellung der Dorfaccld:Ein= 
nehmer betr. v. 27; Febr. 1768. Cont. II. Cod, Aug. T. 2. p- 
4419. ferner daB Generale wegen Verpflihtung ber Dorf: Ucs 
ciseinnehmer v. 11. Sept, 1793. I. c, p. 143% 

3) Man vergl. Befehl die wegen der. Firaccifen zu. thuenden Ans 

zeigen und Anfragen betr. v. 4 Gebr. 174. 1. c, Cont. 1. p- 

- 909. und Befehl v. 22. Aug. 4753. wodurd alle Fira der die 
Handlung treibenden Perfonen aufgehoben wurden 1. c. T. 2. p« 
949, — Dem Vernehmen nach follen übrigens von biefem Gefeß 
in ben neuern Zeiten viele Ausnahmen gemadt worden ſeyn. 


7 Eigenthumliche Accis⸗ Berfaſfuns der 
Stade Leipzig. 


$. 258, 
aa, Leipziger Handelsabgaben. 


Die ehedem in feipzig zu entrichten gewefenen 
Abgaben von den dafelbft ein» aus= oder durchgehen 
den Waaren beftanden nicht allein in der Landaccife, 
der Öeneralaccife von ausländiihen Getränken, und 
der ebenfalls davon zu entrichtenden Srantfteuer;, fon» 
dern auch in verfchiedenen Impoſten und ftädtifchen 
Gefällen, von denen einige auch nur jenes Getränke 
betrafen‘). . Alle diefe Abgaben nun würden durch ein 
Publicandum?) vom 18. März 1820, welches nad) 
verfhiedenen deshalb gepflogenen Berathſchlagungen 


— 
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mie den Sandftänden?), durch ein. andres Publcans 
dum*) vom 31, San. 1824 verfchiedene Erläuteruns 
gen nebft einem neuen Tarif) erhiele, in eine lan: 
desherrlihe und in eine ftädeifche, unter fehr bedeu⸗ 
tenden Ermäßigungen der bisherigen: Anfäge, vereinigt, 

von welchen die erftere an das koͤnigl. Sand = Accisamt, 
die leßtere an des Rache Wage- Einnahme entrichtet 
wird ($. 1.) Beide Abgaben aber werden blos von 
ben in $eipzig eingehenden Waaren entrichtef, --da im 
Gegentheil der Aus» und Durchgang der Waaren frei 
ift ($. 7.), wobei jedoch in dem 2ten Publicando ad 
$ 7. manche neue Beftimmungen wegen, durchgebender 
Waagaren mit Aufhebung bisheriger Beichränkungen feft- 
gefege find. — Alle inländifhe Manufactur- und 
Fabrikwaaren, welche mit Landaccis-Paſſirzetteln in 
Leipzig eingehen, werden bafelbft von der Tandesherrlis 
chen Abgabe frei gelaffen, und entrichten von der ſtaͤd— 
tifhen nur die Hälfte ($. 9.); fo wie auch Landaccis⸗ 
Paffirzectel über die von Leipzig aus in das Inland 
gehenden Waaren mit der zeitherigen Gültigkeit, jedoch 
blos an Leipziget Kaufleute ertheilt werden (F. 12.). — 
Die meiften übrigen Vorſchriften, inſoweit fie niche 
mit den bereits erklärten allgemeinen Accisordnungen 
übereinftinmen‘), betreffen die Negie dieſer Abgabe; 
doch find noch diejenigen Beſtimmungen zu erwaͤhnen, 
welche in dem neueſten Publicando ad 6. 42. zu ge 
nauerer Unterfcheidung der mit der Handelsabgabe, und 
der mie den Verbrauchsabgaben belegten ©egenfkinde 
getroffen worden find”). | 


1) S. 9. 6. des gleich anzufuͤhrenden erſten Publicandi, wo auch 
zugleich verordnet wurde: daß die bisherige Reſtitution der 
Abgaben von dem wieder ausgegangenen Getränke ceſſiren 
follte, — Uebrigens wurde Anfangs zu Kolge der nehmlichen 
Vorſchrift die neue Abgabens und Regie: Einrichtung nur ver: 
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ſuchsweiſe zugleich auf die in Leipzig eingehenden Gettänte 
erſtreckt. Ben 


2) Geſchf. d. % St. 8 Nr. 14 ©. 45. 


3) Decret die neue Einrichtung der Leipziger Handelsabgaben 
betr. v. 416, Det. 1820, und Schrift der Stände v, 23. Mai 
1821. 


4) Sefetf. d. J. St. 2 Ne 3 ©&7 


5) In dem zuerft erwähnten Publicando 6. 2. wurde ſchon vor 
laͤufig beſtimmt: daß eine Reviſion deſſelben erfolgen ſollte, ſo 
oft die inzwiſchen gemachten Erfahrungen und veränderten Hans 
belsverhältniffe folhes nöthig machten; auch wurde "zugleich 
verfprohen: daß, wenn einem zu bedeutenden Gaffenausfalle 
durch eine Erhöhung der im Tarif enthaltenen Abgabenfäpe 
etiwa vorgebeugt werben müßte, folhe, unter Vernehmung 
mit dem Stabtmagiftrate, und, nah Befinden, mit Beirath 
ber Kaufmannfhaft vorgenommen werden follte. 


6) Dahin gehört vorzüglih bie $. 13. enthaltene Beſiimmung: 
daß alle Frahtgüter von auslaͤndiſchen Waaren, welhe nah 
Leipzig gehen, und dahin mit gehörigen Frachtbriefen verfehen 
find, mit der Gränzaceife verfhont werden. 


7) Es follen namlich von der Hanbelsaccife befreit feyn, dagegen 
mit der Generalaccife belegt werben: a) alle Gegenftänbe, 
welhe in dem Handeldabgaben = Tarif nicht aufgeführt find, 
oder im Zweifelsfale von dem Geheimen Finanzcollegio ald 
dabin nicht gehörig erklärt werden; b) diejenigen gemeinen 
Lebensmittel, welbe zwar in bem Karif genannt find, aber 
für den Verbrauch ber, Leipziger Einwohner und zum freien 
öffentlihen Verlauf im Kleinen, oder zur Hoͤkerei in Leipzig 
eingekauft werden; c) folde in dem SHandelsabgaben : Tarif 
aufgeführte Gegenftäude, welche ber Leipziger Einwohner wit 
der Generalaccife verrechten will, dafern fie offenkundig zu fei- 
nem eigenen Gebraud bienen. 


\ 
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bb. Generalacciſe der Stade Leipzig. 
§. 259- 
ea, uͤberhaupt. 


Schon bei der erften Einführung der Generalac- 
cife war. fir die Stade Leipzig, wegen ihrer eigenthuͤm⸗ 
lihen Handelsverhältniffe, eine befondre Generalaccis = 
Ordnung!) den 1. Sul. 1705. ergangen, welche aber 
den 1. Dec. 1713. bedeutende Abänderungen erlitt *), fo 
wie auch Leipzig nad) der neuen allgemeinen Generalacs 
‚ eis- Ordnung den 24. Jul. 1824. eine neue befondre?) 

erhielt. Wenn gleich auch bei diefem Gefeg manche 
Grundſaͤtze jener allgemeinen Vorſchrift, befonder& in 
Beziehung auf die Verbindung der Sandaecife und des 
Mablgrofchens mit der Generalaccife*), auf die vers 
fhiedenen Öattungen derfelben, auf den Wegfall einer 
neuen Vernehmung einer bereits vergebenen Gache, 
dafern fie aud) in eine damit Handel treibende Hand ge- 
langt, ingleichen der Fabrifate, deren Materialien bes 
reitö verrechtee find und mancher andern Gegenftände 5) 
zur Baſis dienen; fo find doch manche Hauptverfchies 
denheiten zu bemerken. a) Bei der Eingangs: 
acciſe. Diefe wird nach einem befondern Tarif ent- 
richree und alle Waaren, die des Handeld wegen nad) 
$eipzig gebracht werden, find mit Ausnahme des Weins, 
Diers und DBranneweins gänzlich davon befreit. Auch 
finder die $. 18. der allgemeinen Accisordnung enthal- 
tene Befreiung der, auf dem zum Stadtfteuer -Quanto 
gehörigen Grundftüce erbauten Erzeugniffe, mit alleis 
niger Ausnahme des zur Fütterung felbft erbauten Has 
fers, niche ſtatt, es werden jedoch, wie zeither an die 
Stelle der einzelnen Werrechtung, billige jaͤhrliche Fixa 
zugeftanden ($. 13). b) Bei der Gewerbsaccife. 
Da der Handel in Leipzig der Generalaccife niche unter- 
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liegt, fo finden auch die $. 22. — 26. ber allgemei- 
nen Accis =» Ordnung enthaltenen Vorſchriften wegen 
der vom Groſſohandel zu erlegenden Acciſe und der $, 
27. geordneten Nachzahlung der Eingangdaceife, Seis 
ten der Jeipziger Einwohner, von den von bafigen 
Kaufleuten erkauften Waaren nicht ſtatt ($. 17.). An 
die Stelle der in diefem Falle in andern Städten ein- 
‚ tretenden einzelnen Verrechtung aber ift von ihnen, 
nach der bereits beftehbenden Einrichtung, eine befondre 
Generafconfumtiond » Firaccife zu erlegen, deren Betrag, 
bis auf ein, der Königl. Acciskaſſe vorbehaltenes Quan⸗ 
tum, dem Gtadt » Tilgungsfonds überlafjen. worden 
ift; fofange aber diefe Verwilligung dauert, fo verbleibt 
ed bei einer, wegen Erhebung jener Accife unterm 27. 
Det. getroffenen und den 11. Nov. 1318 genehmigten 
Einrichtung ($. 17. und 18.). Endlich werden die 
durch die allgemeine Aecisordnung begründeten befon= 
dern Gewerbeaccifen nach befondern Anfägen des Leip⸗ 
ziger Zarifs erhoben, aud) ift das Nahrungsgeld blos 
auf die in diefem Tarif benannten Perſonen beſchraͤnkt 
6 21. und 22.) , c) Bei der Nußviehaccife. 
In Anſehung derfelben find blos die in der allgemeis 
‚mer Accisordnung feltgefegten Befreiungen aufgehoben 
($. 23.). d) Bei den Acceisfteuern. Die eigens 
thuͤmlichen hierhergehoͤrigen Grundfäße beruhen auf bes 
fondern Befehlen ($. 24.), von denen bier nur diejes 
nigen ausgehoben zu werden verdienen, welche Die Lies 
bertragung der Pfennig» und Duatemberfieuer durch 
die Generalaccife betreffen, 


4) Cod. Aug. T. 1. p. 189% \ 
.2) 1. c. p. 1973. 
3) Geſetzſammlung d. J. St. 16. Nr. 23. ©. 153. 


4) Dagegen verbleibt ed nah $. 32. bei Erhebung ber für bie 
Stadt Leipzig, zu Bezahlung ihrer Kriegsfhulden beftimmten 
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Anlagen von eingehenden Verbrauchsſteuern, ingleihen eines 
befondern Mablgrofhens bei der durch die Neferipte vom 22. 
Dec 1767., 45. April 1768. und v. 6. Dec 1819 getroffenen 
Elurichtung. | 


5) Doch find bei manchen Punkten Mobdifitationen beigefügt, wie 
3. Dr in Anfehung der Befrelung ber durhgebenden Güter 
nach $. 8.5 ferner wegen ber erimirten Perſonen nah $. 26. 
auch find $. 27. und 28. diejenigen Univerfitätd = Mitglieder 

beſtimmt, welde gleihe Befreiung genießen; endlich wegen ber 

Nachſchußacciſe ſ. 9. 


§. 260. 


ß8. Uebertragung der Pfennig- und Qua— 
temberſteuern durch die Generalacciſe 
in der Stade Leipzig.'). 


Die Leipziger Accisverfaſſung unterſchied ſich bald 
nach Einfuͤhrnng dieſer Abgabe auch dadurch von der 
allgemeinen: daß in Leipzig von der Generalacciſe weit 
weniger ordentliche Pfennige und Quatember als in den 
übrigen accisbaren ſaͤchſiſchen Städten uͤbertragen wur⸗ 
den. Es mußten naͤmlich die Einwohner von Leipzig 
neben der Generalacciſe noch folgende Laſten tragen: a) 
bis in die neueſten Zeiten die Landſteuer; b) J von den 
20% ordindren Pfennigen, welche ſchon vor Einfüh- 
rung der Accife auf den gangbar gewefenen 266, 8864 
Schocken gebaftee hatten; c) die nurerwähnten ſaͤmmt— 


lichen ordinären Pfennige, von denjenigen Schoden, - 
welche erft feil jenem Zeitpunkte gangbar geworden 


waren?), wovon jedoh 3 in Reſt geführte wurden; 
d) ſtatt der gewöhnlichen 195 ftädtifhen Duatember, 
584 dergleihen, von denen 18 unter dem Namen der 
Accisbeitrags » Duatember begriffen wurden). Die sub 


— 


a und d erwähnten Arten der Praͤgravation, jedoch die 
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feßtere nur, inſoweit fie die Beitrags» Duatember betrifft, 
gründeten fi darauf: daß fich ber Leipziger Stadtmagi⸗ 
feat 1705 genöthige ſah, den Pacht der dafigen Accife 
zu übernehmen, wofür er außer denen von ber Accife zu 
übertragenden Steuern, auch ein jährlihes Quantum 
von 50,000 Thlr. an die General Accis » Hauptkaffe 
abführen mußte, die hierdurch in der ſtaͤdtiſchen Kaͤm⸗ 
merei entitandeneu Reſte aber (feit 1708.) nur durch 
die Sandesherrliche Erlaubniß gedeckt werben fonnten ®), 
dad Fehlende von der DBürgerfchaft durch Sand» 
Schock- oder Duafemberfteuern aufzubringen. Auch 
blieb nicht nur diefe Einrichtung ungeachtet der 1714- 
erfolgten Aufbebung des Accispadhts?), fondern es ent> 
ftanden auch dadurch die noch übrigen Arten der Präs 
gravation, daß man theild ehedem moderirte Schod= 
und Duatemberfteuern feit 1699. wieder aufgezogen 
harte, die aber zur Zeit der Einführung der Generals 
Aceiſe von den Bürgern noch nicht hatten aufgebracht . 
werden fönnen, und daher von jener niche übertragen 
wurden; theild von den erft fpäter gangbar gewordnen 


Schocken aud die ordindren Steuern verlangte, wenn 


fhon nad einem am 9. März 1711. erlaffenen Res 
feripte®) es in Hinfiche der ordinären Steuern bei dem 
zur Zeit der Einführung der Generalaccife beftandenen 
Steuer-Duanto fein Bewenden haben fol. Da alle 
dieſe Praͤgravationen beſonders durch die erit in den 
neyern Zeiten binzugefommenen SKriegslaften”) noch 
drücdender geworben waren, fo wurde deshalb von dem 
Stadtmagiftrat, der ſchon ehedem häufige Beſchwer⸗ 

den hierüber geführt harte, unterm 18. März 1820 
befonders eine Vorſtellung übergeben, welche auch nach 
einer vorgängigen Interceſſion der fandftände die Wir: 
fung hatte: daß nicht nur durch ein noch auf dem da⸗ 
maligen Landtage felbft am 28. Dec. 1820 an die 
Stände erlaffenen Deerete die zuleße erwähnten Prä- 
gravationen gehoben, fondern auch von ben zuvor be- 
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’ merften Accis-Beitrags-Quatembern 12 durch einen 
£önigl. am 23. Dec. 1822, durch den Seipziger Magiſtrat 
öffenelich bekannt gemachten. Befehl der Stadt abge- 
nommen wurden; wodurch feßtere der Aufbringung ei= 

ner jährlihen Summe. von 21,254 Sol 22 Gr. 3 
Pf. enthoben wurde. 


4) Ale diefe Notizen find aus ungebrudten Nachrichten ges 
z0gens | 


2) Da dad neuere Shod: Quantum 278,760 Schock 35 Gr. 8 Pf 
beträgt, fo ergiebt fih aus der Vergleihung diefer Summe 
mit der oben sub a, bemerkten der Betrag der hier sub c. et: 
wähnten. 


3) Anfangs waren ed 165 1709. aber wurden fie auf 17 und nah 
einer kurzen Herabſetzung auf den erſten Anſatz wurden ſie 
1711 auf 18 erhoͤht. 


4) Bis 1708 hatte man jenes Pachtquantum durch Compenſation 
eines früher dem König geleifteten — von 100,000 
Thlr. zu decken geſucht. 


5) Zwar wurden 1785 dieſe Accis-Beitragsquatember der Stadt 
Leipzig zu Tilgung ider Stadtfhulden auf 5 Jahr überlaffen 
und 1788 dieſe Weberlaffungszeit noh auf 5 Jahr ausgedehnt, 
allein durch ein Nefeript vom 18. März 1793 wurden fie wie- 
der eingezogen. 


6) Iſt In dem Cod, Aug. nicht enthalten. 


7) Die bierdburh der Stadt zugezogene Schuldenlaft wird zu 
3,000,000 Thlr. berehnet, wovon ein beträdtliher Theil da: 
durch entftand: daß bie von dem franzöfifchen Kaiſer für ganz 
Sachſen angeordnete Befhlagnehmung und Gonfiscation aller 
englifhen Waaren in Sadhfen nur durch einen ber Stadt Leip— 
zig angefonnenen Abkauf derfelben mit 6,000,000 Livred aufs 
gehoben werden Fonnte. 
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$. 261. 
ö. Accis⸗Baubegnadigungen. 


Es wurden darunter diejenigen Gratificationen ver» 
ftanden, welche ehedem die neuen Anbauer (fo wie auch 
diejenigen, welche ftatt der Schindel» und Strohdaͤcher 
Ziegel oder Schieferdaͤcher auffegten*),) in accisbaren 
Städten, mit Ausfhluß der Stade Leipzig erhielten, 
und zwar zunaͤchſt aus der Acciscaſſe, jedoch dergeſtalt, 
daß auch Beiträge hierzu von den Ständen aus der 
Steuer verwilliget wurden‘). Nachdem deshalb be> 
reits mehrere einzelne Gefege waren erlaffen worden, 
welche befonders durch die Ginführung der Brandver= 
fiherungs = Anftale mancher Abänderungen bedurften, 
fo wurde den 14. Sul. 1798. ein allgemeines Negulas 
tivs) gegeben, welches theils Diejenigen Gebäude bes 
ftimmte, fir. welche dieſe Begnadigungen ausgefeße 
waren +), theils die Säge, nad) weldyen fie berechnet 
wurben, ihre Auszahlung und andre Befreiungen neuer 
Anbauer 5); theild die Pflichten der legtern vor Anfang 
ihrer Baue, während derfelben und nad) ihrer Vollen⸗ 
dung, theils die Verpflichfungen der von Seiten der Accis⸗ 
behörden und farirenden Baugemwerfe concurrirenden Pers 
fonen. — ine gänzliche Aufhebung dieſer Vegnadi> 
gungen aber erfolgte dem in der. Bewilligungsfchrift v. 
3.Mai 1811 geäußerten Wunſche der Stände zu Fols 
ge, duch ein Generale‘) vom 8. Febr. 1817., doch 
‚ wurden nicht nur diejenigen ausgenommen, welche bei dem 
Geheimen Sinanzcollegio bereits liquid waren befunden 
worden, fondern auch die für ſolche Baue, wozu bis jeße 
fhon Riſſe und Anfchläge nach Vorſchrift des angezo— 
genen Megulativs $. Ag. waren eingereicht und geneh⸗ 
migt worden, infofern die Tarafionen vor dem 31. 
Dec. 1818 ald dem Prächufiv = Termin eingereicht 
würden. 
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4) ©. S. 41. und 42. des gleich anzuführenden Negulativs. 


2) Die frühern dießfalls bereits ehedem verwilligten Ruͤckſtaͤnde 
aus der Steuer wurden durh ein Decret v. 18. Nov. 1817- 
gänzlih erlaffen; dagegen aber zur Dedung der annoh zu 
Folge des gleich auzuführenden Generäle vom 8. Febr. 1817 
übrig gebliebenen Baubegnadigungen vorder Hand 18000 Chir. 
durch eine Schrift v. 19. Jun. 18185 jedoch „nur infofern ale 
hierzu der nach Beftreitung aller übrigen Ausgaben des Steuer: 
Aerarii von der currenten Einnahme verbleibende Beſtand oder 
der Reit: Fonds zureihend feyn würde”, verwiliget. Da nun 
Hierdurch die bisher von dem Lande gu gewährende Hälfte des 
Betrags noch nicht gedecket wurde, ſo behielt ſich der Koͤnig 
feine Anſpruͤche hierauf bei der naͤchſten Verwilligung in dem 
Decrete v. 23. Jun. 1818 vor. Auf dem folgenden Landtage 
wurde durch ein-Decret vom 16. Det. 1820 in Verbindung mit 
einer Negiftratur des Geheimenraths die von den Ständen noch 
zu dedende Hälfte an 22,481 Thlr. 21 Gr. 64 Pf. gefordert, 
aber in der Bewiligungsfhrift vom 27. Mai 1821 $. 8. nur 
5620 Thle. 11 Gr. 44 Pf. zu dieſem Beduͤrfniß ausgeſetzt; wos 
bei es auch nah dem Landtagsabſchiede v. 14. Jun. 1821 ad 
$. 8. bewendete; jedoch iſt diefem zu Folge jene Verwilligung 
als eine jährliche auf die Ziährige Werwiligungszeit zu vers 


ftehen. 
3) Cont, L Cod, Aug. T. 2, p- 1367. 


4) Es gehörten nämlich folgende dahin: a) auf wuͤſten Bau— 
ftellen; b) von roher Wurzel; c) anftatt Ruins halber einges 
riſſener Gebäude; d) auf Brandftellen, die vor dem 1. Jan. 
1787, als dem Zeitpunfte der Einführung ber Brandverfices 


rungsanftalt, entitanden find. 


5) Daß mande biefer $. 48 des angeführten Geſetzes erwähnten 
Befreiungen noch jetzt fortdauern, iſt bereits oben $. 255. er: 


wähnt worden. 
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6) Cont. II Cod, Aug, T. 2 P» 600. 


§. 262. 
Accis-Behoͤrden 
und Gerichtsbarkeit in Accisſachen. 


Die Aufſicht uͤber die Acciſe mit Einſchluß des 
Gleitsweſens wird von Acciskommiſſarien geführt”), 
bei welchen gegenwärtig der Unterfchied zwifchen Land— 
nd General: Aciisfommiffarien (von melden ebedem - 
Sie erftern auch die Gleitsgeſchaͤfte beſorgten), gänzlic) 
wegfälle?); die Necisinfpektoren dagegen find in fpeciel- 
lern Difteikeen zu dem nemlichen Zwed und befonders aud) 
zur Ausübung der unter der oberften Direktion des 
Geheimen Finanzkollegii auszuübenden Gerichtsbarkeit 
in ſaͤmmtlichen Accisfachen 3) jedod) dergeftalt beſtimmt, 
daß die zuerit erwähnten Accisbeamten in wichtigern 
Süllen zugezogen werden). Die Hauptgefege hierüber 
find die Entſcheidung der bisherigen Differenzen in Ge- 
neral⸗Accis-Jurisdiktions-Sachen, ingleichen ein das 
künftige Verfahren in General- Accis » Rügen» Sachen 
betreffendes Generaled) vom 12 März 1783, dem eine 
ausführliche Snftruktion wegen des Accis- Rügen = We: 
fens beigefügt it®). In Anfehbung des Umfanges Dies 
fer Gerichtsbarkeit find folgende Negeln zu bemerken: 
1) die. Accis= Gerichtsbarkeit findet auch in Anfehung 
jolher Perfonen ſtatt, welche fonft einen privilegirten 
Gerichtsſtand genießen; doch ift bei Geiftlihen, Kir— 
chen- und Schuldienern, auch Univerfitätsverwande 
ten (fo wie bei Milichrperfonen ?”) eine gewiffe Gon: 
eurrenz ihrer. ordentlichen Obrigkeit vorgefchrieben (a. 
a. O. $. 1.). 2) Werden zu den Gegenitänden jener 
Gerichtsbarkeit in. der Regel auch alle Injurien, womit 
Die Accisbedienten in ihren Dienſtverrichtungen angegrifs 
fen werden, gerechner®), nur nn eine Aus⸗ 

IL 
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nahme flat, wenn dergleichen Vergehungen zwifchen 
ihnen und folchen Perſonen, die einem befreiten Gerichts= 
ftand haben, vorgefallen find, indem felbige lediglich 
von dem Gerichtsſtande des Beklagten zu erledigen 
find ($. 2.). 3) Iſt die nad) der ehemaligen Verfaſ— 
fung erforderlidy gewefene Goneurrenz der Accis - Offi- 
cianten in allen Civil» und Criminal» Sachen, wo 
Accisbeamte vor der ordentlichen Obrigkeit zu ſtehen 
haben, aufgehoben; doch foll von der Verhaftung eines 
Accisbedienten feiner 'ordentlihen Obrigkeit Nachricht 
gegeben werden ($. 4.). Endlich iftj 4) in einem befon- 
dern Generales) das Verfahren in Accis = Unterfus 
chungs-Sachen betr. v. 20. März 1790 feſtgeſetzt 
worden: daß alle die Accis » Officianten wegen verun— 
trauter Accisgelder betreffenden Unterfuchungen von dem 
Accis-Kommiſſarius oder Inſpektor mit Zuziehung der 
Drtöobrigkeit aus deren Mittel die Gerichtsbarkeit legal 
zu befegen ift, geführe werden follen. - 


41) Nach dem Koͤnlgl. Saͤchſ. Kof: Civil: und Militär: Staat v. 
J. 1823. ©. 80. find für die alten Erblande folgende Accid= 
Kommifariate vorhanden: J. Im Meißniſchen Kreife: 
a) für die Nemter: Dresden, Dippoldiswalde, Grillenburg und 
Pirna, nebit der General: Accisinfpektion zu Glashütte; by 
für die Aemter: Stolpen, Radeberg mit Laußnis, Hain, Mo: 
ritzburg, Hobenftein mit Lohmen; c) für die Nemter: Meißen 
und Ofhag. U. Im, Erzgebirgifhen Kreife: a) für bie 
Aemter: Chenmig, Frankenberg mit Sahfenburg, Auguftusburg, 
Zwidau mit Werdau, die Schönburgifhen Rezeßherrſchaften, die 
Nemter Wiefenburg und Schwarzenberg; b) für die Aemter: 
Wolkenftein, Lauterftein, Grünhain, Stollberg, Freiberg, 
Noffen, Frauenftein, Altenberg. IL Im Leipziger Krei— 
fe: a) für das Kreisamt Leipzig; b) für die Aemter: Pe: 
gau, Borna, Rochlitz, Keisnig und Colditzz ec) für 
die Aemter: Grimma, Mutfben, Mügeln und Wur 
zen IV. für den Voigtländifhen Kreis. — Au: 
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Berdem ift für die Oberlaufiß, wo die Accife gleichfalls ein: 
geführt ift, ein befonderes Accis— Kommiffariat in Budiffin 
vorhanden. 


* 


2) Ueber die ehemalige Verfaſſung ſ. Churſaͤchſiſches Hof: Civil: 
und Staats: Handbuh S. 15% 


3) Ueber bie ‚gegenwärtigen Obliegenheiten dee Accis-Inſpek— 
toren vergl. man befonderd das Generale an fammtlihe Accis— 
Kommiffatien inden alten Erblanden vom 17. Jun. 1822. (S. oben 
6, 249.) ad $. 31. wo ed heißt: „Die Accis-Inſpektoren find 
verpflichtet, in ihrem Inſpektions-Bezirke auf die Erhebung der 
Gränzaccife und auf deren Dfficianten gleiche Aufficht zu führen, 
wie bei der General: Accife, die Einnehmer zu revidiren; wenn 
ihnen von leßtern oder den Gränzauffehern Unterſchleife ange: 
zeiat werden, oder fie fonft defhalb Auftrag von den Accis— 
Kommiſſarien erhalten, folhe zu unterfuchen, gemeinſchaftlich 
mit letztern und unter Beobachtung des Gen. v. 12. Maͤrz 
1783. zu entſcheiden, oder deßhalb an das Geheime Finanzcol⸗ 
legium zu berichten.” — Noch follen die Accisbeamten über 
haupt nah $. 5. Bes oberwähnten Geſetzes bei allen in ac— 
cisbaren Drten zu machenden Anlagen concurriren. 


4) Dabin gehören alle Unterfleife, welbe über 5 Thlr. am 
Werth betragen, auch werden auf gleihe Weife Injurienſachen 
erlediget, welche vor die Accid = Inftanz gehören; endlich muͤſ— 
fen fämmtlihe Beſcheide in Accisfahen, fo wie auch Tabellen 
über alle eingegangene Accis— Denuntiationen gjaͤhrig an das 
Geheime Finanzcollegium eingefendet werben. S. das Gen. u 
12. März 1783. 9. 6 — 4 


5) Conts II. Cod. Aug, T. 2. p. 1243: 
6) Man vergl. Gen. die Erläuterung des Tit, X. $. 3. der Ins 
firuction vom Verfahren in General: Accid : Rügen: Sahen 


beit. v, 13. Mai 1791. 1. c. p. 1319 
x & 2 
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8) Gemeine Injurien dagegen gehören lediglich vor den Ges 
richtsſtand des Beklagten, ohne Conſtituirung eines iudicii 


mixti. 


9) Cod, Aug. 1. c. p. 1313. 


+ Stempelfteuer 


$. 263. 
a) Urfprung derſelben und allgemeine auf 
dieſe Abgabe fi beziehende Grundfäge, 


Die erften Nachrichten von dieſer Abgabe findet 
man auf dem Landtage von 1681 bis 1682, wo jie 
jedodh nur in Anfehung des Papiers auf 2 Jahr zum 
Deften des Kriegsmwefens verwilliget wurde’), Eıft 
feit 1700 wurde fie ununterbrochen beibehalten?), und 
fhon damals auf die Spielkarten, fo wie 1704 
auf die Kalender ausgedehnt.3) Kine gänzliche Veran: 
derung derfelben erfolgte nach vorgängigee Berathung 
mit den Landfländen ) durch das Mandat 5) vom 
11. San. 1819, welches den 12. Aug. d. J. auch auf 
den Saͤchſiſchen Antheil der Oberlaufiß ausgedehnt wur— 
- be‘) und durch ein anderweites Mandat?) v. 4. Sept. 
1822 mandye Erläuterungen erbiel. In dem zuerft 
erwähnten Geſetz werden zuvörderft ($. 1.) alle Accis- 
abgaben aufgeboben®), womit nad) den bisherigen Ver— 
ordnungen außer der Stempelabgabe die Spielkarten 
und Kalender belegte gemefen waren, auch wird hierauf 
die allgemeine Regel (9. 2.) feitgefegt: daß bei folchen 
Gegenftänden, welche der Stempelabgabe unterworfen 
find, weder ein ausländifcher Stempel, noch ein foldyer 
Stempel, der einer Behörde, oder einem Orte hieſi— 
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ser Sande verwillige feyn follte, ‘als ein Surrogat des 
landesherrlichen Stempels angefehn werden koͤnne; wel- 
che Regel auch durch das zuletzt angeführte Gefeg ($- 1.) 
auf das Verhältniß: der alten Erblande zu der Ober⸗ 
laufiß. angewendet worden iſt. Von der Beſchaffenheit 
der Abgabe felbft: aber wird nach dem dreifachen Ges 
genjtande, welchen fie betrifft, gehandelt. Soviel a) 
den Gebrauch des Stempelpapiers betrifft, fo ift dafa 
felbe, jedoch unten verfchiedenen Ausnahmen?) ($. 45.) 
und Modificationen ($3 14. — 23.) zu allen denjeni= 
gen Schriften zu nehmen, welche an den König, oder 
an öffenelich angeſtellte Behörden, in den zu ihrem 
Geſchaͤftskreiſe gehörigen Angelegenheiten gerichtet oder 
zum DBehufe gerichefichee und anderer ‚öffentlicher Ver— 
bandlungen bei ihnen eingegeben, : oder bei den Behoͤr⸗ 
den in bergleihen Sachen verfaßt und audgefertigee 
werben. in der Regel ift zu jeder folhen Schrift ein 
mit dem Zweigrofchenftempel bedruckter Bogen zu braus 
chen. Diejenigen Fälle aber, in welchen entweder ein 
höherer (bisweilen nah dem Werthsbetrage des Ge— 
genftandes ſich richtender 2°)), oder ein ftufenmweis 
fteigender Stempelfag flatt finder, oder auch das 
Stempelpapier bei bloßen Privatverhandlungen gebrauche 
werden foll, find in der dem Mandate, beigedrucdten 
Etempeltare angegeben ($, 13). — Der Stempelbes 
frag wird von Demjenigen erlege, den die dem Stenis 
pel unterworfene Schrift zunächft betrifft, der fie zus. 
naͤchſt veranlaßt, oder der die Schrift ald Intereſſent zu 
vollziehen hat. Sind mehrere Intereſſenten vorhanden, 
fo hat jeder derfelben zu ihrem Ancheile beizutragen ; 
welche Regel auf mehrere Falle befonderd angewendet 
wird"*), mit dem Zufaß: daß eine Erklärung oder Ue— 
bereinfunfe, nach) welcher jemand die Werbindlichkeie 
übernimmt, einen Andern in Entrichtung des Stempel: 
betrags zu übertragen, nur Gültigkeit unter den In— 
tereffenten bat, bei Erhebung der Stempelgebübrniffe 
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aber nicht zu beachten ift ($. 25. und 26.). Anlan⸗ 
gend b) den ebenfalls durch die Taxe beftimmten Kar- 
ten- Stempel, fo find demfelben fowohl innländifche, 
ald ausländifhe Karten, welche zum Debit oder Ges 
brauch eingebrache werden, unterworfen '*) (§. 46 — 
$. 48) und ift der Debit der erftern von der Konceffion 
der Sandesregierung abhängig gemacht (8. 52. — 6. 54). 
Endlich find c) zwar alle Kalender, welche in den hie- 
figen fanden gebraucht werden, fo wie auch ſolche Schrif- 
ten, die zugleich einen Kalender enthalten, mit dieſer 
Abgabe belegt's); doch erhalten Verleger von Kalen- 
dern oder Kalenberhändler 4), welche die geftempele 
ten Kalender auf dem Lager behalten, und folche vor 
Ablauf des Decemberd desjenigen Jahres, auf welches 
der Kalender lauter, zur Kreisimpofteinnahme abliefern, 
den bezahlten Stempelbetrag baar zurüd ($. 78: und 
$. 82.). ° Uebrigens ift auch der Kalender -Verlag von 
der Conceffion der Landesregierung abhängig gemacht, 
doch bleiben die früher deghalb auf mehrere Jahre 
ausgewirkten Privilegien bei Kräften (FK. 83.) Die 
meilten übrigen Beflimmungen des Mandats, welche 
in vielen Stuͤcken übereinftimmen, ob fie gleich bei je- 
dem Hauptgegenftande defjelben befonders angegeben 
werden, betreffen die auf das Stempelwefen zu fuͤh— 
rende Auffihe, die den ordentlichen Obrigkeiten bei 
Contraventionen zuftehende Gerichtsbarkeit 5), das von 
ihnen dabei: zu beobachtende Verfahren, endlich die An— 
eheile, welche die Denuncianten und Behörden an den 
zugleich beftimmteen Straf⸗ und Confiscationsgeldern 
erhalten follen?®), 


4) Mandat vom 22: März 1682. Cod, Aug. T. 2. p. 1695 


» 2) Ausfchreiben v. 17. Jun. 1700. 1, 6. p. 1705. Erläuterungen 
beffelben v. 17. Zum. 1702-1, c ps 1753. — Wegen des Katz 
tenſtempels vergl. man insbefondere das Generale v. 28. Apr» 
47%, Cont. 1, Cod, Aug, T. 2. p. 1025. 
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3) Zugleich wurden damals die fremden Kalender verboten. ©, 
die Verordnung v. 1. No®. 1704 1. c. p. 55.3 welche jedoch, 
foviel diefen Punkt betrifft, durch ein Mandat v. 13. Sept, 
1708. 1. c. p. 57. welches dagegen die Stempelung der frem⸗ 
den Kalender einführte, wieder aufgehoben wurde. Auch vergl. 
man dad Mandat wegen des Verkaufs uud der Gtempelung 
der Kalender v. 30. Oct. 1773. Cont, If, Cod. Aug. T.2.p- 861: 


4) Deeret v. 13 Nov. 1817. — Schrift der Stände v. 16. Jun. 
1818. i 


5) Geſetzſ. d. 3. St. 3. Ru & ©. 17 


6) Letzteres wurde daſelbſt mittelft Oberamts patents v. 8. Ang, 
1819. bekannt gemacht. Man vergl. das Oberlauſitzer Collas 
tionswerk B. 5. S. 576 


7) Geſetzſ. d. J. St, 27. Nr. 48. ©. 393. Blos de. 1— 5 
enthaltenen Beftimmungen diefed Gefeges find allgemein; da 
hingegen die übrigen 9.6.— 5.20. nur einzelne Anfäge betreffen. 


— 


8) Man vergl. Vetordnung bed Geheimen Finanzcollegii v. 17. 
März 1819. a. a. O. Jahrg. 1819. Et. 7. Nr. 12%, ©. 162. 
Als eine Entſchaͤdigung wird an die koͤniglichen Kaſſen jährlich 
2150 Thle. gezahlt. s 


9) Es find 15 Beftelungen angeführt, welche aber in den ober: 
wähnten beiden Mandaten felbit nachzuleſen find. 


40) Bei Grundſtuͤcken wird der Werthsbetrag nach dem leuten 
Kaufpreife beftimmt (5. 15.) 


41) In Schuldfahen entrichtet der Schuldner wegen des Haupt⸗ 
documents den Stempelbetrag allein, da hingegen der Gkiubis 
ger felbigen wegen der Abſchlags« oder Hauptquittung zu bes 
zahlen verpflichtet ift. Noch vergl. man eine Verordnungder Lanz 
desregierung die Gontrolirung des Stempelimpofts von den in 
prozeßhängigen Nechtsangelegenheiten producirten Documenten 
betr, v. 16. März 1820. Geſetzſ. d. J. St. 6 Nr. 8. ©. 25- 
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42) Doch koͤnnen unter gewiffen $. 11. feitgefeßten Bedingungen 
ungeftempelte Karten in dad Ausland geführt werden. 


1) Innlaͤndiſche Kalenderbändler und Privatperfonen, melden 
ausläudifhe Kalender zugeſchickt werden, oder auf den Meſſen 
erkaufen, ſind verbunden, der Kreisimpoſt-Einnahme ſogleich 
davon Nachricht zu geben, und die erhaltenen Kalender entwe— 
der bei ſelbiger ſtempeln zu laſſen, oder deren Fortſchaffung 
ins Ausland unter ihrer Auſſicht zu bewirken ($. 87.)4 


44) Su dem Handel mit Kalendern find blos Buchhändler, Buch⸗ 
druder und Buchbinder in den Städten berechtigt ($- 85.). 


45) Jede Gerihtsbehörde, bei welcher eine Hinterziehung bes 
-Stempelpapierd bemerkt oder angezeigt wird, hat, wenn der 
Gontravenient ihrer Gerichtsbarkeit unterworfen ift, den Stems 
pel-Erſatz und Strafe fofort einzubringen, bei fremden Ge: 
rihtsbefohlnen aber deren ordentlihe Gerichtöobrigfeit zu res 
quiricen (F. 39.). Dagegen gehört die Unterfuhung und Be: 
ftrefung der Gontraventionen gegen die den Karten: und 
Kalenderſtempel betreffenden Anordnungen in der Megel vor 
die ordentlihe Obrigkeit des Gontravenienten (ſ. 69. und 
$. 94.). In beiden nur erwähnten Fallen aber It in Anfehung 
folder Eontravenienten, welche weder der Ortsobrigfeit, noch 
den betreffenden Bezirfsbeamten unmittelbar untergeordnet 
find, den Iegtern fortwährender Auftrag ertheilt. 


: 9 Die Hälfte von diefn erhält der Denuncdant, 4 bie Ge: 
rihtsobriyfeit, bei welcher die Unterſuchung geführt it, und 4 
wird dem Steuer: Aerario berechnet. Hat die Obrigkeit, u 
he die Unterfuhung führt, felbit die Contravention entdedt, 
fo erhält fie J (9. 43. 44 75: 76. 98. und 99.). 


* 
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$. 264. 


b) Behörden und Perfonen, die mit dem 
Stempelwefen befhäftigee find. 


Zur Kenneniß derfelben dienee die dem Mandate 
vom 11. San. 1819 beigefügte Anweifung über die 
Stempelverwaltung in den Koniglich Saͤchſiſchen fans 
den‘), mo folgende aufgeführt werden: a) Stem— 
pelfackorie, die aus einem Faktor, einem Contros 
leur und einem Stempfler, welche von dem Oberfteuer« 
collegio angeftelle werden, beftehbe, und fich hauptſaͤch— 
li mit der Aufdrüdung des Papierftempels und der 
Berfendung des Stempelpapierd befhäftigee (a. a. D. 
2. — $. 11.). b) Stempeleinnehmer bei 
den Königlihben Kanzleien, welche ig. jeder 
Kanzlei von dem Vorgefegten derfelben zu ernennen 
find, und für, die Anfchaffung des erforderlichen Stem— 
pelpapiers, ($. 12. — $. 19.) fo wie für die Erhebung 
der dafür eingehenden Gelver Sorge tragen; in Gas 
chen aber, welche das Stempelmefen betreffen, ſowohl 
den Vorgefegten der Kanzlei, als dem Oberſteuer— 
colfegio untergeben find. c) Kreiseinnahbmen. 
‚ Bei diefen find von dem Oberfleuercollegio befondre 
Kreisimpofteinnehmer angeftelle, welche die Borgefegten 
der tocaleinnehmer eines jeden Kreifes find, und denen 
- zugfeih die Stempelung der Spielfarten und Kalen— 
der überlaffen iſt?); diefe aber werden im Meignifchen, 
‚feipziger uud Erzgebirgiſchen Kreiſe, wo befondere 
Kreisfhocdfiäuer -Einnebmer angeftelle find, und bie 
Beftempelung der. Spielfarten und Kalender häufiger 
‚ vorkommt, in Anfehung der Stempelung bderfelben von 
nurerwähnten Einnehmern controlire ($. 20. — 35.) 
d) Amtsſteuer- und Stadt-Stempeleinneß 
mer. Diefe find von dem Oberfteuercollegio zur Ver— 
lofung des Stempelpapiers im Einzelnen und den da—⸗ 
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mit verbundenen Einnahmen in ihren Bezirken verpflich- 
tee ($. 36.— 47.) Uebrigens find ſaͤmmtliche Obrig- 
keiten fo wie auch andre zur Polizeiaufſicht angeftellce 
Perſonen, Steuer ». und Poftofficianten zue Führung 
einer Auffiche über die Handhabung der Stempelgefege 
beauftragt ($. 48. — 52). 


4) In der Geſetzſ. d. J. ©. 77. 


2) Man vergl. das in dem vorigen $. angeführte Mandat $. 51: 
und 80. Hiernach aber kann die Stempelung der Epieltarten 
von dem Hberiteuercollegio in einzelnen Fällen, wegen vots 
waltender befondrer Umftände, einer Amtöitener: Einnahme 
überfragen werden. 


VI. 


Perſonenſteuer. 


§. 255. 


Die erſte Veranlaſſung dazu gab eine Einkommen⸗ 
ſteuer, welche von dem Jahre 1742 bis 1748. auf alle 
Vaſallen?) und Unterthanen von ihrem im $ande ge— 
legenen und mwerbenden Vermögen und Verdienfte ent» 
richtet wurde). Statt derfelben wurde daher auf dem 
Landtage von 1746. eine von Stand, Titel, Bedie- 
nung, Rang und Gewerbe abhängig gemachte Steuer 
eingeführt, mit der aber noch eine 1749 auch auf ge= 
ringere bisher ausgenommene Poften ausg&behnte Ver⸗ 
mögenfteuer in Anfehung unbeweglicher Güter und aus 
Genftehender Kapitalien verbunden ward). Nah Bes 
endigung des jährigen Kriegs aber wurde letztere auf 
dem Landtage von 1763 ganz aufgehoben, weil diefe 
Abgabe, wie die Landfchaft in ihrer Bewilligungsſchrift 
erklärte, nur wenig betrage und zu ſchaͤdlichen, den 
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Kredit zu Grunde richtenden Manifeftationen ded Ver: 
mögens den Weg bahrıen®). Nun alfo blieb nur noch 
die erfte Arc der Beſteuerung übrig, welche aber durch 
die. Ausfchreiben 5) vom 12. December 1768 und vom 
31. März 1767 manche - bedeutende Veränderungen 
erfuhr, und fi) befonders dadurch von den meiften ans 
dern Abgaben in dem Königreihe Sachſen unterſchei⸗ 
det: daß fie fehr wenige, größtentheild auf der Natur 
der Sache felbft beruhende Eremtionen leidet‘) und in 
der Megel bei. der Ortsobrigkeit entrichtet wird”) 
Auf den legten Landtaͤgen bat man an einer neuen 
Einrichtung berfelben gearbeitet, welche Anfangs eine 
noch geößre Ausdehnung derfelben auf die gegenwärtig 
befonders beftehenden Nahrungs =» Duatember beabfich- 
tigte; doch ift es zulege lediglich bei einer Reviſion 
einzelner Anfäge verblieben®), die noch zur Zeit nicht 
öffentlich befanne gemacht worden ift. 


4) Die Ritterſchaft bedung fih aber dabei den 31. Jul, 1742 
ausdrüdlihd aus: daß fie ihren Freiheiten nicht nachtheilig feyn 
follte; weswegen ihr der König den 5. Aug. 1742. eine befon 
dre Verfiherung ertheilte. Neueſte Geſchichte des Königreichs 
Sachſen B. 2. ©. 171. 


MAusſchreiben v. 1. Nov. 1742. Cont, I. Cod. Aug. T. 2. p. 
421. 


3) Ausſchreiben v. 13. San. 1747. L c. p. 455. und Ausſchreiben 
vom 29. Dec 1749, 1. c. p. 555 


4) Neuefte Sefhichte des Königreihe Sachſen a. a. IOrte ©. 
265« 


5) ‚Cod. Ang. I, c, p. 647. und p. 737. Wegen mander efn 
zelnen Anſaͤtze find fpäter folgende Verordnungen ergangen: 
Gen. v. 6. März 1770. Cont. IL, Cod, Aug. T. 2. p. 845. 
Nefeript v. 28. Aug. 1787. L °- p 1007. Gem v. 8. Maͤrz 
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4809. 1. c.Cont. II. T. 2. P. 462. Gen, v. 4. Jun, 1810. und 
v. 1% Dec. db. J. J. c. p. 471. Gen. ©. 28. Oct. 1815. und 
Gen. v. 16. Dec. 1815. 1, c. p. 558. Gen. v. 1. März 1816. 
l. c. p, 559. Gen. v. 4. Jun. 1817. 1» c. P. 566. u. Gen. v. 

6. März 1818: 1. c. pr 566. u. Gem. v. 6. März 1818. 1. c 
P. 572. — . — | 


6) Es genießen nehmlih nah F. 8. beider zuleht erwähnten 
Ausfhreiden eine folhe Befreiung a) Fürftlihe Perfonen, kei— 
nesweges aber wegen ihrer etwanigen Aemter; b) auswärtige 
Gefandte und deren ordentlihe Diener; dagegen die Diener 
fürfiliher Perfonen die Hälfte der gewöhnlichen Anfäge geben; 
ce) Durdreifende, welche fih niht über 4 Jahr im Lande auf 
halten; d) Studirende, wenn fie annoch die Collegien auf den 
Univerfitäten befuhens e) Unteroffizierd und Gemeine, wenn 
fie keine Handthierung treiben; f) arme, preßhafte und elende 
Perſonen, welche lediglih von Allmofen leben müffen, auf je— 
des Orts Gerichtsobrigkeit plihtmäßige Befcheinigung. 


7) Doc finden Ausnahmen von diefer Regel ſtatt. Man vergl, 
Gen. die dem Penfionszahlamte zu entnehmende Erhebung der 
Derfonenftener = Beiträge von den Militär - Penfionärd und 
andern Perfonen bett. v. 18. Jul. 1817. Cont, III. Cod. Aug. 
T. 2. p- 566. 


8) Man vergl. Decret v. 22. Nov. 1817. — Schrift der Stände 
v. 19. Jun. 1818. — Dectet v. 16. Och 1820. — Schrift 
der Stände v. 11. Apr. 1821. — Deetet v. 18. Febr. 1824 
— Schrift der Stände v. 31. Jul. 1824. — In dem Lands 
taggabfchiede v. 1. Aug. 1824. $. II. findet man folgende Stelle 
hierüber: „die Perfonenjteuer nah dem in der Bearbeitung 
begriffenen revidirten Ausfhreiben, immittelft aber und bie 
auf die dabei gemahten Bemerkungen der getreuen Stände 
endlibe Nefolution von Uns gefaßt und das neue Gefeß pu— 
pliciet feyn wird, in der bisher ftattgefundenen Art.“ 
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VII. 


Local⸗ und Kreiseinnahmen. 
§. 266. 


Zur Einnahme der Sand» Schock-Pfennig-Qua⸗ 
fember und innländifhen Trankſteuer werden ſowohl 
von den Ortsobrigkeiten der fehrifefäffigen als amtſaͤſſi— 
gen Dörfer befondre Einnehmer angeordnet, weldye da= 
gegen in den unmittelbaren Amtsdörfern von der Ges 
meinde erwähle und den Juſtizaͤmtern zur Verpflichtung 
präfenfire werben; dagegen auch von diefen, fo wie 
jene von den Ortöobrigkeiten zu vertreten find‘). In 
den Städten find theils Trankfteuer- Einnehmer, theils 
Grerafteuer- Cinnehmer angeftellt; erftere, welchen zu— 
gleih die Stempelimpofteinnahme übertragen ift, wer— 
den von den Stadträchen bei dem Oberfteuercollegio in 
Vorſchlag gebracht, bei diefem aber verpflichtee, auch 
müffen fie bei felbigem Gaution leiſten; leßtere "haben 
die ertraordinairen Schock- und Duatemberfteuern 
einzunehmen und dürfen zwar nicht ohne Vorwiſſen 
des Oberſteuercollegii angenommen werden, find jedoch 
“von den Stabträrhen, welche fie beftellen, zu vertreten. 
Bon den Localeinnehmern fchrifefäffiger Ortichaften wer» 
den die Abgaben fogleich an die Kreiseinnehmer, von 
den übrigen, zu den Nemtern gehörigen aber an bie 
Amtöfteuereinnehmer abgeliefert, welche von dem Dbers 
fteuercollegio beftelle" werden®). Auch diefen Einnah— 
men find die Kreisfteuereinnehmer vorgefeßt, an wels 
che überdieß der Mahlgrofchen, der Stempelimpoft und 
die Perfonenfteuer abgeliefert wird, wenn ſchon die zus 
erſt erwähnte Abgabe zunaͤchſt an die Accisbehörde zu= 
gleich) mit der Generalaccife zu entrichten iftd). So— 
viel übrigens den Urfprung der beftändigen Kreiseins 
nahmen betrifft, fo find diefelben exit feie dem Jahre 
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1570 entftanden*), als der Churfürft Auguft das 
Steuerwefen dergeftalt der Sandfchaft übergab: daß 
von ihre niche nur für immer Oberfteuereinnehmer, fons 
bern auch zugleich in jedem Kreife einer oder mehrere 
vom Adel, fo wie der Rath einer jeden Kreisftade zu 
beftändigen Unter» oder Kreiseinnehmern erwählt, und 
diefen Kreiseinnehmern nach der Größe des Kreifes 
eine oder mehrere Perfonen zue Erleichterung ihrer Ges 
ſchaͤfte als Steuerfchreiber zugeordnet wurden. Mache 
dem ſich die Jandesbewilligungen vergrößertenS), fo 
wurden die Kreistaffen den leßtern, welche zuerft im 
Sabre 1695 den Titel von Kreisfteuereinnehmern er— 
hielten, allein anvertraut; dagegen in jedem Kreife nur 
ein adliger Kreiseinnehmer beftelle, der nebft dem 
Rathsdeputirten zwar mit der wirklichen Einnahme 
nichts mehr zu fhaffen, wohl aber die Contribuenten 
über die bezahlten Steuern, nach wie vor zu quittiren, 
auch die gefertigten Kreisrechnungen, ehe fie zur Ober: 
fteuereinnahme übergeben wurden, zu unterfchreiben 
hattes). Es beftehe daher gegeriwärtig eine jede 
Kreiseinnahme a) aus dem adligen Kreiseinnehmer, 
welchen der König dergeftalf ernennt, daß das Ober 
fteuercollegium drei Subjeete, „ſo Landeskinder eines 
ebrlihen Namens, hierzu qualificiree, des Kreifes Zu—⸗ 
ftand Eundig und in demfelben mit Nittergütern ange— 
feffen ” denominirt; b) dem Mathe der Kreisſtadt, wels 
her eine Perfon aus feinem Mittel und zwar in ber 
Hegel auf Lebenszeie hierzu präfentire”); c) einigen 
von dem Landesherrn angeftellten bürgerlichen Kreiseins 
nehmern, welche die Cinnahme der zu dem Steuer» 
Aerario gehörigen verfchiedenen Gattungen der Abgaben 
beforgen®). Uebrigens bilden die Kreiseihnabmen eine 
Mittelbehoͤrde, welche die Aufſicht über die ihnen un- 
tergeordnneren Localeinnahmen führe?) und ſich in die- 
fer Abfihe vorzüglih der Steuerreviforen bedient, 
welche zugleich mie den Drtsobrigkeiten und den Amtö- 


fteuereinnahmen die Erörterung der im Kreife vorfom 
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menden einzelnen Steuerangelegenheiten und zwar in 
den meijten Fällen auf fpeciellen Auftrag ‘der Kreis- 

einnahmen beforgen, unter welchen die Trankſteuerre— 

piforen blos in Trankſteuerſachen expediren?e). Außer 

ihnen find endlidy noch die Eteuerprocuratoren zu bes 

merken, die das rechtliche Intereſſe des Steuer - Aerarii 
in vorkommenden Fällen vertreren. 


4) Außer verfhiedenen über die hier und bei den Stadteinnah: 


” 


men angeführte DVertretungsverbindlichkeit ergangenen Special: 
teferipten, “welche in dem Cod. Aug. nicht zu befinden, ale 
v. 26. Nov. 1720, dv» 14. April 1728, v. 30. März 1730 und 
v. 19. Zul. d. 5. vergl. man aud das in Anfehung aller Local—⸗ 
einnahmen, welche fisfalifhe Einkünfte erheben, erlaffene Ge: 
netale v. 20. Sept. 1786. Cont. U, Cod, Ang. T, 2. p. 57. 


2) Weber die Churf. Steuerverfafung ©. 8. 


3) ©. oben $. 248. 


4) Doc wurden fchon feit dem Urſprunge der Territorialftenern 


von Zeit zu Zeit auf den Landtägen Deputirte zur Einnahme 
und Verwendung der Steuern ernannt. 


5) Wegen der Quatember beftellte man zuerft befondre Kommiſ— 


ſarien, welche größtentheild aus dem Kreisamtmann und dem 
Rathe einer jeden Kreisftadt beftanden, und einige Zeit nad 
ihrer Anordnung den Titel von Kreid : Quatember : Zufpektoren 
erhielten, allein feit dem Anfang des vorigen Jahrhunderts 
gänzlih aufgehoben wurden; daher nunmehr blos vie jenen 
Kommiffarien untergeordneten Kaffirer übrig blieben, welde 
man nun mit den Kreisftenereinnahmen vereinigte. 


6) "Arhivalifhe Nachrichten über den Urfprung der Kreisfteuers 


einnahmen find in einer Beilage zu dem erjien in der 9ten 
Anmerkung erwähnten Decrete enthalten. 


* 


2 
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7) Steuerinftructton v. 19ten Dec. 1749 9. 14. in meinen diplo= 
matifchen Beiträgen zur Saͤchſ. Geſchichte und Staatskunde © 


177. ; 
8) Könige. Saͤchſ. Hof: Eivil: und Militär: Staat im Sahre 
1823. ©. 168. | 


- 9) Schon feit dem Jahre 1811. wurden darüber Berathſchlagun⸗ 
gen gepflogen, ob man nicht durch einen erweiterten Wirkungs— 
freis der Amtsftenereinnahmen und der Kreid- und Amts— 
hauptleute die Kreiseinnahmen überhaupt oder wenigſtens durch 
die zulegt erwähnten Beamten, die adligen SKreiseinnehmer 
entbehrlich machen koͤnnte. Man vergl. Decret die Kreisſteuer— 
einnahmen betr. v. 16. Oct. 18%. und Schrift der Stände v. 
45. Dec. d. J. In dem zulegt erwähnten Gutachten ſchienen 
die Stände darauf einzugehen: daß die Kreiseinnahmen aller 
Eperinleinnahmen (einzelner Ortfhaften) enthoben und diefe 
an die Amtsſteuereinnehmer verwiefen werden koͤnnten; dage: | 
ge ihre Snfpection über die niedern Einnahmen behalten 


follten. 


40) Gen. die Tranfitenerreviforen betr. v. 3. Jul. 178% und 
Gen. die neue Inſttuction der Steuerreviforen betr. v. 14. 
Oct. 4799. Cont. U, Cod Ang, T. 2. p. 945. und p. 1067. 
Noch verdient hierbei Sporteltarordnung in Steuerfahen v. 
15. März 1773. 1. c. p. 851. erwähnt zu werden. 


VII. 


Steuer-Begnabdigungen. 
9. 267- 


Schon den zen Mai 1702 wurde wegen biefes 
Gegenftandes ein allgemeines Meglement*) erlaffen, 
welches aber, nebft allen zu deffen Erläuterung und 
Ergänzung fpäter erlaffenen Gefeßen?) nad vorgängi- 
ger DBerachung mie den Sandjtänden®), duch eine 


# 
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neue Generalverordnung *) vom 24. Sepf. 1821 gaͤnz— 
lich aufgehoben wurde, Diefem zu Folge aber werden 
jene Begnadigungen in folgenden allen ertheilt: 1) 
MWegen angebauter Wültungen. Neue Anbaue derfel- 
ben erhalten eine fechsjährige Befreiung der auf dieſe 
Weiſe gangbar gemachten Schocke und des auf dem 
Grundftüde bereits haftenden, oder nad) Befinden we- 
gen der erft eneftehenden neuen oder erweiterten Nah— 
rung aufzulegenden Duatember- Beitrags; auch wird 
ihnen bei ſtaͤdtiſchen Wüftungen, auf welhen die Drau: 
. gerechtigfeit haftet, eine Zrankfteuerbefreiung von zwei 
Gebräuden Bier gewährt, und follen von dem Ober— 
fteuercollegio die Altern auf dem Grundflüde etwa haf— 
tenden Steuerrefte abgefchrieben werden (a. a. O . 2 — 
4.). 2) Wegen erlittener Brandſchaͤden. — Brandbe- 
fchädigte (wozu auch diejenigen gezaͤhlt werden, deren 
Gebäude zur Verhütung der weitern Verbreitung einer 
Seuersbrunft gänzlich haben niedergeriffen werden muͤſ— 
fen) £önnen in der Regel nur dann auf einen Ereuer- 
erlaß Anſpruch machen, wenn der fie betroffene Brand» 
ſchaden von der Behörde für total erklaͤrt iſt und wenn 
ſie die Gebäude gänzlich wieder bergeftelle haben 5); 
dann aber erftrecfe er fih auf alle diejenigen Grunds 
ftüde, die mie dem abgebrannten Gebäude wenigitens 
25 Jahr verbunden gewefen find. Es wird aber bei 
den Steuerbegnadigungen diefer Art, welche ebenfalls 
blos die Schock⸗ und Duatemberfteuern betreffen, da= 
fern nicht ein flädeifhes Wohnhaus, dem die Brauge— 
rechtigkeit zuſteht, abgebranne ift, in welchem Falle 
eine’gleichmäßige, wie die bereit erwähnte Tranffteuer> 
befreiung eintritt, befonders ein Unterſchied zwifchen 
eingeäfcherten Gebäuden in accisbaren Städten und auf 
dem Lande gemacht. Wegen eines in erftern abgebranns 
ten Haufes ift ein dreijähriger Erlaß der auf demfelben 
und den dazu gehörigen Örundftüden haftenden von der 
Acciſe niche zu überrcagenden Schock⸗ BI Duatembers 
II | 
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feuern zugeſtanden, welcher fi verhaͤltnißmaͤßig verr 
mindert, wenn die Befißung aus verfchiedenen befons 
dern Gebäuden befteht®) und das Feuer nur eines ber- 
felben betroffen bat. Auf. dem ande dagegen erftrede 
fih zwar die Befreiung auf alle gangbare auf dem 
Grundjtüde haftende Schock- und Duatemberfteuern, 
ift dagegen nur auf die Hälfte der bei den ftädtifchen 
Gebäuden feftgefegten Zeit befhränfe ($- 5 — 18.). 
Auch wurde in der allgemeinen Generalaccisordnung 7) 
vom ı2. Yun. 1824- $. 69. nie nur abgebrannten 
Haus- und Örundbefigern in den Städten, vom Tage 
des Brandes an, eine Befreiung von der Eingangs» 
accife aller zu ihrem häuslichen Bedarfe gehörigen Vers 
brauchsgegenftände, ingleihen von der Nugviehaccife, 
den Grundfteuern und Nahrungsgeldern, und zwar 
bei einem abgebrannten Wohnhauſe auf ein ganzes, bei 
einer Scheune aber auf ein halbes Jahr zugefichere; fon= 
dern auh Kaufleuten, Fabritanten, Handwerkern und 
Hausgenoffen, wegen Verluſts ihrer Waaren, Mates 
tialien, Handwerksgeräthe und Mobilien gewiffe Accis⸗ 
befreiungen verwillige. 3) Wegen Ueberſchwemmungs⸗ 
Schaͤden an Gebäuden treten die nehmlichen Steuer = 
Degnadigungen wie bei Brandfhäden ein ($. 19-). 
Auch finder, 4) wegen durch SHagelfchlag oder Leber: 
ſchwemmung befhädigter Felder oder Weinberge ein 
einjähriger Erlag dee Schock- und Quatemberfteuern, 
jedoch nur unter gewiffen —, die Größe des Schadens 
betreffenden Worausfegungen ftatt ($. 20. und 21.)5 
endlich fol 5) wegen Verluſts von Nindvieh in der 
Megel nur Bann, wenn 3 des zu einem Gute gehörigen, 
duch Seuchen, Krankheiten oder Feuersbrünfte verlo- 
ren gegangen find, dem QDuatemberfteuerpflichtigen Ei⸗ 
genehümer defjelben eine Vergütung von. 5 Xhalern 
für jedes verlorne Stud aus der Kreis-Quatember⸗ 
Steuerkaffe gereicht vwerben®). Diefelbe Vergütung 
aber wird in Anjebung der Pferde und Schaafe nur 
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dann gegeben, wenn fie bei einer Feuersbrunſt verloren 
gegangen find, und dabei jedes Pferd, fo wie 10 
Schaafe, einem Stuͤck Rindvieh gleich gefege ($. 22. 
— 26.) — Uebrigens ift in Beziehung auf Steuer- 
Degnadigungs = Gefudhe ein befondres Verfahren vorge- 
ſchrieben und Strafen für diejenigen Perfonen, welche 
fi wider befferes Wiffen wahrheitswidrige Angaben 
bierbei zu Schulden kommen lafjen (ſ. 27 — 57.), 


4) Cont. HI. Cod, Ang, T. 2. p- 432. Man vergl. auh Be- 
fehl an die Kreisfteuereinnehmer vom 21- Aug. 1702. Cod. 
Aug. T. 2, p. 1561. 


2) Man vergl. Generale das nene Negulätiv‘ wegen derer Mb: 
gebrannten in Städten Begnadigungen in den DOrdinair: Steu- 
ern betr. v. 22. Zul. 1745. Cont. I. Cod, Aug. T. 2. pP. 23% 
— Generale die Viehfhäden : Begnadigungen betr. v. 1. Nov. 
1782. 1. c. Cont, IL T. 2. p. 967. und Generale das wegen: 
der den Abgebrannten zu bewilligenden Befreiungen getroffene 
Regulativ betr. v. 3. Jul. 1789. 1, c. p. 1307. 


3). Dectet vom 16. Det 1820: und Schrift der Stände vom 16. 
Jan. 184. 


4) Geſetzſ. d. J. St. 18. Nr. 30. S. 113 


5) Es fol jedod hierbei Fein Unterfhied gemacht werden, ob diefe 
Wiederherftellung durch denjenigen erfolgt‘, der den Brandſcha⸗ 
ben erlitten hat, oder durch einen andern, der die Brandftelle 
an fih gebracht hat. 


6) Wegen Garten: oder Weinbergehäufern, die bloß zum Vergnuͤ— 
gen angelegt find, Auszugshäufern, Schuppen, Schaaf-, Kälber: 
und Schweineftälen, Einquartierungsftälen, Stälen zur Ausſpan⸗ 
nung bei Gafthöfen unddergl. findet Feine Stenerbegnadigung ſtatt. 


7) Geſetzſ. d. J. Et. 44. Nr. 18. ©. 102. 
U 2 


— 
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8) Wer gewöhnlich nur ein ober zwei Stuͤck Rindvieh Hält, dem 
wird die geordnete Beguadigung auch alsdann zu Theil, wenn 
er fein einziges Stüd, oder eins von ben ihm zugehörigen 2 
Stüden, oder die beiden legten, duch Seuche, Krankheit 
oder Feuer verloren hat, 


IX. 


Staatsbedürfniffe, fuͤrwelche die Landesbe— 
willigungen beſtimmt zu werden pflegen, 


$. 268. 


a) Allgemeine Örundfäge über diefen Ge— 
| genſtand. 


Ein großer Theil des landesherrlichen Aufwandes 
wird in Sachſen, fo wie in andern Teutſchen Staaten), 
aus den Kameraleinkünften beftrieten, von deren Ver: 
wendung, mit Einſchluß derjenigen Abgaben, welche 
in die Finanzkaffe fließen, der Landesherr bisher den 
Ständen feine Rechnung abgelegt hatz doch wird, wie 
fhon oben erwähne wurde, die Fleiſchſteuer, ob fie gleich 
unter der Direction des Geheimen Finanzcollegii ſteht, 
lediglich zuc Befoldung von den Mitgliedern der alten 
Rathscollegien verwender?); auch ift von diefer mittelft 
Derrets vom 30. April 1821 den Sandftänden Rech— 
nung auf die Jahre 1816— 1820 abgelegt worden 3). 
Hiernächit werden alle übrige Abgaben, welche dem 
Steuer -Yerario zukommen 4%), nur zu denjenigen Zwe— 
den verwendet, zu welchen fie verwilligee find; dieſe 
beftehen aber theils in ordenclihen Staatsbedürfniffen, 
welche feit dem jahre 1763, wo das Steuerwefen 
nad) Beendigung des fiebenjährigen Kriegs eine neue 
Geſtalt erhiele®), ununterbrochen eingetreren. und auf 
den gewöhnlichen Steuerfonds angewiefen find, theils 
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in außerorbentlichen, die erft in neuern Zeiten durch 
befondre Urfahen und Zeitumftände herbeigeführe wur= 
den und durch ungewöhnlide Mittel gedeckt werden 
muͤſſen. Auch blieb diefe Verſchiedenheit ungeachtet 
der neuften Staatöveränderung im Jahr 1815, wenn 
ſchon feirdem auch die für die ordentlichen Staatsbe— 
dürfniffe beftimmeen Verwilligungen berabgefege werden 
mußten °),* 


4) Leiſt Lehrbuch des T. Staatsrechts $. 20% 
2) S. oben 9. 243. 


9) Allgemeinere, hoͤchſten Orts aber in gedachtem Decrete nicht 
genehmigte Anträge der Stände, findet man in der Schrift 
den Gebeimerath u. ſ. w. betr. v. 29. März 1821. 


4) Dahin gehören die Ehod: und Pfennigftener, die Milizgelder, 
die Quatember, der in den Städten die Stelle von 3. Pf. u. 3 
Dr. vertretende Mahlgrofhen, die Trantfteuer, der Stempel: 
impoft und die Perfonenfteuer. 


5) Geſchichte des Königreihe Sachſen B. 2. ©. 256. u. f. 


6) Man vergl. die Landesverwilligungen von 1818, 4821 und 
4824. 


b) Orbentlihe Staatsbebärfniffe 
§. 269. 


© Tilgung und Verzinſung der alten 
Schulden. | 


In einem Nebenartikel des KHubertöburger Fries 
dens mit Preußen’), hatte Friedrich Auguft II. ver 
[proben daß er fogleich mit Zuziehung der Landſchaft 
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einen von den ficherften Landeseinfünften zu erhebenden 
Fonds ausmitteln wollte, der zur puͤnktlichen Bezah⸗ 
lung aller von 1764 an laufenden Zinſen der Steuer: 
fhulden zu 3 pr. Ge: und zur allmäahligen Abtragung 
ſaͤmmtlicher Kapitalien, wie fie jährlid durch das Loos 
gezogen würden, verwendet werden follte. Saͤmmtli⸗ 
che Sandesfchulden aber. betrugen nad der von ben 
‚Ständen dem König in der kandtagspropofltion vom 
7. Auguft 1763. mitgefheilten Berechnung 29,432,328 
Thlr. 3 Gr. 53 Pf., von denen jedoch in der Folge 
noch einige Poften wegfielen, daher fih die Summe 
bis zu 29,028,424 Thlr. 18 Gr. 63° Pf. verminders 
te°), Es übernahm nun zwar. die Landfchaft in der 
Steuerkrediefhrift vom 28. Sept. 1763 jene Schul 
ben, jedoch mie dem Vorbehalte, daß, wofern ſich bei 
der kuͤnftigen Rechnungsabnahme®) eine Verminderung 
berfelben ergäbe, dieſe allein der zu ihrer Tilgung bes 
ſtimmten Steuerkredirkaffe zu Gute geben, bingegen 
alle Bermehrungen der Schulden gänzlich unterbleiben, 
auh in Zukunft bei dem Anfange jeder tandesver- 
fammlung die Rechnungen über die abgelaufenen Vers 
willigungsjahre nebft einem fummarifchen Auszug über 
Einnahme und Ausgabe den Ständen vorgelegt werben 
möged®).. Die Summe felbft, welche zu dem obgedad)= 
ten Zweck ausgeſetzt wurde, follte, dem landesherrlichen 
Antrage gemäß, jährlich in ı ı Tonnen Goldes beftehen ?), 
jederzeit von den bereiteften und ficherften Einkünften 
des Landes erhoben und durch eine befondre- ftändifche 
Deputation (von der in der Folge die Rede feyn wird) 
verwaltet werben. Nachdem man hierauf noch über 
einzelne Mobificationen diefes Plans Unterhandfungen 
gepflogen hatte‘), fo erfolgte die Bekanntmachung def 
felben durch eine Erklärung dee Stände?) vom 10. 
Det. 17635 auch wurden zu Folge einer Generalvers 
ordnung®) vom 21. Dec. 1763 den Staatsgläubigern 
gegen Ruͤckgabe der Steuerfcheine neue landſchaftliche, 
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von einem ritterſchaftlichen und ſtaͤdtiſchen Deputirten 

unterſchriebene, von dem Buchhalter contraſignirte und 
durch Eindruckung eines den Deputirten anvertrauten 
Stempels bezeichnete Obligationen den Ständen. einges 
haͤndigt. Der Termin diefer Gintaufchung dauerte bis 
zum 3ı. San. des folgenden Jahres; nad) diefer Zeit 
follten zwar die Bücher über die in die fländifche Ver- 
loſung kommenden Obligationen gefchloffen, demungeach— 
tet aber mit 3 pr. Ct. verzinſet und nad) Beendigung 
jener Verlofung aufs Meue zu einer anderweiten Ver— 
Iofung eingefchrieben werden. Uebrigens wurden die zu 
lege erwähnten Staatspapiere (die unverwandelten Steus 
erfcheine) in den neuern Zeiten, foviel den bei Sachſen 
verbliebenen Antheil beeriffe, gegen landſchaftliche Obli- 
gationen eingetaufche und den Altern gleichgefegt 2), — 
Der 1763 entworfene Plan wurde mit der größten 
Pünktlichkeit befolgt; und nur bei außerordentlidhen 
Kriegsereigniffen fab man ſich genöthige, bie Ver— 
Iofung der Kapitalien auszufeßen?°); auch mußten im 
Sabre 1807 für 4,6000,000 Thlr. neue landfchaftliche 
Dbligationen ereire werden, welche zwar in andrer Hin⸗ 
fidye den Altern ebenfall& gleichgefege wurden, jedoch 
erſt nach Bezahlung ſaͤmmtlicher an die Steuerkredit— 
kaſſe im Jahr 1763 uͤberwieſenen Schulden zahlbar 
gemacht und getilge werben folleen‘). Durch bie 
Hauptconvention mit Preußen?) vom 28. Aug. 1819 
wurde die von beiden Regierungen noch zu verfretende 
Summe ber alten Schulden von 1763 zu 13,147,352 
Thlr. 5 Gr. berechnet und bei Vertheilung derfelben 
dad Verhältniß von % für das Herzogehum und 3 für 
das Koͤnigreich Sachſen; fo wie in Beziehung auf 
die neuen Schulden, zu welchen man auch die von 1807 
rechnete, von denen aber die Stände vor dem 5. Kun. 
1815 bereits 560,000 Thlr. abgezahlt hatten, in glei« 
her Hinſicht das Verbältnig von 5 zu us am 


* 
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genommen. Eine Folge dieſer Vertheilung war es, 
dag man auf der fandtagsverfammlung von 1820 — 
1321 für die Steuerkreditkaſſe überhaupt jährlih 713,333. 
Thlr. 8 Gr. ausfegte; wovon jedoch nur 397,491 Thlr. 
14 Ör. auf die alten Schulden mit Einſchluß der von 
1807 gerechnet werden. Ueberdieß ift ein Beitrag von 
7600. Zhlr. für die Verwaltungskoſten derfelben noch 
befonders verwilligee '3). Ä 


4) Wenck Cod, Iuris Gentium T. 3. p. 380 und Martens 
Recueil T. 1. p. 71- - 


DD Abhandlung über die Churſaͤchſiſchen Steuerſchulden (Leipzig 
173. 4) ©. 5. 


3) Ueber die Art wie diefe erfolgte f. die Gefchichte des Königs 
reihe Sachſen B. 3. ©. 25% not, 5, 


4) Auf diefen Gegenftand beziehen fich daher jederzeit mehrere 
Landtagsſchriften. | 

5) Doch wurde eigentlich zu Abtragung und Verzinſung der in 
die Verlofung fommenden Kapitalien nur 1,070,000 Thlr. aus⸗ 
gefegt und die übrige Summe von 30,000 Thlen. zur Abzah— 
lung der in die Oberfteuereinnahme eingelieferten Depofiten, 
Lehnſtamms-Fideikommiß und Majotats » Kapitalien, der un: 
ter 100 Thlr. betragenden Poften und zur Beftreitung des bei 
der Kreditkaſſe erforderlihen Aufwandes angewiefen. ©. a. a. 

O. S. 259. not, 5, ; 

6) Decret v. 10. Det. 1763 und anderweite Schrift der Stände 
v.· 20. Oct. 1763. | 

7) Cont, I, Cod, Aug. T. 2. p. 29. 

8) l. c. p. 31% 

9) Avertiffement die Umtaufhung, der dem Königreihe Sachſen 
zur Vertretung verbliebenen altern unverwechfelten und bisher 
unverlosbaren Steuerfcheine gegen verlosbare bet. v. iG Jan. 
1821. Gef. Samml. d, J. St 1. Nr. 2. ©. 3, 


* % 
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10) Wegen der frühern Sufpenfionen der Berlofung f. die Neue: 
fie Gefhichte des Königreihbe Sachſen B. 3. ©. 7%. not. 4, 
Beizufügen find; a) Avertifement v. 17. April 1801, wodurch 
die in dem franzöfifchen Kriege ausgefeßte Verloſung mit der 
Dftermeffe 1801. wieder erüffnet wurde, Cont. IH. Cod. Aug. T. 
2. p. 442. b) Avertiffement vom 2. März, 1806 die Ausfegung 
der Verlofung bis mit der Oftermeffe 1807. betr. 1. c. p. 453. 
e) das in der folgenden Note anzuführende Avertiffement vom 
9." Sept. 1807, wodurd von Michael d. 3. bis mit Oftern 1811. 
die zu Abzahlung der Kapitalien- jährlich zu .verwendende Sums 
me auf 200,000 Thlr., exclusive des, durch die, von den ver: 
Ioften Kapitalien erfparten Zinfen, gewonnenen Zuwachſes herr 
abgefegt wurde. Avertiffement vom 29. Sept, 1813. die Auss 
ſetzung der Verlofung bis mit Oſtern des folgenden Jahres, 
ober, dafern der Krieg zu dieſer Zeit nicht beendigt feyn folkte, 
bis zu der naͤchſten Michaelismeſſe nah beendigtem Krieg, 1.c. 
pP. 551. Wegen der folgenden unglüdlihen Creigniffe, wel 
he Sachſen betrafen, Fonnte die Verlofung der zuruͤckzuzah— 
lenden Steuerfapitalie erft zu Oftern 1821 und die Auszahlung 
derfelben zu Michaelis d. J. eintreten. Avertiffement v, 23. 
Jun, 1818- Gef. Samml, d. 3. St. 7. Nr. 11: ©. 45.5 aud 
‚wurde diefe Ankündigung durch das bereits in der vorigen Ans 
merkung erwähnte Avertiffement wiederhohlt. 


41) Avertifement die Creirung neuer landfchaftlihen Obligatio— 
nen betr. v. 9 Sept, 1807. Cont, II, Cod, Aug, T. 2. p. 
454. ‘ 


12) Gef. Samml. v. 1819. ©, 253. — Der Convention if ©. 
39 ein Abtheilungeplan der einzelnen Schulden beigefügt. 


13) Zwar betrugen fie nach der Bewilligung von 1818. 9300 Thlr., 
allein 1821 wurden fie deswegen auf die obangegebene Summe 
berabgefeßt, weil das für die Verwaltung der neuen Schulden 

angeſetzte Bedürfuiß unter die Extraordinaria gefept wurde. 
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6. 270. 


4. Koͤnigliches Deputat; Geſchenk für die 
Königin; Beitrag zu der Unterhaltung 
der Armee und zu den Geſandtſchaftsko— 
ſten; vermifhte Landes- und Steuer— 
Beduͤrfniſſe; Auslöfung der Stände. 


Das Königl. Deputat wurde zuerft ſtatt der ſchon 
fruͤher eingeführten, aus einzelnen Pfennigen vom Schod 
beftehenden Kammerhülfe durch den Steuerrezeß') vom 
19. März 1661 auf 110,000 Fl. beftimme, feie 
1818 beftehe es aus ber jaͤhrlichen Summe von 62,460 
Thlr.“). Außerdem aber wird der Konigin auf jedem 
Landtag ein Geſchenk verwillige, welches auf dem neus 
ften tandtage von 1824, 16,000 Thlr. betrug. Ferner 
ift feie der Verwilligung von 1818 der feit 1769 zu 
dem Unterhalt der Armee ausgefegte Beitrag von 
einer Million auf 666,666 Thlr., ingleihen ber 
zu den Gefandrichaftskoften von 49,765 Thalern 
auf 30,625 Thlr. herabgefege worden. — Auch 
werden zu gewiffen allgemeinen fandes= und Steuer-Be: 
dürfniffen, weldye Gegenftände verfchiedener Art betrefs 
fen, auf jedem Landtage gewiffe Summen ausgeſetzt, 
die aber nicht ganz gleihförmig jind, fondern ſich nad) 
der Beſchaffenheit jener Bedürfniffe felbft richten 3), und 
auf die man bei den letzten Sandesverfammlungen 
noch einige neuere Ausgaben angewiefen bat, ohne jedoch 
hierdurch .die nach) einer ftändifchen Uebereinkunfe vom 
Sabre 1811. genau beſtimmte Scheidung alter und 
neuer Staatsbebürfniffe aufzuheben. Zu allen biefen 
Poſten komme noch die Auslöfung der Sandftände hin- 
zu, die [hon ihrer Natur nach nie ganz gleichförmig 
feyn kann, aber auf dem legten Landtage zu 84,000 Tha⸗ 
lern berechner wurde, | 
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4) In Arndts Archiv der Saͤchſiſche Geſchichten Th. 2. ©. 433. 

2 Uebrigens find von Zeit zu Zeit und ſelbſt noch auf den neu⸗ 
ften Landesverſammlungen verfhiedene. Anfprühe der Finanz⸗ 

hauptkaſſe an das Stener:Aerarium zur Sprache gelommen. Des 

cret v. 46. Det. 1820. und Schrift der Stände v. 36. Febr. 
1821.; doch wurden diefe Forderungen nach einem Decrete v. 
414. San. 1824. bis auf bequemere Zeit ansgefent. 


3) Gewöhnlich hat diefe Verwiligung feit 1763 zwiſchen 120,000 
bis 130,000 Thlr. betragen ; auch ift keine bedeutende Bermindes 
rung berfelben feit der Staarsveränderung von 1815 erfolgt, denn 
noch auf dem letzten Landtage (1824.) betrug fie die Summe 
von 110,169 Thlr. 16 &&8 Pf. — Es find aber die hierher: 
gehörigen Beduͤrfniſſe ſehr mannihfaltig; unter andern nad 
ben in der Beilage zu der Laudtagspropofition v. 6. Jan. 1825. 
enthaltenen Angaben 37,627 Thlr. 3. Pf. an Befoldungen des 
Dberfteuercollegii und feiner Subalternen; 6500 Thlt. Beitrag 
zur Befoldung der Kreishauptleute; 2,100 Thlr. Beitrag zu Sas 
Jarirung der Oberrehnungsdeputation; 640 Thlr. dergleichen 
wegen ber Commerciendeputation; 17,645 Thlr. 8 Gr. Bei: 
hülfe zu. der Unterhaltung der allgemeinen Straf: und Ver— 
forgungsanftalten; 800 Thlr. zu Verbeſſerung der Echullehrer: 
Befoldungen auf Patrimonialftellen; 1500 Thlr. zu Unterſtuͤz⸗ 
zung der Schullehrer-Seminarlen. Gin großer Theil der ührfs 
gen Poften befteht In Penſionen, Wartegeldern und Unterſtuͤz— 
zungen ehemaliger Stenerofficianten, ihrer Wittwen und Wais 
fen; anch kommen dazu viele einzelne Poften, welche burd bie 
Steuer :Adminifttation unmittelbar veranlaßt werden und dgl. 


j $. 271. 
©. Außerordentlihe Staatsbebürfniffe. 
Da die außerordenelihen Staatsbebürfniffe ihrer 


Natur nach fehr verfhieden und mannichfaltig find, fo 
können fie eben deswegen als kein ſtaatsrechtlicher Ges 


. 
316 Zweiter Theil. Zweiter Abſchnitt. Sechstes Kapitel. 


genftand betrachtet werben. Demungeachtet ift es 
zweckmaͤßig, die wichtigften, in derneueften auf 6 Jahr 
gerichteten Bewilligung enthaltenen, auszuheben, weif 
‚mehrere derfelben der Wahrfcheinlichkeit nach wenigftens 
auf längere Zeit auch bei den fünftigen Landesverſamm⸗ 
Iungen gedeckt werben muͤſſen. Es gehören aber in dies 
fe Klaffe a) die neuen Schulden, die ſeit dem jahre 
1811 erwachſen find‘) und im Jahre 1824., nach⸗ 
dem Preußen einen Theil derfelben übernommen hatte), 
aud) einige Zahlungen darauf bereits gemacht worden 
waren, noch) 6,117,500 Thlr. betrugen; zur Verzin⸗ 
fung. derfelben ift jährlich die Summe von 244,700 
Thlr. und zu ihrem jährlichen Bilgungsfonds nad) ı von 
100 gerechnet, in Gemäßbeit der unterm 31. März 
1821. in das Publikum erlaffenen ftändifhen Ankündi= 
gung 3) die von 62,000 Thlr. angewiefen. Auch find zuden 
die neuen Schulden betreffenden Verwaltungskoſten goo 
Thaler auögefegt*). b) Die erhöhten Militärbedürfniffe, 
wozu gegenwärtig 153,000 Thlr. beftimmt find. c) Der 
Aufwand für die Unterhaltung der Gendarmerie, wozu 
ein jährlicher Beitrag von 30,000 Thlen. unter dem Vor⸗ 
‘ behalt verwilliget ift: daß der etwa erforderlihe Mehr⸗ 
aufwand weder von den Kreifen aufgebracht, noch bef- 
fen Erfag dem Lande - künftig angejonnen, und in 
Beruͤckſichtigung der bei den beiden zulegt vorausgegans» 
genen Sandesverfammlungen geſchehenen ftändifchen Vor— 
ftellungen der Koftenaufmwand für diefes Inſtitut bedeus 
tend vermindert werde. Noch find manche andre Verwils 
ligunaen zu außerordentlichen Bebürfniffen bereitö bei an⸗ 
dern Gegenftänden der Staatöverwaltung erwähnt wor⸗ 
den®), oder follen noch in der Folge angeführe were 
den®), daher wir uns hier auf die Bemerkung befhräns 
Een: daß der größte Theil der noch übrigen?) für die 
Sandes = Univerfiräe, fire die Landſchulen und $yreen ®) 
und für andre wohlthaͤtige Anftalten®) beftimme wurs 
te und theils in jährlihen Summen, theils in Kapi- 
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fien beftand, welche zu diefen wohlthätigen Zwecken 
uͤberhaupt angemwiefen wurden. - 

4) Zuvörderit wurde den 30. Apr. 1811 eine neue Anleihe von 
6 Millionen auf ftändifhen Credit eröffnet, jedoch zuerft, und 
bis fi überfehen ließ, ob man des ganzen Betrages bedürfen 
werde, nur für 3 Millionen Thaler neue landſchaftliche Obliga— 
tionen ausgefertigt und ber davon benöthigte Theil durch das 
Handlungshaus Reichenbach und Compagnie debitirt. Der 
Sing: und Tilgungsfonds für diefe Obligationen wurde zwar 
auch der zur Steuerfreditfaffe verordneten Deputation überges 
ben ; jollte aber von dem bisher von biefer verwalteten aus— 
fließend für die Altern Schulden beftiimmten gänzlich geſon— 
dert bleiben. ©. das Avertiffement”.von dem obangegebenen 
dato Cont, II. Cod, Aug. T. 2. p. 472- Ferner wurde 
durch das Avertiffement v. 7. Nov. 1812 1. c, p. 550. bie 
Debitirung der noch rüdftandigen 3 Millionen ebenfalls dem 
gedachten Handelöhaufe übertragen. Endlih famen zu diefen 
Schulden noch hauptfählic diejenigen hinzu, welche durd die 
4807 errichtete und bid zum Aften März 1813 beftandene Per: 
äquationg = Anftalt veranlaßt wurden, deren Leitung die hierzu 
niedergefegte Landesfommiffion beforgte; welche ihren Aufivand 
theils durch befondre Ausfhreiben, theild durh Scheine, von 
welden bier, weil die im Jahre 1812 bid an die Summe von 
40,000 Thlr. emanirten Kompenfationsfdheine bald wieder ein: 
gelöft wurden, bauptfählid die Kommiffionsfheine zu 700,000 
Thlr. in Betrahtung fommen, theils endlich durch verfhiedene 
Zu: und Vorfaüffe von andern Kaffen zu deden fuchte. Auf 
dem Landtage von 1817 — 1818 aber wurden, nebjt einem Blei: 
nen Meft der Kompenfationsfcheine von 786 Thlen., die Kom: 
miſſionsſcheine, welche befage der in der folgenden Note anzu: 
führenden Convention mit Preußen allein auf Sachſen gefal: 
len waren, den fogenannten Reichenbachiſchen Obligationen, 
in Hinficht der Abtragung der Zinfen und des Tilgungsfonds 
völig gleichgefegt, S. Avertifement der alterbländifhen 
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Stände, die kandfhaftlihen Obligationen und Kommiſſions—⸗ 
fgeine u. f. w. bett. v. 25. Juni 1818- in der Gefepf. d. 
J. ©. 7. Nr. 11. S. 45. — Da übrigens ſaͤmmtliche neue 
Schulden mit 5. p- e. verinterefjirt werden mußten, fo wurde 
den auf dem Landtage von 1820 — 1821 gepflogenen Merhand: 
Jungen zu Folge, deren Nefultat durch das Avertiffement vom 
34. März 1821 (Gefest. d. I. Et. 6. Nr. 13. ©. 45.) ange: 
fündiger wurde, zur Verwandelung in Schulden zu 4 p. « 
eine neue Anleihe eröffnet, in welche aber die frühern Glaͤu⸗ 
biger binnen einer beſtimmten Friſt vorzugsweiſe eintreten 
konnten. — Daß ber Erfolg diefer Maaßregel ganz der Ers 
wartung entſprach, ift.befannt. 


2) Unter den neuen Schulden übernahm Preußen durch die Con⸗ 
vention über die Peraͤquations-Lieferungs-Aequivalentgelder 
und Gentralfteuerangelegenheiten v. 23. Zul. 1817 Geſetzſ. v. 
J. 4819 unter der Beil.’ zum 19. St. ©. 319.) $. 29- ſaͤmmt⸗ 
liche Gentralkeuer: Obligationen, welche Zu 3,285,800 Thlrn. 
berechnet und zut Zeit des fremden Gonvernements von ber 

Centralſteuerlommiſſion und den unter ihrer Leitung ſtehenden 
ftändifhen Depntationen, theils für mannicfaltige Kriegsbe— 
dürfniffe, 'theild auf die Zwangsleihe ausgegeben wurden. 
(S. oben $. 225. not. 1. und die Ueberſicht der Geſchaͤftsfuͤh— 
rung der Eentralfteuer-Kommiffion in dem Gouv. Blatt Beil, 
zu St. 109 ©. 751.). Dagegen fielen Sachſen nad diefem 
und dem folgenden Paragraphen der Convention nicht nur die 
bereits erwähnten Compenſations- und Kommiffionsfheine, 
fondern and ein Mebrbetrag von 1,585,500 Thle. von den Rei⸗ 
chenbachiſchen Obligationen zur Laft. 


3) Gefegf. d. I. St. 6. Nr. 13. ©. 45. 


a) Man vergl. a) Schrift der Stände die Tilgung ber Landes— 
fhulden zu 4 p- « betr. v. 21. Zum. 1824. — b) Decret v. 
24. Zul. 182. — c) Schrift v. 27. Jul. 1824. die Landes: 
ſchulden betr. d) Decret v. 31. Jul. 1824. 
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5) Namentlih bei dem Straßenbau $. 193 und bei der Befol: - 
dung. der Staatediener $. 243: 


6) Dahin gehört der Mehraufwand für die Naturalverpflegung 
der Armee; und bie zur Tilgung der Stift = Naumburgifhen 
Schulden zum Königl. Saͤchſ. Antheil beftimmten Summen, 


7) Manche wurden noch zu ganz fpeciellen Zwecken beftimmt, 
als 3. B. 30,000 Thlr. zur Beftreitung des Aufwanded zur 
Einführung des beabfihtigten neuen Grundfieuerfoftems und 
8000 Thlr. vermöge einer befondern Schrift v. 19. Zul. 1824. 
zur Unterfiügung des Bergbaues. x 


8) Der Univerfität Leipzig wurden aufer einem Kapital von 10,800 
Thlr. auf die Gjährige Bewilligungszeit 3600 Thlr.; der Land: 
fhule zu Meipen außer einem Kapital von 2000 Thlr., 5,500 
Thle.; der Landfhule zu Grimma, außer eineni Kapital von 
410,800 Thlr., 1,200 Thlr.; endlih den Lyceen zu Zwidau, 
Freiberg, Plauen, Schneeberg, Annaberg und Chemnig zufam: 

men 900 Thlr. ausgefept. | 


9) Befonders wurden jdhrlih 9000 Thlr. ald ein außerordentli⸗ 
cher Beitrag für die Straf- und Berforgunge > Anftalten zuge⸗ 
ſtanden, jedoch unter verſchiedenen Vorausſetzungen, welche 
ſich hauptſaͤchlich auf einen groͤßern Einfluß der landſchaftlichen 
Deputirten bei der für jene Anftalten befiimmtem Kommiſſion 
(S. $. 181.) und auf die Zuziehung ftändifher Deputirten, an 
den Orten, wo biefe Anftalten beftehen, bezogen. 


§. 272. 


d, Mittel, die außerordentlihen Staats- 
‘ bedürfniffe zu befriedigen, 


Sie fönnen theild in Ueberfchüffen von den or 
dentlichen Abgaben befteben*), cheils in außerordentli- 
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chen Steuern; die entweder von dem Sande überhaupt, 
oder auch in den neuern Zeiten bisweilen nur von der 
Ritterſchaft, gleihfam als eine Entſchaͤdigung für ihre 
Befreiung von andern ordentlichen Staatslaften, getra: 
gen werben), theils enblih in Kredit, der aber nur 
als ein proviforifches Mittel, jene Bedürfniffe zu dek⸗ 
£en, betrachtet werden kann. 


4) Auf diefe Ueberſchuͤſſe wurde ein großer Theil der außeror: 
dentlihen Staatsbedürfniffe bei der Berwilligung von 1824 
gewiefen. Sie wurden aber jährlih für die künftine Verwil—⸗ 
Yigungszeit zu 110,241 Thlr. 7 Gr. 4 Pf. überhaupt, außer 
den nachfolgenden befonders angegebenen Ueberfhüffen, berech— 
net, und daneben noch zu 315,841 Thlr. 18 Gr. beider Steuer: 
treditfaffe und 68,500 Thir. bei dem Stempelimpoft. Diefer 
zulegt erwähnte Mehrbetrag aber ift aus der veränderten neuen 
Cintihtung des Stempelwefens zu erklären. Ä 


2) Beifpiele hiervon find bei den neueften Verwilligungen 'vor: 
gefommen, wo die Nitterfhaft 1821. 130,000 Thle. und 1824, 
190,000 Thle, zu jenem Zweck aufzubringen verſprach, 


§. 273. 
X. 


Uebernahme eines Theils der auf den Hoch— 
ſtiftern Merfeburg und Naumburg haf— 
tenden Schulden. 


Da ehedem die Hochftifter Merfeburg und Naum— 
burg ihre befondre ftändifche Verfaffung hatten, fo war 
auch das Steuer» Yerarium derfelben von dem ber al— 
ten Erblande dergeflalt getrennt‘), daß auf ihnen 
befondere Steuerfhulden bafteren; von welchen ‚bei ber 
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Abtretung des größten Theild jener Hochftifter an- 

Preußen, zu Folge der von ftändifchen Deputirten 
unter dem Vorbehalte der höchften Genehmigung we» 
gen Merfeburg den 24. San, 1821. und megen 
Naumburg den 28. Aprıl 1324. abgefchloffenen Vers 
träge, 46,025 Thle. für die Merfeburgifchen Parcellen, - 
und 40241 Thlr. 8Gr. ı Pf., für die Naumburgifchen, - 
auf den Sandesverfammlungen von 1820 — 1821 
und von 1823 — 1824 übernommen worben find *), 


4) Die meiften Kameraleinfünfte und Etenern in gedachten 
Hodftiftern wurden von den Etiftsfammern erhoben und zw 
den Stiftscollegien, fo wie zu andern Bedürfnifen jener 
Gebiete verwendet ; doch wurden unter andern die Einkünfte der 
Acciſe, der Poſt und der Flößen von dem Geheimen Finanzcollegio 
erhoben und ein jährliher Beitrag ad militaria in dad Erbs 
ländiihe Steuer : Aerarium abgeliefert. 


2) Da bie vertragsmäßige Auseinanderfegung mit Preußen wes 
gen der Naumburgifben Schulden erft fpäter erfolgte ; fo 
Eonute die definitive Entiheidung dieſes Gegenftandes bei den 
Randtagsverhandlungen. des zuerſt erwähnten Landtages nur 
wegen Merfeburg erfolgen. Die hierher gehörigen Landtages 
fhriften find folgende: a) Decret v. 18. Dctob. 1820 ; b) 
Schrift der Stände v. 28. Febr. 182153 ec) Schrift der Stände _ 
v. 22. Mir u 9.5 4) Deeret v. 7. Apr. d. Ge) Megis 
firatur aus dem Geheimenratbe, Die erfolgte Auseinander: 
fegung mit Preußen in Anfehung des Stift: Merfeburgifhen 
Schuldenweſens betr. v. 30. Mai d. J. Wegen Naumburg 
dagegen vergl. man folgende Schriften des darauf folgenden 
Landtages: a) Decret vom 18. Febr. 18245 b) Schrift ber 
Stände v. 21. Apr. d. G5 e) Decret v. 31- Mal db. J.3 d) 
Staͤndiſche Schrift v. 38. Zul. d. J. 


II. £ 
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$ 274 
XI. | 
Berhältniß des Oberlaufiger Steuerwe- 
fens zu dem Erbländifcen. 


Die Steuerverfaffung der Saͤchſiſchen Oberlaufig, 
nach welcher die meiften Bedürfniffe der Provinz uns 
mittelbar aus den fländifhen Kaffen felbft beſtritten 
werben *), ift noch jege von ber Erbländifchen ſehr 
verfchieden *), doch find einzelne Erbländifche Abgaben, 
befonders die Dierfteuer, der Stempelimpoft ?), die Per- 
fonenfteuer %) und die Generalaccife 5) (welche in den 
Staͤdten ebenfalld einen Theil der ordentlichen Steuern 
überträgt), auch in jener Provinz, jedoch die Accife 
nad der Altern DVerfaffung, und die DBierfteuer ©), 
nad) befondern Anfagen, eingeführe 7); außerdem 
werden auch hier wie in den Erblanden, in Anfehung 
der Verwendung der Steuern, die Altern und ge 
wöhnlichen 8) von den neuen und erhöhten Staatsbe— 
Dürfniffen gefondere; und beiden Arten der Verwil⸗ 
ligung noch Geſchenke für den König und feine Ges 
mahlin beigefügt 9). Wei den neuen Bewilligungen 
wird feit der Zuziehung der Oberlaufiger Stände zu den 
Erbländifchen kandesverfammlungen ein Unterfchied zwi- 
fchen den gemeinfchaftlich mic diefen und den von ihnen als“ 
Iein gethanen Bewilligungen gemacht, und bei jenen nach 
einer proviforifh auf dem Sandfage von ı820 bis 
1821 getroffenen Webereinkunfe von den Ständen ber 
Dberlaufig der zote Theil, in fo weit aber Natural= 
präftationen geleiftee werden follen, der 12te Theil 
vom Hundert übernommen '°). Es werden aber die 
meiften Bewilligungsgelver gegenwärtig von den Stäns 
den, fo wie die Zölle von den Zollämtern, ingleichen 
Die Acciſe von deren Ginnehmern unmittelbar 
bar an die Rentkammer eingefendet, nachdem die fo- 
genannte Landes hauptmannſchaft, welche aus dem 
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Landeshauptmann, dem Gegenhaͤndler und einigen 
Subalternen beſtand »2), aufgehoben iſt. Doch 
werden einige Abgaben, als die ehemaligen Land—⸗ 


vogteilichen Kinfünfte, die Sporteln der Dberamts- 


regierung und die Bierfteuer von ber nur noch provis 
forifh errichteten Hauptkaſſe erhoben 2ꝛe). Uebrigens 
führe das geheime Finanzcollegium die oberfte Auffiche 
über das geſammte Finanzwefen. in der Oberlaufig- 


4) Nitterfhaft und Städte haben das ius subcollectandiz auch 
werden alle Steuern nach einen dießfalls zwifchen Land und 
Städten im Allgemeinen feftgefesten Quotals Verhältniß ver— 
theilt, weldhes aufs Neue durch eine auf dem Provincial: Land» 
tage Bartholomäi 1819 getroffene Webereinkunft beſtimmt wors 
den iſt; demohngeachtet wird jeder Werwiligung der Worbes 
balt beigefügt: daß fein Stand den andern und Feine Stadt 
bie andre mit ber jedem Theile obliegenden Mitleidenheit 
feiner Quota oder feines Beitrags zu übertragen verpflich 
tet feyn ſolle. Fuͤr das platte Land ift übrigens eine allge: 
meine unter Auffiht der Sandesälteften fteheude Landiteuer 

‚ In Budiffin vorhanden, 


2) In Anfehung der dinglihen Abgaben iſt bei den mittelba- - 


ren Unterthanen ftatt der in den alten Erblanden eingeführ: 
ten Schock- und Quatemberftener, die feit dem Jahre 1567 
eingeführte Rauchſteuer, bei den Mittergutsbefigern dagegen 
ftatt der Nitterpferdsgelder die fogenannte Mundyutgfteuer 
eingeführt. Man vergl. Canzler Tableau P- 546- Römer 
Bd. 2. ©. 638. und Leonhardi Erdbefchreibung. Bd. 4. 
©. 82%. | | 

3) Nah ber neueſten Bewilligungsfhrift des allgemeinen Lands 
tags von 1824 werden von dieſet Steuer nur 4000 Thlr. 
jährlih an die landesherrliche Rentkammer abgeführt; bie 
Mehreinnahme aber wird den Oberlaufiger Ständen zut Be: 
ftreitung ber weuen und erhöhten Staatshedürfniffe und des 
fonfligen vermehrten Steueraufwandes überlaffen. 


s X 2 
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4) Diefe ift gegenwärtig gegen ein Aequivalent von 2159 Tha⸗— 
lern 19 Gr. 2 Pf. zur Tilgung der durch den legten Krieg 
beträchtlich. vermehrten Schulden ebenfalld den Oberlauſitzer 
Ständen überlaffen worben. 


5) Sie wurde in der Oberlaufis, jedoch mit MWiderfprub der. 
Stände im Jahre 1705 eingeführt. Römer dB. 2. E. 646. — 
An die Stelle der Gränzaccife tritt der in der Oberlaujis 
beibehaltene 3 ©. oben $. 249. 


6) Sie beträgt nehmlih 9 Gr. 4 Pf. von ia Vierthel Dres: 
dener Gebindes des einfahen und 11 Gr. 8 Pf. von jedem 
Dresdner Vierthel Gebindes Doppelbier, ganz in der Maaße, 
wie folhe durch die deßhalb erlaffenen Gefeße von den Sahren 
4727 und 1746 fefigefegt ift.. 


7) Weberdieß werden ftatt der in ben Erblanden üblihen Ma— 
gazinmeken 321 Scheff. 12 Megen Korn, und eine gleiche 
Quantität Hafer jaͤhrlich zu dem in der Etadt Baugen ange: 
legten Setraide : Magazin erfhüttet. 


8) Su biefer werden überhaupt ohne Angabe eines be: 
ftimmten Zwecks die Bierſteuer und die bereits bei der Stem: 
pel= und Verfonenfteuer angegebenen Quanta verwilligt; 
daneben aber noh von andern in ber Bewilligung nit na— 
mentlih aufgeführten Abgaben, 19,423 Thl. 4 Gr. jährliche 
Kammerhuͤlfe, 26,997 Thlr. 11 Gr. 44. Pf. an jährlihen or: 
dindren, und eine gleiche Summe an ertraordiniren Miliz: 
geldern, 539 Thlr, 22 Gr. ald eine jährlibe Beihuͤlfe zum 
Straßenbau; ingleihen der Landtagsaufıvand, der aber von 
den Ständen unter fih aufgebracht wird. 


9) Sie betrugen bei ber legten Verwilligung auf die Giährige 
Verwiligungszeit für den König 13,200 Thlr-, für feine Ge: 
mahlin 6,600 Thlr. 

10) Man vergl. a) das Dectet, dad Quotal = Verhältniß ber 
alten Erblande und der Oberlaufig betr. v. 30, Oct. 1820. — 
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b) Schrift der Stände, das über dad Quotal: Verhältmiß der 
alten Erblande und der Oberlaufig bei gemeinfhaftlihen Praͤ⸗ 
ftationen getroffene Wergleihs: Abkommen betr. v. 21. März 
41821. — ec) Dectet v. 13. Apr. 1821. 


44) Römer B.2. ©. 184 u. fe Den dafelbft über die Lans 
deshauptmannfhaft mitgetheilten Nachrichten "verdient beige: 
fügt zu werden: daß ehedem die Landeshanuptmannfhaft auch “ 
eine Gerichtsbarkeit über die fogenminten Iandeshauptmanns 
fhaftlihen Orte ausübte, welche gegenwärtig dem koͤniglichen 
Juſtizamte Bautzen uͤbertragen iſt. 


12) Koͤnigl. Saͤchſ. Hof⸗, Civil: und Milltair⸗Staat ©. 215. 


Zweite Abtheilung. 


Allgemeine Debörden, welche Rechte der 
| Cameralhoheit ausüben. Ä 


J. 
Geheimes Finanzcollegium. 


4. 275. 
a. Urſprung deſſelben. 


Die einfachen Kameralgeſchaͤfte des Mittelalters 
waren einem Kammer = und Rentmeiſter übertragen; 
nah der Errichtung der Sandesregierung aber wurben 
jene Perfonen nur noch zur DBeforgung der Cinnah> 
me und Ausgabe beibehalten, und die übrigen Ka— 
meralangelegenheiten von jenem Collegio dergeftalt ver- 
handelt, daß ed dabei gemöhnlih Wirthſchaftsverſtaͤn⸗ 
Dige zu Rathe zog )). Schon aber der Churfürft 
Auguft deputirte hierzu einige Raͤthe *), die noch fein 
eigenes Collegium bildeten, und ſich zu ihren Ausfer- 
figungen der Regierungskanzley bedienen mußten. 
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‚Eine eollegialifhe Form erhielt die Kammer 
erft unter Chriftian I durch eine Inſtruction vom 
22. Mai 1589. 5), An diefe wurden auch durdy die 
Kammerordnung vom 28. Mai 1594 die Bergſachen 
gewiefen, für welche man früher einzelne Bergräche +) 
angeordnet hatte; doch follte die Kammer bei befon> 
dern Bedenklichkeiten, des Rathes der ſchon vorhan⸗ 
denen Bergraͤthe und andrer Bergofficianten ſich be— 
dienen 5). Und obſchon Chriſtian II. im Jahre 1606 
‚ein eignes Berggemach nebſt einer beſondern Berg» 
kanzley anordnete ©), fo ſtand doch daſſelbe wenigſtens 
ſeit 1608 in einer genauen Verbindung mit dem Kam⸗ 
mercollegio 7), bis in dem Jahre 1661, nachdem 
furz zuvor (1658) dieſe Behörde eine neue Cinrich- 
zung erhalten hatte, die Bergfachen von den Kammer: 
ſachen ganz abgefondert, und erftere wieder einem be» 
fondern Bergratböcollegio übertragen wurden 8). Als 
lein auch diefe gänzliche Abfonderung war nicht von 
Dauer, denn nad dee Kammerinftruciion 9) vom 
16. Oct. 1711 follte die Rammer nebft den Bergrä> 
then das gefammte Berggemach bilden, bie letztern 
aber, die gewöhnlich audy ein befondres Directorium 
hatten °°), zunddhit den Bergſachen vorftehens In⸗ 
zwifhen war aud für die Generalfonfumtiondaccife 
eine höhere Behörde entjtanden, die (feit 1702) als 
eine Konmiffion unter dem Mamen einer XAccisins 
fpection beftand, und 1704 in ein wirkliches Accis⸗ 
collegium verwandelt wurde "). Mit diefen verfchies 
denen Behörden aber, weldye damals das Finanzwe— 
fen beforgten, waren auch verfchiedene Kaffen verbun- 
den, deren Trennung oft bedeutende Unbequemlichkei— 
ten verurſachte; daher ber jeßige König 1775 eine 
ſogenannte Generalhauptkaſſe für alle Ginnahmen und 
Ausgaben errichtete, und ihr zugleich die Verwaltung 
mehrerer Regalien und der fand » und Generalaccife, 
mie Ausnahme einiger dem Acriskollegio befonderd vor= 
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worbehaltenen Rechte, wozu vorzüglih bie Gerichts- 
barkeit in Accisſachen gehörte, überließ »8). Zuleßt 
wurde 1778 das ©eneralacciscollegium und 1782 
auch das Kammer- und Bergcollegium mit jener Bes 
börde, unter dem Namen des Geheimen Finanzcolles 
gii vereinigt "?). 

1) Geſchichte der Churfähf. Staaten B. 2. ©. 167. 

2) Kanzleiordnung vom 21. März 1556: „Nahdeme fi viel- 
feldig zutregett, das die briefe, fo in vnnſer Cantzley einkhom⸗ 
men, wicht Zuftitienfahen, darauf furnehmlich unnfre Regirung 
verordentt, fonnder ausgabenn vnnd einnahmen vnnd alfo 
Gammerfahen betreffen, vnnd aber vunfer Gankler vund. 
Rethe mitt den Zuftitienfahen vnnd was bdenfelbigen ans 
bengigt, zu thun gnug habenn, Wir auh zu vunferne 
Kammerfahen furnehmlich vnnferen Haubtmann zu Grim,' 
Kath vnnd eben getrewenn Hanfen von Ponickaw auf Pomb- 
Penn“ verordentt, vnnd Ime darinnen fonnderlih beuelch 
gebenn, So, wollenn Wir, wenn brief einthommen — ſo 
Ausgabenn oder einnahmen belangett— desgleichenn alle andere 
fahbenn, vunfer Amtbeitellung . betreffendt — (daß ſolche) obge: 
meltten unnferm Cammerrath Hannfenn von Ponickow vberantt: 
wort vnnd durch In vnns furgetragenn vnnd alfdann Cnach 
vnnßerm beuelch) fo wir Ime vnnd denen, ſo wir Ime zu— 
geordantt gebenn wollen, verferttigtt werden ſollenn.“ Man 

vergl. auch die Beſtalluug des Stallmeiſters Thile von Trott auf 

8 Jahre als Mitkammerrath v. 10. Nov. 1556 in Horns hiſt 
Handbibliothek von Oberſachſen ©. 509. 

9 Geſchichte der Churfähf. Staaten B. 4. ©. 152. 

4) Bergordnung Chriftian I. Art.98. Cod. Aug, T. 2. p. 221. Auch 
erklärte der nehmlihe Churfürft in der Landtagspropofition 
von 1588: „er babe in Bergſachen fonderlihe Näthe in guter 
Anzahl verordnet.” 

5) Ertract aus der Kammer: Inftruchion und Ordnung vom 
28, Mai 1594 (Bel Taube über den Grund und Umfang 
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ber Berggerichtsbarkeit S. 157. Niro. I.) „Ueberdieß follen 
Unſere Sammerräthe die Bergwerfe in ihrem Befehlich haben. — 
Ob aub in Bergſachen folhe Händel fürfielen, fo eines bes 
fondern Raths und Bedenkens bedürften; Co follen fie neben 
ben andern Bergraͤthen, Oberberghauptmann, Bergamtmann, 
Cammermeifter, Bergwerksverwalter und Bergmeiſter Nath: 
fhlag darüber halten, und bis an Uns die Nothdurft darüber 
anſchaffen.“ 
6) Refeript v. 7. Juni 1606 an Heinrich Abrahamen von Eins 
fiedel. Bei Taube ©. 158. Nro. 12. „Wir haben aus ges 
gewiffen urfahen mit der Inspection und verwaltung unferer 
Bergwerfe enderung zu machen, und entihloffen, und aus 
den Sammer :MNäthen allein Hunperten von Lengen und neben 
ihm unfere beiden Oberbergkbeamte Heintich und Chriftoph 
von Schönberg verordnet, die alle von unfern Bergwerken 
herrührende fahen Inngeſammt dirigiren und erpediren follen, 
feindt auch eure Verfon bierzu gleichergeftallt zu gebrauchen 
bedaht u. fe wm.” Man vergl. aud die folgenden Urkunden 
bei Taube Neo. 13. 14 u. 15. m f. ©. 159 u. f. 


7) Extract aus der Kammer: Inftruction von 1608, a. a. O. 
Neo. 16. ©. 163 u. fe: „Unfere jegige und Fünfige Cams 
merräthe follen neben andern Unfern Bergräthen, die Wir 
bierzu verordnet und Fünftig verordnen werden, die Berg» 
werfe in ihren Befehlig haben.“ 


8) Mefeript v. 28. Dec. 1661- a. a. O. Nro. 17. ©. 467, wo 
es unter andern heißt: „Nachdem Wir in tragender hoher 
Sorgfalt vor den wertben Schatz der lieben Bergwerge in 
Unfern Landen ein abfonderlihes Bergk: Mathe: Coilegium vers 
ordnet u. ſ. w.“ Man vergl. auch die Inftruction der Berg: 
täthe v. 8. San. 1662. a. a. O. ©, 169. 

9) Ertract aus der Kammerordnung v. 16. Oct. 1711: a. a. O. 
Pro. 20. S. 185: „Wir haben hiebevor aus bewegenden 
Urfahen bdergleihen Verordnung gethan, wollen fie auch Eraft 
diefes nochmals wiederholt haben, daß Unſere jeßige und 
fünftige Kammer » und Vize: Prefidenten und Raͤthe neben 
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andern Unfern WVergräthen, bie Wir hierzu verordnet und 
künftig verordnen werden, die Bergwerk in ihrem Befehl 
baben und Unſet Beſtes befördern ſollen.“ 


10) Taube 0.9. ©. 13. 


11) Joh. Gottfr. Hunger Denkwuͤrdigkeiten zur Finanz: 
geſchichte von Sachſen ©. 142. 


42) Generale der Inftruction des Accis-Juſpectoren in Bezies 
bung -auf die neuertichtete General: Hauptlaffe betr. pom 
30. Nov. 1773. Cont, II, Cod, Aug. T. 2, p. 3% 


43) Mandat, die Errihtung des Geheimen Finanzcollegii betrs 
v. 7. Nov. 1782. 1. c. P. 2. p. 39 und Geſchichte des Königs 
seine Sadfen B. 3. ©’ 96. 


Kr F 
b. Gegenwaͤrtige Verfaſſung des 
. Collegii. 


Der größte Theil der unter diefer Rubrik mitgetheilten No⸗ 
tigen iſt aus einem ungedrndten Aufiaß entlehnt, unter dem Ti⸗ 
tel: über das Reffort : Verhältniß und den Ges 
fbäfts » Umfang des Geheimen Finanz: Eollegit 
nah Anleitung der ibm ertheilten Snferuction 
-mit Ruͤckſicht auf die feit bdeffen Einrichtung 
eingetretenen Veränderungen — Die nur erwähnte 
Inſtruction wurde dem Collegio fogleih bei feiner Einrichtung 
gegeben, bat aber fpäter durch einen koͤnigl. Befehl v. 5 Sept 
4815. mande Mobdification erhalten. 


§. 276. 


Soviel zuvoͤrderſt den Wirkungskreis des Gehei— 
men Finanzcollegii betrifft, fo find an ſelbiges in den 
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Erblanden ) die gefammeen Einkünfte des Landes ges 
wiefen, mit Ausfchluß derer, die zum Steuer -Xera- 
rio fliegen, jedoch mit Einfhluß der Summen, wel: 
he von letzterm an bie £öniglihen Kaffen, in Folge 
der ftändifhen Bewilligungen abzugeben find. Auch 
werben von ihm die gefammten Staats » Ausgaben, 
mit Ausnahme derer, welche von jenem Xerario felbft, 
der Steuer » und Kammer» Kreditkaffe, ber Kaffen >» 
Billets-, Auswechslungs = und der Prämien » Kaffe 
überlaffen find, beſorgt. Hiernaͤchſt führe es die 
Oberaufſicht über das eigentliche in Fluͤſſen und fand» 
ftraßen  beftehende Staatseigenthum, und über bie 
Domainen an Yemtern, Kammergütern, Vorwerken, 
MWeingebirgen, Kellereien »), Eöniglihen Werken und 
Sabriten, namentlich der Porcellan » Fabrik zu Meißen 3) 
u. ſ. w. Ferner ift ihm die Ausübung fämmtelicher 
Megalien und fiskalifhen Rechte überlaffen, die Vor— 
bereitung der Jandtags = Angelegenheiten, welche bie 
Bewilligungen betreffen, endlih die Beſorgung der 
öfonomifhen Angelegenheiten von den Sandichulen und 
Procuraturen %). Auch übe diefes Kollegium bei man: 
chen bereits angegebenen, das Finanzwefen betreffenden 
Fällen, namentlih in Bergſachen, eine oberfle Ges 
richtöbarfeie aus; ingleichen die Direction der Unter- 
fuhungen wider die Beamten, Rechnungsfuͤhrer und 
andre Sinanzbediente wegen der ın ihren Aemtern ber 
gangenen Verbrechen, fo lange bis ed auf die Volk 
ftrecfung eines peinlichen Erfenneniffes anfomme, wo 
felbige an die Sandesregierung abgegeben wird. Auch 
fönnen von diefer Behörde die durch Urthel und Recht 
erkannten Gefaͤngniß- und Geldftrafen gemildert, und 
erftere in Geldbußen verwandelt werden. Außerdem ill 
ihr, jedoch unter mannichfaltigen Befchränkungen 5) 
das wichtige Vorrecht zugeftanden, alle untergebene 
Diener und Officianten, infoweit ihre Aemter nicht von 
dem König felbft vergeben werden 9%, anzunehmen 
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und zu verpflichten, und nach Befinden wieder zu 
removiren, und zu entlaſſen 7), oder zu ſuſpendiren; 
endlich das Befugniß, bloße Praͤdicate zu ertheilen, 
inſoweit ſie nicht in der Hofordnung ſtehen. 


4) Wegen ber Oberlauſitzer Steuerverfaſſung ſ. oben $. 274. | 


2) Ueber die Königl. Landkellerei f. den König. Hof-, Civil: 
und Militär: Staat ©. 80. 


3) Zunaͤchſt fteht diefe, fo wie einige andre Fabriten unter ber 
Auffiht eines befondern Directors, ſ. a. 0. O. B 2% 
©. 104 u. f. 


4) Diefe beſtehen in landesherrlichen Etiftungen zu wobhlthäti: 
gen Zweden, die ſich größtentheild auf die zur Zeit der 
Reformation Hierzu mit Einwilligung der Landitäande geſche⸗ 
bene Verwendung geiftliher Güter gründeten. Man vergl. 
die Landtagsverhandlungen über die zur Zeit der Kirhens 
reformation erledigten geiftlihen Güter, im dee Sammlung 
bermifhter Nahrihten zur Sahf. Geſchichte B. 6. Nro. II, 
©. 105. — Auf diefe Weiſe entftand beſonders das fogenannte 
Procuraturamt Meißen. S. Canzler Tableau p. 201. und 


Leonhardi Erdbefhreibung meuefte Ausgabe ©. 74. — 


Eine fpätere Stiftung diefer Art machte der Herzog Morig 
von Sachſen, Zeig den 6. Apr. 1668. ©. die Url. in Arndts 
Arhiv der Saͤchſ. Geſchichte B. 2. ©. 445. 

>» 


5) Außer manden allgemeinen, auch auf andre Staatediener 
anwendbaren Vorſchriften (f. oben $. 131.) iſt befonders zu 
bemerfen, daß a) auf mwohlverdiente :und zu den erledigten 
-Dienften gefhidte Militärperfonen, Ingleihen auf folhe Die: 
ner, die MWartegeld genießen, vorzuͤglich Bedacht genome 
men; b) von allen Finanzbedienten, die Geld oder Gel: 
beswerth zu vertreten haben, Kaution gefordert ; c) für 
alle Diener eine Inftruction audgefertiget werden folle, 
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6) Dahin gehoͤren nicht nur alle in der Hoſordnung angegebene 
ſondern auch mehrere andre in der Inſtruction nahmentlich 
aufgefuͤhrte, als z. B. die Amtleute," die hoͤhern Bergbeam— 
ten, die Forſt- und Jagdbedienten. 
7) Die Remotion kann blos, wenn folhes deren Vergehungen 
oder andre außerordentlihe Fälle nöthig. machen, und nach 
reiflicher Berathung in, Pleno, wenn die meifien Stimmen 
dafür find, angeordnet werden. Wenn gegen die Remotion 
appellirt wird, iſt zuvor mit der Landesregierung zu commus 
niciten. 
$- 277. 

Das Perfonale des Geheimen Finanzeollegii (wel: 
ches ſich taͤglich verſammelt), beſteht aus dem Präfts 
denten, dem Director des 2ten Departements und 
9 Geheimen Finanzräthen ’). Der Präfidene dirigirt das 
ganze Collegium in den Pfenar =, und gewöhnlich *) das ıfte 
Departement in den Departements - Sigungen. Die 
Geichäfte eines jeden der beiden Departements), fo 
wie auch die des Pleni, ingleichen diejenigen Gegen 
flände, welche der böchften Gognition des Königs, 
jedoch nach vorgängigem Gutachten des Collegii vor» 
behalten, find genau beſtimmt. — Vortraͤge aber, 
welche die Gefeßgebung, die Verfaſſung und allge 
gemeine Sandes- Einrichtungen betreffen, werben durch 
den Geheimerach bei dem König eingereiht und bes 
gutachtet. — Soviel übrigens die von jedem Depars 
tement zu beforgenden Geſchafte betrifft, fo werden 
diefelben nad den Materien in gewiffe, den Gehei— 
men Finanzraͤthen angewiefene Erpeditionen vertheilt, 
auch ift den Raͤthen zu deſto fihnellerer Förderung der 
Gefhäfte nachgelaffen, Sachen, die entweder an ſich 
unwichtig find, oder vor einer Hauptentichließung 
zuvörderft an eine Unterbehoͤrde zum Gutachten geges 
ben 'zu werden pflegen, ſofort unter Genehmigung 
von dem Dirertor des Departements zu Decretiren, — 

\ 
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Wegen Mejection der Appellationen, welche ge— 
gen Verfügungen des Geheimen Sinanzcollegii einge: 
wendete werden, ift mit der Sandesregierung zu come 
municiren %; mit Ausfhluß von General » Accis- 
Sachen, ohne daß jedoch in diefen der Ausdruck 
Rejection in dem Reſcript gebraucht wird °). 


4) Es koͤnnen übrigens junge. Männer zu ihrer Bildung bem 
Acces bei dem Gollegio, ber nn und den Rechnungs = 
Erpeditionen erhalten. 


2) Dermalen aber dirigirt der Prafibent das 2te Departement‘ 
und der Director das 1jte unter dem Vorſitz Sr. koͤnigl. Ho: 
beit des Prinzen Johann. 

3) Ehedem waren 3 Departements, deren Gefchäfte in Leon⸗ 
bardis Erdbeſchreibung S. 200 m. f. angegeben find, — 
Nach der gegenwärtigen Verfaſſung werben zu dem eriten 
gezählt: allgemeine Finanz « Verfafungs = Sahen, Lande 
tags = Sahen, Oberlauſitzer Sachen, infoweit fie nit in 
fpecielle Gegenftände des 2. Departements einfhlagen, Miliz 
tär= Kaffen : Sachen, Salz: Saben, Pol: Sahen, Chauſſée⸗ 
Bau, Straßen, Damm: und Uferbau-Sachen, bie meijten 
Dienftbefegungen bei der Kanzley und den Rechnungs: Erpedis 
tionen, den Kaflen und der Bucbalterel. (dafern aber eine 
biefer erledigten Stellen wegen ihrer eigentbümliben Beſchaf— 
fenheit zum 2ten Departement gehört, fo geben die Bor: 
fhläge aus felbigem im das 1fte, und werden dann in Pleno 
beihloffen ), ‚endlih ale Commercial- und Confumtiong = 
Abgaben. In das 2te Departement gebören: Verfaſſungs— 
Sachen, welche Gegenftände des 2ten Departements betrefs 
fen, alle Gegenftände, welche fih auf die wirthihaftlide 
Benutzung der Aemter, SKammergüter , ingleihen alles 
andre landesherrlihe Cigenthum bezieheu, die ökonomiſchen 
Verhältnife der Landfäulen und Procuraturen, Forſt-, Zagd: 
und Flo: Sachen, Berg: und Hütten: Sahen, fo wie aud 
alle diejenigen, welche die Steinfohlen und Blaufarbenwerke, 
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— 


und koͤnigliche Fabriken betreffen, Muͤnz-Sachen, das 
Hofbau- und Landbau-Weſen. Von dem Pleuo endlich (wo 
auch die Koͤnigl. Reſcripte zu eröffnen find) werden erledigt: 
alle Sachen, welde durch fhriftlihe Vorträge des Gehei⸗ 
men Sinauzcollegii zur allerhoͤchſten Entihliefung zu bringen 
find, die Competenzftreitigkeiten mit andern Gollegien, die 
Abfaffung der Mandate und Generalien, die Befegungen 
wichtiger Nemter, harte Beftrafungen, wohin Gefängniß 
über 4 Woden, Eufpenfionen und Nemotionen zu rechnen 
find, Worftellungen gegen Verfügungen der Departements, 
Streitigkeiten und Verträge mit andern Staaten über Rega— 


lien, Verpachtung der Aemter und Kammergüter, größere. 


Remiſſe von Pachtgeldern, Difpenfationen von allgemeinen 
Vorſchriften, alle Sachen, woruͤber in den Departements ent— 
weder vota paria entſtanden find, oder wo von der 
Minorität auf Vortrag in Pleno provociret wird, Wenn 
diefer Fall in dem Pleno felbft eintritt, fo wie aud bei einer 
neuen, die Finanzen betreffenden Gefeßgebung und in vielen 
einzelnen, genau beftimmten Fälen, ift die Einhohlung der 
hoͤchſten Entſchließung anbefohlen. 


4) ©. oben $. 137. ©. 37 


5) Statt deifen wird die Formel gebraucht: „eingewendeter 


Appelation ungeachtet. " 


§. 278: 
In der Kanzley des Geheimen Sinanzcollegii 


find folgende Hauptabtheilungen enthalten: Krftens, 
das Eingangs- und Abgangs- Büreau. Diefes ift im 


Sabre 1815 errichtee *) und dazu beflimmt, die an 


das Geheime Finanzcollegium gelangenden Sachen mit 


Ausnahme der Gaffengelder anzunehmen, in Haupt—⸗ 


regiftranden einzutragen, und die abgehenden Sachen 
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zu befördern. Es ift aber diefem Buͤreau ein Kanz- 
leyinfpector vorgeſetzt, der zugleich die Aufficht über 
Das fämmtliche Kanzleyperfonale, mie Ausfhluß der 
Secretarien, und über das Kanzleyhaus führt. 
Zweitens, die Vortrags » Erpeditionen. Bei diefen 
find zu Folge der neueften Einrichtung 20 Seccretairs 
und 15 Regiftratoren angeftelle, von welchen die ers 
ftern, die zum Theil den Titel von Finanzaffiftenz- 

Raͤthen führen, hauptſaͤchlich alle wichtige Ausferti- 
gungen, die letztern aber minderwichtige, die Vorbe— 
reitung der eingegangenen Sachen, ihren Abgang und. 
die Compfetirung der Acten beforgen ). Drittens, 
die Rechnungs» Erpeditionen, mit welchen die Buch— 
balterei in Verbindung ftehe, die zugleich mie diefer 
alle in Kaffen und Nechnungsfachen „ergebende Vers. 
fügungen fignirten. Es find aber drei Erpeditionen 
diefer Art vorhanden : a) für die Regalien; b) für | 
bie indirecten Abgaben; ce) für die Domainen, Forft- 
und Floß-Sachen. Einer jeden berfelben ſteht als 
Director ein Rentmeiſter vor, der ſelbſt muͤndliche 
oder ſchriftliche Vortraͤge an das Collegium zu halten 
berechtiget iſt, auf welche die gefaßten Reſolutionen 
von dem Vortrags-Secretair derjenigen Expedition 
ausgefertige werben, wohin bie Sache ihrer Beſchaf⸗ 
fenheit nach gehoͤrt. 


4) Patent v. 18. Oct. 1815, Cont, Il. Cod. Aug, T. 2. p. 44. 
und Patent, die Einfhärfung des Zten $. von jenem Patent 
“betr. v. 19. Aug. 1818. in der Gefeß: Samml, d. J. St. 10. 
ro. 20, ©. 71. 


2) Die Kanzelliften find nicht mehr in diefe Expeditionen vers 
theilt, fondern arbeiten zufammen in Echreibeftuben, 
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$. 279 


Ueber die Verwaltung der Kaffen ‚find in den 
neuern Zeiten befondre, Negulative *) abgefaßt, . deren 
Zendenz im Wefentlichen dahin gehe: . daß die Haupt: 
faffe den eigenclichen Staatsſchatz *) bilder, welche 
Die Ueberfchüffe der Nentfammer einnimmt, und bieje 
auf den Fall des Bedarfs mit Zufchüffen verfieht; 
Die Mentfammer felbft aber alle Gelder aus den Pro— 
vinzial= Kaffen einnimme, und monatlih dad Beduͤrf— 
niß an folgende Zahlämeter abgiebt: a) das Landes— 
zahlamt, aus dem die meiften Öehalte nnd andre nicht zu 
den übrigen Zahlämtern gehörige Staats » Ausgaben bes 
zahle werden; b) das Hofzahlamt für die Apanagen 
und Hofftaatd » Ausgaben; c) das Kriegs - Zahlamt 
für den gefammten Militair- Aufwand; d) das Baus 
zahlamt für alle Hof= und Jandbau » Chauffee-Straßen- 
und Ufer Baue. und Reparaturen; e, das Penfionss 
zahlamt, für alle Civil» und Militair = Penfionen, 
MWartegelder u. .dgl. — Die Buchhalterei ift haupt 
fählih zur Gontrofe der Kaffens und Rechnungs» Ers 
peditionen beftimme. Ueber leßtere fo wie über die Haupt⸗ 


kaſſe führe der Prafidene unter Concurrenz des Directors 


bes 2ten Departements die Auffihe, auch iſt beiden 
Die Sertigung der Hauprbilance übertragen. Dagegen ift 
die Revifion der einzelnen Kaffen unter den nur er= 
wähnten Perfonen und den dlteften Raͤthen vertheife. 


4) Befonders gehört hierher eine gedrudte Anwelfung für ſaͤmmt⸗ 
lihe dem fönigl. Saͤchſiſchen Geheimen Finanz: Collegto unter: 
getene Mechnungsführer und Pacter v. 18. Jan, 1817. Cont, 
II. Cod. Aug. T. 2. p. 53. 

2) Do fliefen nah $. 5. der nur erwähnten Anweifung fol: 
gende Gelder unmittelbar in die Hauptlaffe: a) die von den 
Acmtern zu bezablenden geiftlihen Stiftungegeldber; b) die 
von veräuferten Grundfiüden und Gerehtfamen erlangten 
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Gelder; c) die Erbſtands-Quanta und d) die.von den Ständen 
der Oberlaufiß unter dem Namen der Dongratuitd bewilligte _ 
Summe. | 


11. 
KRammerfreditfaffenfommiffion. | 
§. 280. | 


Diefe zur allmähligen Bezahlung der Kammer— 
Schulden beftimmee, gewöhnlid aus 4 Mitgliedern 
nebft einem Secretair und einigen bei der Buchhalterei 
und Kaſſe angeftellten Perfonen beftehende *) Kommifz 
fion ift niche dem Geheimen Finanzcollegio, fondern 
unmittelbar dem Kabinet untergeordnet?). Sie wurde 
von dem Prinzen Zaver als Abminiftrator 1765 
niedergefege, und. der damalige Betrag jener Schul 
den zu 9,000000 Zhlen. berechnet 3), zu deren Zils 
gung und Verzinfung man jährlih die Summe von 
300,000 Thlen. ausfegte %), wozu, wie bei ber 
Steuerkreditkaſſe die fiherften Einkünfte der Kammer 
(beſonders die Pachtgelder 5)) angewiefen wurden. 
Noch befolgte man infofern das bei den Steuerfhuls 
den gegebene Beifpiel, als die Gläubiger ihre biöhe- 
rigen Schuldfcheine in Kammer: Kredit - Kaffenfcheine 
binnen einer beftimmeten Srift 6) verwandeln mußten, 
welche nach und nad verlooft und in der Regel mit 
3 p- ©. verzinfee werden follten 7), aud wurde Die 
Verloofung der Iegtern immer bei den nehmlichen 
Beranlaffungen fiftiee, welche die der erflern verhin- 
dereen 2). Sin. der Hauptconvention mit Preußen 
wurde die geſammte annoch rüditändige von beiden 
Theilen zu vertretende Summe zu 3,102,374 Thlr. 
als richtig anerkannt, wegen, des Maaßſtabes 
der Abtheilung aber vereinigge man ſich dahin: Daß 
für das. Königreih 52 von Hundert, und für ‘das 
1. J) 


er 
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Herzogthum 48 von Hundert angenommen, folglich 
von jener Summe auf erſteres 1,613,234 Thlr. 
ıı Gr. 6 Pf., und auf leßtered 1,489,139 Thlr. 
12 Gr. 6 Pf. fallen follte. Weil aber diefer Maaßſtab 
nicht auf jede einzelne Klaffe der Kammer» Kredit: 
Kaffen- Schulden, fondern nur auf die ganze Summe 
angewendet wurde, fo entftand bierans fir Sachſen 
ein Mebrbetrag von 8,875 Thlr., den Preußen auf 
andere Weiſe vergütete 9), Uebrigens wurde in dem 
Koͤnigreich Sachfen für die annoch in der Verloofung 
befindlichen Kammer- Kredit: Kaffen- Scheine, zu jeder 
der auf Oftern und Michael fejtgefegten Ziehungen 
ein Quantum von 15000 Thle. beftimmet, welchen 
die halbjaͤhrigen Zinfen von den, durch die wieder ein- 
tretende Verioſung herausgekommenen Capitalien zus 
wachſen ſollten; mit Bezahlung der unzinsbaren 
Scheine aber in der bisherigen Maaße fortge: 
fahren *0). | 


41) Die eine Stelle iſt gegenwärtig unbefegf, Königl. Sädf. 
Hof⸗, Eivils und Militair: Staat ©, 198. — Ueber die ehe: 
maligen Mitgkieder f. Nömer ®. 2. ©. 142.- 


2) Churfähf. Hofs und Civil: Staatd: Handbuch ©. 19: 

3) Geſchichte des Königreihd Sachſen B. 3. S. 7. 

4) Avertiffement 9 29. Jul. 1765. Cont. L Cod, Aug, T, 1. 
Pr» 1327. F 

5) Churfähf. Hof: und Civil: Staatd: Handbuh a. a. D. 

6) Nah dem bereits erwähnten Avertiſſement $. 6. war dieſe 
Friſt Anfangs auf die Monate November und December d. J. 
1765 beſchraͤnkt; fie wurde aber durch ein Avertiffement vom 


30. Nov 1765. 1. c. p. 1337 noch bis auf die beiden erften 
Monate des folgenden Jahres ausgedehnt. 


7) Wegen der kleigern, unter 50 Thlr. betragenden Poſten 
ſtellte die Kommiſſion entweder unzinsbare nach und nach, mit 
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Vorgehung der Heinen vor den größern Poften einzulöfende 
Verſicherungsſcheine (die fogenaunten Spitzſcheine) aus, oder fie 
wurden fogleih mit baarem Gelde nah einem billigen Abkom— 
men befriediget. — Noch wurde befonders wegen ber gleich 
Anfangs unzinsbaren Korderuugen ein Avertiffement den A. Oct. 
1765 (Cont. L Cod, Ang. T. 41. p. 1331.) erlaffen, nad 
welchem bdiefelben, unter Beruͤckſichtigung der Kaffe, zu der 
fie gehörten, einen verhältnifmäßigen Abzug leiden, Künftig 
aber mit 2 pr.Ct. verzinfet werden follten. 


8) Man vergl. Avertiffement v. 17. Sept. 1778. Cout. IL, Cod, 
Aug T, 2. p- 23. — Avertiſſement v. 1. Jun. 1779. Lc. 
pP. 29. — Qvertiffement v. 16. März 179. 1. c. p. 99. — 
Nah manden Siftirungen diefer Verloofung in den nachheri⸗ 

gen Kriegen nahm legtere wieder ihren Anfang zu Oftern 
1821. ©. Avertiffement vom 19. Aug. 1818. Geſetz⸗ Samml. 
d. I. St. 10. Nr 11. ©. 72. 


9) Hauptconvention v, 28. Aug. 1819. Art. VI. in der Geſetz⸗ 
Samml. d. J S. 261. 


10) Avertiſſement, die fernere Ruͤckzahlung und Verlooſung der 
Kammer-Kredit-Kaſſen-Scheine betr. v. 11. Apr. 1821. in 
der Geſetz- Samml. d. J. St. 6. Nr. 44 ©: 5. 


III 
Oberfteuercollegium; 
§. 281, 
a, Urfprung und Inſtructionen deffelben. 


Sabariä' über den Urfprung des HOberftenercollegii in dem 
Mufeo für die Saͤchſ. Geſchichte B. 3. St. 1. Ar. IL S. 114 
und meine - Abhandlung von den Inſtructionen des Ober— 


J) 2 
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ftenercofegit in den diplomatifhen Beiträgen zur Saͤchſ. 
Gefhihte und Staatötunde Nr. V. ©. 163. 


Schon ſeit der Mitte des 15, Kahrhunderts 
wurden die zu Sandesbedürfniffen beftimmten Steuern 
gewöhnlich unter der Bedingung verwilliget, daß jie 
von einem landfchaftlihen, fowohl. aus ritterfchaftli- 
chen als ftädtifchen Deputirten beſtehenden Ausſchuſſe 
verwaltet werben. follten ). Doc, bildeten diefe Per- 
fonen Eein ordentliches , Collegium, auch war diefe 
Einrihtung nod nicht beftändig, indem das Steuer- 
wefen bisweilen auch zugleih mit den übrigen 
Kameral - Einkünften verwaltet wurde, Nachdem 
man aber auf einem Jandtage zu Dresden im Sabre 
1552 zue Erhebung der Trankſteuer 6 landſchaft— 
liche Steuer» Einnehmer niedergefege hatte; fo biieb 
nicht allein in der Hauptfahe diefe Einrichtung we 
gen jener Abgabe unverändert, fondern fie wurde 
auh 1570 auf die SJandfteuer ausgedehnt, indem 
beide Steuern durch 4 adlige Oberfteuereinnehmer, 
denen der Landesherr 4 feiner Rache zuorbnete, be: 
forge werden follten 2). Zugleich überließ man den 
Einnehmern die Tilgung der landesherrlichen Schul 
den mit der Beſtimmung, daß fie alle Leipziger 
Maͤrkte ordentlihe Einnahme uud Ausgabe halten, 
und jährlih dem Churfürften Rechnung abzulegen haͤt— 
ten 3). Uebrigens befam jetzt erft das Oberſteuer— 
eollegium eine vollkommene  collegialifhe Drganifation; 
Doch wurde die damals ihm gegebene Anftruction *) 
fhon 1628 wieder geändert 9); nachdem man fid 
von Der nothwendigen beftändigen. Fortdauer dieſes 
Collegii immer mehr überzeugte hatte. Nach den 
großen Veränderungen aber, welche dad Steuerwe- 
fen auf dem Landtage ©) von 1661, befonders durch 
den am 19. März diefes Jahres zwifchen Johann 
George I. und feinen Brüdern abgefchloffenen Steuer: 
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rezez 7) erfuhr, wodurch eine durch einen frühern 
Vertrag 2) vom 16. Febr. 1660 beabfichtigte ganzliche 
Vertheilung des Steuerwefens noch glücklich vermie- 
Den wurde, erhielt jene Inſtruction den 8. April 1661 
eine ganz neue Geſtalt 9), und eine. fo große Voll: 
ftändigkeit, daß fie nun-die Haupfquelle des Steuer: 
wefens wurde, ob fie gleih nad) dem gänzlichen 
Ausfterben ſaͤmmtlicher Mebenlinien des Churhaufes 
den 17. Dec. 1749 mande Modifikationen erlice *°), 
fo wie au die Abtretung eines Theils von Sachſen 
an Preußen neue Veränderungen der Verfaffung des 
Dberfteuercollegii, und den 9. May 1821 eine neue 
Steuerinftruction °°) berbeiführte °*). | 


1 3acharfkaͤ r a. a. O. © 116 wf. 


2) Wie ſchon Saharid a. a. O. S. 136 bemerkt, fo iſt ee 
auffallend, daß kein ſtaͤdtiſcher Deputirter dazugezogen wurde; 
auch ſcheint der von ihm deßhalb aufgeſtellten Vetmuthung, 
daß es in mancher Hinſicht bedenklich ſcheinen mochte, Perſo— 
nen aus dem Buͤrgerſtande mit dem ganzen Schuldenweſen 
bekanut zu machen, der Umſtand entgegen’ zu ſtehen: daß die 
Dbereinnehmer fhon auf den Landtagen von 4576 und 1582 
nicht nur 5 adligen, fondern auch 3 ftädtifhen Deputirten 
„Rechnung von ihrer Einnahme und Ausgabe ablegen mußten. 


3) Zachariaͤ a.a.D. ©, 170. 


4) Sie wird in ungedrudten Schriften über die Sädfifhe 
Steuerverfafung unter dem Titel angeführt: Inftrnction, 
wie fib unſre Raͤthe, Diener und Verordnete 
welde wir und neben ung unfre getreue Land— 
haft auf dem Landtage zu Torgau zu Einneh— 
mern und Ausgebern der von neuem bewilligten 
stoßen Tranf: und 3 Gr. Landfteuer verordnet, 
mit Einbring= und Ausgebung derfelben und. 
ſonſt verhalten follen, - 
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5) S. die obangefuͤhrte Abhandlung von den Inſtructionen des 
Obetſteuercollegii a. a. D. ©. 164. 

6) Ueber die Verhandlungen defielben in Beziehung auf das 
Steuerwefen f. die Neuefte Geſchichte des Königreihe Sad: 
fen 8.1. ©. 18 u. f. 

7) In Arndts Archiv der Saͤchſ. Gefhihte B. 2. ©. 433. 

8) Im Anhang der neneften Geſch. d. Könige. Sachſen B. 1. 
Nr. VL ©, 422, 

9) ©. bie Urk. in Luͤnigs Meichsardiv, Part, spec. Cont, II. 
P- 522% 

10) ©. die urk. in den dipl. Beiträgen ©. 166. 

11) Decret, die künftige Einrichtung des Dberfteuercollegii betr, 
v. 20. Det, 1817. u. Schrift der Stände v. 18. Apr. 1818. 

12) Sie wird in den Meverfalen vom 11 Jun. 1821 erwähnt, 
und iſt uoc nicht gedrudt. Es bezieht fi aber darauf der den 
Ständen durh ein Decret vom 13. Nov. 1820 mitgetheilte 
Entwurf und die Eriunerungen der Landſchaft v. 12. Jan. 1821. 


b) Berfaffung des Oberfteuer-Collegii. 


§. 282. 

Alle diejenigen Steuern, welche nicht zu dem 
Geheimen Finanzeollegio verrechnet werden , find 
gegenwaͤrtig der Leitung und Verwaltung dieſes Colle— 
gii unterworfen *). Es beſteht aber daffelbe aus dem 
oberiten Director, dem bisweilen aud ein Vizedirector 
äugeordnee ift, einigen £öniglihen und einigen land- 
ſchaftlichen Rachen, und fämmtliche Mitglieder follen zu 
ben Ständen der alterbländifchen Ritterſchaft gehören, 
Ehedem gehörten zu jeder Kaffe vier Perfonen, 
Die aber gegenwärtig auf zwei beſchraͤnkt find ®). 
Unter den landſchaftlichen Cinnehmern hatte bis 
zu den neueſten Veränderungen jederzeit der Erb- 
marfhall von Söfer den Vorſitz 2), auch be 
kleidete noch einige Zeit nad dem Ausſterben der 


Kameral⸗ und, Finanzhoheit. 343 


Familie von Loͤſer dieſe Stelle der Erbmarſchallamts⸗ 
verweſer ). Die 3 übrigen Stellen wurden dergeſtalt 
beſetzt: daß fie, wenn einer der Ritterſchaſt aus dem 
geipziger Kreife abging, durch einen des Churkreifes, 
ferner auf den Todesfall eines Meißnifchen durch einen 
des Erzgebirgifhen, und bei dem Abfterben eines 
Voigtländifhen oder Neuſtaͤdtiſchen Oberfteuereinneh- 
mers, durd einen in Thüringen angefeffenen, auch 
vice versa ergänzt werden mußten 5). Allein nad) 
den neueſten Vorſchlaͤgen der Stände auf dem Land» 
fage von 1818 foll ftatt jener Alternative bei eintre- 
tenden Vacanzen ı) der Meißnifche; 2) der Erzge— 
birgifhe; 3) der Seipziger; und 4) der Boigtländifche 
Kreis denominiren; und die —— Stelle des Erb» 
marfchalld oder feines Verweſers ift ganz eingegangen °). 
Uebrigens gefchieht die Ernennung zu jenen Stellen 
von fämmelichen Kreisftänden an Ritterſchaft und 
Städten auf Kreistägen nah Maaßgabe der Kreis> 
fagsordnung 7) $. 27. dergeftalt: daß aus erfirer 
alkin 3 Perfonen denominirt werden, und eine landes— 
berrliche Anordnung hierzu erforderlich ift, auch müffen 
die zu denominirenden Perfonen bereits einen $andtag ° 
beigewohne haben. Der nehmlichen VBorfchrife zu Folge 
muß die Denomination von dem Vorſitzenden des 
Kreifes durch den Geheimenrach dem König zur Aus⸗ 
wahl angezeigt werden. 

1) Namentlich die Schock- und Pfennigſteuer, die Quatember:, 
die inlaͤndiſche Trankſteuer (wegen der auslaͤndiſchen erhaͤlt 
gegenwärtig die. Steuer ein Aequivalent ©. oben $. 248.), 
ber Mablgrofhen, der Stempelimpoft und die Perfoneniteuer, 
endlih die Milizgelder (S. oben $. 228.) — Auch gehören 
dahin die außerordentlihen zu ben Landesbebürfuiffen verwils 
ligten Steuern. 

2) ©. die $. 281. not, 41. angeführten Landtagsfchriften. 

3) In den Erinnerungen der Landfhaft zur Steuer: Inftruction 
vom 2. Apr. 1661 heißt ed: „Schließlihen koͤnnen Ew. Chur: 
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fuͤrſtl. Durchl. wir unterthänigft nicht verhalten,  wadmafen 
wir uns allerhand Confufion zu vermeiden, wegen Erſetzung 
der Fünftigen Stellen, fo in der Obereinnahme vaciren möd- 
ten, Creißweife einer Alternation verglihen, jedoch fo, daß 
dem Grbmarfhall jederzeit eine Landitelle, dieſer Alternation 
ungeachtet, verbleiben; die andern 3 Stellen würden folder- 
geftalt eingetheilt, nehmlich: dab der Chur- und Leipziger, 
wie auch der Meißnifhe und Erzaebirgifhe unter fih, dann 
der Thüringifhe und Voigtländifhe, Darunter aud der Neu: 
ftädtifhe an der Orla zu rechnen, mit einander alterniren. — 
Wenn übrigens Römer B. 2. ©. 120 - behauptet: daß der 
Erbmarfhall wegen diefer Stelle jährlih 360 Thlr. 
Zinfen von dem zn diefem Behuf von dem Churfuͤrſt Auguft 
in der Steuer niedergelegten Kapitale, an 6000 Thlr. zu ge: 
nießen habe; fo ſcheint folches nicht richtig zu feyn, vielmehr 
verdanfte er wohl diefen Vortheil feinem Directorio auf dem 
Landtages auch hat Canzler in feinem Tableau historique 
P. 14. not, z,, anf welchen fih Römer defhalb bezieht, fich 
bierüber gar nicht erklärt. 


a) Churfächf. Hofz und Civilſtaat auf das Jahr 1805. ©. 71. 
Frühere Vorfälle diefer Art ergeben fi aus den Beilagen zu 
der Kandtagsfchrift v. 18. April 1818. 


r 


5) Steuer: Inftruction v. 19. Dec. 1749. $. 1. am Ende. 


6) In der Schrift vom 18. April 1818 wuͤnſchten die Stände die 
Erneuerung diefer Stelle, „weil in diefer Einrichtung und 
deren Handhabung eine wohlbegründete Ruͤckſicht der fortlau: 
fenden Concurrenz des Directorii der Stände in der Steuer: 
verwaltung gelegen zu haben ſcheine.“ Da übrigens fiatt deg 
ehenialigen Erbmarfhalld oder ‚beffen Verweſers ſeit 1820 ein 
Landtagsmarſchall ernannt worden ift, fo blieb diefes Gefud 
ohne Wirkung, auch iſt in dem Landtagsrevers v. 24. Jun. 
1818. blos von zwei landſchaftlichen Obereinnehmern die Rede. 


7) Sef. Samml. v. 1821. ©. 105. 
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de 283. 004 
Die Sigungen des Oberfteuercollegii wurden 
ehedem in ordentlihe und außerordentliche abgetheilt; 
von melden erftere theils während der Oſtermeſſe in 
geipzig, theils gegen Ende des Jahres zu Dresden 
gehalten wurden )). Auch waren felbft‘ die Ertra= 
fefjionen, welche ebenfalls in der Nefidenz ftatt fanden, 
an eine beftimmte Zeit (im Februar und Juli) gebun- 
den, und feit dem Jahre 1799 wurden zu legtern 
ſaͤmmtliche landſchaftliche Einnehmer berufen, von 
denen ehedem nur zwei geladen wurden *). — Nach 
der neuen Organifation des Gollegii follen Dagegen 
ſechs regelmäßige Sigungen, und zwar von zwei Mo- 
naten. zu zwei Monaten in Dresden, an dem erften 
Montage in den Monaten Sanuar, März, Mai, 
Suli, September und November gehalten, und jedes- 
mal fo lange, als es die vorhandenen Geſchaͤfte erfors 
bern, fortgefege, die in der Zmwifchenzeit vorfommens 
den dringenden Gefchäfte aber in beſonders zu veran- 
ftaltenden außerordenclihen Sißungen Cbei welchen 
wenigftens ein £öniglicher und ein Iandfchaftlicher Ober⸗ 
fteuereinnehmer gegenwärtig feyn müffen) verhandelt wers 
dend). Zugleich mie diefer Einrichtung wurde die Durch 
Die Steuerinftruction von 1749 $. 32. eingeführte Ausloͤ⸗ 
fung, jedoch unter Beibehaltung der bei Reviſion der 
Kreiseinnahmen üblichen, aufgehoben, und dafür jedem 
Dberfteuereinnehmer ein firer Gehalte von 1100 Thlr. 
zugefichere ). — Unter den Erpeditionen des Colle- 
gii ift die erfle die Steuerbuchhalterei, welche zu: 
gleih die Controle über die für die Trank-⸗, Schod- 
und Duatember» Steuer befonders beftehenden Haupf- 
kaſſen führe. Die Ausfhreiben, Befehle und Vers 
änderungen in Steuerfahen werben buch zwei Se- 
‚ erefariatserpeditionen (bei welchen audy von den Re— 
giftratoren die eingehenden Berichte und Bittſchriften 
eingetragen werden 5), ‚fo wie die Prüfung der ein> 


ı 
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geſendeten Rechnungen durch eine in drei Abeheilun- 

gen getheilte Rechnungserpedition beforge 5). — Der 

Stempelfactorie ift bereits oben ($. 264.) Ermäh- 

nung gefchehen, und zur Beforgung rechtlicher Ange— 

legenbeiten des Dberfteuercollegüi ift ein Oberfteuerprocura= 
for angeftelle. Uebrigens werden die eingehenden Sachen 
in der Regel durch die Secretärs mündlich vorgetragen. 

4) Nach der Stenerinftruction von 1749 $- 4- follten bie ordent= 
lihen Seffionen in den Leipziger Märkten gebalten werden, 
allein es waren dießfalld neuere Veränderungen eingetreten. 
S. Churfähf. Hof: und Staats : Handbuh S. 85. 

2) Stenerinftruction a. a. D. 

3) Bekanntmachung vom 21. Sept. 1818. in der Gef. Samml. 
dv. J. St. 13. Nr. 26. S. 81. Die früheren Vorſchlaͤge bier: 
über f. in den not, 11. $. 280. angeführten Landtagsfchriften, 
und zwar in beiden sub Nr. 4 Auch vergl. man den Eut: 
wurf der neueften Steuerinftruction $. 7. 

4) ©. bie nurerwähnten Landtagsfchriften sub Nr. 4, 5. und 

5) Steuerinftruction von 1749. $. 6. Auch vergl. man deu angef- 
Entwurf $.13. Uebrigens werden biernah von den Protocollen 
zwei Abſchriften, die eine für das Directorium, die andere für 
den vorfigenden landfcaftlihen Obereinnhmer gemacht. 

6) Roͤmers Staatsreht von Sachſen B. 2. ©. 10 — 
Manche neuere Beränderungen der oberwähnten Erpeditionen 
ergeben fih aus dem Königlihen Hof-, Civil: und Militair: 
Staat ©, 165 — ©. 167. 


§. 284. | 
e. Berhälenig des Oberſteuercollegii 
gegen andre Behörden. 
So mie ehebem das HOberjteuercollegium dem 


Geheimen Gonfilio untergeben war ”); fo ift auch 
gegenwaͤrtig deffen Subordinations-Verhaͤltniß gegen 
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den Geheimenrath geblieben ). Dagegen iſt dem 
Geheimen Finanzcollegio jeder Einfluß auf die er=- 
ſterm allein überlafjenen — — gänzlich. ent⸗ 
zogen ®). 


4) Steuer: Infteuction 0.1749. 9.7 „Wir wollen and die Ober: 
ftener : Sinnehmer in Sachen, fo Wir entweder für Uns 
an Sie zu befehlen, und anzuordnen, oder fie der Wichtig: 
Beit ihres unterthänigften Berichts erachten, einig und allein, 
mittelft Expedition Unfere Geheimen Sonfilii, auch nah Bes 
finden, unter Unferer eigenen Vollziehung mit gewiffen Res 
folutionen beſcheiden.“ | 


2) ©. oben Th. 1. $. 90. &. 150. Man vergl. $. 18 nnd 19 
des Entwurfs. Es fol aber hiernah befouderd danu Bericht 
an den Geheimenrath erfiattet werden, wenn über die Ans 
wendung der Lanbedbewilligung und Landesgefehe Zweifel 
entſteht. 


3) Steuer-Inſtruction F. 114.: „Ingleichen ſollen die Cammer 
und Steuer, als unterſchiedene und mit ganz abſonderlichen 
Verrichtungen belegte Collegia, ferner unvermenget bleiben, 
und daher der Ober- und Vice-Oberſteuer-Buchhalter, der 
Ober- nebſt denen uͤbrigen Steuer-Secretairs, und alle 
andre Steuer: Verwandte, wie auch die Kreis- und Unter: 
Einnehmer an Niemand anders ald an das Collegium der 
Dberfteuer: Einnehmer verwiefen, von felbigen mit Unferm. 
Vorbewußt, in Dienft und Pfliht genommen, ihre Ned 
nungen eraminirt, und was fih ſonſt gebührt, angeordnet 
werden.” Die Stände baten in ihrer Vorftellung vom 
12. Tan. 41821 diefe Stelle, die in dem Entwurfe fehlte, 
wieder aufzunehmen. 


343 Zweiter Theil. Zweiter Abfchniet. Sechstes Kapitel. 


IV. 
Steuerfredickaffe 


§. 285. 


Durch die bereits oben ($. 269) bei den Steuer- 
fehulden angegebene Erklärung *) vom 10. October 
1763 wurde bei Regulirung berfelben dem Publiko 
En gemacht: daß zur Verwaltung des für ſel— 
ige ausgefegten Fonds 7 Mitglieder der Ritterſchaft, 
und zwar aus jedem Kreife einer, nebft den 7 Kreis- 
ſtaͤdten deputirk, und von diefen Abgeordneten in den 
Leipziger Hauptmeffen 3 ritterſchaftliche nebſt der 
Stadt Seipzig und noch 2 Kreisftädten, die vorfallen- 
den Geſchaͤfte nach Maaßgabe einer befondern Inſtruction 
beforgen follten %). Durch die neueften Staatöveräns 
derungen ift die Zahl der Deputircen von beiden Klaf- 
fen der Landſtaͤnde auf 4 befchränke, infofern aber 
hat man die alte Einrichtung beibehalten, als man 
auch jetzt einem jeden der ritterfchaftlichen Mitglieder 
ein anderes auf den Todes» oder Verhinderungsfall 
fubftieuirete 9). Die Wahl derſelben, welche 
ehedem bisweilen auch auf den Sandesverfammlungen 
vollzogen wurde, geſchieht gegenwärtig blos auf Kreis- 
verfammlungen, und zwar dergeftalt: daß an felbis 
gen nur die Ritterſchaft Theil nimmt, im übrigen 
aber die nehmlichen Vorſchriften beobachtet werden, 
welche bei der Wahl der Iandfchaftlichen Oberfteuerein- 
nehmer eintreten %.— Für die eigenflihen Kaffen- 
geihäfte bei diefer Behörde, (welche, wie. das Steuer: 
collegium , felbft unmittelbar unter dem Geheimen: 
rathe ſteht) 3), iſt hauptſaͤchlich eine Buchhalterei nebft 
andern Subalternen beſtimmt ©). 


x 
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1) Cont, 4. Cod. Aug. T. 2, p. 299: 


2) a. a. O. 3 und 4 


L) 


3)- Avertiffement v. 23. Jun 1818. in der Gef. Samml. d. 9. 
St. 3. Nor. 11. 9. 4 ©. 47. — Man. vergl. König. Sicf. 
Hof:, Civil: und Militair: Staat S. 172. 


4) Kreistagsordnung 9. 28. © 105. 
5) ©. oben B. 1. $. 89. 
6) Churfähf: Hof: und Civil: Staatshandbuch ©, 197. 


— 


V. 
Oberrechnungsdeputation. 
$. 286. 


Der Zweck derfelben geht dahin: daß fie die 
Rechnungen der gefammten föniglihen Kaffen ‚mie 
Ausfhluß dee Schatoull-Rehnung durchgehen, und 
in der Regel die Erinnerungen, welde fie dabei fin 
dee, der Behörde ſchriftlich zuftellen muß °). 
Seit 1707 war zu diefem Geſchaͤft ein eigenes aus 
einem SPräfidenten und einigen Oberrechnungsrächen 
beftehendes Eollegium ?) errichtet, welches aber im Sabre 
1734 in eine aus abgeordneten Raͤthen anderer Lan— 
descollegien (dem Geheimen Finanzcollegio, der Kriegs: 
verwaltungsfammer, der Landesregierung und dem, 
Dberfteuercollegio) zufammengefegte Deputation vers 
wandelte wurde, Bie aber einem befondern Director 
unfergeben ift, und der fogenannte Oberrechnungsin- 
fpectoren zugeordnet find, welche bedürfenden Falls 
zur Ertheilung ihres Gutachtens zu den Gonferenzen 
der deputirten NRäche berufen werden. . Außer dem 
Gecretair find unter ihren Subalternen befonders die 
Oberrechnungseraminaroren zu bemerfen 8). 


J 
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4) Dafern es erfordert -witd.,, muß der Rechnungsfuͤhrer auch 
perfönlih mündlibe Auskunft geben. Churfähf. Hof- und 
Civil: Staatshandbuh ©. 188. | | 


2) Ueber die erften Spuren von dieſem Collegio bei den Land: 
tagsverhandlungen ſ. die Gefhihte des Königreihe Sachſen 
B. 2. ©. 20. | On ' 


3) Außer der not. 4. angeführten Etelle vergl. man den Königl. 
Saͤchſ. Hof:, ECivils und Militair: Staat ©, 174. 


vi. 


Gefhäfte der Kreis- und Amtshaupt— 
leute in Finanz- und Steuer-Gaden. 


287. | 


Im Allgemeinen ift dem Amtshaupfmann die Muffiche 
über dad Finanzweſen innerhalb des ihm anvertrauten 
Bezirkes, über Die Tanbesherrlichen Gerechtfame und 
über das landesherrlihe Eigenchum, fo wie auch über 
die zur Localverwaltung erforderlichen Diener übertra- 

gen *); auch foll er hierbei feine Aufmerkſamkeit da— 
bin richten, daß das Iandesherrlihe Intereſſe ficher 
geftelle und befördert, jeboh ber davon nie zu 
trennende Wohlſtand der Unterhanen nicht benad)- 
theiligt, und jede willführlihe Bedruͤckung gänzlich 
vermieden werde, Zu diefem Behuf hat derfelbe das 
Acten-, Kaffen» und Rechnungsmwefen der ihm unter: 
geordneten Diener von Zeit zu Zeit genau zu revidi- 
ren, bie hierbei bemerkten Eleinen Mängel ſofort ab» 
zufiellen, größere Gebrechen aber und SKaffendefecte 
aller Art dem Geheimen Finanzcollegio anzuzeigen , 
au vorzüglih dir zur Sicherheit des Fiſci nothigen 
Vorkehrungen zu £reffen, übrigens fih mit ‚jenen 
Dienern und andern ſachkundigen Perfonen über die 
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etwa zu treffenden nüßlichen Veranſtaltungen forgfäl- 


fig zu berarhen, und in deſſen Verfolg das Möthige 
zu verfügen. Wenn jedoch hierzu über die für einige 
Gegenftände beftimmten Etatsquanta größere Summen 
erforderlich feyn, oder bauptfächlihe Veränderungen 
beabficheigee werden follten, fo ift zuvoͤrderſt, infofern 
nihe Gefahr beim Verzuge entſteht, die Geneh— 
migung des Geheimen Finanzcollegii einzuholen. 
Soviel die einzelnen Gegenftände des Finanzwefens 
betrifft, fo finder a, in Beziehung auf fönigliche For⸗ 
ſten, Slößen, Berg - und Hüttenwerfe, aud die 
dazu gehörigen Fabriken, deswegen, ohne Auftrag, 
feine unmittelbare Anordnung der Amtshauptleute ſtatt, 
weil die Auffiche über die dabei angeftellten Perfonen 
befondern Behörden übertragen iſt; indefjen haben fie 
fegtern die zu ihrer Kenntniß gekommenen Mißbräuche 
und Geſetzuͤbertretungen bekannt zu machen, und wenn 
Diefes ohne Erfolg bleibe, an das Geheime Finanzs 
collegium Bericht zu erftatten. Dagegen ift b. den 
Amtshauptleuten wegen Saumfeligkeit, welche fie bei 
der Poft in der Fortfchaffung der Reifenden bemerken, 
fo wie wegen anderer Ungebäbrniffe bei dem Poft-, 
Salz», Gleits-, Zoll» und Acciswefen, Die Dabei an- 
geftellten Perfonen unmittelbar zurechtzuweiſen, ge 
ftattet; fie haben jedoch hiervon Die zur Auffiche über 
diefe Perfonen competente Behörde in Kenntniß zu 
fegen °). Auch follen diefelben c. Die föniglichen 
Domainen, fie mögen verpachtet, verwaltet, ober 
andern. zum Nießbrauch überlaffen feyn, um fi von 
dem Zuftande berfelben und der dazu gehörigen In— 
ventarien, imgleichen von dem Betriebe der Wirch- 
ſchaft und davon, ob die Pachter ihre Padytsverbind- 
Tichkeie gehörig erfüllen, zu unterrichten, von Zeit zu 
Zeit revidiren 5). Endlich find fie d. verpflichtet, in 
Anfehung der unter ihrer Auffiche ftehenden £önigli- 
hen Gebäude dafür zu forgen, daß fie ſtets in gutem 


/ 


f 
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Stande erhalten, auch die Neparafuren und neuen 
Baue zur rechten Zeit und auf die zweckmaͤßigſte 
und wenigfte Eoftfpielige Weife veranftaltee werben; 
wobei gegenwärtig die deßhalb zu haltenden Localrevi- 
fionen und zu fertigenden Anfchläge befonders nad) 
Maaßgabe einiger nenerer diegfalls unterm 20. Auguſt 
1816, und vom 10. Jun. 1817 erlaffener Refcripte *) 


einzurichten und bei dem Geheimen Sinanzcollegio ein— 


zureichen find. Auch haben die Amtshauptleute über 
die Baue felbft die erforderliche Aufſicht zu führen, 
und bei leerfiehenden Tandesherrlichen, für die Wirth- 
[haft und den Dienft encbehrlihen Gebäuden, auf 
deren Vermiethung oder Veraͤußerung Bedacht zu 
nehmen, in beiden Fällen aber des Geheimen Fis 


‚nanzcollegii Anordnung darüber einzuholen. — Bon 


der Goncurrenz der Amtöhauptleute bei dem Straßenz, 
DBrüfen», Damm» und Uferbaue iſt bereits oben 
($. 191 .u. f.) gehandelt; fo wie auch die Subor— 
Dination bei den jege angegebenen Gegenftänden unter 
die Kreishauptleure aus den ſchon ($. 101.) aufges 
fielleen allgemeinen Grundſaͤtzen hervorgeht. Endlich 
iſt in ihrer Inſtruction, aus welcher die gegenwaͤrti— 
gen Vorſchriften geſchoͤpft ſind, uͤber ihre Concurrenz 
in Steuerſachen noch eine kuͤnftige beſondere, bis jetzt 
aber nicht erfolgte Anordnung verſprochen. Immit— 
telſt aber kann ſich das Oberſteuer-Collegium derſel— 
ben auftragsweiſe bedienen; auch liegt ihnen ob, in 
allen zu ihrer Kenntniß gelangenden Faͤllen, welche 
dem Steuerintereſſe nachtheilig oder vortheilhaft ſeyn 
koͤnnten, Anzeige an dieſe Behoͤrde zu thun. 


4) Inſtruction für die Kreis: und Amtshauptleute vom 22. Jun. 
1816. (Count; IH. Cod, Aug. T. 1. p- 521 seq.) $. 28 und 
$. 30. 

2) 0.0 D 52%. 

3) a. a. O. 9 3% 
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4) Cont, III. Cod. Aug. T. 2, p- 52 und p. 77. Bei den jaͤhr⸗ 
lihen Kocalrevifionen concurrirt ein dem Baudepartement vors 
ftehender Geheimet Finanzrath, der Amtshanptmann und der 
Zandbanmeifter oder letztere Beide allein; die Bauanfchläge 
werden von dem Bauconducteur gemacht, und zugleih von 
dem Landbaumeifter und Amtshauptmann mittelft gutachtlichen 
Berichts eingereicht. 





Siebentes Kapitel, 
Bon ber Militaichoheir 


289 
Einleitung. 

Die Militairhobeie begreift alle Nechte des Nes 
genfen gegen die Unterthanen, welche fi auf das 
Kriegöwefen beziehen. Auch in Diefem Abſchnitt aber 
wrrden in der erften Abtheilung dieſe Nechte ſelbſt, 


und in der zweiten die Behörden, welche an ihrer 
Ausübung Theil nehmen, dargeftelle. 


Erfte Abtheilung. 
Rechte der Militaichoheie. 
| $- 290. 
L Allgemeine Ueberſicht derfelben. 


Es gehört dahin hauptſaͤchlich a) das eigentliche Be⸗ 
waffnungsrecht (ius armorum ), welches in dem Befug- 
niſſe beſteht, regulaͤre und Land⸗Miliz anzuordnen und 


IL i 3 
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einzurichten ; b) dad Recht Bes allgemeinen Aufgebo⸗ 
tes ) (Heeresfolge, ius sequelae) , c) das Recht 
der Militairgefeggebung über die Vorrehte und Vers 
hältniffe des Soldatenftandes; d) das Befugniß, die 
Mittel anzuwenden, welche zur Beftreitung des Mi- 
Jitair = Aufwandes nöthig find, nebft dem Einquarticungs- 
recht; e) das Befeftigungsrecht; f) die Militairgerichts- 
barkeit, von welcher aber bereits oben ($. 153 —$. 159) 
gehandele worden if. — Ep viel die übrigen nue 
angegebenen Rechte betrifft, fo verdienen bier nur 
Das erfte, dritte und vierte eine befondre Erwägung. 


4) Von diefem findet man fehr felten Beifpiele in der Saͤchſi— 
fhen Gefhihte. Eines der Alteften enthält dad Chron, Ter- 
xae Misnensis ad a. 1307. (in Mencken Script. T. 2. p. 329.) 
„Fridericus et Tiecemannus venientes iu Lipzig convocarunt 
omnem potestatem, wubi venientes nobiles et ignobiles, cives, 


milites et rustici armati, parati eraut ad debellandum,* 


Ä $. 291. 
Il, Senaitnunssrene inöbefondere. 


a. Aeltere Kriegsverfaffung bis. zu ber 
DOrganifarion der beſoldeten Reben 
den Truppen. 


Schon ſeit dem ı4ten Jahrhundert wurde im 
Kriege außer der Lehnsmilize) auch die Bürgermann« 
fhaft in den Städten aufgeboten, melde mit Bo= 
gen und Pfeil als Fußvolk erfhien *); aud wurden 
baupefählih, obwohl nicht ausjchliegend, von geiftli- 
hen Stiftungen fogenannte Heerfahrtswagen gejtelle®), auf 
welche ſich bisweilen noch jeßt Zinsleiftungen der ehe— 
bem zu jenen Stiftungen gehörigen Guͤter gründen. — 
Sn dem ızten Jahrhundert erfcheinee von Zeit zur 
Zeit auch die gedungene Mannfchafe %), deren man 
fih hauptſaͤchlich bediente, um diejenigen Unterchanen 
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zu verfrefen, welche zu Beinen’ Ritterdienſten verpflidh- 
tet waren 5). Von der allmähligen Verwandlung ber 
degtern in bie fogenannten Ritterpferds- oder Dona- 
tiogelder ift bereits oben ($. 233.) gehandelt worben ; 
Dagegen ift noch) der zu Anfange des ı7ten Jahrhun⸗ 
derts errichteren Defenfioner zu gedenken, bie eine 
Are von Sandmiliz bildeten, weldye aus der tüchrig- 
ften Mannfchafe beftand, die größtentheild von den 
Aemtern und Städten geftelle wurde, und fid von 
Zeit zu Zeit an beftimmten Mufterplägen einfinden 
mußte 5). Wenn fie gleich eine neue Organifation 
Durch den Defenfionsrezeß 7) vom 25. Deck. 1663 er: 
biele, fo Eonnte fie doch nie eine große Fertigkeit in 
Fuͤhrung der Waffen erhalten, weil fie nur bei Mu- 
fterungen und eintretender Kriegögefahr, auch in dem 
letztern Falle nie außer fandes gebraucht werden konnte. 
Eine. neue: Veränderung diefes Defenfionswerfes er- 
folgte in dem Nordifchen Kriege durch einen Befehl ®) 
vom 23. Sept. 1709, in welchem alle waffenfähige 
Mannfhaft (mit einigen namentlich angeführten Aus- 
nahmen) vom zoften bis zum often Jahre aufge: 
boten, und woraus im folgenden Jahre fogenannte 
Stand» oder Kreis-Megimenter gebildet wurden. Doch 
bat: man auch von diefer Sandmiliz, die nad) Been⸗ 
Digung jenes Krieges gänzlich erlofh 9), “nie einigen 
Gebrauh gemacht, obgleich zu. Folge. einer neuen 
Verordnung ?°) vom 10. April 1711 wegen eines 
befürchteten feindlichen Einfalls in Sachfen, zwei Auf 
gebote ausgehoben wurden, von welchen das erfte 
aus dem fechsten, und dad zweite, das nur zur 
Aushülfe zu dienen beflimme war, aus dem fünften 
Mann beitehen follte, 


4) Ueber die Befchaffenheit derfelden vergl. man die oben B. % 


pP. 228 angeführte akademiſche Schrift von Carlowip Cap.I. 
P. 4 — 26. — BZaharig Handbuch des Koͤnigl. Saͤchſ⸗ 


32 


} 
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Lehnrechts ©. 180 u. — - Endlich die Abhandl. uͤber die 
Churſaͤchſiſche Steuerverfaſſung ©. 98 u fr 


2) Horn Keben Friedrich des Streitbaren ©. 422 und Geſchichte 
der Churſ. Staaten B. 2. S. 239. — Daß auch die Buͤr— 
germannſchaft auf gleiche Weiſe wie die Vaſallen von dem 
Landesherrn bekoͤſtiget zu werden pflegten, zeigt unter ans 
dern ein Privileglum der Stadt Wittenberg bei Horn im 
Urkunden: Buh Nr. 291. ©. 289 u. f. 


3) Römer B. 2. ©, 235. mot. .b und: Ueber bie Shurfächf- 
Steuerverfaſſung ©. 102, 


4) Geſchichte der Churſaͤchſ. Staaten B. 2. S. 570 u. f. 
5) a. a. O. B. 3. S. 198. | 


6) Die erften. — uͤber dieſe Einrichtung wurden 
4609 gepflogen; doch kam erſt den 22. April 1611. eine De: 
fenſionsordnung zu Stande, welche den 23. Febr. 1613; 
manche Veränderungen erlitt. Geſchichte der Churſaͤchſ. 
Staaten B. 4. ©. 35% 


7) Cod. Aug. 7T. 1. P+ 2247, 
, 8) 1. c. P. 2266. 
9) Geſchichte des Koͤnigr. Sachſen B. 2. S. 29 


| 10) Cod, Aug. T. 1. P. 2275 
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u age 8 
b, Veränderungen ber Kriegsverfaffung 
feie dem Urfprung der ſtehenden befol- 
deren Truppen bis auf die 

neuefte Zei 


Der Urfprung jener Truppen fälle, mie Ausſchluß 
einiger Garden und Garniſonen *), erfi nah dem 
Weftphälifhen Srieden; doch wurde [don auf dem 
Ausfhußtage von 1675 die Zahl der im Sande ftehen- 
den Miliz (mie Ausfhluß einiger im Felde ftehenden 
Regimenter und ungefähre 150 Mann Artillerie) zw 
1853 Reutern und 4758 Matın Fußvolk angegeben ®). 
Eine bedeutende Verftärfung der Armee erfolgte noch 
während der Negierung des Eriegerifchen Churfürften 
Johann George IIL 3), und unter feinen Nachfolger 
war es eine natürliche Folge von der geraumen Zeit 
mie Sachfen verbundenen Polnifhen Krone, daß die 
ftehende Armee nicht felten die Kräfte des Landes 
überfteigen mußte; wogegen fie aber durch den fies 
benjährigen Krieg eine beträchtliche Verminderung 
erlic. Mach vorgängigen Entwürfen des Abminiftra- 
ford, fie fchnell wieder zu vermehren), welche aber 
niche ganz zur Vollziehung kamen‘, erfolgte unter 
dem jegigen König nur ein allmähliger Zuwachs ber: 
felben 5). Auch fuchte man den durch die neueften 
Veränderungen des Königreichs erliftenen Abgang in 
einem Mandat ©) vom 1. Febr. 1817. duch die Er- 
tiheung einer fogenannten Armee » Meferve 7), (aus 
weicher man auch die Linien» Truppen ausheben wollte), 
zu defen, womit auch eine neue Organifation der 
ſtaͤdtiſchen Schuͤtzenkorps, zur Vertheidigung ihrer 
Stade und Erhaltung polizeilicher Ordnung follte ver: 
bunden werden 2); allein beide Einrichkungen, ge⸗ 
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gen welche die Stände manche erhebliche Bedenklichkei- 
ten erregten 9), find nie zur Ausführung ge= 
kommen. Uebrigens wurben in Diefem Zeitraum Die Wers 
bungen der ftehenden Truppen hauptſaͤchlich nach einem 
Mandate °) vom 21. April 1792, welches zugleich 
auch die Vorrechte entlaffener Oberofficiers und Gemei— 
nen betraf, vollzogen. 

4) Geſchichte der Churfähf. Staaten B. 4. ©, 154 nud Ges 

ſchichte des Königr. Sachſen B. 1. ©. 177. 

9) 9.49. ©. 1%9. und Beilage V. ©. 420 

3) ©. die Landtagsverhandlungen über dieſen Gegenftand 

8: 0 O. 29% | 


u) a. a. O. B. 3. ©. 13. 

5 Beim Antritt der Negierung bed Churfürften hetrug bie At⸗ 

mæee kaum 20,000 Mann, 1803 aber war fie bis auf 31,611 
Maun geftiegen. Der gegenwärtige Etat der Saͤchſ. Armee in 
Friedenszeiten iſt 12009 Mann: dieſe find eingetheilt in 3 Ins 
fanterie-Brigaden; eine Savalerie-Brigade; 1Regiment Artilles 
vie; eine Divifion Garde; eine Divifion Linien-Jufanterie, zum 
Dienft ber Feftung Königsfteinz eine — und Se 
Compagnie. 

6) Cont, IL Cod. Aug. T. 1. p- 772 

3) 3u biefem Zweck follten Verzeichniſſe der — jungen 
Mannſchaft des Landes, vom angetretenen 18ten bis mit 
dem 22ten Jahre gemacht, und bei dem Amtshanptmann 
Cin der Oberlauſitz bei dem Landesälteften) eingereiht wer: 
den. Auch follte von dem Amtshauptmann fodann die Ges 
ſtellung dieſer Mannfchaft, jedoch mit Ausfhluß der in einem 
Eremtiond = Berzeichnife (a. a. O. ©. 786) enthaltenen, ets 
folgen; fo wie auh eine Unterfuhung der Entbehrlichkeit 
der Subjecte in dem Nahrungs = und Gewerbsſtande. 

5) Im Allgemeinen wurden Ähre Verbindlichkeiten (welche noch 
Fünftig durch Statuten näher beftimmt werben follten) derges 
ftalt 5. 82. angegeben: daß fie in Abwefenheit eines regulaͤ⸗ 
zen Militaird die Wahen, mann und wo ed möthig, zu ' 
befegen hätten, Patronillen zu geben, Wilitationen zu halten, 
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Belſtand bei Feuer: und Waſſergefahr zu leiften, Gefangene 

aller Art zu transportiren und escortiren, wichtige Sauves 
"garden zu beftellen, bei Exeentionen. bie Wachen zu geben, 

bei Volkdauflauf und Wolfsaufftänden den Obrigkeiten die 
* erforderlihe Afiiftenz zu leiften, in SKriegszeiten aber Ge⸗ 
waltthätigkeiten abzuwehren, und den Ablieferungen Sicher⸗ 
heit zu gewaͤhren haͤtten. 


9) Beſonders in. einer Schrift vom 12. Inni 1818. In Bezie⸗ 
bung auf die Armee: Referye, welhe die Stände befonderg 
dem Charakter und eigenthümlihen Verhältniffen des Saͤchſi— 

ſchen Volks nicht angemeſſen fanden, ging ihr Antrag haupt⸗— | 

fählich dahin ; daß die Aushebung der Linientruppen, wie 
vormals, unmittelbar. aus der gefammten Militairpflichtigen 
jungen Mannfchaft, die Bildung der Meferve aber aus den 
bei der. Linie entlafenen Maunfhaften geſchehen möchte; 
in Anfehung der Schuͤtzenkorps wurde der König gebetenz 
es in Hinfiht der Erhaltung polizeiliher Ordnung, Ruhe 
und Sicherheit in den Städten, bei den in der allgemeinen 
Bürgerpflicht begriffenen Obliegenheiten und deren Erfüllung 
unter Leitung der Ortsobrigkeiten (nicht ber Kreis: und 
Amtshauptlente, welhe zur DOrganifation der Schuͤtzenkorps 
ebenfals gebraucht werden folten), bewenden, uͤbrigens 
aber die ſtaͤdtiſchen Schuͤtzenkorps, wo dergleihen vorhanden, 
in der berfommlihen Form, und unter Erhaltung ihrer 
Borrehte und Beneficen, beftehen zu laſſen. Demungeach⸗ 
tet hielten ed die Stände für zweckmaͤßig, Vorſchlaͤge bei⸗— 
zufügen, wie die militairifhe Forın der Schuͤtzenkorps bei 
dem Gintritt jener bürgerlihen Dbliegenheiten zweckmaͤßig 
benußt werden koͤnnte. | | 

'40) Cont, IL Cod, Aug, T. 1. p. 1357. Aeltere Borfehriften 
hierüber f. in der Gefhichte.d. Könige, Sachſen B. 3. ©. 53, 
Dagegen werden bie neuern feit 1511 über die Einführnug ei: 
nes neuen Werbeſyſtem auf deu Landesverfammlungen gepfloge: 
nen Verhandlungen in Haubolds Lehrbuch 9. 489: nou 2. 
angeführt. 


u 
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| 6. 293: 

c, Neuefte Beftimmungen wegen der regulaͤ— 
ven Miliz duch das Mandat vom 25. Oct. 
1825 (in ber Gefeg-Samml. d. J. St. 5. 

N. 6. ©. 29). 


Das nurerwähnte Mandat, welches nach vors 
gängiger Berathung mit der Landfchaft *) erlaffen 
wurde, betrifft cheils die Ergänzungen der Armee, 
theils die Entlaffungen von dem Militair. Go viel 
jene betrifft, fo-ift Kap, ı. im Allgemeinen fefts 
geſetzt: Daß der Erſatz des Abganges an gemeinen 
Mannſchaften hauptſaͤchlich durch Aushebung gefchehen, 
jedoch die Annehmung freiwilliger Mannſchaft nach 
beſondern, den Militairbehoͤrden zu ertheilenden An⸗ 
weiſungen nicht ausgeſchloſfen ſeyn ſoll. ($. 1. bis $.3-) 
Sm 2ten Kap. wird in Anſehung der zu jener 
Aushebung beſtimmten Mannfchaften verords 
net: daß die Militairpflicht eines jeden Staatsbürger 
mit dem 1. Januar desjenigen Jahres, in beffen 
Saufe er fein 20tes Jahr zurücgelege hat, Ddergeftalt 
- eintreten foll, daß in der Regel ) der Mannfchafts» 
bedarf zu Ergänzung der Armee nur aus diefer Klaſſe 
zu entnehmen ift (5. 4. und $. 5.). Doch werden zu 
dem Militairdienft felbft gewiſſe Eigenfchaften 5) er- 
fordere; auh wird die an fih tuͤchtige Mannfchaft 
in vier Klaffen eingecheile ($. 7 und 8). Zu der ers 
fien gehören Diejenigen, welche, ob fie gleich aufge: 
zeichnee worben, dennoch völlig unentbehrlich, und 
Daher für unbedinge befreit zu achten find *) ($. 8, 
und 9.). Zu ber zweiten Alle, welche fi auf den 
befonders bemerkten Bildungs-Anftalten 3) biefiger Jande 
den Wiffenfchaften oder den Künften widmen, und zu 
dem Eintreten in das Militaie nur dann erſt verpflich- 
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tet werben," wenn fie niche gehörig durch Zeugniffe _ 
nachweifen fönnen, daß ihre Studien. von Erfolg 
gewefen find, oder daß fie eine Anftellung im öffents 
Lichen Dienft: erlangt haben ($. 10. und 11.). Weil 
aber wegen dieſer Beftimmung eine genaue Controle 
über diefe Perfonen noͤthig ift, ſo beziehen fich hier- 
auf mehrere hiernach folgende Verordnungen ($. 12.). 
In die dritte folhe Perfonen, welche dann von der 
Milicairpflicht für frei geachtet werden können, went 
in deren Altersjahre hinlaͤngliche Individuen außerdem 
vorhanden find, um den Mannfchaftöbedarf zu 
decken 6). Die vierte Klafje endlich umfaße alle Dieje- 
nigen, welche gar feine Befreiung genießen. ($. 13. 
und 14.) | 


4) Decret vom 28. Mai 1824 und Schrift ber Stände vom 
31. Jul. d. J. 


2) Nur dann, wenn die erforderliche Anzahl der tuͤchtigen 
Mannſchaft nicht vorhanden iſt, werden Perſonen aus den 
zunaͤchſt folgenden Lebensjahren, mit thunlichſter Schonung 
des Nahrungsſtandes und jedenfalls nur aus der.uuten anzu: 
führenden Aten Klaffe zugezogen, 


3) Eine beftimmte Länge von 67 Zol Dresdner Maaß, fo wie 
auch körperlihe und moralifhe. Füchtigkeit zum Kriegsdienſt. — 
In Beziehung auf legtere heißt ed nur im Allgemeinen : 
daß fih das Subiect der Ehre der DBaterlandevertheidigung 
nicht unwärdig gemacht haben darf. 


4) Diejenigen, welde durch Erbſchaft oder Schenkung auf den 
Todesfall alleinige Eigenthuͤmer einer Handlung ‚ eines Wed: 
felhaufes, einer Fabrik, einer Apotheke, eines aus Wirth: 
fhafts: Gebäuden, auch Feldgrundfiüiden beftehenden Ritter: 
oder Randgutes, einer mit Ausfpannung verfehenen Gaits 
wirthſchaft, eines Muͤhlengrundſtuͤcks, oder Elbfrachtſchiffs 
geworden ſind, ingleichen die Berg- und Huͤttenarbeiter, 
jedoch letztere nur unter gewiſſen Vorausſetzungen. 
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5) Namentlich. der Univerſitit zu Leipzig, ber Bergafademie 
zu. Freiberg, ber Zorftafademie zu Tharand, ‚einer ber Aka⸗ 
demien der bildenden Künfte, ber hirurgifh = medicinifchen 
Akademie zu Dresden, mit Inbegriff der Thierarzuei = Schule, 

- einer ber beiden Landfhulen Meißen und Grimma, vbder. 
einem. dee Gpmmafien und Lycaͤen, und endlih dem Schul: 
lehrer: Seminar, 


6) Diefe Klafe Cdie hauptſaͤchlich gewiſſe Grundftüdgbefiger, 
oder einzige Söhne derfelben, und Wrofeffioniften enthält, 
und in welder nah $. 54. wieder zwei Unterklaffen gemacht 
werden, von denen die erfie dann, wenn die zweite hinreis 
det, mit dem Militairdient yerfhont werden fol), iſt 
. Sehr zahlreih, und muß daher in dem Geſetz felbft nadgelefen 

werben ; doch verdient erwähnt zu werden; daß unter an: 
bern diejenigen hierher gehören, welche als Söhne, oder 
fonft die gefeglih ihnen obliegende Verbindlichkeit erfüllen, 
die Familie, zu der fie gehören, zu erhalten, wobei vor: 
ausgefegt wird, daß dieſelben mit den Hülfsbedürftigen 
einen Haushalt führen; ferner die von Adel und aus dem 
übrigen gebildeten Klaffen, ingleihen Künftler, welde, 
nah den beigebrahten Zeugniſſen und dem darauf ſich gruͤn⸗ 
denden Ermeffen der Rekrutirungskommiſſion, wegen ihrer 
ausgezeichneten Talente und Kenntniffe, eine ſolche Berüd: 
fiptigung verdienen möchten, 


$. 294 


Im zten Kap. des angeführten Mandats find 
die Milicairbehörden angegeben, welche "das 
Aushebungsgefhäft beforgen, uud die damit in Ver— 
bindung ſtehenden Rekrutirungsbezirke. — Die hoͤch⸗ 
ſte Behoͤrde aber (in den Erblanden ſowohl als in 
der Oberlauſitz) iſt die Kriegsverwaltungskammer, 
welche in dieſer Eigenſchaft die oberſte Leitung des 
Aushebungsgeſchaͤftes, die Beſtimmung der Quoten 
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für jeden Rekrukirungsbezirk, die  Anweifungen in 
vorkommenden "zweifelhaften Faͤllen, und die Ent 
ſcheidung bei eintretenden Reklamationen zu beforgen 
hat, daher auch an fie in allen diefen Angelegenheis 
ten in und außer den Fällen. der Appellation (wels 
chen übrigens Feine fufpenfive Wirkung geſtattet wird), 
zu berichten ift ) ($. 15. bis 18.). — Jeder amts- 
bauptmannsfchaftlihe Bezirk der alten Erblande bil: 
dee kuͤnftig einen Rekrutirungsbezirk *), in welchem 
einige Zeit vor dem zur Aushebung beftimmten Ter—⸗ 
mine eine Rekrutirungs- und Reflamations « Com: 
miffion zuſammentritt 3), die aus dem Amtshaupe- 
mann des Bezirks, dem . betreffenden Bezirksbeam⸗ 
ten, einem ritterfchaftlihen. und einem ftädtifchen 
Deputirten, und aus einem zu Uebernahme der aus- 
zuhebenden Rekruten commandirten Officier beſteht +). 
Auch wird dieſer Commiſſion zur Unterſuchung der 
Dienſttuͤchtigkeit ein Militairarzt beigegeben, der, ſo 
wie jener Officier, von dem Generalcommando beſtellt 
wird. Die ritterſchaftlichen und ſtaͤdtiſchen Deputir⸗ 
ten, fo wie für jeden derſelben ein Stellvertreter, 
follen auf den Kreisconventen für mehrere Jahre "ges 
wähle und durch bie Kreisvorfißenden der Kriegäver- 
waltungsfammer angezeige werden ($. 19. und $. 22, 
bis 25.). Die Gefhäfte der Rekrutirungskommiſſio— 
nen beftehen eheils in: der Prüfung der von dem 
Drtsobrigkeiten eingefendeten Mannfchaftsliften und 
förperlihen Tuͤchtigkeit, auch fonftigen Zulaͤſſigkeit; 
theils in der Eintheilung der Mannſchaften in die 
vorgeſchriebenen Klaſſen und in der Leitung des Ge— 
ſchaͤfts bei eintretenden Ziehungen der Looſe ($. 27.). 
Den Vorſitz bei der Commiſſion führe der Amts— 
hauptmann, oder Derjenige, welchem er in Behins 
derungsfällen feine Stelle übertragen. Auch bat er 
bei eintretender Stimmengleichheit eine entfcheidende 
Stimme und zugleih das Directorium der Arten 
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zu beforgen, endlich erſtattet et Die Berichte in die— 
fen . Angelegenheiten allein,. und erläße die im Ver— 
folg der Beſchluͤſſe noͤthigen Verfügungen und Veran- 
ftaltungen; übrigens find manche Gefhäfte nur eins 
- Mitgliedern der Kommiffion überfragen. 5). 
($ 28). | | 


1) Doch fol die Kriegsverwaltungsfammer nah $. 17., 
wenn fie die Sache nicht felbft zur Erledigung bringen kann, 
wegen Nejection der eingelegten Appellation mit der betref: 
fenden Regierung communiciren. — Die Säle, welche bier 
vorauggefegt werden, find zwar nicht beitimmt angegeben, 
doch dürften fie bauptfählih dann "eintreten, wenn bei 
der Appellarion eine wirkliche Rechtsfrage in Betrachtung 
kommt. 


2) Die Oberlaufig ift dagegen nah F. 20. in vier Megierungs: 
Bezirke dergeftalt eingetheilt, daß ein jeder bderfelben eine 
der Vierftädte, Budiffin, Zittau, Camenz und Löbau, nebit 
den ihnen zunaͤchſt liegenden Ortſchaften in fih faßt. 


3) In der DOberlaufig wird die Stelle dieſer Kommiffionen 
durch die ftändifhe Deputation erfegt, zu welcher die Landes’ 
älteften, oder in Behinderuungsfälen die von biefen zu 
fubftituirenden Landeefommifferien gehören, und zwar unter 
Concurrenz eines ftadtifhen Deputirten der Wierftadt bes 
betreffenden Rekrutirungsbezirkes, eines dazu kommandirten 
Dfficierd, und unter Zuziehung eines Militairarztes, fo 
wie der Obrigkeit des Ortes, von welhem die Mannſchaft 
geftelt wird. 


4) In denjenigen Negiernngsbezirken, in welcher fih die oben 
$. 293. mot. 5. erwähnten Bildungsanftalten und die Schul—⸗ 
meiiter: Seminarien befinden, werden auch Deputirte dieſer 
Anftalten dazu gezogen. ©. 9. 21. und 25. 
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5) Beſonders wird die Pruͤfung der Mannſchaftsverzeichniſſe 
der Behoͤrden, die Eintheilung der Mannſchaften in die 
Klaffen und die Leitung des Geſchaͤfts der Ziehung ber Looſe 
von dem Amtshauptmann, dem Juſtizbeamten und den bei- 
den ftändifhen Deputirten allein beforgtz der Officier und 
der Arzt unterfuchen insbefondere die Tüchtigkeit, und ber 
Deputirte einer Bildungsanftalt giebt Nachweiſungen über die 
Zoͤglinge derſelben. 
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Die in den folgenden Kapiteln des Mandats ent 
haltenen Gegenftände, in fo weit fi diefelben noch 
auf die Ergänzung der Armee : beziehen, enthalten 
ſehr fpecielle Verordnungen über folgende dabei in 
Betrachtung kommende Gegenftände Kap. IV. ($. 29. 
bis 43). Borbereitungen zu der Aushebung; 
wozu die Anmeldung und Aufzeichnung aller jungen 
Mannfchafeen gehört, welhe im Laufe des Aushe 
bungsjabres niche nur das 2ote Jahr erreichen, .fon- 
dern auch ihr ıgtes zurücklegen. Sie wird aber.an 
bem von der Kriegsverwaltungsfammer zu beflimmen- 
den Tage bei den Socalobrigkeiten vollzogen, . denen 
auch die Fertigung dee Mannfchaftsliften obliegt, von 
welhen das eine Eremplar bei dem Amtöhauptmann 
einzureihen, das andere aber an Gerichesftelle anzus 
fhlagen iſt )). — ° Kap. V. ($. 44 bis 47.) 
Beftlimmung der zu ftellenden Mannſchafts— 
Quoten; welche für jeden Regierungsbezirk beſon— 
ders erfolge, und auf den. Grund des Geſammt— 
bedarfs an Krgänzungsmannfchaften für die Armee, 
und nah Maßgabe. der Anzahl der in jedem Rekru- 
tirungsbezirke im vorhergegangenen jahre aufgezeich- 
net gewefenen ıgjährigen Mannfchaft gefcheben mug.— 
Kap. VI, ($. 48. bis 64.) Bon dem Verfah⸗ 
ven bei dem. Ausbebungsgefhäfe ſelbſt. 
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In diefem Abſchnitt find wieder nachftehende Punkte 
befonder5 ausgehoben: A, Das Zufammentreten der 
Regierungsfommifjionen und die Einberufung der 
Mannfchaften )). DB. Die Prüfung der von den 
Socalobrigfeiten eingerichteten Siften. C. Die Uuterfur 
chung der Mannſchaften. D. Die Klaffificirung der- 
felben. - E. Die Aushebung felbft, welche dergeftale 
erfolgt, daß wenn die Anzahl der zu der 4ten Haupt: 
klaſſe gehörigen jungen Mannſchaft die Quote übers 
fteige, welche der Rekrutirungsbezirk zu ftellen bar, 
die Ziehung des Looſes unter fammelichen Individuen 
der 4ten Hauptklaſſe entſcheidet; dafern aber bie 
Mannſchaftszahl der letztern die Quote des Bezirkes 
nicht erreiche, das Fehlende von dee Zzten Hauptklaſſe 
zu entnehmen iſt. F. Die Abgabe an das Militair. 
G. Die Reſervehaltung. Dieſe wird zur Erſatzlei— 
ſtung für die wegen Krankheit, oder aus Ungehor- 
fam , auögebliebenen Militairpflichtigen von den 
Nekrutirungsfommiffionen, nad der Reihe der gezo- 
genen Loosnummern, jedoch) in dee Maaße angeord: 
net, daß nad) Ablauf von 3 Monaten die Verbind— 
lichkeit des Reſervemanns erlofhen ife— Kap. VII. 
(9. 65. bis 79.). Von den Maaßregeln zu 
Verhuͤthung der Militairpflicht-Entzie— 
bung. Vorzuͤglich iſt unter dieſer Rubrik zu 
erwaͤhnen: daß kein junger Mann, bevor er nicht 
nachgewieſen, daß er hinſichtlich der Militairpflicht 
den Vorſchriften des Geſetzes Genuͤge geleiſtet, in 
Koͤnigl. Saͤchſiſche Hof- und Civildienſte aufgenom⸗ 
men werden kann, daß ſaͤmmtliche junge Mannſchaf—⸗ 
ten, welche ſich zur Aushebung noch nicht geſtellt 
gehabt, nur mit Erlaubniß des Amtshauptmanns 
ihres Bezirks in das Ausland begeben, und Paͤſſe 
in das Ausland erhalten koͤnnen; daß das Wandern 
der Handwerksgeſellen in das Ausland ſolange, bis 
ſelbige bei einer Aushebung geſtellt geweſen, gaͤnzlich 
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unferfage wird; daß die. Mannfchaften, welche als 
ıgjahrig oder 2ojährig aufgezeichnet worden, vom 
Zage der Aufzeihnung an bis zu gänzlicher Been— 
digung des Gefchäfts, nur mie Vorwiſſen der Orts— 
obrigkeit ihren Aufenthalt verändern dürfen. — 

Noch ift in dem nehmlichen Kapitel von den 
Strafen die Rede, welche wegen Entziehung der 
Militairpflihe eintreten follen; fo wie in dem gen 
Kap. 6. 80. bis 82. von denen, welche Diejenigen zu 
erwarten haben, welche die Hinterziehung der Milis 
tairpflihe zu befördern gefuche haben; doch liegen 
diefe Vorſchriften außer den Gränzen des Staats- 
rechts. 


4) Sollten nehmlich in der Liſte Manuſchaften weggelaſſen wor: 
den feyn, fo. wird Jedermann geftattet, ſolches entweder 
bei dem Amtshauptimanne des Bezirks, oder bei der Obrig- 
"keit. des Ortes anzuzeigen; auch wird dem Ungeber eine 
Belohnung von 5 Thalern zugeſichertz weshalb der Amts 
hauptmann Anzeige zur Kriegsverwaltungsfammer zu erfiatten 
hat, welche diefen Betrag von der Localbehörde, welche die 
Liſten zugefertiget hat, einbringen läßt. | 


2) Dur die Kriegverwaltungsfammer wird für jeden Mekrus 

tirungsbezitk der Zeitpunkt beftimmt, wenn. die Aushebung 

‚ ihren Anfang nehmen fol; dann hat der Amtshauptmann die 

g  Mekruticungsfommifiionen in den Aemtern und zugleich die 

militairpfichtige Mannfchaft -zu berufen, bei deren Stellung 
wenigſtens eine Gerichtöperfon gegenwärtig feyn muß. 


§. 296. 


In dem zweiten Theile des Mandats, mel 
cher die Entlaſſungen betrifft, wird Kap. 1. 


von der künftigen Dauer der Dienftzeit 
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($. 83. bis 91.) gehandele. Sie ift auf 8 Jahre 
beſchraͤnkt, jedoch mit der, Beftimmung: daß diejeni> 
gen Mannfchaften, welche niche freiwillig fortdienen, 
mit der Verpflichtung entlafjen werden, ‚auf Erfor- 
bern während der nächften vier Jahre zur Kriegs- 
referve ſich zu Stellen. Kap. 2. ($. 83. bis gı.) 
von den verfchiedenen Fällen der ehren— 
vollen Entlaffungen und von den Entfer— 
nungen vom Milikair. Erftere tritt ein 
a) wegen abgelaufener Dienftzeit; b) wegen nothwen⸗ 
diger Verwaltung eines im Jaufe, der Dienftzeif 
Durch Erbſchaft oder durch Schenkung .auf den 
Todesfall erlangten $. 8. bezeichneten Befischums, 
“oder wegen der $. 13. erwähnten Erhaltung bülflofer 
Familien; 0) wegen eingetretener Dienftuntüchtigkeit. 
Zegtere finder ſtatt wegen ſchlechter Aufführung, ober 
‚wegen entehrender Verbrechen, und zwar im erften 
Falle nah Ermefjen des Generalcommando’s, im 
zweiten Falle aber dann, wenn ein foldes WBerbres 
chen, nad) den Bellimmnngen- des Militair- Straf s 
Geſetzbuchs *), die Ausfchließung aus dem Soldaten- 
ftande zur Folge bat. Kap. III. ($. 92. bis 96.) 
von den Vortheilen und VBegünftigungen, 
welde für Entlaffene ſtatt finden Eönnen. 
Der Inhalt diefes Abfchnittes wird zweckmaͤßiger mit 
den Vorrechten der Militairperfonen in Verbindung 
gebracht; daher wir uns bier nur noch auf die Anz 
‚zeige von Kap. IV. (9.97. und 98.) befchränfen, wel: 
ches in Anſehung der Militairabfhiede der 
Verftorbenen verordnet: daß diejenigen Perfonen, 
welche auf deren Beerdigung bei den geiltlichen Be— 
börben anfragen, diefe Documente an legtere abgeben 
müffen, welche fie der Ortsobrigkeit zuzuſtellen ha⸗ 
ben, um ihre Kaſſation zu bewirken. 

1) Vom 4. Febt. 1822. © Befed: Samm. d. J. St, 4 Nr. 5. 

© 2ı1umf 
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HI, Das Rebe der Militäirgefeggebung 
über die Verhäleniffe des Soldaten: 
re ftandes, — 


Nur das angegebene Befugniß ſelbſt fälle im 
Allgemeinen der Theorie des Staatsrehts anheim, 


Beinesweges aber alle durch die Militairgefeßge- 


bung beitimmte Rechte und Verbindlichkeiten des Sol- 
Datenftandes, indem die meiſten derfelben in das 
peinlihe und Privatrecht *) einfchlagen, jedoch bier- 
von Die befondern Vorrechte und WVerbindlichkeiten des 
Soldatenſtandes in Beziehung auf Staats = und Dienft- 
verhaͤltniſſe felbft eine Ausnahme machen, welche eben- 
falls. zu jener Wiſſenſchaft gehören. *) | 


4) Au diefe Theile des Militairrechts haben durch das nurer: 
waͤhnte Militair: Strafgefegbuh und durch das $. 132. not, 6 
erwähnte Mandat wegen einiger privatrechtliher Beſtimmun— 
gen in Hinſicht auf Militairperfonen vom 15. Febr. 1822 bes 
deutende Veränderungen erlitten. _ “ 


2) Die ältern Quellen der eigenthümlihen Rechte des Golda- 
tenjtandes mit Cinfhluß derer, welche fih auf dag Bewaff— 
nungsrecht und auf den Unterhalt des Militairs beziehen, fins 
e det man in dem Cod, Legum militarium Saxonico, herausgeg. 
von Tob. Benj. Hoffmann. Dresd. 1763 fe And dienen 


m 


zur Erläuterung der Militdirrehte insbefondre die in Han: 


5 bolds Lehrbuh ©. 564 angeführten Schriften, unter welchen 
wie befonders ausheben wollen: 4) Carl Aug. von Wink: 
ler Spftem des Churfähfifhen Kriegsrechts. Leipzig 1796 — 
1804. 3 Bde. 8. und 2) Carl Chriftoph Starte Lehrbuch 
des Churfähfı Kriegsrechts. Leipzig 1799. 2 Bde, 8. 


II. | Aa 
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§. 298. 


- Soviel die nur erwähnten Vorrechte der in wirkfis 
hen Kriegsdienften- ftehenden Militairperfonen betrifft, 
fo find viefelben bereits bei andern Gegenfläns 
den angeführe worden, daher wir fie nur ber 
allgemeinen Ueberjiche wegen kurz wiederholen. Es 
gehört aber dahin a) die Befreiung, welche die aus 
der Milicairkaffe Beſoldeten zum wirklichen Kriegs⸗ 
etat gehörigen Perfonen von den zum Bellen der 
Armenhaushauptlaffe und Praͤmienkaſſe bei der Ans 
ftellung anderer Beamten angeordneten Beſoldungs⸗ 
Abzügen genießen, wogegen fie aber andern Abzuͤgen, bes 
fonders einem mionatlihen in die Invalidenkaſſe unters 
worfen find*); b) ihr. ‚befreiter Gerichtsftand *); c) ihre 
Eremtion von der Perfonenfteuer, in fo weit fie fein 
Gewerbe daneben treiben 5). Dagegen bat die ihnen 
ehedem bewilligte Abzugsfreiheie ) deswegen feine 
Wirkung mehr, weil fie blos auf inländifches Ab— 
zugsgeld Beziehung hatte, welches gegenwärtig ganz 
aufgehoben ift 5). Anlangend die eigenthümlichen 
Verbindlichkeiten der dienenden Militairperfonen, fo 
beziehen ſich die meiften auf ihre Dienftverhältniffe 
felbit, und wurden bauptfählih duch Dienftregles 
ments vom 31. December 1753 beftimme, von welchen 
Das eine die Infanterie, das andere die Cavallerie betraf, 
aber in vielen Stuͤcken durch neuere Befehle geändert 
find), Uebrigens ift die ehedem auf dem Nachlaſſe eines 
dienftleiftenden -Generald, auch Stabs- und Obers 
officiers haftende Verbindlichkeit, der zu Folge befs 
fen Dienft = oder Parade-Pferd an den Commandeur, 
entweder in Natur abgegeben, oder, nach Befinden, ſtatt 
beffen Durch ein Aequivalent vergütet werden mußte”); 
durch neuere Gefege 8) gänzlich aufgehoben worden, 


4) ©. oben $.132%, not, 4. E.25. Auch vergl. man wegen ber befons 
dern Beftimmungen über den Enaden: Monat a. a. O. net, 6. 
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2 ©. 5.153. ©. 64. 


3) ©. $.265. not. 6. &.300: Nach einer dafelbft nicht erwähnten, auch 
meines Wilfens nicht gedendten, von Haubold $. 492, not, b, 
angeführten Generalordre vom 15- Jan. 1800 tft diefe Befreiung 
det Gemeinen und Untetofficiers auch auf die dienftleiften» 
den Subalternofficiere ausgedehnt worden. 


4) Mandat wegen ber Abſchoßbefrelung der in Krlegsdienſten 
ſtehenden Perſonen vom 29. Sept. 1781. Cont. II, Cod, Aug, 
T. 1. P. 1249. Eine Ausdehnung dieſes Vorrechts auf ent— 
lafjene gemeine Soldaten und Unterofficiers, unter der Vor— 
ausſetzung, anfangs 12jähriger, und ſpaͤter 18jaͤhriger Dienfte 


zeit, f in den weiter unten befiimmten anzuführenden Mans 


daten vom 25. Mai 1782. 97. L © pP 1252, und vom 
21.» Apr. 1792 $. 54. l, c P-» 1370. 


5) Daffelbe ‘gilt auch von andern Beftefungen diefer Art, fibe 
Haubolds Lehrbuch S. 220. 


6) Beide find zwar, Dresd. 1753, und zwar jede beſonders ges 


druckt, es ift aber ihre Geheimhaltung den Officiers ausdrüd: 
lich anbefohlen worden. Haubold $. 489. mot, 1. 


D a. a. Dede 494 


8) Reſctipt an das General-Kriegsgerichtscolleglum vom 10. Mat 
4811. Cont. II. Cod, Aug. T. 4. p. 697. und Mandat vom 
15. Febr. 1822, 5. 5. in der Geſetz-Samml. d, J. St. 6. Neem 
S. 134. (Ebendaſelbſt wird auch ausdruͤcklich bemerkt, daß 
das in Haubolds Lehrbuche $. 494. not, 3. noch erwähnte 


Recht des Tambours oder Trompeters bei der Compagnie auf 


den Degen eines verftorbenen Officiers, ſchon bisher außer Ger 
brauch gefommen fey, und auch Fünftig nicht mehr ftatt finden 
fole) 


Aa 2 


4 
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9. 299. 


In Beziehung auf die enflaffenen Mannfchaften- 
ift in dem Mandate *) vom 25. Oct. 1825 denjeni- 


“gen, welde während ihrer Sjährigen Dienftzeie einem 


Feldzuge beigewohnt haben, oder zu, Unterofficieren 
avancirt find, die Befreiung von der Perjonenfteuer 
zugefichere worden. Gleiches Vorrecht genießen auch 
diejenigen unbefchränft, welche 16 Jahre in Kriegs- 
dienften geftanden, fo wie ihnen noch überdieß die 
Befreiung. von allen perfönlihen Gommunleiftungen, 
mie Inbegriff der Socal» Duatember- Beiträge, und in 
der DOberlaufig von den Gewerbefteuerbeiträgen und 
von den Hausgenoffendienften gebührt. Dec. ift die 
Exemtion nur auf gewöhnliche Falle beſchraͤnkt; da— 
gegen bleibe es der „Kriegsverwaltungsfammer vorbe- 


halten, unter befondern Umjtänden diefe Exemtion 


— 


Einzelnen auch bei einer kuͤrzern Dienſtzeit zuzubilli— 
gen, und ſie deßhalb mit beſondern Freiſcheinen zu 
verſehen. — Soviel uͤbrigens die verabſchiedeten 
Oberofficiers betrifft, ſo iſt ihre Schriftſaͤſſigkeit, 
ingleichen die vorzuͤgliche Beruͤckſichtigung, welche 
ihnen bei ſolchen Aemtern verſprochen iſt, die ihren 
Verhaͤltniſſen angemeſſen ſind, bereits oben erwaͤhnt 
worden ?); daher wir bier nur ihrer Befreiung von Dem 
vierten Theile der Perfonenfteuer gedenken wollen 3), 
ingleihen des Vorrechts, Daß. der ihnen verwil- 
ligte Gnadengehalt Eeinem Abzuge unterworfen ift. *) 
Webrigens ift die Gognition über die Beneficien verab— 
ſchiedeter Soldaten durch ein an das Gcheime Kriegs: 
Kriegsrarhs Kollegium (an deffen Stelle gegenwärtig 
die Kriegsverwaltungsfammer getreten iſt), erlaffenes 
Reſcript 5) vom 21. Nov. 1801 an bdiefe Behörde 
gewiefen; doch foll dann, wenn dabei Rechte eines 
Dritten in Betrachtung fommen, ober befondre 


Bon der Militairhoheit. 373 


Umſtaͤnde, welche eine naͤhere Eroͤrterung beduͤrfen, 
mie der Landesregierung communicirt werden. 


4) Die hiehergehörigen Paragraphen des oberwähnten Mandate 
find von ung.bereits $.206. 5.368 angegeben worden. Webrigens 
wurden durch diefe Vorſchriften mande (zum Theil aud private 
tehtlihe iu Beziehung auf Handwerfe ftatt findende ) Vor: 
tehte geändert und modificirt, welhe in den Mandaten 
wegen der’ Vorzüge, Vortheile und Befreiungen ber verab: 
fhiedeten Uuterofficierd und Gemeinen vom 25. Mai 1782 
und vom 21. Apr. 1792, Cont. II, Cod. Aug, T. 1. p- 1249. 
und p. 1357, und aus diefen Gefegen in Haubolds Lehr— 
buh $. 496. ©. 574. angeführt worden. 


\. 2) Ueber das zulegt erwähnte Vorrecht ſ. 9. 129. S. 17. wegen des 
zuerſt angegebenen 9,143. S. 475 doc iſt es hier, fo wie in dem 
Mandate vom 13. März 1822 felbft, nicht ausdrüdlid bemerkt, 
fondern in dem allgemeinen Grundfage enthalten, daß den 
Inhabern ber Stellen und Pradifate, welhe in der Hoforbnung 
ſtehen, die Schriftfäfiigfeit gebühret, wovon nur bei den in 
wirklichen SKriegsdienften ftehenden Perfonen eine Ausnahme 
ftatt findet, weil diefe unter der Meilitair: Gerichtsbarkeit 
ftehen. 


3) Perfonen: Stener: Ausfchreiben vom 31. März 1767. Cont. I, 
Cod. Aug, T. 2. p. 737. Nah einem Nefeript vom 28. Aug. 
1787. (1. c. Cont. U, T. 2. p. 100%) iſt dieſe Verordnung 
auch auf diejenigen Officiers, welche noch bei ihrer Verabſchie— 
dung einen hoͤhern Charakter erlangt haben, ausgedehnt wor: 
deu; dahingegen diejenigen, welche ihn erſt nachher erlangen ' 
das volle Duantum der Perfonenftener zu entrichten haben. 


Lehrbuch 9. 497. ©. 576 


5) Count, IIl. Cod. Aug, T, 1. pı 598. 
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IV, Befugniß, die Mittel: anzuwenden, 
welche zur Beftreitung des Militait- Auf 
wandes nochwendig find, nebft dem 
Einquartierungsrechte. 


§. 300. 
a, Allgemeine Grundſaͤtze über dieſen 
Gegenſtand. 


Wenn gleich der Geldaufwand, welchen die Ar— 
mee erfordert, hauptſaͤchlich durch ordentliche und 
außerordentliche Steuern mit Einſchluß der Milizgel— 
der gedeckt wird °), fo muß doch auch die landes— 
berrlihe Kammer einen nicht unbeträchtlihen Theil 
deffelben durch das Kriegszahlamt beftreiten. Alle 
übrige Militairlaften, welche in lieferungen, Span—⸗ 
nungen und Cinquartierungen beftehen, werden nad 
der Hufenzahl und unter Berüdfichtigung der bereits 
erwähnten Cintheilung der Hufen in Magazin =, 
Spann: undMarfhhufen?), auch in fo weit fie in uns 
gewöhnlichen Präftationen beſtehen, welche nicht auf außer⸗ 
ordentlichen Kriegsereigniffen beruhen, mit Einwilli 
gung ber Stände, und zwar zum Theil gegen eine 
Vergütung d) ausgefhrieben, Und wenn gleich die höchfte 
Behörde außer dem Hufenfuß andre particuläre Rechts— 
normen wegen der Aufbringung oder Uebertragung 
der Militairpräftationen, foviel als moͤglich aufrecht 
zu erhalten verpflichree if, fo foll fie doch, einem 
Reſcripte ) vom 21. uni 1799 zu Folge, dann eine ans 
dere Einrichtung zu treffen berecheige feyn, wenn 
fih zeige, daß die bisherige Local-Verfaſſung nicht 
kann, ohne daß daraus für Die Aufbringung 
des Praestandi ein erheblicher Nacheheil, entweder 
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ſich bereits ergiebt, oder fuͤr die Zukunft mit Grund 
zu erwarten iſt; uͤbrigens ſoll in dieſem Falle auf 
eine Entſchaͤdigung der betheiligten Intereſſenten Be— 
dacht genommen, oder ihnen, dafern hierzu nicht 
zu gelangen, die weitere rechtliche Ausführung vorbes 
halten werden. Noch wurde im Allgemeinen bei den 
außerordentlichen Lieferungen, welche der legte Krieg 
berbeiführte, durch ein Generale 5) vom 3. Mai 1813 
proviforifh angeordnet: daß, folange der Kriegs: 
zuftand dauerte, die dadurch nöthig werdenden Kriegss 
präftationen auch auf die unverhuften Grundftüde ver: 
theilt, und dabei ohne Ruͤckſicht auf die an jedem 
Orte gewöhnliche Stärke der Hufen 30 Schfl. unver> 
huften Landes fir eine Hufe gelten follten. Es wurde 
aber diefe Vorſchrift auf ſaͤmmtliche befreite Grund: 
ftücfe und felbft auf die Domainen, jedoch in Bes 
ziehung auf Diefe nur vorſchußweiſe angewendet, 


1) ©. oben $. 228. ©. 212. 5. 770. ©. 314 und 9. 274 
©. 315. 


2) ©. oben not, 1. ad $, 229. ©. 217. Auch vergl. man ein 
Nefeript die Grundfäge, nah welchen Fünftig die einzureichen: 
den Fuhrtabellen einzurichten find betr. vom 17. Jun. 1793. Cont, 
II. Cod. Aug. T. 1. p: 593 — fuhren, wodurch erfauftes 
Getreide in die Magazine, oder auch Naturalien aus einem 
Magazine in das andre geſchafft werden, find zu den Miliz: 
fuhren zu zählen, und werden daher nah den Spann: Hufen 
und nicht nach den Magazin-Hufen vertheilt. S. Nefeript vom 
4. Dec, 1786. Coux. II, Cod, Aug, p. 1279, Die allgemeinen 
Vorſchriften wegen der Vorfpannung enthält ein Mandat vom 
9. Dct. 1816: Cont. IH, T. 1- p. 749. — Uebrigens werden 4 Gärt: 
zer, oder 8 Häusler einem Hüfner gleih geachtet. Schaume 
burg Einleitung zum Saͤchſ. Recht, Th. 1. Exerc. X, 5. 10. 


3) Man vergl, außer dem bereits angeführten Reſcript von 
— ein Generale vom 15. Febr: 1805. L c. Cont. Ill, T. 4. 
pP. 610. 

4) 1. C Cont. U. To 1. pP» 1410. 


5) 1. c, Cont. IIL, T, 4, pP. 722- 
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§. 301. 
b. Bon der Nafnralverpflegung der 
Armee insbefondre, 


‚Sie ift erft feie dem Sabre 1805 aufgefommen?), 


., und beftehe darin: daß die Herbeifhaffung der Ge— 


freide -Bedürfniffe *) fie beſtimmte Preife 3) entweder 
in Natur oder durch Ankauf bewirkt 4, in dem leß> 
ten Fall aber die Vergütung derjenigen Summen, 
welche die Normalpreife überfchreiten, dem Lande an 
gefonnen zu werden pflege. Zwar haben die Stände 
diefen Anfinnen einigemal, und befonders auf dem 
Sandtage von 1817 — 1818, durch die Vorftel- 
fung auszumweicher gefuht: daß die Verpflegung der 
Armee hauptſaͤchlich aus den hierzu beftimmten Por» 
tions= und "Rationsgeldern, welche hierzu mehr als 
Dinlänglich wären, gedeckt werden fönnte; allein ber 
König erklärte hierauf in einem Decrete vom 22. Sun. 
1818, daß die bisherige Verpflegungsart der Armee 
nach ihrem jeßigen Etat unentbehrlich fey 9). Uebri— 
gens gab man bei den letzten Landesverfammlungen 
dem Ankaufe des Gekreides vor der Naturallieferung 
den Vorzug 9); der größte Theil des Mebrauf: 
wandes aber wurde den NBünfchen der Stände zu Folge 
1821 für die damalige Bewilligungszeit in den alten 
Erblanden aus den Beſtaͤnden der Perdäquationskaffe 
genommen 7), 1824 aber unter die auf den Ertra- 
ordinde = Fonds zu weifenden Bewilligungen aufge 
nommen 3), nachdem er vorher bald nah dem Ma: 


1) Baharia Annalen der Gefeggebung und der Rechtswiſſen— 
ſchaft in den Ländern des Churfürften von Sachſen B. 1. 
©. 11. 
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gazin = Hufenfuß, bald nad dem Fuß der Kavalleries 
verpflegungsgelder war ausgebracht worden, 


2) Sie: werden in dem Decrete vom 7. Fan. 1824 nah Abzug 
der ordiniren Magazinlieferung (S. oben $. 229, ©, 216) ° 
und exclusive der für die (nah beiondern Verträgen) zu vertres 
tenden Herzoglich Saͤchſiſchen und Fürftlih Neufifhen Kavalles 
tie: Gontingente bendthigten Fouraye, jahrlih zu 18,636 Schfl. 
4 Metzen Korn, 58,518 Schfl. 10 Megen Hafer, 26,958 Centn. 
98 Pfund Heu und 2,991 Schod 273 Bund Stroh berechnet. 


3) Diefe find fchon feit geraumer Zeit 3 Thlr. für den Echeffel 
Korn, 1 Thle. 8 Gr. für den Schfl. Hafer, 16 Gr. für den 
Gentner Heu, und 3 Thlr. für das -Shod Stroh. Der in 
Gemaͤßheit diefer Preife zu erfegende Mehraufwand wurbe in 
dem nur angezogenen Decrete im Durchſchnitt ungefähr jährs 
lih zu 30,000 Thlr,, mithin nach dem auf die alten Erb: 
Iande fallenden A, CS. $ 274. ©. 322.), füe letztere zu 
26,400 Thlr. berechnet, " 


4) Bei der Neyulirung diefer Verpflegung werden In manchen 
Fällen, befonderd bei Beſtimmung der Anfaufs: Preife, in 
den alten Erblanben erwaͤhlte frandifhe Deputirte, und in 
der Dberlaufiß eine wegen der Militair = Angelegenheiten 
beitehende jtändifhe Deputation zugezogen. 


5) Die vorher über die Naturalverpflegung der Armee auf dem 
damaligen Landtage gewecfelten Schriften find: a) Decret 
vom 11. Dec 1817. b) Vorläufige Schrift der Stände vom 
3. Fan. 1818, ce) Decret vom 12. Jan. d. J. d) Schrift 
der Stände vom 16. Jun. e) Decret vom 19. Jun. d. J. 
f) Schrift der Stände vom 21. Zum. d. J. 


6) Das dabei zu beobachtende Berfahren wird in dem Decrete 
vom 7, Jan. 1824 auf folgende Weife angegeben: „Es bleibt 
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ber Kriegsverwaltungsfammer überlaffen, den Einfauf der Na— 
turalien zu der Zeit, welche fie felbft dazu für die vortheils 
baftefte erachtet, und nah Maaßgabe der Umſtaͤnde für fürs 
zere oder längere Zeiträume, fowohl aus freier Hand, als 
durch Gontracte mit Lieferanten zu veranitalten, nit weni- 

- ger, foviel die Brobverpflegung betrift , wo felbige den 
Bädern des Orts übertragen werden kann, mit biefen deß— 
halb Lieferungd = Gonfracte einzugehen, und fih zu diefen 
Einkinfen (jedoh mit Zuziehung der bereits erwähnten fans 
difhen Deputation), entweder der Magazin: Derwalter, ber 
Wirthfhafts:Commiffarien bei den Regimentern, oder der 
Kreis: und Amtshauptleute, ber Nentbeamten und anderer zu 
diefem Gefhäfte geeigneter Verfonen zu bedienen. — Webri- 
gend foll der Einkauf, dem ftändifhen Antrage gemäß, in 
wohlfeilen Seiten, und folange der Preis des Kornes nicht 
über 4 Thaler, und der des Haferd nicht über 2 Thaler fteigt, 
auf im Lande erbaute Naturalien befhräntt, auch deren Abs 
lieferung in'die Garnifonen oder Magazine, in den Kaufs 
oder Lieferungs : Contracten jedesmal mit einbedungen werden. 
Den bei der Anfhaffungsweife über die Normallieferung an: 
fteigenden Mehraufwand bat die Kriegsverwaltungsfammer 
nah Ablauf eines jeden Jahres dem König anzuzeigen.” 


7) Man vergl. a) Decret vom 29. Nov. 18%. 5b) Schrift der 
Stäude vom 10. Apr. 1821. ec) Decret vom 14 Mat d. J. 
d) Schrift der Stände vom 2. Jun. d. J. e) Decret vom 
9. Jun, d. J. 


8) Die Erklärungen der Stände auf das bereitd erwähnte Des 
eret vom 7. Jan. 1824. und ein nachträglihes vom 21. April 
d. J. erfolgten hauptſaͤchlich in der allgemeinen Bewilligungs— 
ſchrift vom 4. Jul. 1824. „Mm vergl, oben $. 271. not, 6. 
S. 319. 
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9. 302. 
c. Einquartierung. 


Das wichtigſte Geſetz hieruͤber iſt noch immer 
Die erneuerte Drdonanz *) vom 30. Sun. 1752, wel 
che fi auch auf manche andre bereits erwähnte und 
zum Theil durch neuere Vorſchriften beſtimmte Ger 
genftände, namentlich auf die Werbung . bezieht, 
Doh find auf dem legten Jandfage von 1824 Bes 
ratbfchlagungen über den Entwurf einer neuen Ordo⸗ 
nanz gepflogen worden *), der zwar bis jeße noch 
nicht gefeglihe Kraft erhalten bat, aber zum Theil 
auf Altern feit 1752 erlaſſenen einzelnen Gefegen 8) 
beruht. Uebrigens ift dieſer Entwurf in mancher 
Hinfiche weitumfaffender ald die erneuerte Orbonanz, 
indem er ſich zugleih über alle Arten von Militairs 
präftationen, fo wie überhaupt über alle gegenfeitige 
Verhältniffe des Civil» zum Militair » Stande vers 
breitet 95 natuͤrlich aber die bereits durch neuere 
Anordnungen binlänglih beftimmten Gegenftände niche 
weiter berühre. — So viel übrigens die Cinquarties 
rung felbft betrifft, fo find dabei verfchiedene Falle 
zu berüdjichtigen, welche Mobdificationen bewirken, 
als wenn die Truppen fih auf Märchen 5), oder 
in Gantonirungen °), oder auf Commando an bes 
ſtimmten Orten befinden 7). Die gewöhnlichen 
Grundfäge aber ereten in Beziehung auf die ordent- 
lihen Standquartiere ein, wo das Quartier von den 
Dfficieren gemierhet wird, welche dafır in der Negel 
aus der Kriegskaffe ein beftimmtes, nad) Verſchieden— 
heit des Standes ſich richtendes Duartiergeld erhals 
ten 3). Dagegen genießen die Gemeinen und Unters 
officiers freies Quartier nebjt Sagerftätte, ingleichen 
die Kavallerie freie Stallung 9), müfjen ſtch aber mil 
dem Feuer und Lichte des Wirches begnügen; auch 
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erhält der Wirth bei der Kavallerie für die Anfchafs 
fung jener Beduͤrfniſſe in gewiſſen Fällen eine bes 
fondre Vergütung ). Alle übrige Beduͤrfniſſe wer— 
den mie Gelde, und zwar in fo weit fie ehedem zur 
Maturalverpflegung der Kavallerie gehörten, von den 
in dem Sande ausgebrachten Miliz» oder Kavallerie 
Verpflegungungsgeldern vergütet ). Auch die Eins 
quartierung felbft wird in den Städten"?), durch die 
fogenannten Servis = Gelder, und zwar nicht blos 
unter den Grundſtuͤcken der nehmlichen Stadt, fons 
dern aud) zwifchen den Garnifons und unbequartierten 
Städten 28) ausgeglihen,, über welche nad dem 
Mandate 24) vom 30. Dec. 1819. $. 5. und $. 6. 
die Dbrigfeiten der Kriegsverwaltungsfammer Rech— 
nung abzulegen verbunden find 5); auch werden 
nah einem andern Mandate 6) vom 30. Der. 1822, 
Die in der zuerſt erwähnten Verordnung $. 8. der 
Sandesregierung vorbehaltenen Fälle, in welchen auf den . 
Grund einer vorhandenen Verjährung, oder aus andern 
rechtlichen Urfachen, die Befreiung von der Servismit— 
leidenheit von einzelnen Grundſtuͤckbeſitzern in Anfpruch 
- genommen wird, ebenfalls von jener Behörde entweder 
felbft entſchieden, oder zur rechtlichen Ausführung und Ente 
fheidung verwieſen. Uebrigens ijt in Dresden ftatt der 
Einquartierung der Soldaten, die Gafernirung derfelben 
eingeführs, welche einer befondern Direction unterworfen iſt. 
4) Cont, I, Cod, Aug. T. 1. p- 1149. 

2) a. Deeret vom 14. April 1824. b. Megifiratur aus dem 
Geheimenrathe vom 44. April,d. J. die Mittheilung einer 
aus dem 1ten Punkte der neuen Ordonanz weggelaffenen Stelle 
betr. c. Decret vom 9. Jun. d. I. d, Schrift der Stände 
vom 31. Zul d. J. e. Schrift der Stände, ben 2ten hell 
der Ordonanz betr. von demfelben dato, 

3) Außer einigen andern noch in der Folge anzuführenden 
Geiegen, gehört unter audern bierber a) Nefcript, die dem 
Militair von der Befirafung, wegen Gontraventionen wider 
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bie Ordonanz, zu ertheilende Nachricht betr. vom 11. Febr. 
476% Cont. I. God, Aug. T. p« 122%, .b) Refeript,. die 
Erläuterung der erneuerten Ordonanz vom J. 1782. 9. 24. betr. 
v. 4. Aug 1788. Cont, IL Ge, Aug. "T. 4. pı 41237. 


4) Es if nehmiich der Entwurf in 2 Theile getheilt, Der 

erſte Theil aber betrifft die Leiſtungen fuͤr das Militait, ‚und 
handelt 4) von allgemeinen Beſtimmungen; B)° von den 
Leiftungen, und zwar a. von den Lieferungen; b. von der 
Unterbringung des Militairs; e) vou den Spannungen und 
Mannfhaftsdienften; C) von den Aufbringungs = Modalitd- 
ten; D) von den Befreiungen; E) von den Erlaſſen; F) 

von den Behörden, welche bei den Militairleiſtungen con— 
eurriren. Der zweite Theil betrifft diejenigen Gegeuftände, 
in welhen das Militgie mit der bürgerlihen Verfaſſung, in 
Hinſicht ber Polizei, der Innungs- und Gewerbd: Verhälts 
nie, und wegen einiger befondrer Befreiungen in Be: 
trachtung kommt. — Außerdem follen noh nah dem De: 
erete vom 9. Jun. 1824. duch eine anhangsweiſe der Ordo—⸗ 
nanz beizufügende Inſtruction über das Verhalten des Milis 
. taird gegen die Unterthanen leßtere vor unbilliger Behandlung 
des erftern fiher geftellt werden. 


5) ©. die Ordonanz v. 1752. Cap: IIL 9, 19— 25. 


6) Befehl, das den Cantonirungs-Orten der Kavallerie zu rei⸗ 
‚chende Gantonirungs: Nequivalent betr. vom 12. Sept.-1777- 
(nebſt einem Deglement) 1. c, Cont, IL T. 4. p« 1219. 
und Reſcript, die Bezahlung der: Cantonirungs = Nequivalente‘ 
betr. vom 7. Gebr. 1781. 1. c. p. 149% 


7) Refeript, das wegen Verpflegung ber zur Aſſiſtenz der Cis 
vil = Obrigkeiten beorderten Militair-Commando's, und. Ver⸗ 
gütung des dießfalfigen Aufwandes getroffene Regulativ bett. 
vom 29. Fan. 1796: 1. c. p. 1387. und Generale, den nehm- 
lihen Gegenftand betr, vom 15. Oct. 1804 1. c. Cont. I. 
T, 1: p 606, — NRefeript; die Vergütung des Stallgeldes 
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für die aus ihren Standgnartieren an andre Orte auf gewilfe 
Zeit verlegten Kavallerie: CEommando’d "betr. vom 18. Mat 
1796. 1. © Cont. I, T, 1. p- 1389. — Reſcript, die Quarı 
tiere. für Commandirte, die als Escorte gebraucht werden, 
‚beit. vom 2. März 1801. 1, c. Cont, IL T, 4. p. 59% 


8) ©. $. 27. ber Ordonanz. Man vergl. Refeript, das Quar⸗ 

tiergeld für Die zu Grtheilung oder zum Empfang militairi- 

[hen Unterrihts zum Stab Commandirten bett. vom 28 Dee. 
4803. Cont, Ile. Cod, Aug. T. 4. P. 605 


9) 5, 31. der Ordonanz. 


10) 5. 35, der Ord. Man vergl. Generale, die Vergütung 
der Stallgelder. an die Kavalleriequartierftände nach dem vols 
Ien Betrage betr. vom 16. Dec. 1811. Cont, III, Cod, Aug, 
T. 4. p. 70% 


41) $: 38, und $. 39. 


42) Ehedem wurde die Kavallerie nur auf dfe Dörfer und in 
die Feinern Städten verlegt, baher bie größern Infanteries 
ftädte genannt wurden. Zwar iſt diefe Einrichtung fhon im 
dem vorigen Sahrhunderte abgeändert worden, bocd finden 
noch jeßt mande hierauf gegründete rechtlihe Verſchiedenbel⸗ 
ten, namentlich bei dem Quartiergelde und bei dem Service, 
fiatte Man vergl, Nefeript, das Regulativ wegen Aufbrins 
gung und Vertheilung des Quartiergeldes in den mit Ka— 
vallerie belegten Sufanterieftädten betr. yom 20. Aug. 1749 
Cont; II, Cod. Aug. T. 1. p 364 


13) Refeript vom 15. Mai 181% Cont IN, Cod, Aug, T. 1- 
pP» 708. — 


14) Geſetz⸗Samml. d. J. St. 2. Nr. 4. ©. 1% 
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15) Es liegt aber nah dem nur angezogenen, Mandate die 

» ‚Jährliche. Rechnungsablegung den Obrigkeiten ſaͤmmtlicher In⸗ 
fanterieſtaͤdte unausgeſetzt ob, den Obrigkeiten ſolcher Städte 
aber, welche Cavallerie⸗ Verpflegungsgelder geben, nur auf. 
die Zeit, während welcher dieſe Städte mit beftehender 
Einguartierung belegt find, 


"46) In der Gef. Samml, yom I 1823 &.2 Nt. 3. 8.8. 


2 a , . gi 
$. 303- 


d. Befreiung von der Einquarfierung und 
andern Militairpräjtationen. a 


Die Befreiung von der Einquartierung genießen 
nach der Ordonanz von 1752. Kap. V. a) die Kit 
ter = und Freigüter ), jedoch wird bei ihnen voraus: 
gefeßt, daß fie unbefhode und unbehufer find 2); 
b) die Häufer ber ordentlichen Proferjoren, welches 
Vorrecht aber gegenwärtig in ber einzigen noch übri- 
gen Univerfitäts-Stabt Leipzig deswegen keine Anwendung 
leidet, weil letztere überhaupe duch ein Tanbeöherr- 
liches Privilegium von der Einquartierung eximiret ift®); 
c) die Häufer der Kirchen» und Echuldiener, jedoch 
nur die von ihnen bewohnten und zur Commun ge: 
börigen; d) die Haͤuſer ber regierenden Bürgermei- 
ſter und Stadtrichter, Syndici und Sfadtfchreiber, 
auch der Stadteinnehmer *); e) find die Käufer der 
| Poftmeifter 5) und Xccis = Einnehmer 6), auch derje- 
nigen Perfonen, die fonft mit einer Bertfchaftlichen 
Öeldeinnahme zu thun haben, infoweit ihnen Die 
Kaſſen in ihren Käufern - zu behalten, geſtattet ifk; 

ferner die ordentlich privilegieren Gafthöfe, fo wie 
auch Diejenigen Hausbefiger, welche duch die an 
Officiers überlaffene Mierhe verhindert werden, zwar 
in Natur niche mit Einquartierung zu belegen; da— 
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gegen aber wegen der Service-Üelder zu einem ver> 
haltnißmaͤßigen Beitrag zu ziehen 7). Uebrigens find 
dieſe Befreiungen, denen noch manche andre durch 
Verjaͤhrung, Privilegien, Obſervanz oder Vertraͤge 2), 
eingeführte, beigefuͤgt werden Eönnen®), zum Theil auch 
auf andere Militairpraͤſtationen zu erſtrecken; auch iſt noch 
kuͤnftig eine neue allgemeine Geſetzgebung wegen des. 
bei erlittenen Ungluͤcksfaͤllen eintretenden Erlaſſes in der 
bereits entworfenen Ordonanz zu erwarten ?°), 


1) So werden gewoͤhnlich diejenigen Guͤter genannt, welche 
durch beſondre Privilegien dio Steuerfreibeit vor dem 22. Jun. 
1661 erlangt haben. (S.Haubolds Lehrbuch 5. 172. S. 169.3 
doch werden auch bisweilen ſolche Güter mit dieſer Benen— 
nung belegt, die, ohne die Steuerfreiheit zu genießen, ein— 
zelne Vorrechte derſelben erworben haben. Wegen einer 
andern privatrechtlichen Bedeutung jenes Wortes, welche ſich 
SE auf die Immunität von Frohndienſten bezieht, vergl. man 
Sriedr. Rio. Berener Abhandl. von den Freigütern, 
deren Mechten und Freiheiten, bauptfählih in Beziehung 
auf Churſachſen. Dresden 1797. 8. 


2) Do follen nah $. 52: ber Ord. den Nittergütern felbit 
daun, wenn die Gavallerie in Heine Stidte und große Dör: 
fer zufammengezogen wird, deswegen, weil fteuerbare Grund: 
ftüfe mit ihnen verbunden find, einige Stand» Einquartierung 
nicht zugemuthet werden. | 


3) Dagegen‘ hat die Stadt Leipzig, wie bekannt, das Recht, 
eigne Soldaten zu halten. ©. Roͤmers Staatsrecht B. 2. 
©, 246. * — 


a) Dab an biefer-Stelle (5. 53.) von den oberwähnten Eins 
nehmern die Rede fey, zeigt der ganze Zuſammenhang, weil 
vorher blos von bem zu dem jtädtifhen Magiitrat gehörigen 
Perfonale die Rede it, und nun die Worte folgen: „auch 
einer Perſon, fo mit der Einnahme zu thun Hat.” 
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5) Man vergl. Nefeript vom 9. a" 1813. Com, RI. Cod, 
Aug, T, 1. p+ 723 


6) Do find. nah $ 53. der Ordonanz unter ben tecle⸗Be⸗ 
dienten die Dorf-Accis-Einnehmer nicht zu verſtehen; 
auch ſoll eben fo wenig nah dem Entwurfe ber neueſten Orde 
6. 3141. dieſe de auf Fleiſchſteuerpaͤchter ausgedehnt 
werden. 


7) Nah dem Entwurf der neueſten Ord, 5. 309. ſollen eine 
gleiche Befreiung auch die Beſitzer der Fabriken und Manu⸗ 
facturen und ſolcher Gebaͤude genießen, welche ausſchließend 
zu Niederlagen. oder zu Gewerbszwecken beſtimmt find; da— 
gegen wird diefe Befreiung.$. 55. der Ord. v. 1752. auf eine 
etwas verfchiedbene Weife feſtgeſetzt. 


8) Alle diefe Rechtstitel follen nach det nen entworfenen Ordo⸗ 
nanz in Beziehung auf fammtlihe Militairleiftungen noch 
manchen Beftpränfungen unterworfen werben 5 beſonders a) die 
Privilegien binnen 3 Jahren von. der Erlaffung bed Geſetzes 
an gerechnet , bei der. Ariegeverwaltungslammer eingereicht, _ 
außerdem aber für erlofhen geachtet werden; ‘ b) bie Wer: 
jaͤhrung Cüber welche bis jetzt gar keine beftimmten gefeplis 
hen Vorfchriften ftatt finden), nach Analogie der in Anfes 
Hung der Steuern bießfalls aufgeftelten Grundfäge Ci. oben 
$. 23%, ©. 237.) benrtheilet werden. <) Sollen Grund 
ſtuͤcke, melde dutch Obfervanz oder Versräge von ber Eins 
quartierung befreit find (in welche Klaffe viele Nichtergüter 
auf dem Lande gehören), diefe Befreiung, nicht gegen das 
landesherrliche Exactlonsrecht, ſondern bloß gegen die Commun 
wegen der zu leiſtenden Vertretung in Anſpruch nehmen; auch 
dergleichen Obſervanzen und Vertraͤge von kuͤnftiger Erlaſſung 

des Geſetzes am, nicht mehr begründet oder abgeſchloſſen 

„werden. — Verttagsmaͤßige Perſonal⸗-Befreiungen, welche 
durch einzelne in den Geſetzen ſelbſt nicht benannte Stadtaͤm⸗ 


I. | Bb 


l 
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ter veranlaßt werden, ſollen kuͤnftig die eo. der 
Kriegsverwaltungefammer erbalten, 


9) Dahin gehören die meiften Befreiungen, welche noch aufer 


den bereitd angegebenen Cap. XII. des Entwurfs der neuen 
Ord. erwähnt, und auch gleih im Anfange dieſes Kapitels 
($. 294.) als verfaffungsmäßig in den alten Crblanden 
fowohl, als in der Oberlaufiß, aufgeführt werden: als unter 
den Nealbefreiungen: a) der Grundſtuͤcke, welde 
fi in Iandesherrlihen Händen befindens B) aller öffentlichen 
und Communal = Gebäude, welche zu dffentlihen Zweden 
beftimmt find; e) derjenigen Grundftüde, welche Wüftungen 


geweſen und wieder aufgebaut worden, und mie bei ben 


Etenern (ſ. oben $. 267. ©. 305.) eine 6jährige Befreiung 
genießen folen. Ferner unter den NPerfonal: Befreiungen 
Hauptfächlich die der unangefeffenen Perfonen. 


40) Die Altern Gefeße hierüber find a) die Befreinng ber 


Brand», Waffer: und. Wetterbefhädigten Unterthanen vom 
Ginguartierung betr. v. 25. Juu. 1734. Cont, I. Cod, Aug. T. 4. 
P.1093° , b) Befehl, welder die Viehfhäden betrifft v. 30. Sept. 
4754. Cont, II. Cod. Aug. T. 1. p. 1261. e) General:Gerordnung 
im Betreff des Erlaſſes von Kavallerie: Verpflegungsgeldern, 
(welche mehr die Natur von Steuern angenommen haben, und 
auch fhon nah Altern Gefeßen S. Negulativ vom 3. Jul 
1789. 5 Le T. 2% p 1308 in diefer Hinfiht 
letztern gleihgeftelt werden), wegen des Anbaues von 
MWüftungen,  ingleihen wegen erlittener Brand», Hagel-, 
Ueberſchwemmungs- und Viehfhäden vom 24. Sept. 1821. in 
der Gefep: Samml. » I. St. 18. Nr. 31. ©. 136 Im 
dem Entwurf der neuen Orb. werden folgende Grundfäßge 
in Beziehung auf eigentlihe Kriegspräftationen unterſchieden, 
welche Eünftig wohl zum größten. Theil angenommen werden 
dürften: a) in Betreff der Lieferungen wird der 
ganze Betrag erlaffen (es mag für felbige eine Bezahlung 
flatt finden oder nicht), wenn durch Hagelſchlag, Mißwachs, 
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Ueberſchwemmung, oder Brand wenigſtens die Haͤlfte der zu 
erwarten geweſenen Ernte verloren gegangen iſtz b) bet 
der Unterbringung bes Militairs in den Stäaͤ— 
dten treten die Beltimmungen bed Stenerregulativs vom 
34."Sept. 1821. (f oben $. 267. ©. 304. u. f) ad $. 10. 16 
48 und 195 ingleihen ec) bei ber Unterbringung des. 
Militairs auf dem Lande die Vorſchriften des Regu⸗ 
tivs ad $. 13. 14. 16. 18 und 19, ein, und in beiden Faͤl⸗ 
len wird der Grlaß nur wegen Brand, Ueberſchwemmungen 
oder Cidgang gegeben; d) beiden Spannungen iſt 
dem Spannpflictigen ein Erlaß auf ein Jahr zu gewähren, 
wenn bderfelbe die Hälfte feines Spannviches durch Viehſter⸗ 
ben verloren hat. — Uebrigens fol in der Megel der Scha= 
den von ben Communen übertragen werden, bafern nicht bie 
Ungluͤcksfaͤlle diefe felbit, und zwar in den meiſten Faͤllen 
bis zum vierten Theil betroffen Haben; wogegen aber noch 
Hauptfählih ‚von den Ständen in der Schrift vom 31. Zuls 
1824: verfchledene Erinnerungen gemacht worden find. Fuͤr 
die Oberlauſitz bleibt die Bewilligung der Erlaſſe (welches 
auch bei dem SteuersErlaß ber Fall iſt), dieſer Provinz — 
ſelbſt uͤberlaſſen. ec 
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Dritter Abſchnitt. 
Bon den Militairbehoörden. 


| $. 304 
L Geheime Kriegsfanzley der Kommando: 
Angelegenheiten und Generalfriegss 
gerichte 


Bon jener Kanzley, die wie das Geheime 
Kabinet bloß als eine Expedition betrachtet werden 
kann, durch welche die unmittelbar von dem Könige 
Selbſt auögehenden Befehle nicht allein in Komman- 
"do = Angelegenheiten, fondern auch in uftizfachen, 
in fo weit diefe zur allerhöchften Cognition geeignet find, 
unter der Direckion eines Staatöfecretairs vollzogen 
werden, ingleichen von dem Generalkriegsgerichtskolle— 
gio ift bereits oben B. 1. $. 84. ©. 140. und B. 2, 
J. 55. ©. 68. gehandelt worden, 


U, Kriegsverwaltungfammer: 


$. 305. 
a, Urfprung und Verhaͤltniß derfelben zu 
- ber ehemaligen Landeskommiſſion. 


Eeit der Regierung des Churfürft Auguſt mwur- 
den in der Regel die Kriegsfahen von dem Geheis 
menrath verhandelt, zu befondern Gefchäften aber 
einzelne Geheime Hof» und Kammerräthe, nah Des 
finden auch wohl mis Zuziehung einiger Officiers ab- 


=. | | 
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geordnet. "Allein nach. einer. von- dem. Geheimen 
Sonfilio dießfalls dem Churfürft Johann George I, 
im Sabre 1631 gemachten Vorſtellung errichtete Dies 
fer 1634 eine Kriegskanzley unter einem Generale 
Kommiffarius, welche befonders das Quartier -» und 
Proviantwefen, auch die Direction der Kriegskaffe 
‚zu beforgen hatte; die allgemeinen Gegenflände des 
Kriegswefens blieben ‘jedoch dem Geheimen Gonfilig 
vorbehalten, bis endlich Johann George III. 1634 
ein Geheimes Kriegsrarhscollegium errichtete ”), wel⸗ 
ches aber Anordnungen blos für die alten Erblande 
und das Fürftenebum Querfurt zu geben berechtigeg 
war °). Sein Gefchäftägang beruhte hauptſaͤchlich 
auf einer interimiftifchen Inſtruction ?) Friedrich Aus 
guft IL, vom Sabre 1736, und es beftand mit einer 
Eurzen Unterbrechung +) bis zur. Zeit des fremden 
Gouvernements, wo man durch ein Patent 5) vom 
19, April 1814 an. bie Stelle jener Behoͤrde eine 
neu organifirte Kriegsverwaltungskammer für ſaͤmmt⸗ 
lihe auch nicht ineorporiree Sächfifche Länder 9) _ free 
ten ließ, der man zugleih die Geſchaͤfte der durch 
ein Generale 7) vom 6. Nov, 1807 angeordneten Lan⸗ 
deseommiffion übertrug 8), welche die damals feſtge⸗ 
feßte Ausgleihung der feit dem ı. Yun. 1807 von 
den Unterthanen gefragerren Kriegslaften, bie Aus» 
f&hreibung und Erhebung ber Dazu erforderlichen Ans 
lagen 9) ; ingleichen die Veranſtaltungen ber nod) 
foredauernden Kriegspräftationen in den alten Erblan« 
den, mit Einfhluß des Fuͤrſtenthums Duerfurt und 
der Stifter, befonders die Verpflegung fremder Trup⸗ 
pen beforgte ꝛe), dem Geheimen Konfifio unmittelbar 
untergeben war, und außer einem Director aus 6 
Sandfchaftlihen Deputirten, 3 von der Nitterfchaft 
und 3 von den Stäbten beftand. Mach der Rüds 
kehr des Königs wurde zwar im Movember 1815 
die Kriegverwaltungsfammer beflätige, die Landes; 


* 
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£öminiffion aber den 'ı, Decemb.- Diefes Jahres berges 
ſtalt wieder bergeftelle **), daß nunmehr die Zahl 
der Königlichen Kommiffarien auf 3 beſchraͤnket, da⸗ 
gegen aber die Zahl der ftändifchen Deputirten 
befonders - dadurch - vergrößert ward, Daß aus 
jedem der noch ‚übrigen Erbländifhen Kreife ein Dez 
putirter der Nitterfchafe erwählee wurde, und uͤbee⸗ 
dieß auch Deputirte aus dem Saͤchſiſchen Ancheil der 
Dberlaufig hinzukamen **). In dem folgenden Jahre 
endlich ging in ſo fern eine neue Veraͤnderung mit 
dieſer Kommiſſion vor, als ihr und den derſelben 
untergeordnet geweſenen Kreisdeputationen und Etap⸗ 
pen=Kommiffionen duch ein Reſeript vom ır..Dee, 
816, die auf die Verforgung fremder Truppen’ fidy 
beziehenden Angelegenheiten wieder entzogen °3), und 
feit dem Anfange des folgenden Jahres den Kreis⸗ 
und Amtshauptleuten, untergeordnet unter die Kriegs⸗ 
verwaltungsfammer, übertragen wurde *4), Uebri⸗ 
gend hat, die Landesfommiffion nur bis zum 31. März 
1825 forfgedauert, bei ihrer damaligen Auflöfung 
aber wurden die noch übrigen Peräquationsgefchäfte 
zwifchen der Kriegsverwaltungslammer und dem Ober- 
ſteuerkollegio vertheile »0). 


4) Churſaͤchſiſches Hof- und Eivils Staatd:Handbbuh S. 67, 
wo zugleich erwähnt wird, daß der Kammerpraäfident Chriftoph 
Dietrich Bofe, dem früher die Ditection der Kriegskanzley 
überlaffen war, den Plan zu diefem Collegio entworfen hat,. 
welcher auch ben Borfiß deffelben erhielt, 


2) Su der Lauſitz, der Grafſchaft Henneberg, und ſelbſt in 
den Stiftern wurden dieſe Geſchaͤfte durch das Geheime Conſi— 
lium beſorgt. 


3) In dem Churſaͤchſ. Hof: und Elvil-Staats-Handduch a. a. O. 
wird noch eine Inſtruction von 1692 erwaͤhnt, deren Exiſtenz 
mir aber außerdem unbekannt if. 
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4) Zwar wurde es von Friedrich Auguſt I. 1699 aufgehoben, 
aber ſchon 1700 wieder hergeſtellt. 


» Gouvernementd: Blatt B. 2, St. 46. Nr. 91. ©. 349% 
6) $. 4. und 5. des Patente. 


7) Cont. IH, Cod, Aug, T. 1. p- 13. Es gründete fih aber 
diefe Kommiffion, welche fpäter durch ein Reſerlpt v. 9. Mai 
1809. (1. c. p. 45.) auch auf die neuen Kriegsereigniffe aus⸗ 
gedehnt ward, auf die Verhandlungen des kurz Zuvor vom 
410. Mai 1807 bis 9. Sept. d. J. gehaltenen Ausſchußtages. 
©. die Geſch. ded Könige. Sachſen B. 3. ©. 176 bis ©. 18. 
Notizen über ihre Gefchäfte findet man in folgendeu Landtags: 
fhriften: a) Decret, die Peräquationsangelegenheit betr. vom 
22. Deu 1817. 5b) Decret, die Gefhaftsführung bei der 
Landeskommiſſion betr. v. 27. Fan.1818. 0) Schrift der Stände, 
die Perdquationsangelegenheiten u. f.w. betr. v. 23. Jun. 1818. 
d) Decret hierüber vom 13. Dec. 18%. e) Ständiihe Schrift 
v. 8 Zun. 1821. £) Schrift, die Abrechnung der vier Kreife 
der alten Erblande mit der Oberlauſitz betr. v. 10. Jun. 18210 
g) Decret, die Peräguationsangelegenheiten bett. v. 41. Mat 
4824. 5) Schrift der Stände in Beziehung auf diefen &r: 
genftand v- 30. Zul. d. J. 


8) $. 3. des Patents sub B. 7 


9) Außer der Peraͤquationskaſſe war ihr auch In Anfehung diefer 
Gegenftände das Nehnungswefen der Kreisdeputationen und 
der Communen, ingleihen die Verwaltung einer befondern 
Huͤlfskaſſe übertragen, welche für die, durch die vergangenen 
Kriegsfhäden in einen vorziglihen Nothitand verfegten Com: 
munen und Individuen beftimmt war, und wozu die Ausſchuß⸗ 
ſtaͤnde die innerhalb der naͤchſten 4 Jahre nah und nad zahl: 
bat werdende Summe von 220,000 Thle. ausgefegt hatten. - 


10) Sie erließ defhalb ein Negulativ, wie ed mit der Liquidi⸗ 
sung und Vergütung des yon ganzen Kreifen und Diſtrikten 
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ingleihen von "Communen und Individuen zu militairiſchen 
Bedärfniffen der Kaiferl. Könige. Franzöfifhen, und der mit 
ihnen verbündeten Truppen feit dem 1. Jun. diefes Jahres 
gemachten und etwa ferner uoch zu machenden Aufwandes ges 
halten werden fol, d. 44. Dec. 1807. Cont, UI, Cod. Aug, 
T. 4. p. 625. Neuere Beſchraͤnkungen dieſer Peräguationg- 
Anſpruͤche, ſowohl in Anfehung der Zeit bis zum 5. Jun. 1815, 
ald auch in Anfehung der Gegenftände, enthält eine Bekannt: 
mahung vom 2 Nov. 1819, Gefeh: Samml. d. J. St. 17« 
Nr. 3 ©, 225 


11) Leipz. Seitung Monat Decemb, d, Jahr. 1815 Nr. 237. 


12) Koͤniglich Saͤchſiſcher Hofz, Civil: und Militair⸗ Staat 
©. 196 u, fi 


13) Dieſes Mefeript it zwar micht gebrudt, fit aber bem 
not, 8. erwähnten Dectete v. 27, Jan, 1818 ale Beilage beis 
gefuͤgt. | 


14) Nachtrag zur General: Inftenction für die Kreis: und Amte- 
bauptleute v. 7. Dec 1816. Cod, Aug. I, c. p. 539 se. 


15) Mandat v. 23. März 1825 In der Gef. Samml. d. 3. St. 6 
Nr. 9, ©, 6% 


306. 
b, Berfaffung und Gefchäftsfreis der 
Kriegsverwaltungskammer. 


Sie beſteht aus einem Praͤſidenten, einigen Ge— 
heimen Kriegskammerraͤthen, mit Inbegriff des Gene- 
ral⸗Intendanten, welcher. die Militairwirehfchafe bes 
Jorge, und mit jenen nach der Anciennität roulirt, 
endlich einigen Affefforen, die gewöhnlich das Praͤdi— 
fat von Kriegstammerrächen erhalten, und dem ers 
forderlichen Kanzleyperfonal °), Die Gefchäfte bes 
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Collegii werben nach dern wegen Begrumdung deſſel⸗ 
ben 'erlaffenen Patent $s 3. im fortwährende und: 
temporäre  eingetheil. Zu ben erflern gehört a) die 
Direction aller die Einquartierung des Saͤchſiſchen Mili⸗ 
tairs betreffenden Angelegenheiten; b) die Repartition 
und Vertheilung der für daſſelbe erforderlichen Stüd- 
pferde, Vorſpannfuhren und Naturalien; c) die Cons 
trolle über die Verwaltung der Ießtern, folglich die 
Verwaltung der Militair» und Sandmagazine, fo wie 
die Aufſicht über. den Gebrauch und die Unterhaltung 
der Magazine; d) die Auffiche auf alle zu militairis 
ſchen Zwecken beſtimmte, jedoch niche zum Seftungs- 
bau gehörige Gebäude; e) die Verfügungen an bie 
Givilobrigkeiten bei Märchen, antonirungen und 
Delogirungen des Sächfifhen Militairs; f) bie 
Ausfertigung der Militairpäffe für größere Trup⸗ 
penabeheilungen (für einzelne Militaicperfonen oder 
Regimenter werden fie durch bie Unterbehörden aus— 
geftelle) ; g) die Bellimmung der Vergürung für 
Militairfuhren und andere dem einheimifchen Militaie 
geleiftere Praftationen; h) die Anweifungen der Civils 
behörden in Beziehung auf Sandesvermeffungen; i) die 
Verfügungen an die Behörden bei Magazin: und Mis 
litairfuhren; k) die Direction und Verwaltung bes 
Soldarenknaben : Inftieues, (Diefe wohlchätige Anftalg 
wurde von Friedrich Auguft II. zu Annaburg 1738 
begründee *), . mußte aber mit allen ihren Fonds durch 
die Haupteonvention Art. XX. an Preußen überlaffen 
werden®); I) die Penfionsangelegenheiten, mit Inbe— 
geiff der Snvalidenprovifionen, und die Unterflügung 
der Wirtwen und Kinder verftorbener Soldaten; m) 
die Eontrolle der Militairadminiftration bei der Saͤch— 
fiihen Armee; nm) die Vertretung der Rechte und 
Berbindlichkeiten des Militairfisci, fo wie alle, niche 
zur Entfheidung der Juſtizbehoͤrden geeignete Diffe- 

venzen, welche Militairpräftationen und. Prägrava- 
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tionen: zum Gegenſtande haben 4); 0) die oberſte fei- 
Ling des ganzen Rekrutirungsgeſchaͤfts, fo wie die 
Entfcheidung der Dabei vorfommenden Reklamationen - 
und ber deßhalb nörhigen Verfügungen an die Civil» 
behörden; p) alle Hufenfachen, welche die Zuziehung - 
der Grundftüde zu den Magazin= oder Spannhufen, 
oder. die Moderationen derfelben betreffen ; q) die 
Beſchwerden in Militairangelegenheiten, fowohl von 
Seiten der Civifobrigkeiten und Sandeseinwohner-über 
das Militair, insbefondre auch die Klagen der Obrig- 
feiten und Soldaten über verweigerte Entlaffung vom 
Militair. — Die Gefchäfte der zweiten Gattung 
find: a) bie Einquartierung der fremden Truppen, 
die Auffiche über die Etappenbezirfe, die Bildung 
der dießfallſigen Arondiffements,. die Ernennung der 
Efappencommiffarien, und. die oberfte Auffiche über 
Alles, was den Etappendienft betrifft; b) die Ans 
ſchaffung der Nakuralien und Requiſiten für. Das. 
fremde Militair; ©) Die Repartition und Anordnung 
der zum Transport deſſelben erforderlihen Fuhren; 
d) die obere Direction der oͤkonomiſchen Angelegenheis 
ten der Sanbeösbewaffnung; e) die Auffiche auf bie 
für fremde Truppen beftimmeen Lazarethe; f) die Di: 
testion des Kaffen- und Rechnungswefen bei der Aus— 
gleihungsanftalt, fo wie g) die Ausgleichung ber 
Kriegslaften und alle übrige Befchäfte der zeitherigen 
Landeskommiſſion. (Wegen der beiden zulegt angege- 
benen Gegenftände find die bereits in dem vorigen 
Paragraphen erwähnten neuern Veränderungen in 
Beziehung dieſer Kommiffion zu vergleichen.) — 
Unter diefen Gefchäften nun werben die Verfaffungs- 
Sachen und allgemeinen Angelegenheiten in Plenar⸗ 
Sigungen verhandelt;  Gegenftände dagegen, welche 
auf Vollziehung beftehender Anordnungen beruhen, 
auf Berichtsforderungen oder fonftigee Vorbereitung 
der Sache, von einzelnen Geheimen Kriegseammerrä- 


E) 
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eher. — Anlangend ‘aber das Verhaͤltniß dieſes Col⸗ 
legit gegen andre Behörden, insbefondre: gegen das 
Kabinet und den Geheimerath, fo ift ed das nämli- 
de, in weldem ſich auch andre bebere Landescolle: 
gien befinden, 


4) Selbiges ift befonders nah ber orbindsen und ertraordinaͤren 
Geſchaͤftsfuͤhrung eingetheilt; in beiden Abtheilungen ſind un: 
ter andern mehrere Kriegskammerſekretaire, und zwar in: der 
eriten. nach befondern Adminifirations= Abtheilungen’ angeſtellt. 
©. den Köntgl. —— Hof⸗, Civil-⸗ und Militair: Staat, 
©; 141. 


2) geonhardi‘ 8 Erdbefchreibung B. 1. ©, 457. 


3) Nur ein einziges legirtes Capital (das Unruhſche) wurde 
zwiſchen beiden Maͤchten zur Haͤlfte getheilt. Geſ. Samml. 
v. J. 1819. S. 287. 


4) Schon in einem Reſcript v. 21. Jun. 1799 (Cont. II, Cod, 
Aug, T. 4. P- 1409. )- wurde feftgefeßt: daß die Cognition 
der über die Mitleidenheit bei den Militait : Praestandis uns 

» ter deu Unterthanen entitehenden Streitigkeiten. dem Geheiz 
men SKriegsrathscollegio überlafien bleiben, dergleichen Diffes 
renzen aber feinesweges gleich Anfangs in den Weg Rechtens 
eingeleitet, und ein ordentliher Prozeß darüber‘ verhangen 
werden follte. Doc batte diefe Difpojition nur Anwendung auf . 
die alten Erblande und das Fürftenthum Querfurt (S. Nefer. 
v. 29. Novemb. 1809. Cont. III, Cod, Aug. T, 1. p. 234.) 
and erſt durch neuere Geſetze (Mandat v. 12. März 1821- 
$. IV. Geſ. Samml. v. d. J. Et. 4 Nr. 8 ©. 17.) iſt 
fie auch auf den Sädfifhen Antheil der Oberlaufiß ausge— 
dehnt. — In einem Generale v. 20. Mai 1817 (1. c. Cont. 
UL T. 1. p. 801.) wurden folgende noch beftimmtere Regeln 
fetgefegt.: a) in allen Streitigkeiten, welche zwifhen den 
Unterthanen über die Verbindlichkeit zu Leiftung der Militair⸗ 

praͤſtationen entſtehen, es mag ſich dieſe Verbindlichkeit anf 


* 
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Verträge, Urthel oder Verjährung oder anf "einen andern 
Titel gründen; b) bei allen Sreungen der Unterthanen über 
‚ Aufbring: und Uebertragung der Militairleiftungen, über. die 
Art und. Weile der Mitleidenheit bei denfelben, und über 
deren Ausgleichungz e) bei allen. Anfprüdhen, bie bei Ges 
legenheit der Aufbrings-und Ausgleihung der Militairleiftuns 
gen erwacfen, und durch felbige veranlaßt werben, in fo fern 
fie niht auf die Erfüllung eines wahren Contraktes und aus: 
drüflihen Verſprechens gerichtet find, oder von einem Drit: 
ten, der nicht Mitglied: derfelben «Gemeinde iſt, aus. einer 
negotiorum gestio erhoben : werden (weldhenfald die Sache 
dem gewöhnlichen Nechtögange von ber Eivilbehörde. unterwor- 
fen bleibt), iſt fein ordentliher Prozeß zu geftatten; noch 
auch rechtlihes Erkenntniß darüber einzuhohlen, wenn nicht 
die Einleitung in den rechtlichen Weg von der vorgefeßten. 
‘Behörde angeordnet it; vielmehr fiud alle diefe Differenzen, 
nebit den dahin einfhlagenden Umftänden von ben Obrigkeit: 
ten felbft zu erörtern, und nachdem bie Intereffenten kuͤrz⸗ 
lich daruͤber gehoͤrt worden ſind, zur Entſchließung der Kriegs— 
verwaltungskammer zu bringen. — Endlich wurde in dem 
Generale vom 4. Octob. 1818. (Geſetz-Samml. d. I. Et, 1. 
Nr. 1. S. 1.) zur Erlaͤuterung dieſer Vorſchriften noch bei— 
gefügt; daß fie theils auf alle und jede Militairpraͤſtationen, 
ohne Unterſchied, ob fie für einheimifhe oder für fremde 
Truppen erfordert- werden, zu beziehen find, theils insbe— 
fondre alle Leiftungen ber Communglieder, welche von den 
Drtsobrigfeiten nnd in den Dörfern von den Dorfrihtern, 
auf Veranlaffung einer zn beftimmten militairifhen Zwecken 
an fie ergebenden Forderung der Militairperfonen angeordnet 
werden, für Militairpräftetionen geachtet; endlich In Faͤllen, 
wo die Auwendbarkeit des Generales zweifelhaft ſcheinen koͤnnte, 
die Vermuthung für die, durch bie Kriegsverwaltungskammer 
zu ertbeilende Entfheidung allemal eintreten fol, wenn bei 
der Beurtdeilung einer erwacfenen Differenz die wegen der 
Militairpräftationen zu befolgenden Grundfäge einfhlagen, 


P 4 


Von ben Militeicbehörde. 897 


oder eine Werzögerung der Militaitleiftung dur fie verans 
lapt wird. Im Auſehung det Appellationen in Militair- Sa- 
hen find dur die General, vom 19. Jul. und vom 24. Aug: 
1799. CCont; II, Cod, Aug, T. 4. p. 1411.) folgende Vor⸗ 
Thriften gegeben: a) Iſt auch bei ihnen ber Bericht an die 
Kriegsverwaltungsfanmer Cdamals an den Geheimen Krieges 
rath) zu erftatten. b) Haben bdiefelben, bafern: fie gegen 
Abführung vder Lelftung von Militairpräftationen eingewens 
det find, Leinen effectum suspensivum,. e) Wenn der Bes 
ſchwerde von der 8. V. Kamtner nicht fofort abgehulfen wird, 
muß die Sade an die Landesregierung abgegeben werden. 
©. obeh B. %. $. 13% S. 37. Außerdem iſt noch in Ans 


fehung der aus dem Kriegsnngemach herrührenden Pachtdifferen⸗ 


zen zu bemerfen : daß hierüber nah $. 11. ded General. 
die den Paͤchtern, wegen geleifteter Kriegsptäftationen, oder 
erlittener Kriegsfhäden, von ihren Verpächtern zu gemwäh: 
rende Entfhddigung betr. vom 26. Mat 1810:  (Cont, IH; 
Cod. Aug. T. 1. p. 238.) kein foͤrmlicher Prozeß fol verſtat⸗ 
tet werden, fondern es fol von den Unterobrigfeiten , wenn 
Streitigkeiten diejee Art bei ihnen anhängig werden, es 
mag foldies dur eingereichte Klagen der Pächter, oder durch 
vorgefhügte Ausfluͤchte, bei Pachtuͤbergabe oder fonft gefche- 
ben, nad vorgängiger, jedem Theile zu geftattendet Beſqhei⸗ 
siigung oder Gegenbefcheinigung der formirten Anfpräche, oder 
ihnen entgegengefegten Einwendungen, dafern durch gätlihe 
Verhandlungen Fein DVergleih bewirkt wirdz zu der Regie⸗ 
zung Bericht etftattet werden, worauf von biefer, oder Das 
fern dergleihen Ungelegenheiten bei der Regierung unmit- 
bar angebracht werden, nad vorher bei ihr zu veranftaltens 
dem gleihen Verfahren, durch zu erlaffende Decifivreferipte 
entweder föfort, oder nach vorhergegangener Auflegung eines, 
den Umftänden nad, von dieſem oder jenem Theile zu leiſten⸗ 
den Eides, der Streit zu entſcheiden iſt. 
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II. Gefhäfte der Kreis- und Hauptleute 
in Militairangelegenheiten ‘(mit Aus 

ſchluß der bereits oben 5.294. ©. 362 erwähnten 

22 | Rekrutirungen) *). 


§. 307. 
Die Uebertragung und Negulivung jener Gefchäfte 
‚erfolgte duch die Nachträge zu den Inſtructionen für 
bie Kreis - und Amtshauptleute *). vom 7. Dec. 
1815 Soviel nun ı) die Kreishauptleute 
betriffe, fo wurden ihnen, in Beziehung auf einhei- 
mifches und, fremdes Militaie 3), folgende Brfugniffe 
zugeſtanden: a) die directorielle Leitung aller, daſſelbe 
betreffenden VBerwaltungsgefchäfte in dem Umfange ihres 
Kreifes, infonderheit die Zufertigung der aus der Kriegö- 
verwalcungsfammer an fie ergebenden allgemeinen Anord⸗ 
nungen an die Amtshauptleute, und die Verthei— 
lung derjenigen Militairleiftungen, welde vom gan> 
zen Kreife oder mehreren amtshauptmannjchaftlichen 
Bezirken zufammen überhaupt erfordert werden, auf 
die einzelnen amtshauptmannfchaftlihen Bezirke; b) 
die. Auffihe auf die amtshauptmannfhaftlide Ge— 
ſchaͤftsfuͤhrung in Militair-Sachen, theils durch an 
zuſtellende Local⸗-Reviſionen, theils durch Prüfung 
der von dem Amtshauptmann zu haltenden Regiſter 
und Manuale; c) die Hauptveranftaltung ſowohl in 
Ruͤckſicht der Delogirung und Verpflegung, als der 
Erercierpläße, bei Truppenzufammenziehungen, wel— 
che mehrere amtshauptmannfchaftlihe Bezirke zuſam— 
men betreffen;  d) die Entſcheidung aller Reclamatio— 
nen, oder Differenzen, welche ſich auf das amts— 
hauptmannſchaftliche Verfahren bei Einbringung der 
Militairpräftationen beziehen, oder fonft zur Kennt» 


f 


. Von. den Militairbehörben. ‘399 


niß des. Kreishauptmanns gelangen, bafern fie fei- 
nen Verzug leiden: er bat jedoch, im Fall bie In— 
: gereffenten dabei ſich nicht beruhigen, gutachtlichen 
Bericht in dee Sache zur Kriegsverwaltungslammer 
zu erftatten. Bei Befchwerden gegen dad Militair 
und bey vorfallenden Exceſſen ift der Kreishaupt⸗ 
mann ber jebesmalige Civilcommiffarius zur ferner 


Unterfuchung, und bat darüber in wichtigen Sällen 


an jenes Gollegium zu berichten ). e) Am Ende 
jedes Jahres erſtattet derfelbe über die von dem Kreife 
geleiftereen Militairpräftationen einen Hauptbericht an 
die Kriegsverwaltungslammer 5). | 


4) Wegen der bieffalld eintretenden Obliegenheiten Det 
Kreis: und Amtshauptleute wurde in den Nachträgen zu. ber 
Inſtruction, und zwar in denen für eritere . 3, und Im 
denen für leßtere $. 4, auf das damals noch nicht erſchie⸗ 

nene Mandat, die Ergänzungen der Armee betr. fich bezogen. 
Doch find in felbigem Kay. UL. in Beziehung auf diefen Ge: 
genftand blos den Amtshauptleuten befondere Gefchäfte an: 
gewieſen. 

2) ©, oben $. 395. not: 14. ©. 392. 

3) Nachtrag zur Inftruction für die Kreishauptleute $, 5 

4) 5. 1 bis f. 4. 

5) a. a. O. 9.7 


6. 308. 


Anlangend 2) die Militair-Geſchaͤfte der Amts⸗ 
hauptleute in ben ihnen angewiefenen Difteicten, fo 
ift zuoöcderft in dem Nachtrage zu ihrer Inſtruction 
$. 3..der allgemeine Grundfag aufgeftelle: daß durch 
fie alle Ausfchreiben von Mititairleiftungen , welche 
ihnen entweder von den Kreishauptleuten, oder ums 
mittelbar von der Kriegsverwaltungstammer. befanne 


400 Zweiter Zheil. Dritter Abſchnitt. 


gemacht werden, ergehen )). Dann werben ihnen 
folgende einzelne Gefchäfte zunächft in Beziehung auf 
das inländifhe Militair übertragen: a) Borfpann- 
und Einquartierungs-Saden (a. a. O. 5 
bis 13.) Dei erftern haben jie, wo nicht ein andres 
bergebracht ift, den Spann= oder Marfchhufenfuß zu 
beobachten *), und bei vorkommender Renitenz bie 
Fubrengeftellung durch) die Anwendung nötbiger 
Zwangsmittel zu bewirken, ober den Transport durch 
Lohnfuhren, auf Koften der Nenitenten zu veranftal- 
ten *). Auch müffen fie ſowohl die Hufen- Katafter 
in Ordnung halten, und von Zeit zu Zeit revidicen, 
ald auch die Berechnung und Vergütung der geleifte- 
ten Fuhren beforgen, und folche vierteljährig bei der 
Kriegsverwaltungsfammer einreihen, welche nad) des 
ren Prüfung, wegen Bezahlung des Betrags, oder, 
nah Befinden, wegen Sompenfation deffelben, auf bie 
Kavallerieverpflegungsgelder, durch Anweiſung an die 
Steuerbehörden, das Nöthige verfüge Bei Märs 
fhen, Gantonirungen und Eöcortirung von Effecten 
und fonftigen Transporten bat der Amtshauptmann 
für Unterbringung der Mannfchaft und Pferde, ins 
gleichen mie Ausfchluß der Städte Dresden und Leip⸗ 
zig, für gehörige Einrichtung der Quartiere und 
Ställe, zu forgen, und über die jährlih in feinem 
Diftrikte ſtatt findende Cinquartierung genaue Manua= 
lien zu halten. Ferner liegt ihm die Ausmittelung 
und Anmeifung der Efrercierpläße ob; die Taration 
ber Daraus etwa erwachfenden Schäden, und die li- 
quidafion der Duartier-, Stall und Cantonirungs » 
Aequivalent =» Gelder , fo. wie der Rationsvergütuns 
gen. Uebrigens wird ihm zu Beflreitung der in 
Marſch⸗ und Spannangelegenbeiten, oder fonft, erfor= 
derlihen Botenloͤhne ein verhältnigmäßiges Berech⸗ 
nungsgeld ‚ausgefege 4%), 5b) Verpflegungsan- 
Falten (a. a. O. G 14 — 9 17.). In Anfebung 
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derſelben beforge der Amtshauptmann die Verabreis 
chung der aus felbigen an das Militar zu Tiefernben 
Portionen und Rationen;: ferner gebührt ihm wegen 
aller Erlaßgeſuche bei Magazinlieferungen °) die erfte 
Eognition, und bat er fodann nad) deren Erörterung 
gutachtlichen Bericht an die Kriegsverwaltungskammer 
zu erſtatten; auch führe er die Auffiche über die Kös 
niglichen Militair » und Sandmagazine ©), ingfeichen 
über die Rauchfurteranfchaffung, welche unter Concur⸗ 
renz eines ſtaͤndiſchen Lieferungsdeputirten, entweber 
durch öffentliche Liciration, oder durch Einkauf, zu 
bewerfftelligen; c) Husfchreiben abzulieferns» 

ber Pferde, oder zu flellender Arbeiter‘). 
Dei der Geftellung 8). felbft bleibe zwar den’ Amts» 
hauptleuten nachgelaffen, rücdfichtlih der unmittelba- 
ren Ortfchaften die Beamten, ſo wie wegen ber mil 
selbaren deren Obrigkeiten zuzuziehen: fie find. jedoch 
verpflichtee, bei Webernahme der Pferde durch das 
Militair, ingleichen bei Ausmittelung der aus der 
Generalfriegsfaffe zu gewährenden Taxe, die Eontrole 
zu führen, und fowohl das fisfalifche Intereſſe, als 
Das ber Lieferungspflichtigen forgfältig wahrzunehmen, 
d) Difeiplinäarfahen. Wenn Beſchwerden ge 
gen das Militair wegen Eingriffen in bie Gerechtſame 
der Civilbehörben, wegen perfönlicher Beleidigung der ' 
Unterthanen, ober Beeinträchtigung ihres Eigenthums, 
vorfallen, fo bat der. Amtshauptmann die. nöthigen 
Vorkehrungen zu treffen, und auf Genugthuung -oder 
Erfaß bei dem Commandanten der Militairabtheiluns 
gen anzufragen, aud im Fall beides niche fofore 
erfolge, den verurfahhten Schaden zu liquidiren, und 
nah Befinden gerichtlich tariren zu lajfen, über den 
Vorfall aber unverzüglich Anzeige an den Kreishaupfe 
mann, und in dringenden Fällen unmictelbar zur 
Kriegsverwaltungsfammer zu erftatten. e) Entſch ei⸗ 
dung ber Differenzen, MORE wegen Auß 

II. ne e 
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bringung der Militairpräftationen unter 
Sommunen: ober Individuen. vorfommen. 
Sie gebührt ihm nur infofern, als die Sache feinen 
Verzug leidet, auch hat er, inſofern ſich die In— 
cereffenten hierbei nicht beruhigen, ——— an den 
Kreishauptmann zu erſtatten. 
4) Auch Hat der Amtshauptmann an dieſe Behotden, jedeg 
» nur im dringenden Faͤllen an bie —e— 
| — | 


u. 


» Siche * $, 300: 


‚® Nah dem hierbei angezogenen Generäle v. 40. Jul. —5— 
(Cont, II. Cod. Aug. T. 1. P-. 1413: )- haben ſich die Amts⸗ 
hauptleute (welche in dieſer Hinſicht an die Stelle der ehe 
maligen Kreisfommiffarien getreten find), in Fällen, wo es 
nicht auf Exaction des Praestandi feld, fondern auf andte 
Nebenumſtaͤnde, inſonderheit auf Einbringung der fuͤt nicht 
geſtellte Miliz: Spannungen verlegten Fuhrloͤhne und Koften 
ankommt, der milltairifhen  Grecution gänzlih zu ent 
halten, und vielmehr die ordentlihe Obrigkeit wegen. ‚ber 
noͤthigen Huͤlfsvollſtreckung zu requiriren. 

DE $. 21. des Nachtrags zur Jnſtr. fr die Amtshauptlehte, 
‚wo zugleich feftgefent wird: daß ein Verzeihniß diefer Bo: 
tenlöhne 4 jährlih bei der Kriegsverwaltungskammer einzus 
zeichen if. Uebrigens leidet nach $. 6. der. Juſtr. für bie 
Kreishauptleute diefe Vorſchrift auf Iektere, welpen zu dem 
nämlihen Zweck ein Quantum ansgefegt iſt, gleichfalls Ans 
‚wendung. 


5) Einige nähere Beſtimmungen über dieſe Erlaßgeſuche enthal⸗ 
ten die Erlaͤuterungen der A. H. Sch. Juſtr. v. 6. Maͤtz 1823. 
in der Gef. Samml, d. I, ©. 33, 
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6) An eigentlihen Landmagazinen hat es bis in die neuefte 
Zeit in dem Königreihe Sahfen gänzlihd ermangelt, Zwar 
wurden fhon auf dem Landtage von 1805 Berathſchlagungen 
über die Errihtung derfelben gepflogen, welche aber damals 
ohne Erfolg waren. Neueſte Gefhichte des Königreihe Sache 
fen ®. 3. ©. 123. Ferner erging in einem Decrete vom 
16. Dch 1820 det Antrag an die Landitändes daß in dem 
Erzgebirgifhen Kreife (wo fhon Bergmagazine errichtet waren) 
und in dem Wogtländifchen dergleihen Magazine errichtet wer 
ben follten 53 worauf der größte Theil der Stände (mit Aug: 

ſchluß der alterbländifhen Mitglieder des weiten Ausfhuffes 
der MNitterfchaft) in einer Schrift vom 14. Mat 1821 nur 
auf eine Ausdehnung und Unterftüßung. ber bereits für den 
Erzgebirgifhen Kreis beftehenden auf Actien gegründeten Pri⸗ 
Yat = Magazinanftalt antrug, wozu der König den in den 
Bergmagazinen vorhandenen uͤberfluͤſſigen Raum angemwiefen 
hatte Auch wurde in der Bewilligungsfchrift biefee Landes: 
verfammlung von ben Ständen zu dem angegebenen Zweck 
ein jährtliher Beitrag von 3000 Thaler ausgeſetzt, wegen 
deren Annahme aber der König fi erſt auf dem folgenden 
Landtage durch ein Decret vom 7. Jam: 1824 erklärte, durch 
welches zugleih auch nur Berathuugen der Stände. über ihre 
Theilnahme an der bereits beftehenden Actiens Anftalt einge— 
Teitet wurden, deren Refultate dem König nad vorgängigen, 
AUnterhandlungen mit ben Bevollmächtigten des Magazinvereing 
in einer Schrift vom 9. Febr, 1824 vorgelegt, und von dem 
König durch ein Decret vom 16. März 1824 genehmigt wurden. 
Hiernach aber wurde bie Wahrnehmung bes ftändifhen In— 
tereſſes jener Anftalt in die Hände von 4 Deputirten gelegt, 
welche aus den ritterfhaftlihen und ftädtifhen Gurien bed 
Etzgebirgiſchen und MWogtländifhen Kreifes erwählt ‚werden 
folten; übrigens thaten die Landftände auf bie zu.‘ ihren 
Antheil ausfallenden Zinfen und Dividende des -Ges 
winns zu Gunften des Fonds der Magazin = Anftalt 
Verzicht. Noch wurden endlich Für letztere Yon den⸗ 

| Cr2 
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Landſtaͤnden ſofort in unzertrennter Summe 18900 Rthlr. 
verwilliget. a 


MH Bei wahrgenommenen ungebührlihen Forderungen der legs 
tern faun der Amtshauptmann das Tagelohn nah den Um— 
ftänden beftimmen und ermäßigen. 


8) Ueber die Aufbringung des Pferbebedürfniffes für die Armee 
(wofür einige Zeit die Kreis- und Marſchkommiſſarien zu 
forgen hatten), vergl. man noch folgende ditere Geſetze: 
Generale vom 25. Apr. 1785, Cont. II, Cod, Aug. T. 1. 
p. 1367. — Zwei General. vom 6. Apr.i789. 1. c. p- 1343. — 
Generale vom 30. Nov, 1791-1. c. Pr 1355: — Generale vom 

21. Sept. 1808. 1. e. Cont UL T. 4. p« 643. 


e $. 309 


Die auf fremde Truppen ”) ſich beziehenden 
Gefchäfte foller zwar von den Amtshauptleuten im 
Weſentlichen nach der für die Ingelegenheiten der inläns 
difchen feftgeftelleen Norm behandelt werden ; doch 
kommen bei ihnen folgende eigenehümliche Gegenftände 
in Betrachtung: a) Zuziehung unverhufter 
Grundftüde Zu diefem Behuf ift jenen Beam: 
ten die Haltung, Revidirung und Berichtigung indie 
viduellee DVerzeichniffe der von den ordinairen Mili« 
faiclaften freibleibenden Grundftüde, fo wie auch die 
— beſondrer Manualien und Ueberſichten in 
etreff der Leiſtungen für fremde Truppen überhaupe 
vorgefchrieben ($. 23), b) Unrerfiüßgung der 
Etapenorfe durch audzufhreibende Natu— 
ralien ($. 24.) Diefe außerordentlihe Beihuͤlfe 
ift von ben unbequartiereen Ortſchaften nach der Zahl 
der von jedem Orte ausgefchriebenen Portionen und 
Rationen, mit Beifügung des Berrags eines jeben 
Artitels nach dem Gewichte oder Maße in folle, 
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beſonders mit zur Liquidation zu bringen, €) Ber» 
halten bei ungewöhnlihen Anforderuns 
gen des fremden Militairs (9 2%.) Dieſe 
find von den Amtshauptleuten zurüczuweifen, jedoch 
bfeibe ihnen nachgelaffen, denfelben dann Genüge zu 
feiften, wenn dafuͤr fofortige Bezahlung an die zur _ 
Mitleidenheit gezogenen Perfonen geleiftee wird. d) 
Verwaltung der anzulegenden Etapenma— 
gazine (9. 26.). Zuvoͤrderſt haben Die Amtshaupt⸗ 
leute hierzu vorzüglih brauchbare Subjecte bei dem 
Kreishaupemann in Vorfchlag zu bringen, welcher 
dießfalls Bericht an die Kriegsverwaltungdfammer ers 
flattee , der die Beſtellung und Verpflichtung der 
Magazinbeamten vorbehehalten bleib, Bei der Füh: 
rung ihres Amtes find Iegtere dem Amtshauptmann 
unfergeben, und haben ſich bei Verausgabung einzig 
und allein nad deffen fohrifelihen Anweifungen zu 
richten ; die Magazincechnungen aber werden, nad) 
vorgängiger Atteftation Des Desieföantöfanptnrannes, 
ber Kriegsverwaltungslammer abgelegt: e) Anweis 
fung von Berehnungdgeldern ($. 27.) 
Damit die Amtöhauptleute zur Beſtreitung bes etwas 
nigen Negieaufwandes, oder, nah Befinden zu Seis 
‚ftung von Einquartierungs-Verguͤtungs-Vorſchuͤſſen?) 
nicht gehemmt werben, bleibe der Kriegsverwaltungs« 
fammer anheimgeftelle, fie zur Erlangung jener am 
Schluſſe eines jeden Vierteljahrs von ihnen zu berech» 
nenden Gelder an bereits vorhandene Kaffenbehörden 
zu verweifen, ober auch deßhalb befondere Kaffen- 
beamte anzuftellen. f) Anftellung von Erapens 
fommiffarien in befondern Fällen (28.). 
Auf dieſe kann der Amtöhauptmann aus triftigen 
Gründen unter Vorſchlagung einiger Subjecte durch 
den Kreishauptmann bei der. Kriegsverwaltungsfanıs 
mer antragen, welche unter den vorgefchlagenen Sub⸗ 
jeeten wähle, und ihre Memuneration beſtimmt; 
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der Amtshauptmann aber iſt nah ihrer Anftellung 
die Controle über fie zu führen berechtiget, und hat 
fie, ſoweit als moͤglich, zu vertreten. 


4) Schon nach den allgemeinen Grundſaͤtzen des Voͤlkerrechts iſt 
der Durchzug fremder Truppen an die hoͤchſte landesherrliche 
Genehmigung gebunden. (Martens Precis du droit des 
gens moderne de PEurope $. 8% p- 136. Klüber Droit 
des .gens moderne de l’Europe T, 1. % 136. p. 212.) 
Auch ift in Hefonderer Beziehung auf den Durhzug fremder 
Militeircommando’s zum Transport yon Gefangenen, und 
die Abfendung dergleihen Commando's ins Ausland durch 
ein Mandat vom 4. ul. 1825. (Gef. Samml. d. J. Et. 1% 
Mr. 17. ©. 95.) vorgefhrieben: daß, foviel den eriten Gegen 
ftand betrifft, dergleihen Durchzuͤge nicht ftatt finden mögen, 
als wenn die Erlanbniß dazu von den auswärtigen Behörden 
hei dem Kabinetsminifterio, oder bei der Landesregierung 
und respective bei der Oberamtsregierung zu Budiffin gefucht 
und bewilligt, ingleihen -dephalb entweder hefondere Anwei— 
fung, oder eine Begleitung des fremden Militaircommando's 
von einer dazu beorderten Perfon des Königl. Saͤchſ. Milis 

tairs, oder ber Gensd’armerie angeordnet worden if. Dages 
sen Haben fih auch die König. Saͤchſ. Eivil: und Militair« 
behörden, aller dießfallfiger Abfendung in ein auswärtiges 
Territorium zu enthalten, dafern fie nicht die Erlaubniß dazu 
bei der Negierungsbehörde deffelben erlangt haben. Wird 
felbige verweigert, fo ift defhalb an die Landesregierung und 
respective an bie Dberamtöregierung zu Budiffin, oder an die 
vorgeſetzte Militairbehörde Anzeige zu erſtatten. 


2) Ungewöhnlihe Ausgaben erfordern die Genehmigung der 
Kriegsverwaltungskammer. 


Bon der Militairhoheit. 407 


§. 310. 


In der Oberlaufig ift eine ftändifche Deputation 
zu Beforgung der dem Jande und den Städten ges 
meinfhaftlihen Militairangelegenheiten niedergefeßt , 
welche zugleich die gemeinfchaftlihen Kaffenangelegen- 
beiten der Provinz beſorgt )). Sie befteht a) aus 
dem jedeömaligen Sandesälteften, und einem dritten, 
von den Sanditänden zu wählenden Iandftändifchen 
Mitgliede, und b) aus zwei ftädtifhen Mitgliedern, 
wovon einer aus dem Mittel des Raths zu Bubiffin, 
ber andere aus dem Mittel des Raths zu Zittau ges 
wähle wird... Für den Behinderungsfall der Princi- 
paldeputirten werden Subftituten ernannt, auch kann 
der Deputirte von Zittau für minder wichtige Ge 
fhäfte feinen Auftrag dem Deputirten von Bubiffin 
ertheilen ?), Uebrtigens führe der jebesmalige Amts- 
hauptmann bei dieſer Deputation, inſoweit fie niche 
die SKaffenangelegenheiten betriffe, den Vorſitz 9), 
auch ſind befondre Depufationsverhandlungen ohne 
feine Gegenwart ungültig, ‘mit Ausnahme von drin» 
genden Fällen, die in feiner Abweſenheit von Bu— 
diffin, oder während einer ihn betreffenden Krankheit 
vorfallen, wo zwar die fländifche Deputation ohne 
ihn _ zufammenfommen fann, jedoh das Protokoll 
ihm nach gehobenen Hinderniffen, zu feiner beliebigen 
Unterfhrife oder fonftigen Entſchließung, vorzulegen 
bar 2). | 


1) Mandat, die neuen Verfafungs: und Verwaltungs Einric: 
tungen in der HOberlaufiß betr. vom 412. März 1821. $. IV. 
(Gef. Samml. d. J. ©. 21.) 


2) Inftruetion für oberwähnte Deputation, befannt gemacht 
durch ein Nefeript der Oberamtsregierung zn Budiſſin vom 
14. Det. 1822. (Geſetz-⸗Samml. d, J. St 31. Nr. 56 
&.429 uf) S I=-Im | | 


4 
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3) Man vergl. das nor, 4. angeführte Mandat a. a. O. und 
über die einzelnen Diechte des Amtshanptmanns, bie jenem 
Gefeß beigefügte Inſtruction des Amtshauptmanns $. 47. 

CGeſ. Samml. vom J. 1821. ©. 31.) und die bereits not. 2,- 

„ erwähnte Inſtruction der Deputation, 


4) Infir, der Depntation $. VII. — 





Achtes Kapitel. 
Bon der Kirchenhoheit. 


Das Hauptwerk hieruͤber, welches die aͤltern Schriften uͤber 


| biefen Gegenitand faft ganz entbehrlih macht, it: Carl Gott: 


lieb Weber foftematifhe Darftellung des im Königreihe Sad: 
fen geltenden Kirchenrechts. Erfter Band, und Erſte Abtheilung 
des zweiten Bandes. Leipzig 1819 und 1825. 8 Hierher gehört 
bauptfählih dee erſte Band, wo von ber öffentlichen Kirchenvere 
verfaffung bed Koͤnigreichs Sachſen gehandelt wird; auch find 


daſelbſt S. 18 — S. 128 fämmtlihe Quellen und Hülfsmittel 


des Saͤchſ. Kirchenrehtd angegeben; daher wir bier nur eine 
Sammlung der erftern, unter dem Titel: Corpus juris eccle- 
siasti Saxonici, menefte vermehrte Ausgabe von Schmieder, 


Dresden 1773 und 178. 2 B, 4. erwähnen wollen. 


& zrı. 
Einleitung. 


Die Entwickelung der einzelnen in der Kirchen⸗ 
hoheit (ius circa sacra) liegenden Rechte, iſt kein Ge— 
genſtand dieſes Lehrbuchs, indem ſie um ſo mehr in 
das Kirchenrecht, als einen ſpeciellern Rechtstheil ge⸗ 


„# 


u Von der Kirchenhoheit. 409 


hoͤrt, weil mie ihr, ſoviel insbeſondre die, haupt—⸗ 
ſaͤchlich in dem Koͤnigreiche Sachſen in Betrachtung zu 
ziehende, evangeliſche Kirche betrifft, auch die Kirs 
hengewalt (potestas ecclesiasüca), welche bie ge: 
fellfchafelichen Rechte der Kirche (iura collegialia ec- 
clesiae ) enthält, vereinige ift *), jedoch mit Vorbehalt 
der auf die Örundverfaffung der Kirche *) fich bezies 
benden, den einzelnen Gemeinden, oder ihren Res 
präfentanten 8) vorbehaltnen Rechte (tura communia), 
Demungeachtet halten wir es wegen des Zufammens 
banges mit andern Materien für zweckmaͤßig, wenig» 
ſtens eine allgemeine Ueberſicht von den £irchlichen 
—— und von dem Umfang ihrer Geſchaͤfte zu 
geben. | 


41) Ein förmlicher MAuftrag der evangelifhen, Kirche, wodurch 
diefe Vereinigung bewirkt worden wäre, läßt fich zwar auch 
in denen Ländern, welche zur Zeit ber Reformation zu Sad: 
fen gehörten, nicht beweifen; fondern es feßten fi die Lan- 
desherren,, entweder aufgefordert von den Meformatoren 
(Weber 8.1. S, 143), ober auch wohl aus eigner Bewes 
gung (Geſchichte der Churfählifhen Staaten B.3. S. 260 u: f.) 
duch angeordnete Kirdenvifitationen, in den Beliß der ges 
felfhaftlihen Rechte der Kiches doch Eonnten, wie Eis 
born in feiner Tentfh. Staats = und Rechtsgeſchichte V. 4 
$. 554: ©. 446. richtig bemerkt, alle auf diefe Weife getroffene 
Anordnungen nur dadurch ihre Kraft erhalten, daß fie die kirch⸗ 
lihen Gemeinden Cvon welhen mehrere, oft noch vor dem 
Eintritt dieſer Viſitationen, bergleihen Veränderungen vers 
möge ihrer Autonomie yorgenommen hatten), als ihrer dere 
maligen, von den protejtantifhen Theologen, die auh bei 
jenen Vifitationen zugezogen wurden, geleiteten Meberzeugung 
gemäß, anerkannten; und eben dadurch and die Gewalt 
felbft genehmigten, von welcher fie ausgegangen waren. — 
uebrigens find mande Irrthümer in diefer noch jetzt fo oft 
befirittenen Lehre daher entftanden, daß man gewöhnlich die 
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Kirhengemwalt für gleichbedeutend mit der bifhöflihen hielt, 
obwohl mit letztrer eigentlihe Hoheitsrechte verbunden waren, 
welche fih der Landesherr nah Aufhebung des bifhöflihen 
Megiments, vermöge feiner Territorialhoheit zueignen könnte. 


2) Blos Liturgifhe Worfchriften werden bierzu in Sahfen nicht 
gerechnet; dafern nicht mit dem auf Öffentlicher Autorität bes 
ruhenden und unter Theilnahme der Landitände im 16ten Jahr: 
hundert feitgefenten Ritu hei gottesdienftlihen Handlungen 
eine Veränderung vorgehen fol; welcher Grundfaß noch bei 
der 1810 von dem Kirchenrathe vorgefchlagenen und vom 
Gebeimen Confilio genehmigten MWerbefferung des Kirchen: 
buche und der Kichenagende befolgt worden Hi. (Weber 
a. a. O. ©. 268. not. 10.) Soviel übrigens die Einfühs 
zung neuer Gefangbüder betrifft, fo iſt diefe durh das 
Nefeript vom 7. Febr. 1793. (Cont, II. Cod. Aug, T. 1. p. 175.) 
son der Ginwilligung der Gemeinden (nah dem beftändigen 
Herlommen hiefiger Lande) abhängig gemacht; doch foll es 
deßhalb nach einer Verordnung des Kirchenraths vom 15. Jul. 
479. (1. c. p. 179.) in der Regel Feiner ausdrüdlihen 
Einwilligung ber Gemeinden bedürfen, fondern die Stimmen 
nur dann gefammelt werden, wenn fich bedeutende Wider: 
fprüche zeigen, und zur Wiffenfhaft der Obrigkeit gelangen. , 


5) Wenn ſich gleich, wie Eihhorn a, a. O. 5. 553. ©. 441. 
not e. tihtig bemerkt, die Landitände Anfangs keinesweges 
ald Meprafentanten der Kirhe, fondern die Angelegen— 
beiten derfelben als Landesfahen betrachteten, fo kann 
doch dieſe Veranlaffung ihrer Theilnahme an jenen Gefcäften 
ben eigentlihen Rechtsgrund derfelden nicht ändern — Das 
gegen jtanden die in den altern Kirchengefegen, unter andern 
in der Kirhenordnung von 1580. Tit. vom Synodo (Cod. Aug. 
T. 1. p. 649, und in dem Epnobal = Decrete vom 6. Auguft 
1624 1. c:”p. 785. erwähnten General: Eynoden mit der Repraͤ— 
fentation der Kirhen in gar Feiner Verbindung, fondern 
waren vielmehr Deputationen, welche die Reſultate vorgän- 
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giger Kirchenviſitationen dem Landesherrn nach erfolgter Prü: 
fung derſelben zur Genehmigung vorlegten. May vergl, 
Weber A. 9» O. B. j, nqot. 4. S. 162 110 fi 


I, Bon den kirchlichen Behörden für bie 
evangelifche Kirche des Königreichs 
| Sachſen. | 


§. 312: 


A, Bon dem Wirkungskreiſe dieſer 
Behoͤrden uͤberhaupt. 


In der Hauptſache werden noch in Anſehung 
dieſes Gegenſtandes die aͤltern, Grundſaͤtze des gemei— 
nen, beſonders des canoniſchen Rechts in dem König⸗ 
reihe Sachſen beobachtet; obgleich viele nähere Bes 
flimmungen baupefählid in Anfehung der Gränzen 
der geiftlichen Gerichtsbarkeit, welche theils von der 
Qualitaͤt der Perfonen, theild von der Eigenſchaft 
der Sachen abhängig ift. *), in. vaferländifchen Ge- 
fegen, namentlih in dem Regulativ *) vom 31. Mai 
1782 enthalten find. Auch ift die Unterrichts = Po- 
Yizei, deren Gegenftände erſt in den neuern Zeiten 
fih mehr ausgebildet und enewidele haben, in ber 
Pegel den kirchlichen Behörden überlaffen. Es ge: 
hören aber dahin: a) Univerfitäts- und Schul. 
fahen, und zwar dergeftalt: daß die Univerfitä- 
ten 5), die Land- oder Fuͤrſtenſchulen *), ingleichen 
die Schulmeifter » Seminarien °) unmittelbar unter 
dem Kirchenrathe ſtehen; die niederen Schulen aber 
zunächft den aus dem GSuperintendenten und dem 
Deamten ober der Gerichtsobrigkeie beftehenden Kir- 
heninfpertionen, und in zweiter Inſtanz dem Eonfi- 


\ 
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ftorio unterworfen find 6%. Doch ift die Vollzie- 
bung der Schulgefege wegen des Anhaltens der Kin- 
der zur Schufe und Bezahlung” des Schulgeldes 
durch gerichtlihen Zwang den Civilobrigkeiten überera= 
gen . b) Das Bücher» und Kalenderwes 
fen. Die Auffihe über erfire& wird in der Regel 
durch Die weltliche Obrigkeit eines jeden Orts, jedoch 
in fo weit es befonders auf die Anwendung und Be— 
obachtung der Genfurgefege anfomme, untergeordnet 
. unter den Gonjiftorien ausgeube 8); im Leipzig aber 
duch die dafelbft feit 1687 angeordnete 9), aus ei- 
nem Deputirten ber Univerfitde und. des Raths, 
ingleihen aus einem Buͤcherinſpector *°) beftehende, 
dem Kirchenrache untergebene Bücherfommiffion ”); die. 
Genfur ſelbſt beforge theils die Univerſitaͤt Leipzig, 
der eine Concurrenz mit allen übrigen Genfurbehör- 
den unmittelbar unter Leitung des Kirchenraths zu: 
ſteht °*), theils in der Reſidenz befonders hierzu 
beauftragte Perfonen 5), theils in den übrigen 
Städten des Sandes der Superintendent oder erfte 
Geiſtliche des Orts, und ein Deputictee der Civil 

obrigkeie nah Verſchiedenheit der Schriften 29); Pri- 
vifegien gegen den Buͤchernachdruck endlich werben 
nue von dem Kirchenrathe gegeben 16). Dagegen 
ift die Publikation allgemeiner, das Büchdrwefen 
beereffenden Gefege, an die Jandesregierung gewiefen, 
welcher auch nebft dem Kirchenrarhe, mit dem fie 
deshalb gewöhnlich in Gommunication zu treten pflege, 
die oberfte Handhabung der Bücherpolizei obliegt °°); 
fo wie aud von diefer Behörde die Anlegung neuer 
Buchdruckereien abhängig ift 7). Endlich ift die 
Unterfuchung und Beftrafung der von Schriftitellern, 
Buchhaͤndlern und Buchdrudern verfhulderen Ueber 
eretungen der Bücher -» und Genfurgefege Fediglih an. 
die Ortsobrigkeit, untergeordnet unter die Landesre— 
gierung, gewiefen 22), letztrer auch, außer Seipzig, 
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wo in dieſen Sachen die Competenz der Buͤcherkom⸗ 
miſſion eintritt, eine concurrente Gerichtsbarkeit mit 
den Conſiſtorien bei Streitigkeiten uͤber das Eigen⸗ 
thum und Bas Verlagsrecht der Buͤcher, einge⸗ 
taͤumt worden »209). In Beziehung auf das Calen⸗ 
derweſen, deſſen Leitung bei allen Calendern, welche 
in Leipzig erſcheinen, zunaͤchſt der Univerſitaͤt ge— 
buͤhtt, iſt dem Kirchenrath die Aufſicht inſoweit 
uͤbertragen, als theils die Beſtimmung kirchlicher 
Feſte von ihm abhängig iſt, theils die dießfallſigen 
Privilegien von nn Collegio zu ertheilen find *0). 


4) Weber a. a. O. B. 1. ©. 493 — 539. Noch bemerken 
wir uͤbrigens: daß, wenn ſchon nach den aͤltern Geſetzen 
alle fromme Stiftungen zu denen juriſtiſchen Perſonen gehoͤ— 
ten, weldhe der kirchlichen Gerichtsbarkeit und Oberaufſicht 
unterworfen find, dennoch diefe Negel Hauptfächlih bei Are 
men- und Derforgungs = Anftalten viele Ausnahmen leidet. 
© Weber ©. 482 m f. 


2) Cont, II, Cod, Aug T. 1. p. 273, Man vergl, Weber 
©. 506 u. f., wo man aud not. 6. Bemerkungen über daß 
verfhiedene Datum findet, unter welhem es. den Behörden 
befannt gemacht worden ifl. | \ 


3) Die Univerfität Leipzig wurde fchon deswegen als eine geift: 
liche Stiftung betrachtet, weil fie nad. der gewöhnlichen 
Sitte des Mittelalters durch päbitlihe Privilegien begründet 
und einem bifchöflihen Kanzlariat (dem bes Biſchofs von 
‚Merfeburg, an deffen Stelle noch jeßt bei den Promotionen 
ein von den Facultaͤten erwählter Profanzler tritt, cf. 
Mich, Henr, Gribner de primo Academise Lipsiensis 
Cancellario Lipsiae 4731. und Jo, Ge. Eceius de Muxere 
Procancellarii in Acad, Lips, Lips, 4788. 4.) unterworfen 
wurde, | 
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A) Diefe Lehranftalten ſtehen auch in bürgerlihen Rechtsſachen 
unter der Gerichtöbarkeit dee Kirchenraths, welcher auch die 
einzelnen Lehrer unterworfen find (Weber a. a. D. S. 366); 
andre Grundfäße Dagegen finden in Anfehung der Univerfität 
Leipzig und der einzelnen Kotporationen berfelben ftatt, 
welche in bürgerlihen Rechtsſachen ber Landesregierung und 
dem Dberhofgeriht untergeordnet find. — Die oͤkonomiſchen 
Angelegenheiten der Landſchulen ſtehen zwar unter dem Ge= 
heimen Finanzcollegio (©. oben 9. 275. ©. 329.);5 doc 
Ton dieje Behörde deihalb mit dem. Kirchenrathe Communf: 
cation pflegen. 


5) Weber den Urfprung derfelben f. die nenefte Gefhichte des 
Koͤnigreichs Sahfen B. 3. ©. 162.5 über ihre gegenwärtigen 
Berhältnife Weber a. a. D. ©. 373. ° 


6) Weber » a. 9, ©. 40. 


2) Generale, das Anhalten der Kinder jur Schule und zut Be— 
zahlung des Echulgeldes betr. vom A. März 18055 Cont, II. 
Cod, Aug. T. 1 Pr: 58 894 


3) Mandat, das Cenſur- und Buͤcherweſen betr. vom 10. Ang: 
4812. (Cont, II. Cod, Aug, T.4.p.43. Lt Ur 
sub 3, €) Man vergl. auch Genfurreglement vom 30. Sept. 
4779 Cont, II, Cod, Aug. T. 4. p+ 43 sa. 


9) Refeript vom 7. Nov. 1687. im Anhang zu Ernest, Frid, 
Küstner (Praes, Aug. Frid, Schott) Diss, de pnblica 
rei librariae cura itiprimis Lipsiensi, Lips, 177& 4. No. IE 
p: 79. In den früdern Zeiten verhielt die Univerfität und 
der Rath zu Leipzig wegen des Buͤcherweſens häufig befondre 
Kommifflonen, cf, 1. cs p. 1% 


40) Ueber das Perfonale der Bücherfommiffien ſ. Küstner 
J. c. p 45 — 51. Chedem führte der Bücherinfpector den 
Titel eines Fiscals, allein durch ein Nefeript vom 15. Zul, 
1722. Cl, c« im Anhang No, V, p. 81, wurde jener Titel 
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verändert, weil, wie es bafelbft Heißt: der zeitherige Fiscal 
David Bittorf angezeigt hatte; „wie verhaßt der Name 
Fiscal zeithero worden ſey, ſogar, daß wenn er zu Meß—⸗ 
zeiten in die Buchladen käme, und die Leute folhen hörten, 

ſie gleihfem vor ihm einen Abſcheu hätten, ihn zu meiden 
fuchten, auch wohl gar davon gingen.” 


11) Die einzelnen, Seichäfte derfelben f. bei Küstner L ci 
.P- 50 bis p. 63. und bei Weber a, a. O. p. 385 u. fü 


42) Cenfur= Regulativ von 1779. 9.1: S-IV. und Mandat v. 142, 
Lu IL sub 3 e). Noch wurde uͤbrigens dur ein 
Generale vom 7. Auguft 1812. CCont. III. Cod. Aug, T.1. 
p- 42.) ein politifher Cenſur für Schriften politiſch-, hiſto— 
riſch⸗, geographifh= und ftatiftifhen Inhalts, welche auf die 
neuern Zeitverhältnife von und mit dem Jahre 1785 Bezie: 
hung haben, unter gewiffen in dem zulept erwähnten Mans 
dat von 1812. $- IL.sub 2, a.) enthaltenen nähern Beſtim— 

‚ mungen angeftellt 3’ feit dem 4. Dct. 1815. aber wurde diefe 
Einrichtung wieder aufgehoben, Weber a. a. O. ©. 331. 
Dagegen wurde durch ein Mefeript vom 16. Sept. 1825. 
für die meiften in Leipzig erfheinenden Zeitungen, periodifhen 
Blätter und Flugſchriften ein befondrer Cenſor angeftelt : die 
Genfur der in die landesherrlichen Gerechtſame einfhlagenden 
Schriften wurde ſchon feit 1733. von dem Geheimen Confilio 
Ciest dem Geheimenrathe) abhängig gemacht, doc wurde noch 
in dem Mandate von 1812. $. IL, sub 3, b, anf den Unlverſi⸗— 
täten auch dem Ordinarius in der Regel die Cenfur nachges 
laſſen. * 


13) Regulativ von 4779. 9 IIL und Weber a. a. O. ©, 384, 
14). O. IL | - 


15) Weber 0.9. Ei 38% Gleiche Kraft von ausdruͤckll⸗ 
hen Privilegien haben die Einzeichnungen der Verlagsbuͤcher in 
das bei der Buͤcherlommiſſion in Leipzig zu haltende Protokoll. 
©: Mandat, den Buchhandel bett. vom 18. Dec, 1773, vet: 


* 


J 
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bunden mit einem: Stegulativ, wie dad von ber Buͤcherkom⸗ 
miffion zu führende Protofoll einzurichten. Cont. Il, Cod, 
Aug, T. 1. p- 41. Einige nähere Beftimmungen hierüber f 
in dem Mandat von 1812. Se IV. 


16) Weber ©. 378 mud ©. 387. Auch findet dann 
eine Concurrenz der Commerziendeputation ftatt, wenn An: 
gelegenbeiten vorkommen, welhe einen vortbeilhaften oder 
uachtheiligen Einfluß auf den Buchhandel ſelbſt äußern Fönnen. 


47) Nach einem Mandat v. 26- Mai 1571. (Cod, Aug. T. 1. p. 407.) 
folten blos in Wittenberg, Leipzig und Dresden Buchdruder 
teien gehalten werben, welhe Vorſchrift aber allmählig außer 
Vebung kam; dagegen wurde in dem Megnlativ v. 1775. $. VI. 
feftgefegtt daß in den mittlern und Keinen Städten Sachfens, 
außer dem bereits angelegten Buchdendereien, keine neuen, ohne 
abfonderlihe dießfalls ausgewirkte Eonceffion errichtet werden 
follten; welche Vorſchrift durch das Mandat von 1812. 9. IL 
sub 5), ohne Unterſchied auf alle Derter ausgedehnt worden ifl- 


48) Regnlativ von 1779. 5. VL, und Mandat vom 10. Aug. 
1812. 9. I, sub 5). 


19) Mandat, den Buchhandel, ber. vom 18. Dec. 1773. $. A. 


Negulativ von 1779, 5. VI. und Mandat von 1812. $. IL 
sub 3. f). 


20) Weber ©, 390. 


B. Bon den Superintendenten und 
Conſiſtorien. 
Casp. Ziegler Superintendens ad normam Constitutio= 
zum ecclesiasticarum in Electoratu Saxonico descriptus. Ed, 2 


Viib. 1712. 4. — Chr. Gottlob Lehmann de officio Su- 
perintendentis in Electoratu Saxonia» Chemuits 1725. 4. — 
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J. S. Goebel Urſprung, Geſchichte und Verfaſſung der Conſi— 
ſtorien in den Chnrſaͤchſiſchen Landen. Freib. 1794. 8. — Ehr i⸗ 
ſtian Gotthelf Fir Abriß der Churſaͤchſiſchen Kirchen: und 
Conſiſtorlen-Verfaſſung, nach ber gegenwärtigen Eintheilung in 
Didcefen. Erſten Theils B. 1. Schneeberg 1795. B. 2. Chem: 
nitz 175. 8. — Einen tabellariſchen Auszug aus dieſem Werke 
enthält: Fir Special-Tabellen von der jetzigen Eintheilung der 
Churſaͤchſiſchen Confiftorien in Diöcefen, Kreife, Kirhenorte u. ſ. w. 
Chemnig 1800 8. 


a. Bon den Superintendenten und 
Confiftorien überhaupt. 


| §. 313. 


Die Superintendenten wurden ſchon bei Gele— 
genheit der in den Jahren 1528 und 1539 gehaltenen. 
Kirchenviſitation zur Ausuͤbung-einer in der Folge auf 
Das ganze Kirchenwefen ausgedehnten DOberaufjiche ) 
über die Geiftlihen *), in einzelnen Diöcefen 3) anges 
ordnet, erft aber in der Mitte des 16. Jahrhunderts, 
nachdem einige Zeit ein ſchwankender Zuftand in An— 
fehbung des Kirchenregiments eingecreten war *), wurs 
den die Confiftorien, und zwar 1542 das Mittenber- | 
ger 5), 1543 daß feipziger °), und 1545 das Meiß— 
ner 7), auf Verlangen, oder wenigftens mit Geneh— 
migung ber tandftände, errichtet ©), und ihre Vers 
fajfung zuerft genauer in der Kirchenordnung 9) vom 
1. San. 1580 beſtimmt. — Alle diefe Gonfiftorien 
haben bis in die neyern Zeiten fortgedauert; dage— 
gen ift das fpäter 1602 in Zwickau angeordnete fchon 
1605 wieder eingegangen »)). — Nad) allgemein 
befannten Grundfägen aber 'beftehen die diefen Behoͤr— 
den uͤbertragenen Rechte (tura vicarıa) hauptſaͤchlich 
in der firchlichen Gerichtöbarfeit, und in einer obern 
Eirchlihen Inſpection, welche ſich — mehrere Su⸗ 

II. OD 
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perintenduren und einzelne Kirchen verbreitet. ") — 
Ihte Ausfertigungen werden, wie bei dem Dberhofges 
richt, nicht im Namen, fondern flatt des tandesherrn 
erlaffen °*), fo wie aud) in den Schreiben, weldye 
an diefe Behörden ergehen, nur die Mitglieder der— 
felben angeredet werden. "?) 


4) Man vergl. den Unterricht der Vifitatoren an die Dfarrherren 
des Churfürftenthums Sachfen in der Ausgabe von Ge. 
Theod. Strobel, unter dem Titel: Churſaͤchſiſche Viſita⸗ 
tions⸗ Artifel vom J. 1527 und 1528. Lateiniſch und Teutſch. 
ltd. 1777: 8. Abit. 2. ©. 86. Bon verordnung des 
Superintendbenten. — Der oben angegebene urfprüng: 
lihe Wirkungskreis deſſelben ergiebt ſich ſchon aus folgenden 
Anfangsworten dieſes Abfhnitte : „Dieſer Pfarher fol Su: 
perattendens fein, anff alle andere Priefter, fo ym Ampt 
odder Refir des otts figen, Sie wonen unter ben Eid: 
ftern, ftifften, den vom Adel ober andern; Vnd vleifſig 
auffmerken haben, das pn dem obbeſtimmten pfarhen, recht 
vnnd Chriſtlich geleret, und das wort Gottes, und das hel⸗ 
Ulge Evangelion, rein und treulich gepredigt, vnd die leut 
mit den heiligen ſacramenten, nach auſſetzung Chriſti ſeliglich 
verſehen werden, Das ſie auch ein gut leben fuͤren, damit 
ſich das gemeine volk beſſere, und kein ergernis empfahe.“ 


2) Ueber bie gegenwärtigen Amtsverhaͤltniſſe der Superintenden⸗ 
ten f Weber B. 1. ©. 707— 817. 


3) Daß diefe Bezirke in der Vefchaffenheit geblieben find, wie 
fie im 416. Jahrhundert angeordnet worden, bezeugt Weber 
S. 156 u. ſ. not. 94. aus deu anno bei den Eonfiftorien 
vorhandenen Matriculn. 


4) Sefhichte der Churſaͤchſiſchen Staaten B. 3. ©. 197. und 
Meber ©. 435. not. 4 Ä 
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5) Das Driginal der Eonftitutiond » Urkunde deffelben iſt bei ei⸗ 
ner Feuersbrunſt zu Wittenberg verloren gegangen, wir be: 
figen daher blos den Entwurf derſelben, welchen einige. Theo⸗ 
logen und Rechtsgelehrte ausgearbeitet hatten, und den 
George Buchhelzer (Probft in Berlin) unter dem Titel: 
Sonftitution und Artikul des geiftlihen Conſiſtorli zu Witten: 
berg. Sranff. a. d. D. 1563. 4. ausgearbeitet hatte. Es 
wurde aber dieſes Eonfiftorium, welches auch der Stuhl zu 
Wittenberg genannt wurde, 1548 von dem Churfuͤrſt 
Moritz beſtaͤtigt, und zugleich der Unlverſitaͤt die Anſtellung 
deſſelben, jedoh mit Vorwiſſen des Churfuͤrſten uͤberlaſſen, 
welches aber der Churfuͤrſt Auguſt wieder abaͤnderte. Goͤbel 
a. a. O. S. 76. 


6) ©. den Befehl vom 22. Sept. 1543. in Meucken Script. 
Rer, Gern. T. 2. p 1271: Der Sprengel des Leipziger Con⸗ 
ſiſtorii aber wurde ſchon in dem folgenden Jahr mit dem des 
Merfeburger, welches ber Herzog Auguſt errichtete, als er. 
154 zum Adminiſtrator diefes Bisthums erwählt wurde, 
vereinigt (Weber ©. 437. not. 7.), weil man nod immer 
von der dee ausging, daß die geiftlihe Gerichtsbarkeit ei- 
gentlih ein Biſchoͤfliches Mecht fey. Nahdem aber 1548 der 
Herzog Auguft das Hochſtift Merfeburg wieder an den Fatholi- 
ſchen Biſchof Michael Sydonins abgetreten hatte, fo wurde 
1550 das Leipziger Confijtorium jedoch in einer etwas verdn- 
besten Verfaſſung, und abgefondert von dem Stiftsbezirk, 
wieder hergeftellt. 


m) Weds Dresdner Chronit ©. 31%. Nah Weber ©. 439. 
not. 7. iſt die aͤlteſte Inſtruction diefes Collegii vom 16, u 
1545. noch jetzt vorhanden. 


8) Weber ©. 145 u. f. Die daſelbſt angeführte Stelle aus 
dem Xandesgebrechen bes Leipziger Landtages von 1547 lautet 
in einer Handfcrift der damaligen Landtagsacten (in welder 
aber die Orthographie verändert zw ſeyn ſcheint), die ich felbft 


Dd 2 
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befige, folgendermaßen: „die Conſiſtoria bleiben zu laſſen, 
zu verbeffern, und zu verfhaffen, daß fie geiitlicher und nicht 

; weltliher Sadhen abwarten’, worauf der Churfürft Moritz 
antwortete: „die Eonfiftoria follen erhalten, und die darin 
befundenen Mängel abgefchaft werben. ' 


9) Cod. Aug. T, 1. P» 475 
10) Churſaͤchſ. Hofe und Civil: Staats: Handbuh ©. 87. 


41) Ueber den ganzen Wirkungsfreis der Conſi ſtorien vergl. man 
Weber E. 459 bi €. 6412. 


412) Söbel ©. 48. und ©. 73. In Beziehung auf bie Laduns 
gen verdient noch bemerkt zu, werden, daß diefe nad dem 
Negulativ von 1783. $ 13, bei den mittelbaren Unterthanen 
mittelit Requifition ihrer ordentlihen Obrigkeit gefhehen müf: 
fen, wobei jedoch die Klaufel: zur Hülfe Rechtens“ 
wegbleib. Goͤbel a. a. O. S. 38 u. f. 


13) Noch haben die Conſiſtorien darin eine Aehnlichkeit mit dem 
Oberhofgericht: daß das Directorium der Expedition von 
einem Protonotar geführt wird. 


§. 314- 


In Anfehung der Gerichtsbarkeit find die Gonfts 
ftorien und ihre Kommijfarien (welche theils aus der 
Kircheninſpection, theils aus andern Givilobrigkeiten, 
theils aus den Kreis» und Amtshauptleuten *) befte- 
ben Eönnen), in allen Appellations- Sadyen der fans 
desregierung und dem Appellationsgerichte auf gleiche 
Weiſe wie andre Sandesgerichte nah Maßgabe des 
Mandats *) vom 13. März 1822. 6. 12. u. f. uns 
tergeben ®) ; zugleich find beide Collegien berechtiger, 
Verfügungen in Sachen, welche mit diefem Wirkungs— 
freife in Verbindung ſtehen, zu erlaffen 4); Dagegen 
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aber in manchen Fällen zur Communication mit dem 
Kirchenrache verbunden 5: Außerdem find Die Cons 
fiftorien in allen übrigen Sällen dem Kirchenrathe uns 
terworfen; fo wie duch dann, wenn gegen Decrete 
und Anordnungen diefer Behörde appellire wird, ober 
wenigftens in einer Sache, die wegen ihrer ei- 
genthuͤmlichen Beſchaffenheit offenbar zur Cognition 
derfelben geeignee it 6). Am erften alle aber 
ift von dem Kirchenrathe ſelbſt an diejenigen Gehei— 
men⸗-Raͤthe zu berichten, welche gegenwärtig an ‘die 
Stelle des ehemaligen Geheimen Confilii getreten 
find. | 


4) Inftruction der Amtshauptleute $. 38, wo fie zugleih an- 
gewiefen find, die zu ihrer Kenntniß fommenden Unordnuns 
gen in Kirchen: und Schulfahen den Kirchen = Snfpectionen 
befanut zu mahen, und wenn biefe Anzeige ohne Erfolg 
bleiben follte, am die competente Behörde Bericht zu erftatten. 
Auch werden din Amtshauptlenten über das Vermögen der 
milden Gtiftungen die nämlihen Rechte ber Oberauffiht ein« 
geräumt, welde ibnen nah 9. 40) ihrer Inftruction über das 
Eigentyum der Kammereien nnd Communen zuſtehen. 


2) Das Oberhofgericht zu Leipzig bildete ſchon vor dieſem Man— 
date in geiſtlichen Sachen keine Appellationsinſtanz. Weber 
B. 1. ©. 684. 


3) Die alten Geſetze hierüber, welche mit der. Landesordnung 
vom 1. October 1555. (Cod. Aug. T. 4. p. 44.) ihren Ans 
fang nehmen, ſ. bei Weber B.1. S. 683 uf. Eben 
dafelbit ift auch ein unterm 16. Mai 1748. an deu Kirden: 
rath in befondrer Beziebung auf die bei den von den Conſi— 
ftorien niedergefepteny Kommillionen eingewandten Appellatios 
nen erlaffenes Mefeript erwahnt, welches die Beftimmung 

enthalt: das den Gonfiiterien hieſiger Lande keine Appella— 
tions: Inftanz zuflehe, ſondern jede an dirjelben in commits 
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tirten Conſiſtorialſachen interponirte Appellation (daferne nicht 
den Befchwerden fofort durch eine Verordnung des Eonfiftorit 


abgeholfen werden kann), für competenter an ben Regenten 


eingewendet zu achten, und darauf von den Conſiſtorien an 
die Landesregierung Bericht zu erftatten fey, mithin - der 
Kommiffarius an feinen Kommittenten, diefer aber an die 
Appellationd: Inftanz zu berihten, und von da Stefolution 
zu erwarten bat. — Nur in dem Falle, wenn gegen die von 
den weltlihen Obrigkeiten in geiftliben aufgetragene Huͤlfs— 
vollſtreckung appeliret wird, ift unmittelbar an bie Landes: 
regierung zu berichten. (Man vergl. die Üefcripte vom 
16. Sept. 1803. und vom 27. Jan. 1804. Cont, III, Cod. 
Aug. T. 1. p. 136 seq.) — Mehrere andere die Erecution 
der von den Gonfiftorien geſprochnen Erfenntniffe betreffenden 
Fragen find bei Weber ©. 650 beantwortet. 


4) Wenn dagegen die Regierung oder dad Appellationsgericht 


in andern Fällen der Wirkfamfeit der Conſiſtorien bedürfen, 
fo müffen fie fi eigentlih an den Kirchentath wenden, weil 
fie mit den hoͤchſten Randescollegien in Feiner-unmittelbaren 
Verbindung ſteben, doch kommen hiervon Ausnahmen bei dem 
Dresdner Confiftorio vor, weil ed zugleih den Kirchenrath 
bildet. Weber a. a. ©. 697. 


: 5) Befonderd iſt die Landesregierung durch die den H5. Mai 


4797 gegebene Grläuterung bes $. 17. des Negulativg vom 
31. Mat 1782. Cont. II, Cod, Aug. T. 4. p- 301 seq.) 
$. 4 und 6. angemwiefen: dafern unter privatis Gtreit 
über dad Patronatreht entfieht, ober gegen bad von 
einem Privato zu einem Kirchen- oder Schuldienft präfentirte 
Subject, fo wie aud wider die von einem Confiftorio ver: 
haͤngte Eufpenfion eines Kirchen- oder Schulbeamten Ayella: 
tion eingewendet wird, mit dem SKirchenrathe in Communi: 
cation zu treten, infofern, fo viel die zulegt erwähnten 
Fälle betrifft, des hierbei Praesentati oder resp, des bereits 
angeitellten Kirchen: oder Schuldieners Lehre oder Lebens: 


Bon ber Kirchenhoheir. 423 


wandel in Betrachtung kommt. Auch fol nah $. 5. derfelben 
Verordnung, auf eingewendete Appellation, gegen ben Bei: 
trag zu ben ‚bei Befegung eined Kirchen: oder Schuldienſtes 
(fie gefhehe nun im Namen des Landesherrn oder von einem 
Privat s Patron) anfgelaufenen Unkoften, Die Unter: Inftanz 
zwar Bericht zur Landesregierung erftatten, von leßtrer aber 
fobaldo wahrzunehmen ift, daß aus dem Kirchentathe in der 
Sade verfügt worden, zur Berihtseritattung an den Kirchen: 
rath angewiefen werden, welcher darüber, jedoch mit Ein— 
verftändniß. der Landesregierung cognoſciret. Much ſoll 
von dem Kirhenrathe nah J. 2. mit der Landesregierung 
communiciet werden, wenn von einem Privato, oder den 
Eingepfarrten eine Eoncurrenz bei dem landesherrlichen Pa— 
tronatrecht verlangt wird. 


6) Die Gefhihte der Gefeßgebung bierüber f. bei Weber 
©. 404 u. fe Unter den neuern Gefenen tft hauptſaͤchlich 
dad Megulativ wegen der Gränzen der geiftlihen nnd weltlis 
hen Gerichtsbarkeit 9. 17. und dad nurerwähnte Gejeß vom 
45. Mai 1797. $. 1 u. 2. zu bemerken. Und obſchon in ge: 
dachter Stelle des Regulativs verordnet ift? „daß außer dem 

| Fall einer wider ein Kirchenratherefcript eingewandten Appel 
Iation die untere Inftauz auf jede Appellation Bericht an 
die Megierung erftatten, dieſe hingegen, wenn fie wahr: 
nehme, daß ed eine Kirchenrathefadhe fey, die Inſtanz Zur 
Berichtserftattung an den Kirchenrath anweifen folle, ſo wird 
doch dieſe Vorſchrift nur dann beobachtet, wenn die Eigen: 
{haft der vorliegenden Sache ald einer zur Competenz des 
Kirchenraths gehörigen, einigermaßen zweifelhaft it. S. We— 
ber ©. 410. 
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9. 315. 


Außer der allgemeinen Kirchenordnung von 1580 
beruht feine Verfaffung baupefählih auf den Viſita— 
tionsbdecreten Churfuͤrſt Chriſtien L und Sohann 
George I. vom 24. Auguft 1589, und vom 11. Sul. 
1616; auch hat es zwei befondre Snftructionen er- 
halten, und zwar die erfte den 11. San. 1660 zu’ 
der Zeit, als es ein gemeinfchaftliches Conſiſtorium 
für ſaͤmmtliche Albereinifche Linien des Saͤchſiſchen 
Haufes war, die andre nach dem 10. San. 1749, 
nad) Zurüdnabme der vorigen ). — Us durch die - 
Zerritorials Veränderungen in dem Sabre ı8ı5 ein 
beerächtliher Theil der bisher zu feinem Sprengel ges 
hörigen Diöcefen verloren ging, wurde zwar duch 
ein Decree vom 20. Oct. 1817, auf deſſen Aufbe- 
bung angetragen, welche aber den Wünfchen der 
Sandftände zu Folge °) unterblieben if. Es find 
daher noch folgende Diöcefen ihm unterworfen: a) im 
Leipziger Kreife, Borna, Grimma, feipzig, Pes 
gau, Rochlitz und Wurzen, welches erjt feit der nach 
vorgängiger DBeratbung mit dem Domkapitel und den 
Sandftänden durch das Patent 3) vom 50. Dec. 1818 
befanne gemachten Auflöfung des ehemaligen daſigen 
Stiftsconfiftorii für das Bisthum Meißen *) binzus 
gekommen ift; b) im Erzgebirgifhen Kreife, 
Penig und Zwickau; c) im Vogtlaͤndiſchen, 
Kreife, Plauen und Delsnig 9). Die Mitglieder 
deffelben (welche ihre Sißungen in der Regel wöchents 
lih nur einmal des Mittwochs halten) beftehen aus 
einem Director, zwei geiftlichen und zwei weltlichen 
Affefforen, zu welchen gewoͤhnlich noch Gupernunterar = 
Beiſitzer hinzukommen. Uebrigens bat diefe Behörde 
in den neuen Zeiten auf gleihde Weife, wie das 


Von ber Kirchenhoheit. - 425 _ 


Oberhofgeriht, Das Recht, feine Advocaten zu ers 
nennen erhalten, welche auch gleichergeftalt, wie bei 
jener Behörde, Doctoren der Rechte fepn müffen 9). 


1) Ale diefe Vorfriften, von melden meines Willens nur 
die Inſtruction vom 1660 in Luͤnigs Reichsarchiv Part. spec. 
Cont, IL Abtheil. IV. ©. 508. abgedrudt ift, werden von 
Weber aa O. ©. 445. erwähnt. 


2) Memorial der Landitände vom 7. April 1818. 


3) Geſetz-Samml. von 1819. St. 2. Nr 3. ©. 9. Man vergl. 
a) Decret an die Landftände vom 7. Febr. 1818. 5b) Scrift 
der Stände vom 7. April 1818. Beide Landtagsſchriften bes 
treffen zugleich die Aufhebung der Stifteregierung zu Wurzen, 
von der bereits oben ©. 160. und ©. 163. not, 2. gehandelt 
worden if. Die Einwilligung des Domfapiteld erwähnt 
Weber ©. 450. 


4) Anfangs war es In Meißen felbft von dem zur proteftantis _ 
fhen Kirhe übergetretenen Biſchof Johann IX. von Haugwig 
begründet worden, ber es aber fpäter nah Wurzen verlegte, 
wo ed auch nad deffen Nefignation 1583- geblieben if. Es 
wurde aber zugleich durch das zu der dafigen Stiftsregierung 
gehörige Perfonale jedoch mit Zuziehung des Superintenden: 
ten gebildet. UWebrigens ftand dieſes Conſiſtorium mit Aus— 
fhluß der Wppellationen, welde durch die Stiftstegierung 
an bie Landesregierung gebracht wurden, unter dem Kirchen: 
rathe, da im Gegentheil die beiden Stiftsconfiftorien für 
Merfeburg und Naumburg, von welchen das legtere feit 1663 
nah Bei verlegt war, unmittelbar dem Geheimen Eonfilio 
untergeordnet waren, in Appellationsfahen aber an die Stifte: 
tegierung berichteten. Göbel ©, 82 bis 96. 


5) Weber u. 4 O. 


6) Goͤbel ©. 72. 


426 Zweiter Theil. Zweiter Abſchnitt. Achtes Kapitel. 


c Bon dem Dresdner Oberconfiftoriv. 


$. 316. 
@«. Urfprung beffelben. 


Das in dem Jahre 1545 in Meißen errichtete 
Sonfiftorium wurde von dem Churfuͤrſt Auguft durch 
die Kirchenordnung vom ı. San, 1580, in ein Ober— 
confiftorium verwandelt *), mie welchen die jährlid) 
angeordneten General» Synoden in Verbindung flan- 
den ?); durch den Einfluß des Kanzler Krell unter 
Chriftian 1. aber wurde (1588) nach Aufhebung des 
Dberconfiftorii das oberfte Kirchenregiment der Landes— 
regierung übertragen, und Dagegen Das zuerft er: 
wähnte Meißner Gonfiftortum erneuert 3). Doc 
war auch diefe Veränderung, wie die Einrichtung eis 
nes befondern geiftlihen Raths %), den 15. San. 1602, 
nur von furzer Dauer, und fchon den 7. Dec. 1606 
erfolgte die Wiederherftellung der von dem Churfürft 
Auguft organifirten hoͤchſten kirchlichen Behörde °), 
worauf die Sandftände fchon öfters angetragen hatten ©). 
Auch erhielt dieſes Collegium ſchon in dem folgenden 
Jahre eine befondre Ordnung, die jedoch durch zwei 
neuere Inſtructionen vom 25. Oct. 1617 und vom 
Pi _— 1658 erläutere und vermehrte worden 
it 7). 


4) Us Urfahe diefer Weränderung wird bafelbft angegeben: 
„Beil in den verwirrten Üeligionsverfälfhungen, bamit der 
Satan zeithero Kirben und Schulen augefeindet und fbädlich 
betrübet bat, empfunden; daß bei errieldten Conſiſtorio fo: 
wohl ald an andern Orten, in allerhand Källen fait bedenf: 
libe Sahen fürgefallen, die wohl Hätten verbleiben mögen, 
wenn wir und unfre Näthe, deffen eher Bericht Haben moͤ— 
gen. Zudem daß auch fonften Nuhe, Einigkeit und Friede 
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in Schulen und Kirchen zu erhalten, die unvermeidliche Noth⸗ 
durft erfordert, daß ein fleißiger Aufmerker beſtellet werde, 
daher wir den Zuſtand unſter Kirchen und Schulen, ſo oft es 
noͤthig, bald erfahren koͤnnen.“ 


2) S. oben $. 311. — 3. 
3) Geſchichte der Churſaͤchſ. Staaten B. 4. ©. 191. 
4) a. a. O. ©, 243. 


5) Gewöhnfih wird diefe Weränderung nach der Angabe von 
Müllers Annalen ©. 239. und Weds Dresdner Chronif 
©. 178. , welcher ich gleichfalls in der Geſchichte der Churſaͤchſ. 
Staaten B. 4. ©. 243. gefolgt bin, auf den 23. Febr. 1607. 
gefegt; allein Weber a. a. D. ©. 281. führt den oben ers 
waͤhnten Zeitpunkt an, und feine Behauptung wird durch ein 
von ihm ©. 851. mitgetheiltes Nefeript vom 27. Jan. 1607. 
beftätigt, in welchem der bereits m. Wiederherftellung 
des Dberconfiftorii gedacht wird. 


6) Söbel ©. 8. und ©. 50. Auch bezeugt die von Weber 
©. 281. not. 26. aus der Inftruction des Obereonfiftorii vom 
95. Dctob. 1617. angef. Stelle: „daß diefes Colegium auf 
fleifiges Auſuchen der getreuen Landfchaft, wiederum, wie bei 
Lebzeiten des Churfürft Auguft angeordnet worden ſey.“ 


7) Saͤmmtliche Juſtructionen find bei dem Collegio nicht mehr im. 
Hriginal vorhanden, S. Weber ©. 291.) 


$. 317- 
6. Rechte deſſelben. 
Das Dresdner Oberconſiſtorium, — aus 


zwei geiſtlichen Raͤthen (dem Oberhofprediger und 
dem Dresdner Superintendenten), und zwei weltli- 
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chen, zu welden aber gewöhnlih noch Supernume- 
rarien, hinzukommen, beſteht, ift theils als Kirchen> 
rath des Megenten, theils als ein gewöhnliches 
Sandesconfiftorium zu betrachten, und betreibt die 
Gefhäfte beiderlei Ark, ungeachtet ihrer wefentlichen 
Verſchiedenheit in. gemeinfchaftlihen Sißungen, in- 
Dem es fich jedoch verfchiedener Kanzleien (der Geecres 
fariatd3- Kanzlei und der Profonotariats- Erpebdition *) 
bedient. In Der zuletzt erwähnten Eigenfchafe find 
ihm außer einigen unmiteelbar unter ihm ftehenden 
Kirchen, folgende Diöcefen unterworfen: a)- im 
Meißner Kreife: Dresden, Bifchofswerda, 
Großenhayn, Meißen, Oſchatz und Pirna; b) im 
Erzgebirgifhen Kreife; Annaberg, Freiberg 
(welche Diöces gegenwärtig nach der Errichtung einer 
Superintendeneur in Noffen getheilt worden if), und 
Chemniß; c) im Leipziger Kreife: Koldig, 
eisnig und Waldheim )). — Sin der erften Ei— 
genfhafe werden hauptſaͤchlich durch ihn .die Majes 
ftätsrechte des Megenten über die Kirche (ius circa 
sacra), mit Ausſchluß der oberften Gerichtsbarkeit über 
Die Kirche, und die Reſervatrechte des Kirchenregiments 
ausgeuͤbt, deren umftändlihe Entwicfelung der Theo» 
rie des Kirchenrechts anheim fälle 5), daher wir uns 
bier nur auf die Bemerkung befchränfen: daß dahin 
bauptfächlih Diejenigen Gerechtſame gehören, welche 
auf die gefeßgebende. Gewalt in der Kirche gegrün- 
dee find, oder als ein Ausflug derfelben betrachtet 
werben; Daß ferner auch diejenigen Rechte, welche 
die Kirchenämter betreffen, felbft dann, wenn fie auf 
einem befondern Rechtstitel, als z. B. auf einem 
Iandesherrlihen Patronatrechte beruhen, von Diefer 
böchften Behörde 4) abhangig find; daß endlid) 
deren Genehmigung bei allen wichtigen Veraͤnderun— 

gen der bisherigen Kirchenverfaffung 5) erforderlich if, 
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ſo wie auch demſelben nach den bereits angegebenen 
Grundſaͤtzen die hoͤchſte Oberaufſicht uͤber die Landes— 
conſiſtorien und uͤber das Schoͤnburgiſche Mediat⸗ 
Conſiſtorium zu Glaucha 9) zuſteht. Außerdem ges 
bühre dem Kirchenrarhe niche nur die oberfte Auffiche 
ſaͤmmtlicher auf der Univerſitaͤt Seipzig vorhandenen 
milden Stiftungen, fondern auch die Collatur aller 
landesherrlichen Stipendien und Freitifche, und bie 
Adminiftration verfchiedner, rheild von dem Regen⸗ 
ten 7), theils von Privatperfonen begründeten Stifs 
tungskaſſen und Hoſpitaͤler. Endlich ift die Univer- 
fitätd- Kirche zu Leipzig und die Kirche und Parodie 
‚zu Netzſchkau im Voigtlande ohne Mitrelinftanz eines 
Guperintendenten und Confiftorii unmittelbar der Aufs 
ſicht und Gerichtsbarkeit des Kirchenraths unterworfen. 


4) Außerdem iſt noch eine befondre Kaffen: Erpedition für die 
dem Kirchenrathe untergebenen Ctiftungstaffen vorhanden. 
Hierüber, fo wie über die ganze collegialifhe Verfaſſung 
diefer Behörde ſ. Weber a. a. O. ©. 280 bis S. 286 . 


2) Weber a. a. O. ©. 454. 


3) Eine vollſtaͤndige Ueberſicht dieſer Rechte ſ. bei Weber 
a. a. O. ©. 297 bis 392. 


4) Vor der Regierung des Churfuͤrſt Auguſt hatten die chur: 
fuͤrſtlichen Beamten die Beſetzung von dergleichen geiſtlichen 
Stellen ausgeübt, Erſterer aber übertrug fie durh ein noch 
ungedrudtes Nefeript vom 25. Febr. 1588 dem Oberconfiftorio, 
auch "wurde nach deffen Aufhebung durch ein Mefeript vom 
6. Zun. d. J. (in Arndts Archiv der Saͤchſiſchen Geſchlchte 
82. ©. 431., (mo man auch in der Note mehrere hierher 
gehörige Notigen findet), dieſes Recht bis zur Wiederber- 
ftelung des Oberconſiſtorii fammtlihen Conſiſtorien übers 
tragen, 
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5) Weber zählt dahin ©. 334 u. f. bauptfählib folgende 
Gegenftände: die Anlegung neuer Kirchen und Kapelen, die 
Verlegung der Kirchhöfe und Kapellen, bie Deränderung ber 
einzelnen Parocial = Verfafungen, die Beranftaltung neuer 
oder Abänderung beftandener befonderer Einrichtungen in Hin: 
fihf auf die Kirchengebraͤuche „einzelner Kirchſpiele, die Ver— 
äußerung der den Kirchen oder fonftigen geiſtlichen Stiftungen 
zugehörigen Güter und Grundftüde, ‚die Verwendung des 
Vermoͤgens Firhliher und fonftiger milder Stiftungen, fufon- 
derheit des Ueberſchuſſes feines Einfommend, außerhalb den 
Graͤnzen feiner Fundation zu ähnlichen religiöfen oder milden 
Zweden. 


6) S. den folgenden Abſchnitt. L 


7) Vorzüglich gehört dahin der dur eine Gtiftungs = Urkunde 
des Churfürft Auguft vom 4. April 1583. (in Gerbers 
Hiftorie der Wiedergebobrnen in Sachſen Th. 1. ©. 142-) 
zur Unterftügung' der Wittwen und Waifen, der Geiftlichen, 
auh ſchwachen oder Franken Kirhendienern errihtete Fonds, 
von welchem die bereits oben erwähnte Procuratur Meißen zu 
unterfheiden iſt. 


§. 318. 


y. Berbältnig des Oberconfiftorii als 
Kirchenrath zu dem Geheimen- 
tath. 


Der Kirchenrath, welcher ehedem ausſchließend 
den Geheimen Conferenz⸗Miniſtern untergeordnet war’), 
ift feit 1825. ſaͤmmtlichen evangelifhen Mitgliedern 
des Geheimenraths *), und zwar in der Regel ohne 
perfönfihe Theilnahme des Regenten ®) untergeben, 
Diefes Verhaͤltniß aber äußert hauptſaͤchlich in folgen- 
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ben Fällen 4) Wirkung: a) Bei Ausuͤbung der 
gefeßgebenden Gewalt über die Kirche und bei 
wichtigern liturgiſchen Anordnungen in derfelben; b) 
Bei Difpenfationen, und zwar theils von Kirchens' 
gefegen, theils von Staatögefegen, infomweit fie den 
kirchlichen Behoͤrden untergebene Perfonen betreffen; 
wobei jedoch mehrere Difpenfationen, befonders ber 
erften Gattung, ausſchließend dem Kirchenrathe 5) vorbe- 
halten find; c) Wenn die unmittelbare hödhfte Tan: 
desherrliche Oberauffi ht, entweder wegen beftehender 
Geſetze °), oder wegen befondrer verlangten Berichts: 
‚erftattung, oder wegen Wichtigkeit der Sache ein 
tritt; d) Bei Verleihung von Patronatrechten, bei 
Anftellung und Entlaſſung ber höhern Kirchenbeam- 
ten, der Profefforen auf Univerfitäten und der Recto— 
ren ber Fuͤtſtenſchulen, ingleihen bei der Verwilli— 
gung von Penfionen und Gehaltszulagen aus Kaffen, 
welche der hoͤchſten landesherrlichen Difpenfation felbft 
vorbehalten find; e) Bei Appellationen, weldye in 
Kirchenfahen eingewendet , und entweder von der 
böchiten Behörde fofore durch Werordnungen und 
Mejectiond-Mefcripte erledige, oder wenn fie zur Ju— 
ftification angenommen wurden 7), zum Werfprud) 
an das Appellationsgeriche abgegeben werben, . 


41) ©. oben 8. 1. S. 86. E. 145. 

2) Leipziger Seitung vom 15. März 1825. Nr. 63, 
DEB1 58 S. 153. 

4) Weber ©. 250 u. f. und S. 396 u. f. 


5) a. D. © 30% u. ©. 306 u f. — In Ehefahen gehören 
vor die evangelifhen Geheimenräthe blos die Difpenfationen 
von Eheverboten unter Perfonen, welhe näher ald im 2ten 
Grade gleiher, und im 3ten Grade ungleicher Linie mitein: 
ander verwandt find. 
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6) Dahin gehoͤren N a) die jährlihen Anzeigen, zu wel: 
chen ber Kirhenrath wegen gewiſſer Gegenitände verbunden iftz 
b) die Beranftaltung von General: Nevifionen der Conſiſto— 
rien, der Laudesuniverfität und Fürftenfhulen, und wo es | 
auf die Aufrechthaltung ihrer Verfaſſung gegen die Eingriffe 
anderer höheren Behörden ankommt; <) VBeräußerungen von 
Kirchen- und Stiftungs: Gütern; d) Kirhlihe Angelegenheie 
ten, bei welhen Granz: und Hoheitsſachen in Betrachtung 
kommen. 


7) Das Juſtificationsverfahren ſelbſt geſchieht bei dem Kirchen: 
rathe. Weber ©. 416. 


II. Bon dem Kirhenregiment ber zu ber 
 evangelifhen Kirche nicht gehörigen 
Religionsverwanbtem 


$. 319, 
Bon dem Kirhenregimene der Reformirten, 


Das Haupfgefeß hierüber ift das am 7. Auguft 
1818. erlaffene Regulativ *) sub III. Difem zu 
Folge ift zuvorderft die höchfte oberauffehende Gewalt 
über die reformirte Kirche dem Kirchenrarhe, fo wie 
die oberftrichterliche der Sandesregierung und dem Ap— 
pellationsgericht vorbehalten. Dagegen foll den fandes- 
confiftorien die richterlihe Gewalt über die in ihren 
Sprengeln befindlichen reformirten Unterehanen nur 
noch folange zuftehen »), bis dieſe zahlreich 
und vermögend genug find, ein eigenes geiftliches 
Gericht unter allerhöchfter Genehmigung zu bilden; 
auch von erftern, wenn Glaubensſaͤtze, oder. religiöfe 
Veberzeugungeu und befondre Principien des reformir- 
ten Kirchenrechts in Betrachtung kommen, oder wenn 
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es bie Partheien in zweifelhaften Fällen verlangen; 
ein oder mehrere reformirte, gehörig aber qualificirte 
Beifiger, und zwar unter ber zuletzt angegebenen 
Borausfeßung, auf Koften ber Partheien, zugezogen 
werden ($. 4. und 5. des Regulativs). Auch ift 
bie Leitung der collegialifhen Angelegenheiten ®) der 
beiden bis jetzt in Sachſen vorhandenen reformirten 
Gemeinden zu Dresden und feipzig zundchit den aus 
ihren Predigern und Vorſtehern befiehenden reformir- 
ten Confiftorien überlaffen worden, welche künftig 
ihre Rechte, der Form nah, auf eine übereinftim= 
mende durch Uebereinkunft in einer zu veranftaltenben 
Sandesfynode unter Genehmigung des Königs einzus 
richtende Weife ausüben follen °). UWebrigens bleibe es bei 
ſolchen allgemeinen Angelegenheiten der reformirten 
Kirche, wo ed auf Erhaltung der gemeinfchaftlichen 
Rechte fämmtelicher Gemeinden, oder auf Erhaltung 
der Neinigkeit der Lehre, ober auf Beilegung eines 
Zwiefpaltes in Ölaubensfachen zwiſchen Geiftlichen 
und ihren Kirchen, oder zwifchen legfern unter einan- 
ber ankommt, den Gollegien der reformirten Predi- 
ger und den Gemeinde-Vorſtehern nachgelaffen, auf 
Veranſtaltung einer folhen Synode unter obgebathter 
Bedingung anzutragen. Die Organifation der letz— 
fern aber ift bis zu künftiger Enefcheidung ausgefege 
(Regul. $. 8. und 10.). 


4) In der Gefep : Samml. d. J. St: 9. Nr. 16. S. 58. Man 
vergl, oben B. 1. 9. 50: ©; 91. 


2) Der Umfang der geiftlihen Gerichtsbarkeit der Conſiſtorien 
über. die reformirten Glaubensgenoffen iſt wohl ſchon in der 


II, Ge 
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Regel nah Analogie deffen, was dießfalld in Unfehung der 
Yugsburgifhen Confeſſions- Verwandten die befiehende Ver: 
faſſung mit fih bringt, zu beurtheilen, wenn gleich diefer 
Grundſatz $ 6. nur in Anfehung des Falls, wenn die beite- 
henden öffentlihen reformirten Gemeinden im Ganzen, ale 
geiftlihe Inſtitute, verklagt werden, ausdrüdlih ausgefpro: 
chen iſt, Indem dabei den reformirten Geiftlihen, Gantoren 
und Schullehrern auch in Perfonalfahen jener Gerichtsſtand, 
nebft allen übrigen Befteiungen der Intherifhen Geiſtlichkeit 
erteilt wird. 


3) Alle hierher gehörige einzelne Rechte, welhe nad) 6. 9, blog 
unter der Auffiht des Kirchenrathes ausgeübt werden, find 
einzeln $. 7. unter dem geboppelten Gefihtspunfte aufgezählt, 
daß fie zum Theil deswegen fhon bisher den reformirten 
Sonfitorien waren überlaffen worden, weil man fie für Bes 
fugniffe hielt, bie vermöge der Natur der Sache jeder 
firhlihen Gefelfhaft äuftehen, als 3. B. bad Befugniß den 
äußern “Cultus anzuordnen, die Haudhabung der Kirchen: 
difeiplin u. fe m.; zum SCheil aber denfelben erit gegenwaͤrtig 
inzuräumen erklärte. Im ber letzten Klaſſe wird aufgeführt: 
a) die Errihtung von Schulen und milden Stiftungen, welche 
die Nechre der Iutherifchen piarum causarum erhalten; b) die 
Ordination der Geiftlihen, durch die bei ihren Kirchen ans 
geftellten 'Paftorenz e) dad Befugniß bei Perſonal⸗ Streitig- 
keiten der Geiftlihen,. fowohl in Chefahen der teformirten 
Gemeindeglieder, foweit fie Beklagtens Stelle vertrefen, 
Verhoͤr zu gütliher Beilegung der Sache zu halten, wobei 
den dießfalls gehaltenen Megiftraturen gleihe Glaubwürdigkeit, 
wie denen der Euperintendenten zugeeignet wird. 


4) Sn Beziehung auf die Art der Gefhäftsbehandlung gegen 
den SKirhenrath und die Gonfiftorien follen fie das Beifpiel 
der Kircheninfpectionen befolgen. 
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9. 320. 


Bon dem FKirhenregimene der Katho- 
fifen und der blos £olerirten 
Glaubensgenoffen. 


Da bis jeße das der Sandesverfammlung von 
1823 bis 1824 vorgelegte Regulativ über dieſen 
Gegenftand *), die gefeßliche Sanction nicht erhalten 
bat, fo find feine andern befondern Beftimmungen 
deffelben vorhanden, als in einem den 3. Septemb. 
1807 an den Kirchenrath erlaffenen Refcripte*), in 
welhem erklärt wurde: wie es nunmehr die Nothz 
wendigkeit erforbere, daß den Eatholifchen Glaubens- 
genoffen in kirchlichen‘ und geiftlihen Sachen diefelbe 
Befreiung von der weltlihen und fremden Gerichts- 
barkeit und Polizeigewalt angedeihe, deren fich die 
Augsburgifhen Konfeffions =» Verwandten in folchen 
Dingen der eingeführten Verfaſſung nach zu erfreuen 
haben, und daher die Eheſachen der katholiſchen 
Gflaubensgenoffen , inſoweit fie Beklagtens Stelle 
vertreten 3), der ordentlihen Obrigkeit entnommen, 
und dem in Dresden ſich aufbaltenden Apoftolifchen 
Bicarius uͤberlaſſen feyn follten, dem man zugfeic) 
bald darauf in einem unterm 12. Sept. deffelben 
Jahres ergangenen MReferipte auch die Genfur der ka— 
tholifchen eheologifhen Schriften überließ 9. Soviel 
übrigens die blos tolerirten Glaubensgenoffen, als die 
Griechen und Juden, betrifft, fo würden diefe, da— 
‚fern rechtliche Streitigkeiten über ihre kirchlichen Ver: 
haͤltniſſe entjtehen follten, noch immer der Givilobrig- 
keit des Orts unterworfen ſeyn 5). 


Geo 
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1) Die bierher gehörigen Landtagsverhandlungen find folgende : 
a) Decret, der Entwurf eines Gefepes über die Ausübung 
der Fatholifhen geiftlihen Gerichtsbarkeit In den Kreislanden, 
und die Regulirung der Verhältniffe zwifchen den Evangeli- 
{hen und Mömifh e Katholifben Glaubensgenoſſen vom 
47: Mai 1824, nebft einem Mandatd: Entwurf; b) Schrift 

« der Stände vom 31. Jul. 1824, welche Erinnerungen zu 
jenem Mandate : Entwurf enthält. 


2) Cont. III, Cod, Aug, T. 1, P. 16% 


3) Manche zweifelhafte Fragen, die befonders bei gemiſchten 
Ehen vorfommen, % bei Weber a. a. D. p. 202. not. 49. 


2) Cont, II: Cod, Aug. T. 1: p. 38. beftätigt durch das 
Mandat vom 10. Auguft 181%. $ 11. sub 2. b. I. c. p 44 
Uebrigens wurde in dem zuerſt erwähnten Reſcripte beftimmt: 

daß, wenn wegen ber katholiſchen Cenſur Etreitigkeiten zwi: 
fben den Schriftſtellern und Cenforen, oder aud zwifchen 
den verfchiedenen Cenfurbehörden entftehen, dieſe zur Cogni- 
tion des Geheimen Conſilii (gegenwärtig des Geheimen: 
raths) gebracht werben follten. 


5) Wegen det Juden f. Weber ©. 221: Das Nämlice 
dürfte aber auch von den Bekennern der griechiſchen Nelis 
gion gelten, weil felbige noch zur Zeit blos in Anfehung 
des Genuſſes der bürgerlihen Rechte den Evangelifhen und 
Katholiſchen gleichgeftellet find. 
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6. 321. 


1. Verhaͤltniß des Kirhenregimenes in 
der Saͤchſiſchen Oberlaufig zu dem 
Erbländifchen. 


Wegen der eigenehümlihen Verfaſſung der 
Evangelifhen Kirche") in der Oberlaufiß ift die Com⸗ 
petenz; der für dieſe Kirche beſtimmten Behörden ber 
Grblande, mit Ausfhluß des ehemaligen Geheimen 
Conſilii und nunmehr der Evangelifchen Geheimenrä- 
the, welche auch bier die oberſte Leitung ihrer Ange- 
legenheiten beforgen, nie über dieſe Provinz ausge— 
dehnt worden; indem Dafelbft die Firchlihe Gerichtö- 
barkeit als ein Theil der weltlichen betrachte wird, 
in deren Befis ſich auch Vaſallen und ſtaͤdtiſche 
Dbrigkeiten befinden ). In der obern Anftanz ift 
fie gegenwärtig 5) nebſt andern Gonfiftorialfachen 
(jedod mie Ausſchluß der Prüfungen und Ordinatio> 
nen der Evangelifchen Geiftlihen, die, wie ehedem 
bei dem Oberconfiftorio zu Dresden gefchehen*)), ber 
Dberamtsregierung in Baugen überlaffen, der in 
dieſer Hinfiche ein geiftficher Beifiger zugeordnet ift, 
welcher zugleih mie einem weltlihen Rathe eine 
Kirchen: und Schulfommiffion bildet, durch welche 
jene Angelegenheiten vorbereitet werden, ehe fie zu 
dem Dortrage bei dem ganzen Gollegio gelangen. 
Ueber die Eatholifche Kirche, deren Verfaſſung durch 
den Prager Rezeß } vom 30. Mai 1635 beftätigee 
wurde, wird das Kirchenregimene zunaͤchſt von dem 
Dechant ded Domflifts St. Petri zu Budiffin aus- 
geübt, der feit 1560 an die Stelle des Biſchofs von 
Meißen getreten ift 9), In Beziehung auf die re: 
formircen Glaubensgenoſſen endlich find die nämlichen 
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Grundfäge, wie in den alten Erblanden angenom⸗ 
men 7); nur foll in denjenigen Fällen, in welchen 
wegen ber alten Erblande dem Kirchenrathe oder 
Eonfiftorien die Cognition und Verfügung zuſteht, 
in der Oberlaufiß jederzeit die Oberamtsregierung an 
ibre Stelle treten ®). 


4) Die Rechte derfelben in ber Laufik wurden fhon durh den 
Majeftätsbrief Kalfer Rudolph IL. vom 11. Zul. 1609, von 
welchem Johann Barott eine neue Teutſche Leberfekung 
(nah der zu Zittau befindlihen authentifhen Copie des 
Böhmifhen Originals), Görliß 1803. 8. beforgt hat, geſichert. 
Eine noch beftimmtere Erklärung in Beziehung auf die Ober: 
laufiß gab der Kaifer Matthias den 5. Sept. 1611. Man 
vergl, das Collectionswerk yon der Oberlauſitz B. 2. ©. 1123, 


2) Selbft dem Eatholifhen Domkapitel zu Budiffin gebührt jene 

- Gerichtsbarkeit über feine Evangelifhen Unterthanen, die es 

‘ aber bisweilen auch auf andre Evangelifhe Stände und deren 

Untertbanen auszudehnen fuchte. ©. die auf diefen Gegen: 

ftand fich beziehende Abhandlung in Pütters Grörterungen 

des Teutihen Staats: und Fürftenrehts B. 2. Th.4 Nr. XV. 

©. 442, welde zugleich ſehr umftändlige Notizen über den 
ganzen Religionszuſtand der Oberlaufig enthält. 


3) Mandat, die neuen Verfaffungs: und Verwaltungs : Ein: 
richtungen in der DOberlaufiß betr. vom 12. März 1821, sub I. 
Gef. Samml. d. J. St. 4. Nr. 8. ©. 18 u. f. 


4) Dagegen follen bie Prüfungen der Schullehrer auf dem 
Lande, fo wie der Directoren und Lehrer in den gelehrten 
und Bürgerfhulen in den Städten vor der Kirhen= uud 
Schulkommiſſion erfolgen, dafern nicht die Obrigkeit, welde 
vorbenannte Perſonen beruft und anftellt, Conſiſtorialrechte 
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beſitzt, als in welchem Falle es bei den bisherigen Einrich⸗ 
tungen in Ruͤckſicht diefer Prüfungen bewendet. — Nach 
Roͤmers Staatsreht B.2. S. 522% haben fodann die Patrone 
in der DOberlaufiß das Recht, ein erbläandifhes Confiftorium 
zur Prüfung der von ihnen benominirten Kandidaten auszus 
wählen 


5) ©, oben B. 1. 9. 27. ©. 46. 
6) Puͤtter a. a. O. S. 444» 


7) Verordnung ber Oberamtöregierung zu Budiffin, die Anwen: 
dung mehrerer in der Gefeß- Sammlung für das Königreich 
Sachſen erfhienenen, jedoch in der Oberlaufig noch nicht 
publicirten Mandate und Generalien bei letztrer betreffend 
vom 22, Auguft 1821. in der Geſetz⸗Samml. d. J. St. 15, 
Nr. 27. © 91 uf sub. 


8) Verordnung vom 20. März 1822, melde einen Nachtrag 
zu der in der vorigen Mote angeführten enthält, in der 
Geſetz- Samml. d. 3. St. 11. Nr. 20. sub U, ©, 224. 


440. Zweiter Theil. Deister Abſchnitt. 


Dritter Abſchnitt. 


Modificafionen ber Regierungsrechte Bes 
Königreihs Sachſen in den Schönbur- 
gifhen Rezeßherrſchaften. 


§. 522, 
a, Allgemeine Grundfäße 


‚Der bereitö oben*) erwähnte Haupt» und Nebenrezeg 
vom 4. Mai 1740 ift die vorzüglichfte Duelle der hierher 
gehörigen Rechte. Diefem zu Folge wurde von dem 
Schönburgifhen Haufe die Jandesfürftlihe Oberbotb- 
mäßigfeit und Territorial-Gewaltigkeit (us territoriale) 
des damaligen Churhauſes Sachſen anerkannt, woge- 
gen aber letzteres erfterm’, außer der bereits hergebrachten 
Reichsſtandſchaft *), manche größtenteils bei andern, 
befonders den gegenwärtigen Saͤchfiſchen Vaſallen, 
ungewöhnliche Gerechtfame, mit der allgemeinen Bes 
ſtimmung einräumte, daß gegen den Gebrauch der— 
felben, „es ſey denn, daß in modo ercediret wor: 
den‘, feine Appellationen ſtatt finden, auch bei bes 
fundener evidenten Srivolicät legtere fofort verworfen 
und die Sachwalter nach Befinden mit Remotion 
und Sufpenfion beftcaft werben follten 3). Uebrigens 
find dem Schönburgifchen Haufe auch feine bergebrach- 
ten in dem Rezeß nicht erwähnten Rechte beftätige *). 
Wegen mancher über den Sinn des Rezeſſes entftande- 
ner Zweifel werden gegenwärtig Königl. Saͤchſiſcher 
Seits commiffarifhe Verhaudlungen mit dem Haufe 
Schönburg gepflogen, Da ferner mit der Auflöfung des 
teutſchen Reichs die Reichsftandfchafe wegfiel, fo folls 
ten Dagegen zu Folge des. Wiener Friedens, wie bereits 
oben (DB. 1, ©. 34, not. 6,) ermähne wurde, Die 


\ 
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Rechte jenes Haufes in Beziehung auf den Teut—⸗ 
hen Bund noch künftig beſtimmt werden, welches 
aber bis jetzt ungeachtet wiederholter Eingaben des 
Schönburgifhen Haufes und einer neuern Anregung 
des Königs von Sachſen auf dem Teurfhen Bundes: 
tage noch nicht gefcheben ift °). 


4) ©. oben 8. 1. 9. 19. ©. 32. 

2) Die Herren von Schönburg waren felt 1656 nebſt den Haͤu⸗ 
fern Ehwarzburg und Neuß dem Wetterauifhen Grafen : Cols 
legio unter dem Namen der zugewandten Oberſaͤchſiſchen 
Häufer beigetreten. Anfangs wurde einem jeden von ihnen 
eine befondre Stimme in dieſem Collegio zugeſtanden; allein 
der Grafenrezeß von 1738 befhränkte die Zahl ihrer Stimmen 
auf.zwei, wobei es auch im der Folge, ungeachtet mander 
Anregungen, die befonders 1746 von dem Schönburgiihen 
Haufe gefhahen, geblieben if. Topographie von Schönburg 
©. 108 u. f. | Ä 

3) ©. $. 3. und S 4. des Rezeſſes. 

4) Rezeß 9. 19. am Ende. 

5) Nur eine Kommiſſion iſt niedergefept und auf deren 
Vortrag Inſtructions-Einholung befcplofen worden. ©, Die 
Protocole der Teutſchen Bundesverfammlung Sess. VU. vom 
47. März 1825 9. 3% und Sess, XXL vom 18. Auguft 
1825. 9. 90, 


$. 323. 
b. Gefeggebende Gewalt und damit im 
Verbindung ſtehende Rechte. 


An die Geſetze und Verordnungen des Koͤnigs 
find auch die Unterthanen in den Schoͤnburgiſchen 
Rezeßherrſchaften gebunden ; doc werden fie ihnen 
durch die Gefammiregierung zu Glaucha bekannt ge- 
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macht "). Auch ift den Fürften, Grafen und 
Herren von Schoͤnburg das Befugniß, Ordnun— 
gen und Statuten abzufaffen, unter der Be— 
fhränfung, daß fie vorher von dem Landesherrn 
beftätige werden, und nie zum Nachtheile eines | 
Dritten gereichen, nachgelajfen*). Mit gleicher Befchräne 
fung ift ihnen das Recht, verſchiedene Privilegien, Die 
hauptfächlich in das Polizeiwefen einfchlagen, zu verleihen, 
ingleichen die Statuten einzelner Corporationen, be» 
fonders auh der Handwerksinnungen zu beſtaͤ— 
figen, eingeräumt 5). Endlich ift ihnen geftatter, 
Staupenfhläge und Sandesverweifungen (fo wie die 
gegenwärtig an deren Stelle getretenen Zuchthaus - 
und Gefängnißfteafen) in andere Strafen zu verwan- 
deln oder zu erlajfen, auch ohne rechtlihes Erkennt- 
niß und ohne Unterfchied der Verbrechen +), ingleichen 
die zuerkfannte harte Todesftrafe in eine gelindere 
Are der Lebensſtrafe zu verändern 5), 


1) Sn dem Rezeß war deßhalb ein befoudres Formular vorge: 
fhrieben. Man vergl. die Topographie von Schönburg 
©. 139. Seit Sinführung der Gefeh = Sammlung werden 
der Sefammitregierung zu Glaucha die erforderliben Erem: 
plare durh die Medastion zur weitern Vertheilung an die 
Behörden zugefendet, 


2) 9. 6. des Rezeſſes. Auch fit Hiermit folgende Stelle in dem 
vordergehenden $. 5, der ſich eigentlih auf die richterliche 
Sewalt bezieht, zu vergleihen: „Würden biernachft die 
Grafen, Herren von Schöndburg ihre befondern Jagd», Berg-, 
Forſt- und andre Orduungen, Statuten und Obfervanzen zu: 
vorderft anzeigen und zum Erfehen einfenden, wollen Shro 
Königl. Majeſtaͤt Sich dieferhalben, der Billigkeit und befun— 
denen Umftänden nach weiter entfchließen.“ 


3) U, q. O. 4. 19. 1: 
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4) S. oben B. 2. 6. 127. €. 13. | 


5) ©. die zulegt angeführte Stelle des Nezeffes und die Topos 
graphie von Schönburg ©. 168 u f. 


§. 324. 
c Juſtizhoheit. 


Die oberrichterlihe Gewalt über die Rezeßherr⸗ 
haften wird fchon feit dem Jahre 1740 blos von 
der Sandesregierung und dem Appellationsgeriche mit 
Ausfhluß des Oberhofgerichts ausgeübt‘). Statt diefes 
hohen Gerichtshofes aber ift für gedachte Herrſchaften 
eine durch das Mandat vom 13. März 1822. (. 38. 
beftätigte Miktelinftanz in der Gefammteregierung zu Glau— 
cha vorhanden, welche nicht nur Die unmittelbare 
Gerichtsbarkeit über die Schönburgifchen gemeinfchaft- 
hen Näthe, Vaſallen, Beamte, Hof- und andere 
Bediente, auch geiftliche Perfonen (jedoch über letz— 
tere in der Cigenfchaft als Gonfiftorium, von welcher 
in der Folge die Rede ift) ausuͤbt, fondern aud) 
zundchft Appellationen von den Schönburgifchen Unters 
gerichten anzunehmen berechriget iſt *).  Uebrigens 
müffen von den Königlichen Gerichten in jedem 
Falle die Acten an die Schönburgifhe Regierung 
remiftiret und an felbige die Erecutorialen gerichtet, 
auh muß derfelben Wehörde wegen der in ben 
von ihnen anhängigen Sachen abzulegenden Gezeug- 
niffe, Kommiffion ertheilet werden 3). 


1) $. 4. des Nezeffes. Wegen der ehemaligen Gerichtsbarkeit 
‚bes Dberhofgerihts über die Schönburgifhen Beſitzungen 
f. die Topographie von Schönburg S. 148. nou 9, Die 98: 
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genwärtige Eremtion ift dergeftalt gefaßt: „baß an das Ober: 
hofgeriht zu Leipzig kuͤnftighin und fo lange die Grafen, 
Herren von Schönburg dieſe Eremtion nicht misbrauchen, 
Nkeine Appellauones aus denen mehrbeſagten Schoͤnburgiſchen 
Herrſchaften ergeben und daſelbſt angenommen werden follen.' 


— 


2) U. a. O. des Rezeſſes: „Ob auch wohl Penen Grafen, 
Herren von Schönburg eine Instantia Appellationis intermedia 
privativa nicht zuſtehet; So haben Ihro Königl- Majeftät 
dennoh Sich durch befagter Grafen, Herren von Schönburg 
unabläfliges Bitten, endlih bewegen laffen, ihnen aus bes 
fondern Gnaden zu geftaften, daß fuͤhrohin von denen 
Schoͤnburgiſchen Untergerihten vorerft an die Regierung zu . 
Glaucha, und fodann ferner an Ihro Königl. Majeftät appel: 
liret, es auch damit anders nicht gebalten werden fol, 
fo lange bemeldete Grafen, Herren von Echönburg die Cou— 
cedirung fothaner Instantiae Appellationis intermediae privyativae 
weder in Anfehen Ihrer Könige. Majeſtaͤt hoben Gerechtſame, 
noch zum Nachtheil derer Unterthanen, mißbrauhen, auf 
welhen unverhofften Fall, und da Ihro Königl. Majeftät 
fothane Gonceffion, durch derer Grafen, Herren von Schön: 
burg Bezeigen wieder aufzubeben bewogen würden, denen 
Unterthanen die Wahl, entweder fogleih am Ihro Königl, 
Majeftät und Dero Judicia, oder zuvor an die Negierung zu 
Glaucha zu appelliren verbleibet, 


3) Doch koͤnnen nad dem angeführten 5, des Rezeſſes die Schön= 
burgiſchen Unterthauen felbft von dem Oberhofgeriht ohne 
Hequifition des judicis ordinarii vorgeladen werden, jedoch 
muß diefem davon Notification gefhehen, und dad Com- 
missoriale in Abfchrift beigefügt werden, 
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$- 325 
d. Polizeihoheit. 


Ohne hierbei dasjenige zu wiederholen, was 
bereits bei der geſetzgebenden Gewalt in Anſehung des 
dem Schoͤnburgiſchen Hauſe zuſtehenden Befugniſſes, 
Ordnungen abzufaſſen, welche hauptſaͤchlich in das Poli— 
zeiweſen einſchlagen koͤnnten, geſagt iſt; wollen wir uns 
bier lediglich auf die demſelben durch den Rezeß $- 19. 
wegen -einzelner Polizeigegenftände zugeficherten Vor⸗ 
rechte befchränfen. Dahin gehöre I. das Rede, 
Zucht» und Armenhäufer aus der Unterthanen Steuer: 
beiträgen mit deren Bewilligung anzulegen’), 1. Das 
Recht, Amts: und Stade» Phnfico’s und Chirurgen, 
Aerzte, Apotheker, Buchdrucker *) und mehrere andere 
Derfonen, welde ein Gewerbe treiben, zu privilegie 
ren, oder ihnen wenigftens, wenn ihre Gefchäfe in 
der Regel von der natürlichen Freiheit abhängig ift, 
Die wegen eintretender Polizei »- Nücficheen erforderli— 
che Gonceffion 8) zu geben ?). 


41) Bid jetzt ift übrigens von dem Schoͤnburgiſchen Haufe diefes 
Hecht noch nicht ausgeübt worden. | 

2) Diefe aber müffen mit dem nämlihen Eide, wie in den übrf- 
gen Ländern des Königs von Sachſen belegt werden ; aud 
find die allgemeinen Cenſur-Geſetze in den Rezeßherrſchaften 
ebenfalld zu beobachten, 

3) ©. oben B. 2, 9. 184% ©. 1277. 

Aa) Zwifhen beiden oben erwähnten Klaffen wird in folgender 
Stelle des Rezeffes kein Unterfhied gemaht: „Bader, Muffe 
kanten, Künftler, fd nicht Fabritanten find, Stadt: und Rathe- 
Teller, mit Wein und fremdem Bier: Schanf, Gafıhöfe und 
Garkühen, Malzhäufer, Bleiben, Papiermaher und derglk, 
auch geringere Perfonen zu privilegiren — SKramer:, Hand: 
werke: und andre Innungen — zu confirmiren,” 
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§. 326. 


© Cameralhoheit. 


© Slüffe und Landſtraßen. 


Das Iandesherrlihe Eigenthum der öffentlichen 
Slüffe ift zwar in dem Rezeß ($. 12.) ausdrücklich 
anerkannt; Doch find außer dem Flößregal, die Nutzun— 
gen der extern. groͤßtentheils, nämlih die Fifcherei- 
gerechtigkeie innerhalb, der bisherigen Gränzen, das 
Recht, Mühlen anzulegen, und andre, welche nicht 
einzeln angegeben werben, nebſt der Gerichtsbarkeit, 
mit Vorbehalt der Flöß- Holz» Deuben und andrer 
SIö8 » Holz » Sahen den Schönburgifhen Dynaften 
zugeftanden; auch ift früher letztern die Flößgerech- 
tigkeit, zum Bau ihrer Schlöffer Glaucha und Wal: 
denburg, ingleichen bei erlittenen Brandfchäden, ver- 
möge eines alten mit dem Stadtrathe zu Zwickau, 
weihem vermöge einer Tandesherrlihen Vergünftigung 
die Flößgerechtigkeite auf der Mulde gebührt, 1525 
gefchloffenen Vertrags Dergeftalt geitattee, Daß fie 
von. der Ausübung berfelben gedachtem Stadtrath 
Nachricht geben follten.  — Dagegen wurde in 
diefem Vergleich jene Flößgerechkigkeit des Stadtrathes 
-felbft von den Herren von Schönburg gegen ein 
Averfional = Quantum von - 1000 Fl. anerkannt, — 
In Deziebung auf das in dem Hauptreceß 
($- 9.) betätigte Tandesherrlihe Eigenthum ber. 
Sandftraßen nebft Zoll und Geleite *) find den 
- Fürften und Grafen blos die bisherigen Zoll» und 
Oeleitdö- Einnahmen nachgelaffen, ohne daß fie felbige 
weder erhöhen, noch neue anlegen dürfen, ein 
anderes wegen der Straßengerichtsbarkeit ihnen zu- 
geftandenes Vorrecht aber, auf den Sandflrafen ver: 


1 
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übte Privat-Verbrechen in Concurrenz mit dem Lan— 
desherrn, nach der Praͤvention zu beſtrafen, wird wegen 
der durch die Verordnung vom 7. Februar 1820. 
§. 8. erfolgten gaͤnzlichen Aufhebung jener Gerichts⸗ 
barkeit unwirkſam ſeyn 5). 


4) Die Urkunde dieſes Vertrags ſ. in dem Anhang zur Vor— 
läufigen Gegen: Anzeige Ihrer Roͤm. Kaiferl. und Kathol. 
Majeftät und Dero Hodlöbl, Krone Böhmen von vielen 
Seculis wohlhergebrahte hoͤchſte Gerechtfame, ſodann derer 
Grafen und Herren von Schoͤnburg habende Befugniffe bei 
den Reichsafter-Lehns-Herrſchaften Glaucha, Waldenburg und 
Lichtenftein (1724. fol.) sub Q. 6. — Einige neuere hierauf 
fih bezichende, meines Wiffend noch ungedrudte Urkunden, 
befonders ein Reſcript vom 19. Zum 1643., werden in ber 
Topographie von Schünburg ©. 211. not, c, erwähnt, 


2) Das jus condncendi wurde von jeher für hoͤchſt wichtig ges 
halten, und in der Pegel ald ein Hanpt: Kennzeichen der 
Landeshoheit betrachtet: daher es auch in dem Mezeh nicht 
mit den übrigen Straßen: Gerechtigfeiten verbunden, fondern 

noch vorher $. 8. folgendergeftalt erwahnt wurde: „das jus 
conducendi verbleibet Ihrer Koͤnigl. Mafeftät in denen obbe: 
meldeten Schönburgifben Herrfchaften ohne Unterfchied und 
Goncurrenz derer Grafen, Herren von Schönburg mit allen 
dazu gehörigen Eſſecubus, jedoch daß dabei die Grafen, 
Herten von Echönburg und ihre Unterthanen, foviel möglic, 
mit nichts befchweret, noch denen erſten Ihre ordentlihe Ge: 
leits: Einnahme, infoweit diefe Soll: und Geleitd Erhebung 
Ihrer Koͤnigl. Majeftät und Dero Churhaufes Gerehtfamen 
unnactheilig, entzogen oder verringert werde.’ 


3) Unter diefen feinen auch „Raub und Zugriffe * veritanden 
zu werden, welhe in den Altern Saͤchſiſchen Geſetzen „den 
Öffentlichen tobdlihen Thaten” auf den Landftraßen entgegen: 
gefeßt werden, S. oben B. 2% 9, 140 uot. 3. ©. 44. 
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\ ‘. 827; 
Pe Regalien— 


Wegen des Bergregals ift in dem Rezeſſe $- 1. 
ein älterer Vergleich ) von 1529 beftätiget, infoweit 
dieſer nihe duch den von dem Churfürft Auguft 
Cden 2. Mai 1559 für 146000 Fl. geſchehenen) 
Ankauf ?) der obern Grafſchaft Hartenftein oder auf 
andre Weiſe abgeändere worden if. Zu Folge diefer 
Beſtimmungen nun haben die Schönburgifchen Dyna— 
ften, außer andern Forderungen, befonders ihren fruͤ— 
bern Anfprüchen auf ein Bergamt zu Lößniß oder an 
andern Orten entfage 3); Dagegen ift ihnen der Berg— 
zehnte von Gold, Silber, Kupfer und Blei, Zinn, 
Kobald, Arſenik 4) in den ehemaligen Boͤhmiſchen 
schnöherrfchaften zur Hälfte, in der Graffchaft Harten- 
ftein aber, zu welcher in dieſer Hinficht auch ber 
obere an Sachſen abgerretene Theil gezäble wird, nur 
der dritte Theil zugeftanden 5), fo wie in Beziehung 
auf das Poftregal $. 13. die Gerichtsbarkeit über Die 
Poftbedienten, Inhalts der Poftordnungen, und in 
Anfehung des Sagdregals ($. 19. sub I.) das Be- 
fugniß des Jagens und Puͤrſchens auch in den ge- 
fhloffenen Zeiten 5), jedoh nur für ihre Perfon. 
Endlich find ihnen fiscalifche Rechte, inſoweit fie fels 
bige bergebrache haben, und in dieſer Maafe na- 
mentlih auch das Abzugsrecht und Die auf herrnloſe 
Güter Ir beziehenden Befugniffe diefer Arc zugefichere 
Ca. 0. . ja 


4) Die Urkunde beffelben ift meines Wiſſens nicht gedruckt. 


2) ©. bie Urfunde in dem Anhang zur Worläufigen Anzeige 
sub X, b. 
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3) Doch werden zu Folge des Rezeſſes die Vergbeamten in dem 
Eommunbergamte Scheibenberg nach vorgängiger Communication 
mit der Gefammtregierung zu Glaucha ernannt, und im Bei: 
feyn eines Schönburgifhen Deputirten auf dag gemeinfchafta 
liche Intereffe verpflichtet. Köhlers Anteitung zu dem Rechte 
und der Verfaffung bei dem Bergbaue im Königreice Sachſen 

. ©. 118. Ei 


4) „von. andern Metallen und Mineralien aber weiter nichts, 
auch fuͤhrohin keine Muͤnz-Nutzung, noch Gold-, Silber: 
und Bleikauf.“ — Hingegen fol aber auch denen uͤbrigen 
etwan noch vorhandenen Irrungen derer Grafen, Herren von 
Schoͤnburg nach vorgehender Special-Anzeige und genauer 
Unterſuchung die abhelflihe Maße gegeben werben.“ 


5) Man vergl. den Nebenrezeß wegen der Graffchaft Hatten 
itein g. 3. 


6) Daß ihnen hohe und niedre Jagd zuſtehe, wird in dem 
allgemeinen $. 19. sub II, enthaltenen Vorbehalt der Schön: 
burgifhen hergebrachten Gerechtſame und Nußungen ers 

k wähnt. f 


r. Steuerwefen 


9. 328, 


Die Abgaben in den Schönburgifchen Rezeßherr⸗ 
ſchaften find von denen der übrigen Erblande ſehr 
verſchieden, indem daſelbſt mit Ausſchluß aller an⸗ 
dern nur eine einzige ordentliche Steuer nach den 
Schoden ’) dergeſtalt aufgebracht wird, daß ſeit dem 
1. Ortob. 1739 von jedem Schock 60 Pfennige in 
zz durch ein aus der Gefammteregierung zu Glaucha 
erlaffenes Steuer - Ausfchreiben genauer zu beftimmenden 
Zerminen, 9 zu 6 und 2 zu 3 Pf. von den- kocals 

ll. 


/ 
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obrigkeiten an die Efteuerobereinnahme zu Glaucha 
abzufiefern find. Zur DBefoldung der Näthe und 
zur Beftreitung enderer Bedürfniffe des Schönburgi- 
fhen Haufes, zu welchen ehedem vorzüglich auch die 
Reichs- und Kreislaſten gehörten, find legterm 3 jener 
Steuer, Z aber dem König verwillige, der dieſen 
Antheil in der Regel duch die Erzgebirgifche Kreis» 
- Steuer» Einnahme erheben läßt, wohin er von ber 
Gefammeregierung nebft einem pflidemäßigen Rech— 
nungs= Auswurf geliefert wird. In Beziehung auf 
außerordentlihe Meichsfteuern ») find in derfelben 
Stelle des Rezeffes (9K. 10.) blos die Anlagen zu 
den damals noch ſtatt findenden außerordentlichen 
Meichsvermwilligungen erwähnt, welche jedoch nicht 
nur dem Sandesherrn angezeigte werden mußten, fon= 
dern auch einer bei den ordentlihen Steuern wegfal- 
lenden Nechnungsablegung gegen die Unterthanen foll 
ten unterworfen werden. Durch manche Befchwerden 
der ‚legtern, welche über diefen Gegenftand bei dem 
zu Ende des vorigen Jahrhunderts ausgebrochenen 
Meichöirieg zue Sprache kamen, wurde ein Ver: 
gleih?) vom 19. Nov. 1794. veranlaßt, vermöge def: 
ſen die Schönburgifchen Vaſallen eben fo wohl als 
alle übrige Unterthanen, auch fonftige Einwohner geift= 
und weltlichen Standes, nach einem von dem Schön- 
burgifhen Haufe annoch auszumittelnden und zur 
landesherrlichen Genehmigung anzuzeigenden Fuße niche 
nur für jetzt, fondern auch für die Zukunft bei allen 
Meichskriegsanlagen zu einem Beitrag gezogen werden 
folleen. Die Scönburgifhen Dynaſten felbft ver» 
ftanden fi) damals zu einem freiwilligen Beitrag, 
den fie auch in aͤhnlichen Fällen übernehmen zu wollen 
ſich ſpaͤterhin erklärten *), 
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4) In dem weiter unten anzuführenden Steuerprogeffe wurde 
die Zahl der Schode von den Schönburgifhen Unterihanen 
zu 89,397, von den Herren von Schoͤnburg dagegen nur gu 
5,8232 angegeben. Topographie von Schönburg ©. 194 u. f. 


2) Weil die außerordentlihen Neichdabgaben, gegenwärtig aufges 
hört haben, fo find befonders in der Bewilligungefchrift des 
legten Landtages vom 4. Jul. 1824. verfchiedene Anträge von 
Nitterfhaft und Städten gefhehen, die Schönburgifhen 
Rezeßherrſchaften zu "einer größern Mitleidenheit zu ziehen, 
wogegen fih aber das Schoͤnburgiſche Haus‘ in der Bewilli⸗ 
gungsfhrift der Grafen und Herren vom 7. Zul. 1825. zu 
verwahren ſuchte. 


3) Die vorläufige bei diefem Vergleihe zum Grunde gelegte 
Punftation vom 3. Nov, d. 5. findet man im Anhang zu 
Carl Ludolf Hansen de jure civium rationes tributorum 
cxtraordinariorum exigendi (Lips. 1804.) und. in dem neuen. 
Mufeo für die Saͤchſiſche Geſchichte u B. 3. St. 2% Nr. X. 
S. 145 u f. 


A) Außerdem hat das Echönburgifhe Haus nah dem Neben: \ 
rezeß $. 1. wegen ber niedern Graffhaft Hartenftein und 
der Herrfhaft Stein auch zu den Donativgeldern jedoch ders 
geftalt beizutragen : daß es einige namentlih benannte 
Subvafallen zue Mitleidenheit zu zichen befugt iſt. 


§. 329. 
f. Militairhoheit. 
Obgleich auch dieſe in Verbindung mit dem 
Oeffnungsrechte (jure aperturae) der Schoͤnburgiſchen 


Schloͤſſer dem Landesherrn ausdruͤcklich zugeſichert ift’), 
fo bat er ſich doch dagegen verbindlich gemacht, Die 


öf2 
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Rezeßherrſchaften, foviel die Cinquartierung betrifft, 
mit den Standquartieren zu verſchonen ?), ferner die 
zu biefen Herrfchaften gehörigen, zur Landesvertheidi- 
gung aufgebotenen Unterchanen nicht außer Landes zu 
führen, und den Echönburgifhen Herren die Haltung 
einer Compagnie von 100 Mann zu geftattend), Die 
zwar ebenfalls zum Saͤchſiſchen Kriegsdienft, jedoch 
unter ebenmäßiger Befchränfung, gebraucht werden kann. 
Don Durhmärfhen fellen die Schönburgifchen Dy> 
naften dureh die Kreis» und Marſchkommiſſarien, 
an beren Stelle gegenwärtig die Kreis» und Amts— 
hauptleute gefreten find, unterricheet, und ihnen, 
unter Direction derfelben, die Subrepartition und Bil: 
lettirung durd) einen der Ihrigen, jedoch ohne demfel- 
ben ein bedenklihes Pradicat beizulegen, oder ihn 
von dem Königlid Saͤchſiſchen Antheil ber Steuern 
zu befolden, geftattee werden 9). 


4) 9 11. des Rezeſſes. Aeltere Verträge zwifhen dem Saͤch— 
ſiſchen und Echönburgifhen Haufe wegen des Oecffnungsrechts 
ſ. in der Topographie von Schoͤnburg ©. 214. not. v. — 
Der angeführten Stelle des Nezeffes ift folgende Klaufel bei— 
gefügt : „jedoch daß bei folder Gelegenheit die Echönburgis 
Then Unterthanen mit Gontributionen oder auf einige andere 
Meife nicht befhweret, auch, außer dem Obdach, nichts prä= 

tendiret, desgleihen bei ceffirender Gefahr die Mannfhaft 
ohnverweilt wieder ab> und zurüdbernfen werde. 


2) 5. 10% bed Rezeſſes. 


3) Eeit 1777 ift von diefem Nechte Fein Gebrauch mehr gemacht 
worden. 


4) S. 11. bes Rezeſſes. 
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$. 330. 
g Kirchenhoheit'). 


Auch in der gegenwärtigen Beziehung werben 
zugleich) die mie ihr verbundenen Rechte der Kirchen⸗ 
gewalt berüdfichtigee, zu welchen namentlid das 
Recht, liturgiſche Vorſchriften zu geben, gehört; 
welches von dem Schönburgifchen Haufe nur nad) 
Maafgabe der in dem Rezeſſe für die Schönburgis 
(den Herrfchaften ausdruͤcklich beftätigeen Saͤchſiſchen 
Kirchengefege *), und foviel das Ausfchreiben der 
Buß⸗ und Fefltage betrifft, nur nad vorgängiger 
Anordnung des Königliid Saͤchſiſchen Oberconfiftorit 
ausgeübt werden darf 8), von welhem auch bie 
Che » Difpenfationen in verbotenen Graben der Vers 
wandefhaft, mit Ausflug der allerhöchfter Cogni⸗ 
tion vorbehaltenen Fälle abhängig find. Dagegen 
ift den Schönburgifchen Herren das Recht eines ges 
meinfchafelichen Unterconjiftorii in Glaucha zugeftanden, 
weldyes in der Hauptfache die nehmlichen Rechte, wie 
andre Jandesconfiftorien %), und namentlid) wie Das 
teipziger Conſiſtorium ausuͤbt, und fi) auch in dem⸗ 
felben Verhaͤltniſſe gegen die Sandesregierung , das 
Appellationsgerihe und den Kirchenrach befindet 9). 
Gleichergeftalt werben die Superintendenten und geifts 
lien Sinfpektoren von dem Fürften, Grafen und 
Herren von Schoͤnburg zwar beftelle, müffen aber 
bie gemöhnlichen Proben bei dem Dberconfültorio. in 
Dresden ablegen 6%, Noch find endlich einige 
außerdem von dem Patronrechte abhängige Ehrenrechte 
in der Kirche, wohin befonders die kirchliche Fürs 
bitte, ingleihen die Kirchentrauer gehört, dem 
Schoͤnburgiſchen Kaufe überhaupt zugeftanden 7). 
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4) Bei den Befimmungen, welche diefe betreffen, und in dem 
Rezeſſe $. 15. und’ $. 19. sub IL enthalten find, wurde zu: 
gleih in der zulekt erwähnten Stelle dem Schönburgifhen 
Haufe und deffen Unterthanen in den Dezeßherrfchaften die 
Sicherheit des status religionis nah dem Weftphälifhen Fries 

dens: Schluß und dem anno decretorio ausdrüdlich verfichert« 


2) Es heißt namlich $. 15: „daß in denen Schönbnrgifhen Herr: 
{haften nah der Churſaͤchſ. Kirhenordnung,, denen Viſita— 
tiong= Artifuln und andern die Ecclesiastica angehenden Lau— 

desgeſetzen ſich zu richten.“ 


3) Hiernach bezieht ſich das dem Schoͤnburgiſchen Haufe einge— 
räumte ius liturgieum bloß auf die Handhabung der Liturgie; 
Daher auh dad dem letztern zugeftandene Recht, Synoden 
zu halten, jedoh mit - der Merbindlichkeit, die Geiftlihen 
ihrer Herrfhaften bei den von dem König angeordneten Ger 
neral: Synoden (welhe aber in dem gewöhnliden Siune des 
Wortes in Sahfen nicht vorfommen, f.oben $-150. B. 2% not. 3. 
©. 62.), auf jenen Zweck zu befhränfen fein dürfte, zu wel: 
chem ehedem aud die von den Guperintendenten bis zu Churs 
fürft Augufts Zeiten gehaltenen Special:Synoden der Geiftliben 
beftimmt waren. S. Weber Spyftematifhe Darftellung des im 
SKönigreibe Sachſen geltenden Kirchenrechts B. 1. ©. 740. 


4) Namentlib dad ius examinandi , ordiuandi, confirmandi 
et iuvestiendi clericos et superintendentes — „ferner dag ius 
suspeudendi et rcmovendi clericos ef superintendentes, jedoch 
andrergeftalt nicht, als praevia sententia und mit Vorbehalt 
Shrer Könige. Majeftät Cognition auf angebrachte Beſchwerde, 
auch salvis appellationibas “ — endlih „das ius visitationum, 
unter den Beding, daß auch Ihro Könige. Majeftit derer 
Bifttationen in den Schönburgifhen Herrfhaften, mit Zuzie— 
bung der Schönburgifhen hierzu gleichfalls abzuordnenden 
Visitatorum, berecdhtiget bleiben, die Grafen, Herren von 
Schöndurg auch die Publikation desienigen, was bei jolden 


® 
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in ihren Hertſchaften zu halten habenden General⸗-Viſitatio— 
nen beſchloſſen worden, in Ihrer Koͤnigl. Majeſtaͤt Namen 
durch eine Ingroſſirung zu verrichten ſchuldig ſeyn ſollen.“ 


5) Nach $- 15. des Rezeſſes find die Berichte auf die wider 
ein Urtel oder Beſcheid in Ehe: oder andern Conſiſtotial-Sa— 
ben eingewandten Appellationes zur Landesregierung, (gegens 
wirtig, wenn gegen ein Erfenntniß appelliret wird, zum 
Appellationsgericht), hingegen, außer ſolchen Fällen, in denen 
das ius summum circa sacra angebenden Sachen, und wenn wis 
der die Erpedirion derer aus dem SKirhenrathe ergangenen 
Reſcripte und Veränderungen in ein oder andrer Sache appel: 

liret wird, zu ermeldetem Kirhenrathe einzuſchicken.“ 


6) Für die Rezeßherrſchaften find die beiden Superintendenturen 
zu Glaucha und Waldenburg beftimmt, die übrigen Schoͤn⸗ 
burgifhen Befitungen dagegen denen in Penig und Zwickau 

untergeben. Soviel aber die oberwähnten geiftlihen Infpectios 
nen betrifft, fo waren ehedem ihrer drei, welche insgefammt 
von der Waldenburger Superintendentur dependirten, zu Lichtens 
ftein, Hartenftein nnd Lösnig, von welchen die letztere allein 
noch übrig iſt. | Ä 


7) Jedoch mit Vorbehalt gleiher Rechte für das Königlih Saͤch⸗ 
fiihe Haus, auch follen ſich die Schönburgifgen Dynaften 
des Prädicates Landesherrn, ſowohl in dem Kirchengebete, 
als überhaupt gänzlih enthalten. — Ein ähnlihes, jedoch 
weltlihes Ehrenrecht, welches bier nur der Analogie wegen 
mit den nurerwähnten Befugniffen verbunden wird, ift die 
$. 19. des Rezeſſes den Echönburgifhen Herren geftattete 
Erbhuldigung ihrer Unterthanen, jedoh nah einem Hierzu 
ihnen befonderd ausgeftellten Formular. Daß übrigens 
diefes Recht auch den Gerichtsherren einzelner Dörfer zulommt, 
ift bereitd oben B. 1. ©. 191, bemerkt worden. 


Em 
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§. 331. 
h., Bon der Schönburgifhen Geſammt— 
regierung zu Slauda. 


Sie iff aus einer Kanzlei der Schönburgifchen 
Herren entflanden *), welche erft durch den Rezeß 
von 1740 eine coflegialifhe Form und das Pradicat 
einer Regierung erhielt ). Das Perfonale derfelben, 
deffen Wahl von der Uebereinkunfe ſaͤmmtlicher Mit: 
glieder des Schönburgifhen Haufes abhängig ift, 
biftehe aus einem Negierungsdirector, zwei Raͤthen 
und einigen Subalternen 3); ihre Gefhäfte aber 
beerefjen theils die Ausuͤbung der den Edyönburgis 
fhen Fuͤrſten, Grafen und Herren überlaffenen Rechte, 
in Polizei und andern nie zur Juſtiz gehoͤ— 
rigen Sachen, infomweit ſich nicht, erftere gewiffe 
Angelegenbeiten zur perfönlihen Entſcheidung vor— 
behalten haben, theils die Gerichtsbarkeit, und 
zwar in erjter Inſtanz über die ihre unmittelbar un 
terworfenen Perfonen *), in zweiter Inſtanz aber 
bei Beſchwerden oder Appellationen gegen Das 
Verfahren oder die Erfenneniffe der Unterobrigkeicen . 
in den Rezeßherrſchaften. Außerdem aber vertritt 
dieſes Collegium noch die Stelle eines Unterconfiftorii, 
doch müffen bei den in dieſer Hinfihe ihr uͤbertra— 
genen Gefchäften zwei geiftlihe Beifigeer — die Su: 
perintendenten zu Glaucha und Waldenburg — zugezogen 
werden. Endlich ift diefes Collegium auch ald die 
Lehnscurie der Schönburgifchen Vaſallen zu betrachten, 
‚ und wird zugleih noch jegt bei den gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten als Kanzlei des Schönburgifhen Haus 
ſes gebraucht 3). UWebrigens darf diefes Collegium 
an feinem andern Drte angelegt, auch feine Coms | 
perenz auf andere Schönburgifhe Vaſallen und Un: 
terthanen nicht erftrecfet werden ©), 
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1) Topographie von Schoͤnburg ©. 152. 
2) Rezeß 6. 4 5 
3) Topographie S. 156. 


HY ©. B. 2. $. 324. S. 443. Daß uͤbrlgens auch die Schön: 
burgiſchen Herren bei dieſer Behoͤrde belangt werden koͤn— 
nen, iſt bereits oben B. 2. 9. 311. ©. 410. erwähnt, — 
Noch verdient aber beigefügt zu werden: daß die Schön: 
burgifhen Stadtraͤthe nicht unmittelbar unter dee Gefammts 
regierung zu Glaucha, fondern zunddhft unter ben ‚Amtes 
leuten ftehen, denen auch eine Concurrenz in Anfehung der 
erftern zufommenden Erbgerichtöbarfeit gebührt. Topographie 
von Schönburg ©. 173. 


5) Ale diefe Verhältnife find a. a. O. ©. 155 u. fe genau 
unterſchieden. | 


6) Nez: 5. 4., auch heißt es in befonderer Beziehung auf das 
Unterconfiftoriun $. 19. sub IL; „Es follen unter dem Vor⸗ 
wande des concedirten Unter: Confiftorii feine mehrere Drte, 
als zu denen bemeldeten Herrfchaften gehörig, noch auch folde, 
fo mit der, geiftlihen Gerichtsbarkeit und andern Consistoriı- 
libus biöher unter dem Leipziger Gonfiftorio geftanden, 

unter befagtes Schönburgifhes Unter: Confiftorium gezogen 

werden.” | 
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f 
Dritter Theil. 
Voͤlkerrecht. 


§. 332. 


J. Graͤnzen des Koͤniglich Saͤchſiſchen Voöl— 
kerrechts und eigenthuͤmliche Verhaͤltniſſe 
bed Koͤnigreichs Sachſen zu dem 
Teutſchen Bunde, 


Inſofern die Verhäftniffe des Königreichs Sach: 
fen gegen fremde Staaten und Völker auf allgemei: 
nen Grundſaͤtzen des Europaͤiſchen Volker- oder 
Teutſchen Bundesrechts beruhen, find fie fein Ge- 
genftand dieſer Wiffenfhaft, dahingegen die eigens 
thümlichen Berhältniffe Sachſens gegen den Teutſchen 
Dund, welde theils die Zahl feinee Stimmen bei 
der Bundesverfammlung ?), theils feiner Geldbeiträge 
zu den Beduͤrfniſſen des Bundes *), theils endlich 
fein Contingene zu der Bundesarmee 5) betreffen, 
eine Andeutung zu bedürfen ſcheinen. 


u 


1) Bekanntlich verfammeln fih die Mitglieder der Bundesver— 
fammlung entweder im vollen, oder im engen Rath. Im letztern, 
wo in der Negel die Bundes: Befchlüfe abgefaßt werden, und 
wo theild Virils theild Gefammt: Stimmen vorhanden find, bat 
Sachſen eine Biril: Stimme (T. Bundesacte Art. IV.); in der 
Plenarverfammlung aber, welche nur in denjenigen Zällen, 
welche nah der Teutfchen Bundesacte Art. VII. und nach der 
Wiener Schluß-Acte v. 15- Mai 1820. Art. XI, in Meyer 
Corp, iuris Confoederationis Germanicae T. 2. p. 184. dazu 
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geeignet find, ftatt findet, und wo nur Wiril: Stimmen vor: 
tommen, hat es deren vier. CT. Bunbdesacte Art. VL). 


2) Die Geldbeiträge zu den Bedürfniffen des Teutfhen Bundes 
mit Ausfhluß der zur Erhaltung der Bundeskanzlei erforberli: 
chen, zu welchen jede der 17 Stimmen im engen Rath, fo 
oft ed die Bundesverfammlung für nöthig erflärt, 2000 Fl. 
im 24 Suldenfuß beizutragen hat CKlüber oͤffentliches Recht 
des Teutſchen Bundes und der Bundesfiaaten, neueſte Aus: 
gabe 9. 177. ©. 191. bei Meyer 1. c. p. 131.) richten fich 
auf gleihe Weile, wie die Mannfhaftsftelung, nah einem 
Befhluß der Bundesverfammlung in ihrem Protokoll vom 
20. Augujt 1818. Sessio XLIII. $. 210. nah dem auf 5 Sahre 
proviforifh anger ommenen und den 12. Jul. 1823. bis zu einer ' 
andern Beftimmung prolongirten Maafftabe der von den Bundes» 
gliedern anaeg benen Volkszahl der einzelnen Staaten; hier: 
nah aber beftehet der von dem Königreide Sachſen, deffeu 
Volkszahl zu 1,200,000 Seelen angenommen wurde, bei einer 
Bewilligung von 30,000 Fl. zu entrichtende Matricular: An: 
jhlag in 1,193 Fl. 30 fr. Man vergl. Protofol vom 7. Des 
cemb. 1821. $. 239, und im Aubang zu Klüber a. a. O. 
©. 933. 


: 3) Nach dem oberwähnten proviforifhen Maaßftabe, mit welhem 
zugleih die Beſtimmung verbunden wurde, daß dad gewöhns 
lihe Kontingent an fireitbarer Mannfhaft den bundertiten 
Theil der Bevöfferuug eines jeden Bundesftaats betragen fol 
(Protofol der T. Bundbesverfamminng Sess. XVIL v. 12. Apr. 
41821. 9. 102. Abfhn. 2 — bei Meyer 1. c. p. 25%), be: 
ftebt das Saͤchſiſche Contingent aus 12000 Mann. Man 
vergl» die Tabelle über fämmtlihe Contingente in den Proto— 
collen der Bundesverfammlung von 1821. B.11. ©. 237. und 
im. Anhang zu Klüber ©. 931., wo man aud die ver- 
fchiedenen Beſtandtheile aller Contingente verzeichnet findet. 
Weil übrigens nah den Bundesgefehen dad minimum eines 
zu ftellenden Cavallerie: Sontingentes aus 300 Pferden oder 


— 
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einer-Divifion beftehen fol, fo find diejenigen Bundesſtaaten, 
welchen in der Matrifel eine geringere Summe angefekt iſt, gend- 

thiget, mit andern Bundesftanten ihrer Vertretung wegen foges 
nannte Neluitiond: Verträge ju fchließen. Dahin gehört der 
Vertrag vom 17. Jan. 1821. zwiſchen dem Königreihe Sach: 
fen und Gadfen = Gotha und Altenburg in den Protofollen 
d. T. Bundesverfammlung von 1821. Sess. VII, $. 39. und 
Sess, XVII. $. 100. Noch werden in dem oben ®. 2. $. 301- 
not, % 9. 377. bemerkten, an die Landitände erlaffenen De: 
erete vom 7. Jan. 1824. auch mit den audern Herzoglich Saͤch— 
fifhen Linien, ingleihen mit dem Fürftlih Reußiſchen Haufe 
abgefhloffene Verträge diefer Art erwähnt. 


II. Bölkerrehtlide Normen in Beziehung 
auf innere Verbäleniffe des König: 
reichs Sachſen. 


§. 333. 
a. In Anſehung des Conſtitutionsrechts. 


Daß bei der Darſtellung des letztern auch die 
hierauf ſich beziehenden voölkerrechtlichen Normen nicht 
uͤbergangen werden koͤnnen, wurde bereits in der Ein— 
leitung. ($. 2.) erwaͤhnt, und dieſer Methode zu 
Folge von den Territorial= und Öränzverträgen Sach— 
fens mit andern Staaten Th. 1. Abfchn. 1.; von 
den Erbverträgen des Koͤniglich Saͤchſiſchen Haufes, 
ſowohl mit der Erneftinifchen Linie als mit andern 
Haͤuſern insbefondre von der Saͤchſiſch-Heſſiſchen 
Erbverbrübderung Th. 1. Abſchn. 2., endlich von ver- 
fhiedenen auf die Verhaͤltniſſe der Unterthanen ſich 
beziehenden Verpflichtungen gegen fremde Staaten 
Th. 1. Abſchn. 3. gehandelt ’). 
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41) Als B. 1 9 46. ©. 87. von ber wegen bes vollen Rand: 
faffiats in der Hauptconvention zwifhen Sachſen und Preußen 
feftgefegten Befimmung ; ferner $. 50: ©. 91. von der 
zuerft durch den Pofener Frieden bewirkten Gleichitelung der 

- Tatholifhen Glaubendgenoffen ; endlih $. 51. not, 6. ©. 95. 
von den auf Wölferverträge gegründeten, die Aufhebung des 
Leibzolls der Juden betreffenden Gefepen. 


b. In Anfehung des Regierungsrechts. 


ao. Beſtimmungen, welche die Juſtizhoheit 
betreffen. 


4 334. 


Die wichtigſten derſelben find in der am 20. Fe 
bruar 1816. zwifhen Sachſen und Preußen gefchlof> 
fenen Convention *) wegen Abgabe und Fortfegung 
der in dem Königreihe und Herzogehume Sachſen 
anhängigen Rechtsſachen enthalten, mit welcher die 
in der Haupfconvention vom 28. Auguſt 1819: 
Art. III. befindfichen Nachträge *) zu verbinden find. 
Soviel aber die zuerft erwähnte Uebereinkunft betrifft, 
fo beichränfte fi diefe blos auf die bis zu dem 
30, November 1815 anbängig gewordenen. Rechts⸗ 
fahen , deren Sortfegung bei allen bemegliche 
Sachen betreffenden und bei allen perfönlichen Klagen >), 
bauptfählihd von dem Richter gefchehen foll, dem 
der Beklagte oder deffen Erben am gedachten Tage 
nad ihrem damaligen wefentlihen Aufenthalte unter» 
worfen waren, ohne Unterfchied zwifchen einem pris 
vilegirten und ordentlihen Gerichtsftande. Do 
mußte diefe Regel niche allein bei den Rechtsangelegen⸗ 
beiten derjenigen Perfonen eine Ausnahme leiden, 
welche am gedachten Tage weder in dem Königreiche 
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Sachſen, noch in der Koͤnigl. Preußifhen Monarchie 
überhaupt ihren weſentlichen Wohnfig hatten, oder, 
weldyer Hall jenem für gleich geachtet ward, nicht in 
Givil- oder Militairdienften derfelben geftanden ; in- 
dem man unter diefer Borausfeßung blos die Zeit der 
bei dem Abfchluffe des Vertrages vorhandenen Litis— 
pendenz berücdficytigen Eonnte *),;, fondern es fanden 
auch mande nähere Beftimmungen nad Verſchieden— 
beit der rechtlichen Gegenftände, ſtatt 5), welche aber 
bier, fo wie andre, über die in dergleichen Fällen 
zur Anwendung 9) fommenden procefjualifhen und 
materiellen Gefege 7), ingleihen über die Abgabe der 
Depofiten und der Acten 2), enblid über Gerichts- 
gebühren 9%), um fo weniger zu erklären find, da 
diefe ganze Webereinkunfe nur zu den £ranfitorifchen 
Derträgen gehoͤrt, weil Dderfelben ausdruͤcklich Die 
Klauſel beigefügt wurde, daß in Ruͤckſicht der ſpaͤ— 
rer anhängig gewordenen Rechtsſachen die allgemeinen 
Grundfäge eintreten follten, welche darüber zwifchen 
den beiden Regierungen ſchon früher ſtatt gefunden 
hatten, oder noch kuͤnftig feftgeftelle werden follten *°), — 
Bleibendere Wirkung haben dagegen die in den bereits 
erwähnten Nachtraͤgen zur Hauptconvention enthaltenen 
Beſtimmungen, von denen die eine, welche mit dem 
Sandfaffiat in Verbindung fteht, bereits oben ) er— 
waͤhnt worden iſt; bier aber folgende zu bemerfen 
find: a) Daß die Oberauffihe über die Fideifom- 
miffe, ingleihen die Abgabe der Fideifommißmaffen 
und der über dieſelben verbandelten Acten, fich 
nach dem bfeibenden Wohnfig (domicilum fixum) 
beftimmen follee, welchen der Fideifommißftifter zur 
Zeit feines Ablebens hatte **). b) Daß in Erbſchafts— 
fahhen, und wegen der aus Ddiefen enefpringenden 
Forderungen und Verpflichtungen, die Erben, folange 
die Erbfhaft oder ein Xheil derfelben in dem Ges 
richtsſtande des Nachlaſſes fih noch ungerheile befinder, 
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bergeftalt daſelbſt Recht zu nehmen verpflichtee find, 
daß in diefen Fallen den Gerichten des Wohnorts der 
Erben, die Inſinuation auf die deghalb an fie von 
dem erbfchaftlihen Forum erlaffene Requifition zu bes 
wirken obliegt 3); fo wie auch c) eine gleiche 
Verpflihtung die fora domicilu einzelner Individuen 
oder Sommunen haben, wenn diefe, wegen der auf ' 
Grundſtuͤcken des andern Gebiets baftenden Neallaften 
und fonftigen Realanfprüchen ın foro rei sitae belange 
werden 4); d) daß in den Fällen, wo über. Sjemans 
ded Vermögen oder über einen Nachlaß ein Concurs 
ausbriht, und zu. der Maffe immobilien gehören, 
welche, nad) der neuen Sandesgränge, in beiden fans 
dDescheilen gelegen, die Eröffnung des Goncurfes bei 
denjenigen Gerichten erfolgen foll, unter denen der 
Gemeinfchuldner zu der Zeit, in welder fi) die Un- 
zulaͤnglichkeit der Maffe zeige, und die Mochwen- 
digkeit zu deſſen Eröffnung eintritt, oder bei Erb> 
ſchaften, zur Zeit feines Ablebens in einem der bei- 
Den Landestheile feinen bleibenden Wohnfig hatte; wos 
bei jedoch verfchiedene Hiegeln in Anfehung der Si» 
- herficllung der Maffe, und der Adminiftration, 
Zaration -und Subhaftation der in dem andern tan 
destheide gelegenen unbeweglichen Güter eintreten, 
welche Hauptfächlich davon abhängig find, ob dieſe 
Guͤter mit den immobilien des andern Sandestheils 
zu einen Complexu gehören oder nicht 20). — Außer 
diefen in ber Hauptconvention enthaltenen Verfuͤgun— 
gen ift noch im Sabre 1819 eine Uebereinfunfe mic 
Preußen getroffen worden, durch welche derjenige 
Gerichtsftand, vor welchen die Verhandlung der 
Hauptfahe gehört, gegenfeirig für das bei ber 
Anftellung von Provocations » Klagen allein gül= 
fige forum erfläret wird °P). Endlid wurde 
noh, um die Suftispflege in Vormundſchaftsſa— 
hen zu erleichtern, im Sabre 1822 aud) darüber 
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ein Vergleich geſchloſſen: daß, fo oft von der Be— 
hörde des Sandes, wo die Hauptvormundfchaft anhän- 
gig ift, dem Minderjährigen venta actatis ertheilt 
wird, dieſe auch wegen des in dem andern Sande 
gelegenen Vermoͤgens, die Kraft der erlangten Zoll: 
jährigfeit haben, und felbft dann in der Führung 
der Vormundſchaft nichts geänderte werden foll, wenn 
Minderjährige das Land verlaffen, in welchem die . 
Hauptvormundſchaft ſtatt finder, infofern fie noch Ver⸗ 
mögen in beiden Landen befißen '7). 


4) Ald Beilage zum 10ten Stud der Gefeß: Sammlung für das 
Königreih Sahfen vom Jahr 1819. Nr. L ©, 319 u. f. 


)a.0D. © 230 u. f. 


3) Nealklagen follten nah $. 3 u. 4 ber Convention von bem 
Gericht fortgefegt werden, unter welchem der ftreitige Gegen: 
ftand gelegen iſt, bei Grundftüden unter verfhiedener Lan— 
deshoheit aber darauf Nüdjiht genommen werden, wo der. 
‚ größte Theil derfelben gelegen fey. 


4) $. 4. der zuerft angeführten Convention; auch wurde bie- 
Tem Punfte die wichtige Beftimmung beigefügt: Daß die 
zuerft erwähnte Regel für alle Zälle gelten follte, wegen 
welcher in dem Verträge nichts anders feſtgeſetzt fey. 


5) Haupfählih bei mehreren Litisconforten ($. 2.); bei Gons 
eurfen (9. 6—8.); bei Sequeittation außer dem Koncurfe 
($. 9.); bei Erbfchaftsangelegenheiten (F. 10.)3 bei Bormund: 
fhaften ($. 12 — $. 16.)5 bei Edictalproceffen gegen Abwe- 
fende ($. 17.)5 bei Abwefender Chefheidung ($. 18.)5 bei 
Verhandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit (9. 19.); bei 
Unterfuhungsfahen überhaupt CI. 20 — $ 22); und bei 
Defraudationen der Einnehmer ($. 23.) — Noch hat man 
fih fpäter über die Fortitelung derjenigen Sachen, bei wel: 
hen connexitas causae eintritt, dergeftalt verglihen : dan 
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in dem Fall, wenn eine, ohne Praͤjudiz ber andern, nicht 
entfhieden werden kann, felbige bei demjenigen Richter fort: 
geftellt werden follen, von welchem bie zuerſt anhängig ges 
wordene Sache nad der Convention von 20. Febr. d. J. ges 
hört. Reſcript v 29: Mai 1816, Cont. III, Cod, Aug. T. 1. 
pP 237% - 


6) a. O. F. 25 — 6. 27. 

7) 9. 28 und 2% 

8) S 24 u. 3 36 

9) 5. 30. 
10) 5: 35 | 
11) B. 1. 9. 46. ©. 87. 
12) Haupteonvention Art, II, sub 2. 
13) a: a. O. sub 4, 

14) a. 0. O. sub 5. | . 
45) a. a. D. sub 6. | ! 


16) Verordnung ber Landedregferung vom 30. Eept. 1819. in 
der Gef. Samml. d. J. St. 17. Nr, 32. ©. 220. 


17) Declaration vom 3. März 182% in ber Gef. Samml.. d. J. 
St. 9. Nr, 15 ©. 185. 


$. 335- 

In Beziehung auf die Auslieferung der Auslaͤn⸗ 
der wegen Verbrechen, welche fie in dem Auslande 
verübt haben, foll zwar in der Regel, nad): ber 
bereits erwähnten Verordnung der Landesregierung 
vom 17, Febr. 1820, $. 13., von. der hoͤchſten Be⸗ 


II, Ög 
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hoͤrde entweder deren Auslieferung an das auswaͤr⸗ 
tige Gericht, im deſſen Bezirk dieſelben das fragliche 
Verbrechen vollführeen, oder das fonftige Verfahren 
angeordnet werden '); doch finden hiervon vertrags⸗ 
mäßige Ausnahmen bei den Deferteurs und andern 
militairpflichtigen Perfonen ſtatt ). Außerdem find 
einige Völker» Verträge wegen des Verfahrens gegen 
Fremde, welche Forſtverbrechen im Inlande began- 
gen haben, theils bis auf vorgängige halbjährige 
Aufkündigung, theils auf beftimmte Zeit eingegan- 
gen 3), Endlich enthalten andre mit -Defteeih und 
Preußen gefchloffene Verträge Beflimmungen über 
die in Griminalfällen, hauptſaͤchlich bei ftattfindenden 
Auslieferungen der Verbrecher, zu erftattenden Uns 
foften ?). 


41) ©. oben ®. 2. 9. 141. ©. 44 


2) Wegen ber dltern hierher gehörigen Geſetze f. Thomas 
Hayme und Jo. Tob. Richter Digesta Juris Saxonici 
s, v, Gartel p» 190. und p. 156 seq. Die neuern feit ber 
2ten Fortfeßung des Cod. Aug. befannt gemachten, mit wel: 
chen wir zugleih einige, andre verwandte Gegenftände betref: 
fende, verbinden wollen, und die wir wegen ded Zufanımen: 
banges vollftandig, jedoh mit Hinweglaflung derer, welche 
einzelne Wegimenter betreffen, anführen wollen, find: 
a) Mandat, die mit des Königs von Preußen Majcftät we: 
gen wecjelfeitiger Auslieferung beiderfeit® Deserteurs, auch 
zu Verhütung und Abftelung aller Werbung in beiderfeiti- 
gen.Landen (den 17. Mit) errichtete Convention betr. vom 
48. Jun. 178%. 1. 0. Con. Il. Ti4. p- 1281. b) Patent, 
den Beitritt der Fürftl. Anbaltifhen Häufer, Coͤthen, Bern: 

burg und Deffau zu der mit dem Koͤnigl. Preußiſchen 
Hofe wegen wecfelfeitiger Auslieferung der Deferteurd ge: 
ſchloſſenen Convention bett. vom 7. Auguft 1797, I. « p. 1285- 


* 


1" 
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Hiermit iſt ſogleich zu verbinden e) Patent, die Ausdehnung 
dieſes Cartels auf die Anhalt-Zerbſtiſchen Lande betreffend’ vom 
26. Det. 1798. 1. c. p. 1397. — d) Gireulale, die Auslieferung der 
Preußifgen Eantoniften und Entollirten betreffend vom 24: Jan. 
179%. .c. p. 1357. — e) Befehl, die fortdauernde Gültig: 
keit der mit dem Königlih Preufifhen Hofe im Jahre 1787 
gefhloffenen Gartel: Sonvention betr. vom 21. Nov. 1705. 1. 6. 
p- 1385. — f) Refeript, die mit Churbraunſchweig wegen 
Zurüdlieferung der von den beiderfeitigen Deferteurs in das 
andre Gebiet mitgenommenen Pferde, Armatur, Lederwerks 
und Equipage-Stuͤcken geſchloſſene Convention betreffend vom 
3. Aug. 1798. 1. e. p. 1393. — 8) Nefeript, die Erlaͤute⸗ 
rung der mit dem Königl. Preußifhen Hofe beftehenden Gartels 
Eonvention betr. vom 25. Septemb. 1802. 1. c. Cont. II. 
P- 599. — 5) Generale, die mit dem Königlich Preußiſchen 
Hofe unter Beitritt der Herzogl. Anhaltiſchen Häufer zelther 
beftandene Gartel: Convention betr. vom. 29. Zul. 1808. 1. c. 
p- 637. (In diefer Bekanntmachung wurde die sub a) erwähnte 
Bartel: Convention mit dem Königl. Preufifhen Hofe ben 


damals vorwaltenden Umftänden nah für etloſchen . erklärt, 
jedoh mit der Beſtimmung, daß fie gegen die Herzoge zu 


Anhalt zwar aud künftig beobachtet, aber auf diejenigen Ans 
haltiſchen Untertanen nicht ausgedehnt werden follte, welche 
vermöge ber in den Anhaltifhen Lande newerlih eingeführs 
ten Militair « Confeription als militairpflichtig angeſehen 
würden. Auch wurde, ſovlel Preußen betrifft, der 6fte 
Artitel der unterm 43. Det. 1807: zw Elbingen gefcloffenen 
Gonvention (©. oben B. 41. 5 31. not, 3, ©. 54.) wegen 
Auslieferung ber befderfeftigen Deferteurs bei den Durchmaͤr⸗ 
ſchen der Saͤchſiſchen Truppen durch die Koͤnigl. Preuß. Staaten 
auf der aus dem Koͤnigreiche Sachſen in das Herzogthum 


Warſchau führenden Militairſtraße beſtaͤtiget). = 1) Mandat, 


— die mit dem König von Weſtphalen über bie wechfelfeitige 


Auslieferung der Deſerteuts und ber zu Kriegsdienften con⸗ 
Gg 2 
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ſcribirten oder verpflichteten Unterthanen Cunterm 24. unb 
25. Mai) geſchloſſene Convention betreffend von 26. Jul. 1809. 
1, c. p. 556. — U NReſcript, den 7. Art. dieſer Convention 
betr. vom 19. Jun. 1810. 1. c. P. 676. — 1) Reſcript, bie 
Auslieferung Gothaifher und Wltenburgifher zum dortigen 
Kriegsdienft beitimmter Deferteurs betr. vom 24. Det. 1810» 
l. c. p. 68%. — m) Mandat, die mit dem König von Baiern 
über wechfelfeitige Auslieferung der Deferteurs und der zu 
Kriegs dienſten conſcribirten oder ſonſt dazu verpflichteten Uns 
terthanen (am 30. Maͤrz) geſchloſſene Convention betreffend 
vom 25. April 1811. . c. P. 669. — m) Generale, bie 
Auslieferung der reclamirten franzöfifhen und italienifchen 
Gonferibirten, ingleihen die Auslieferung der reclamirten 
Goburgifhen und Meiningifhen militairpflitigen Unterthanen 
betr. vom 13. Jan. 1812. 1. « p. 705. —. o) Generale, die 
Auslieferung der Weimarifhen militairpflihtigen Unterthanen 
betr. vom 9. März 1812. 1. c. p. 70% — pp) Generale, die 
Auslieferung der Coburgiſchen, Franzoͤſiſchen, Stalienifhen 
und Bergifhen Deferteurs, ingleihen das bei Trangsportirung 
und bei Webernahme berfelben zu beobachtende Verfahren 
betr. vom 2. Now 4812. lc, p 712 — q) Generale, bie 
Uebereinfunft wegen Aufnahme Gothaifher und Altenburgis 
fher militafrpflichtiger Untertbanen betr. vom 1% Dec, 181% 
1, c. p. 714 — r) Generale, die Webereinfunft mit den 
Fuͤrſtlich Reußiſchen Häufern, wegen wecfelfeitiger Ausliefe— 
tung militairpflichtiger Unterthanen betr, vom 12. Oct. 181% 
1. c, p 73. — 5) Verordnung, die Auslieferung Deftreichi: 
fer Deferteurs betr. vom 10. Mai 1815 1. c. p. 736. — 
ı) Mefeript, die Auslieferung der Deftreihifhen Deferteurs 
und Militairpflihtigen betr. vom 11. Aug. 1815. l.c. p. 756 
(Beide Verordnungen gründen fih auf eine früher zwiſchen 
dem Kaiferlih Deftreihifhen Feldmarfhall und Militair : Com: 
mandanten Grafen von Gollovrat, und dem vorigen Generals 
Gouverneur von Sachſen Fürften Repnin getroffene Webers 
einfanft), = u) Ihro Königl, Majeſtaͤt hoͤchſte Reſolution, 
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| daß bie von Königlich Preußiſchen Deſerteurs veruntrauten 
Sachen, fo lange das Reciprocum beobachtet werde, zurüds- 
gegeben, die Deſerteurs aber, bevor nicht mit Preußen 
Cattel abgeſchloſſen worden, nicht ausgeliefert werden ſollen, 
vom 4. Jan. 1816. 1. c. p. 737. — v) Mandat, die mit 
dem König von Preußen (den 18, April) geſchloſſene Conven— 
tion betr. vom 2. Jun. 1817. 1. c. p. 80% — w) Generale, 
die Belanntmahnng der zur Ablieferung der Preuß. Defer: 
teurs beftimmten Orte betr. vom 16. Jun. 1817. 1. & p. 808. — 
x) Mandat, die mit dem Kaifer von Oeſtreich über die 
wechfelfeitige Auslieferung der Deferteurd gefchloffene Eonvens 
tion betreffend vom 23. Jun. 181% 1. o. p. 808 — 
9) Mandat, die zur Auskieferung der Deftreihifhen Defers 
teurd befiimmten Stte ‚betreffend vom 23. San. 1818: 1. c. 
p- 818. — 2) Verordnung der Landesregierung, die Neftis 
tution der, in Gemaͤßheit der Garteld mit Baiern für aus— 
gelieferte Deferteurs zu bezahlenden Gratificationen und 
Verpflegungskoften betreffend vom 43. April 1818. in der 
Geſetz- Samml. d. J. Et. & Nr. 4. ©. 29 — aa) Ver: 
ordnung, die Auslieferung Herzogl. Sachſen-Coburgifcher 
Deferteurs und Militairpflichtigen Caud ohne vorgängige Dies 
clamation) betreffend vom 47. Jul. 1820 a. a. D St. Ge 
Nr. 27. ©. 149. — bb) Berorduung der Landesregierung, die 
Auslieferung der aus den Herzogtih Gothaifhen und Altenbur: 
gifhen Landen ausgetretenen Militairpflihtigen betreffend vom 
414. Auguft 18%. a. a. D. St. 14. Nr. 28. €. 150. — 
cc) Verordnung der Landesregierung, die von dem König 
von Sachſen mit dem Fürftlih Reußiſchen Gefammthaufe 
älterer und jüngerer Linie getroffenen, Befiimmungen (über 
die Annahme einiger zwifhen Sachſen und Preußen, wegen 
gegenfeitiger Auslieferung der Deferteurs und Militairpflich-⸗ 
tigen, feitgefegten Punkte) vom 19. Febr. 151. a. a. O. 
&t 3 Nr. 6 © 13%. 
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3) Eine früher auf die damaligen Brandenburgiſchen Graͤnzoͤrter 


ſich beziehende Convention wegen Geftellung der Forſtverbrecher 
mit Preußen, welche durch ein Reſcript vom 15. Sept. 1804. 
(Cont. III, Cod. Aug. T. 4. p. 211.) bekannt gemacht wurde, duͤrfte 
wohl auf die gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſe nicht mehr anwendbar 
ſeyn. Vorzuͤglich aber gehoͤren hierher a) Verordnung der Lan: 


desregierung, bie mit der Fuͤrſtlich Reußiſchen der Altern Linie 
. Meglerung, -wegen gegenfeitiger Geftellung der $orftverbres 


der ad forum delicti commissi . getroffene Webereinkunft 
betreffend vom 3. Sept: 1823. in ber Geſetz Samml. d. 9. 
Et. 20. Nr. 30. ©. 107. — b) Dergleihen, die mit der 
Herzoglihen: Regierung zu Altenburg gefchloffene Webereins 
kunft betreffend vom 9. Oct. 1823. a. a. O. St. 23. Nr. 34, 
©. 137. — ce) Dergleihen, die mit der Fürftl. Reußiſchen 
der jüngern Linie getroffene Uebereinkunft betreffend vom 


47: Jan. 1824 a. a. O. St. 1. Nr. 2. © 2. Ale biefe 
Verträge, welhe den angegebenen Verordnungen beigefügt 


find, beftehen aus 8 Paragraphen, die mit Ausſchluß des 
legten faft gleichlautend find. Der erfte, welder bie Haupt: 


‚ beftimmung enthält, Tautet in der der erften Verordnung beis 


gefügten Convention folgendermaßen: „Wenn fi der Fall 


ereignet, daß ein Koͤnigl. Saͤchſiſcher Unterthan in Fürfil, 


Reußiſchem der dltern Linie Territorio, oder ein Fürftlih 


MReußiſcher Unterthan im Königlih Saͤchſiſchen Gebiete ein 
Sagdverbrehen, innerhalb. oder ‚außerhalb ded Waldes verüs 
ben, oder auf unftreitigem Waldgrunde und Boden, es 
mag berfelbe im Iandesherrlichen oder Privateigenthume ſich 
befinden, eines Vergehens durch Holzentwendung, Beſchaͤdi⸗ 
gung der Hölzer, Grafen, Huͤten, Moosſcharren und 
Streureiffen ſich ſchuldig machen follte, fo fol ein folder, 
es fey eine Pfändung erfolgt, oder niht, gehalten feyn, 
fih auf die an ihn ergebende Ladung, im weldher er nach der 
bei der vorladenden Behörde geltenden gefeglihen Vorſchrift, 
mit Einraͤumung einer blos 14tägigen Frift, zu citiren if, 
vor dem Amte oder Gerichte, unter deſſen Gerichtsbarkeit 
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er fih des Verbrechens ſchuldig gemacht hat, zu flellen, 
und es follen dafelbft die begangenen Jagd: und Walbfrevel 
fowohl, als die bei Gelegenheit deffelben und uno aetu con- 
'tinno mit: biefem begsngenen andern Ercefle, 3. B. Wider⸗ 
feßlichkeit bei der. Pfändung, unterfuht und. beftraft werden.‘ 
Die übrigen Nebenpunfte betreffen a). die Hausfuchung, 
welhe von den Foritbedienten oder dem beftohlnen- Eigen: 
thümer, lediglich auf vorgängige Anzeige, ohne Reguifition, 
jedoch mit Zuziehung einer verpflichteten Gerichtsperſon voll- 
zogen werden Kann; b) die Infinuation der Ladung, welde 
‚blos dem ordeutlihen Gerichte, dem det Angefchuldigte un: 
terworfen iſt, vorgezeigt werden darf; c) bie Beftrafung 
des Verbrechers, nah den Geſetzen bes fori delieti commissi5 
jedoch unter Berüdfihtigung ber gelindeften Gefeßgebimg ; 
d) die Einbringung der Koften und Geldftrafen ; ingleihen 
die Vollziehung andrer Strafen, ebenfalld von. gedachtem 
forog e) die Wusftellung von Armen » Atteltaten; 5) bie 

* Verpflihtung der Forfibedienten, Forſtfrevel bei dem Nichter, 
unter deſſen Gerichtsbarkeit die Waldung gelegen ift, anzu— 
zeigen; g) die Seit, auf wie lange der Vertrag dauern follz 
diefe ift in der Hanptfahe oben angegeben ,. daher ich’ nur 
beifügen will, daß die oben zuerft erwähnte Beftimmung in 
der mit den beiden Linien des Neußifhen Haufes, die zuletzt 
erwaͤhnte aber, unter Beſtimmung der Dauer des Vertrags 
auf 10 Jahre, iedoch mit ſtillſchweigender Verlaͤngerung des 
Vertrags bis zu erfolgender einjaͤhriger Aufkuͤndigung in der 
mit der Herzoglich Altenburgiſchen Regierung, eingegangenen 
Convention angenommen iſt. 


4) Man vergl. a) Verordnung ber Landesregierung an bie 
Juſtizbeamteu und Gerichtöverwalter auf den Köunlglichen 
Kammergütern, bie Cohne Ausnahme) ftattfindende koftenfreie 
Grpebirung auf die von K. K. Deftreihifhen Behörden in 

. Sriminalfahen erlaffenen Nequifitionen bett. vom 26. Maͤrz 
41818. in der Geſetz⸗ Samml. d. I. St. 2. Nr. 3. 65 - 
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b) Verordnung der Landesregierung, bie fportelftele Erpe⸗ 
dirung auf die von K. K. Deftreihifhen Behörden an Pa— 
trimonialgerichte in Criminalfällen ergebenden Neguifitionen 
betreffend vom 21. Sept. 1818. .0. a. O. St. 12. Nr. 24. 
©. 77. Den Patrimonialgerihten wurde zwar bier ebenfalls 
die unentgeldlibe Erpedirung in den angegebenen Fällen ans 
befoblen, ihnen jedoch babei nachgelaffen, ihre baaren Ver— 
laͤge an Botenlöhnen, Poſtgeldern, Sitzegebuͤhren und ans 
dere bdergleihen Auslagen (mozu aber die Schreibe = und 
Affeffurgebühren keinesweges zu rechnen find), ſich von dem 
Deftreihifhen Behörden erftatten zw laſſen; <) Erklärung 
wegen der, zwiſchen der Koͤnigtich Saͤchſiſchen und Koͤniglich 
Preußiſchen Megierung verabredeten Aufhebung der gegenfel> 
tigen Kaffenvergätung in Criminal: Unterfuhunge = Saden 
wider unvermögende Perſonen vom 12. März 1823. a. a. O. 
©t. 11. Nr. 17. ©. 39. In dem angegebenen Zalle werben 
blos die Huslagen erftattet, wie folhes fhon früher in dem 
auf: einen frühbern Vertrag gegründeten Generale vom 9. Oct. 
4802. (Cont, III. Cod, Ang, T. 1. p. 198.) feftigefegt war. ' 
Gollte der Inculpat feine wefentlibe Wohnung in einem 
dritten Lande haben, und die Veitreibung der Koften dort mit 
Schwierigkeiten verbunden feyn, fo wird es angefeben, als 
ob er Fein eigenes Vermögen habe. — Nah gleihen Grunds 
fügen fol auch in Abſicht der Bezahlung der Koften in folhen 
Eriminalfälen, wo es nicht "auf die Auslieferung der Deli: 
quenten, fondern nnr auf die Abhoͤrung oder Giftirung von 
Beugen, oder andern Perfonen anfommt, verfahren werben z 
endlih ſoll die gegenwärtige Vereinbarung fi nicht blos auf 
die eigentlihen Criminal: Zuftize Behörden beziehen, fondern 


auf alle Behörden rise finden, die in Sriminalfachen 
eintreten. 
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& Beſtimmungen, welde die Polizei- 
Hoheit angehen. 


$. 336. 


Odbgleich jeder Staat ſchon nach den auch in 
Sachſen angenommenen *) Grundfüßen des Völker: 
rechts berechtigee ift, fremde Landſtreicher aus feinem 
Gebiete zu entfernen, und in das Land, woher fie 
gekommen find, zurück zu meifen, fo kann doch tie 
Ausübung dieſes Rechts mande Differenzen berbei- 
führen. Zur Vermeidung derfelben find verfchiedene 
Verträge zwifchen dem Königreihe Sachſen und eini- 
gen angränzenden Staaten, als mit Preußen *) 
den 21. San. 1820, mit Baiern 5) den 25. Sun, 
d. %., mit dem NReugifhen Haufe, und zwar mit 
der jüngern Linie %), durch gegenfeitige Erklärungen 
vom 5. Decemb. 1820 und 2. San, 1821, ingleis 
chen mit der Altern %), durch aͤhnliche Urkunden 
vom 17. April und 2, Sun. d. J., ferner mit Sach— 
fen- Weimar 6) den 14. Novemb. 19821, mit Sachſen— 
Gotha 7) den 17. Decemb. d. J., mit Schwarz- 
burg =» Sondershaufen I Burh Erklaͤrungen vom 
23. Febr. und 11. April 1822, mit Sachſen-Co— 
burg 9) durch ähnliche Urkunden vom 9. und 20, ur, 
d. J., endlih mit Sacfen - Meiningen ?°) durch 
dergleihen vom 15. und 22. Sul. 1823, gefchlof: 
fen worden; deren, Anhalt auf folgenden in der 
Hauptſache uͤbereinſtimmenden Punkten ») beruht, 
J. Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher 
in das Gebiet des andern der contrahirenden Theile 
gewieſen werden, wenn derſelbe nicht entweder ein 
Angehoͤriger desjenigen Staats iſt, welchem er zuge— 
wieſen wird, oder doch durch das Gebiet deſſelben, 
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als ein Angehöriger eined in gerader linie ruͤckwaͤrts 
liegenden Staats, nothwendig feinen Weg nehmen 
muß ($. 2.) IL Der Begriff der Staatsangehö- 
rigen wird theils im Allgemeinen beftimme »i), 
theils bie Kollifionen, welhe unter der Voraus— 
fegung, daß verfhiedene Qualitäten, von welchen 
jener. Begriff abhängig gemacht ift, in einer Perfon 
zufammentreffen entf&hieden ’*), endlich die ausdrückliche 
Beftimmung beigefügt: daß, wenn feine dieſer Cigen- 
ſchaften vorhanden ift, derjenige Staat, in welchem 
fih jene Perfon befindet, fie behalten ſoll's) ($. ı bis 
4.) I Werden Modificationen der allgemei- 
‚nen Grundfäge in Beziehung auf verbeirathete Per: 
fonen weiblihen Geſchlechte, Wittwen, Kinder, 
Staatsangehoͤrige, welche fih durch irgend eine 
Handlung des Bürgerrecht verluftig gemacht haben, 
Handlungsdiener „ KHandwerksgefellen, Dienftboren 
und andre in ähnlichen Verhaͤltniſſen ftehende Perfo- 
nen angegeben (9. 53 — $. 8.), und IV, einige 
Verfügungen, welche fi auf den Fall beziehen, wo 
der andre Staat blos deswegen die fraglichen Perfo> 
nen übernehmen muß, weil fie zu einem in gerader 
Richtung hinter ihm Tiegenden Staats gehören ($. 9. 
und $. 11.). V. Folgen. einige Vorfchriften über 
das Verfahren, welches bei den Transporten von 
Bagabunden zu beobachten ift, und wegen der Ueber- 
nahmsorte %) ($. 10 — $. 13.); endlich VI. wegen 
der Unfoften, deren Erſtattung von demjenigen 
Staat, der die Bagabunden ausweift, nicht verlange 
werden kann, wohl aber, diefer felbft zu fragen 
verpflichtete ift, wenn Teßtere von einem ruͤck— 
wärts liegenden Staate nicht aufgenommen werben 


(% 14.) 


1): Generale, die aus Auswärtigen in bie. biefigen xande 
durch. den fogenannten Schub Ffommeuden Armen und andre 
Perfonen betreffend vom 3. Auguſt 1808. Cons, II, T. 4. 
pP 452 seq, 


2) Verordnung der Landesregierung vom 28. — 1820. in der 
Geſ. Samml. d. J. St. 6. Nr 11. ©. 31,0 


3) Dergleihen vom 6. Zul. 1820. a. a. O. St. 13. Nr; 24. 
©, 139 


4) Dergleihen vom 1% mn 1821. a. a. O. 8. 3. Nr. 7% 
©. 1% 


5) Dergleigen vom 2. Jun. 1821. a: a. O. St 14 Nr. 22. 
©. m. | 


6) Dergleihen vom 4 Deemb. 1821. fr. a. O. St. 24. Nr. 35, 
©. 154 


”) Dergleihen vom 3. Jan. — a. a. O. St. 2. Nr. 2. S. 9. 


8) Dergleichen vom 11. April 1822. a. a. O. St 15. Nr. 26. 
S. 333. 


9) Dergleichen vom 29. Jul. 1822. a. a. O. St. 24 Nr, = 
S. 37% | 


410) Dergleihen vom 8. Anguft 1823. a. 0. O. St. 1& Nr. 24 
©. 9%. 


11) In mehreren der angeführten Verträge wurde die Preußi⸗ 
fhe Convention , oder eine andre, melde ebenfalls mit 
diefer übereinftimmte J geradezu angenommen. 


42) Diefer ‚Begriff, der keinesweges mit dem gewöhnlichen 
der Eingeboruen (S. oben ®. 1. G. 4% ©. 88.) übers 
einftimmt, wird dergeftalt beftimmt, daß bazu ‚gehören 
folen; a) „alle biejenigen, deren Bater, oder, wenn fie 
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außer der Che erzeugt wurden, deren Mutter zur Seit ih 
rer Geburt, in der Eigenfhaft eines Unterthans mit dem 
Etaate In Verbindung geftanden bat, oder welhe ausdruͤck⸗ 
lich zu Unterthanen aufgenommen worden find, ohne nadı= 
der wieder aus dem Unterthansverbande entlaffen worden zu 
feyn, oder ein anderweitiges Heimathsrecht erworben zu 
haben 3 b) diejenigen, welche von heimathelofen eltern 
zufällig Innerhalb des Staatögebietes gebohren find, folange 
fie nit in einem andern Staate dad Unterthanenreht, nad 
deffen Verfafung, erworben, oder fih dafelbft mit Anle— 
gung einer Wirthfchaft verheirathet, ober darin, unter Zu: 
lafung der Obrigkeit, 10 Jahre gewohnt Haben ;‘ c) diejeni- 
gen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren find, 
noh das Uuterthanenreht, nah deſſen Verfaſſung, erwor— 
ben haben, hingegen nah Aufgebung ihrer vormaligen ftaatd- 
bürgerlihen Berhältniffe, oder als heimathslos, dadurch in 
nähere Verbindung mit dem Staate getreten find, daß fie 
fi dafelbft, unter Anlegung einer Wirthſchaft, verheirathet 
haben, oder, daß ihnen während eines Zeitraums von 
410 Jahren ſtillſchweigend geftattet worden iſt, darin ihren 
Wohnſitz zu haben,” 


hun „Wenn ein Landftreiher ergriffen wird, welcher in dem 
einen Staate zufällig geboren it, in einem andern aber 
das Lnterthanenreht ausdrüdlih erworben, oder mit Anle— 
gung einer Wirthfhaft fih verheirathet, oder durch 10jäbri- 
sen Aufenthalt fih einbeimifh gemacht hat, fo fit der letztere 
Staat,  vorzugsweife, ihn aufzunehmen verbunden, Trifft 
das augdrüdlich erworbene ‚Unterthanenrebt in dem einem 
Staate mit der Verheiratbung oder 10jährigen Wohnorte zu: 
fammen, fo ift das erjtere Verhaͤltniß entfheidend. Iſt ein 
Heimathlofer in dem neuen Staate in bie Che getreten, in 
einem andern aber, nach feiner Verheirathung, während des 
beftimmten Zeitraums ven 10 Jahren, geduldet worden, fo 
muß er in dem leptern behalten werden.’ 
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14) Letztere wurden biöwellen, wie In dem Wertrage mit 
Balern $. 12, fofort beftimmt, bisweilen aber berubten fie 

noch auf künftiger Webereinkunft, die aber, wie foldes 
z. B. in Beziehung auf Preußen gefhah, in der von der 
Randesregierung erlaffenen Verordnung zugleih bekannt ge— 

macht wurde. — Uebrigens ift mit Böhmen blos In Bezle- 

‚ bung auf die Webernahmsorte der Wagabunden eine Merabs 
redung getroffen worden. ©. die Verordnung der Landesregies 
rung vom 28. März 1820. in der Geſetz⸗ Sanıml. d. * St. 6. 
Nr, 12. ©. 38. 


$. 337: 


Noch verdient in Hinfiche auf die Nolizeihoheie ers _ 
wähne zu werden, daß in der den 28. Aug. 1819. mit 
Preußen abgefhhloffenen Haupfceonvention auch eine Aus 
einanderfeßung wegen einiger zu verfihiedenen Polizei- 
anſtalten, nehmlid der Brandkaffe und dem Brands ' 
verſicherungs⸗Inſtitute *), den Hebammen - Snftituten *), 
dem Soldatenknaben-Inſtitute zu Annaburg 5) und 
ben allgemeinen Straf- und Verforgungs> irren» Wais 
fen = und Jandarbeits = Anftalten +) gehörigen Fonds ers 
folgte. Obgleich die meiften diefer Beftimmungen nur 
vorübergehende Stipulationen enthalten, fo verdienen 
fle doch ſchon deswegen eine Andeutung, weil fie noch 
geraume Zeit Wirkungen auf flaatörecheliche Verhaͤlt⸗ 
niſſe aͤußern koͤnnen. 


9 Art. XVII. d. H. C. in der Geſ. Samml. v. 1819. S. 283. a) 
Wurden die Fonds der alten Brandkaſſe (S. die Geſchichte des 
Königreihe Sachſen B. 2. ©. 41.), welche, vermöge Reſcripts 
vom 29, Mai 1788., mit 4 für die Mobillar: und mit $ für 
die Immobilie: Brandlaffe, der neueren Erbländifhen Brands 
Berficherungs » Anftalt übereignet worden find, mit Beobachtung 
biefes Unterfhiedes, zwifhen beiden. Regierungen, nach bem 


— 
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bei der Erblaͤndiſchen Brande Verſicherungs-Anſtalt am 5. Jun. 
1818. ſtatt gehabten Verhaͤltniß der geſammten Beitraͤge, oder 
der damit uͤbereinſtimmenden geſammten aſſecurirten Summe 
des Koͤnigreichs und des Herzogthums Sachſen getheilt. Auch 
verglich wan ſich in Ruͤckſicht dieſer Abtheilung noch das 
hin, daß bei Feſtſtellung des Maaßſtabes die Niederlauſitz ins 
gleihen die Schwarzburgifhen Nemter Kelbra und Heringen, 
ob fie fhom bei Erlaffung des obgedahten Neferipts in dem 
Socierätsverbande noch nicht mit begriffen wären, gleichwohl 


mit in Anſchlag gebracht werden follen. Hiernach wurde num die 


zu vertheilende Summe felbft beftimmt. ©. die Beilage sub L, 
in der Gef. Samml. v. 1819. ©. 415. b) Zur neuen Immo— 
biliar: Brand = Verfiherungs: Kaffe gewährte Preußen annody die 
für den Eintritt dee Niederlaufig in die Societät rüdftändige 
Zufhußfumme von 5.344 Rthlr. 7 Gr 6 Df.: dagegen hatte in 
Folge der befhehenen Abrehnung, in Anfehung der Beiträge 
und Vergütungen bei diefer Kaffe, nah Maafgabe der unter 
M. a. a. O. ©. 419. beiliegenden Weberfiht, das Königreich 
Sachſen anno 19,113 Rthlr. 11 Gr. 6 Pf. heraus zu zahlen. 
ce) Wegen ber ehedem ftreitig gewefenen Orte, welde durd 
die Art. 1- der Hauptconvention erfolgte endlihe Gränzbeftims 
mung der Megierung des einen Landestheiles zugewiefen find, 
folte e8 dafür angefehen werden, ald wären diefe Orte bereits 
feit dem 1. Apr. 1816. der Brandverfiherungs: Anftalt desje— 
nigen Landestheilg einverleibt gewefen, zu welchem dieſe ges 
genwärtig gehören. Es werben baher diefen Drten die, der 


‚Brand : Verfiherungs : Anftalt des andern Kandestheild bereite 


entrichteten Beiträge zurüd gewährt, auch wird gegenfeitig ben 
Prandverfiherungd : Anftalten, die, zum Erfaß der erlittenen 
Brandfhäden, am Drte des andern Landestheils gezahlte Wer: 
gütung eritattet, und es wird, inſoweit es nicht bereits ge: 
ſchehen, ſich darüber berechnet werden. d) Zu Anfehnng der 
Mobiliar: Brandverfiberungstaffe fol der am 4 April 1816. 
in derfelben fi befundene Beſtand, nach dem Verhaͤltniße der 
am 4- Jan gedachten Jahres in den beiderfeitigen Landesthei⸗ 
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len annoch zu vergüten geweſenen Mobillar-Brandſchaͤden ges 
theilt, hiernaͤchſt ruͤckſichtlich der im Koͤnigreiche Sachſen zu 
verguͤtenden mehrern Brandſchaͤden, von Preußen, aus ſeinem 
Antheile an dem Beſtande der alten Brandkaſſe, eine Averſio⸗ 
nalſumme von 2000 Mthlr. nach einer unter N, a. a. O. €. 
427. anliegenden Berechnung an Sachſen entrichtet werden. 
Heheigens vergl; man oben ©. 2. $. 182. ©. 121. 


2) art. XIX, 0.0.9. ©. 286. a) Jedem diefer Inſtitute zu Leipzig und 
Wittenberg (S. Geſchichte des Königreichs Sachſen B. 3. ©. 
169.) follte das denfelben ausfhließend zugehörige Vermögen, 
ingleiben die bi8 zum 5. Zum. 1815. für ein jedes berfelben 
aus den gemeinfhaftlihen Fonds verwendete Summe, ohne 
weitere dießfallſige Nahrehuung verbleiben; b) von dem, aus 
ben jtändifhen Bewilligungen herrührenden, am 5 Jun. 1815, 
theils in baarem Gelde, theild in Staatspapieren und Activis 
vorhanden gewefenen Beftande an 30,366 Rthlt. 6 Gr. 4 Pf. 
follte Preußen ein Paufhquantum an 12,000 Rthlr. erhalten, ! | 


3) Art. XX. S. oben bei der Militairhoheit S. 393. 


4) Art. XXL ©. 288. Die deshalb ‚aufgeftellten Grundfäße be: 
treffen hauptfählih a)die Anſtalten felbft und ihr Ber: 
mögen, Erftere Cf. oben B. 2. $. 180. ©. 117 u. f.) ver: 
bleiben nebſt deh dazu gehörigen Gebäuden und Grundſtuͤcken 
demjenigen Landeetheile, in welchem fie gelegen find. Jene 
Anftalten felbit aber erhalten die von ihnen am 5. Jun. 1815. 
etwa noch zu beziehen gewefenen Nutzungen u, dgl. c) Chen 
dies gilt auch in der Regel von den bei den einzelnen Anftals 
ten an diefem Tage ſich befundenen Geldbeftänden und bios 
die bei einigen ſolchen Hauptkaſſen befindlid gewefenen eifer: 
nen VBefände an zufammen 100,000 Rthlr. in Gaffen: Billets 
werden zur Theilung gebracht. Dagegen verbleiben die am 5, 
‚Jun. 1815. annoch ausgeflandenen Mefte auf Gollectengelder, 
Beiträgen von Innungen und Beſoldungsabzuͤgen dem Landes: 
theile, in welchem fie am gedachten Tage ausgeflanden, und 
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die etwanigen Proprerefte der Lotterlecolleeteurs ( oben B. 
2. 4. 181. & 119.) den Anftalten desjenigen Landestheils, 
in welden jene damals wohnhaft gewefen. — Die Cautionen 
der bei den Anftalten angeftellten Officianten aber fommen an 
diejenige Negierung, in deren Landestheile die Inftitute, am 
denen die Gautionsbefteller den 5. Juni 1815. angeftelt waren, 
fi befinden; aud follen die von den Verpflegten eingrzahlten 
Averſional-Quanta, und dießfalfige Depofita, Ingleihen das 
dem ‚Verpflegten etwa anheim gefallene und unter den Activis 
der Armenhaushauptkaſſe bereits mit enthaltene Vermögen 
gedachter Kaffe ohne weitere Abrechnung verbleiben; und jede 
der beiden Könfgl. Regierungen übernimmt ohne dießfallfige 
Nachrechnung, in Anfehung der Unterthanen ihres Landestheild, 
die Verbindlihfeit zu den, wegen frühern Austritts der Ger: 
pflegten etwa zu gewährenden Entfhädigungen. b) Die Ab— 
theilung bes Fonds ber Armenhaushauptkaſſe; 
Die dießfallſige Vereinigung iſt in einer auf ein Protocoll vom 
28. u. 29. Der. 1818. gegründeten Ueberſicht in den Beilagen 
zur Haupteonvention (a. & D. sub O, ©. 439 u. f.) ent 
halten. Mit Nüdjiht auf die Bevölkerung der Gebietstheile 
fol das Koͤnigreich Sahfen 45, Preußen aber zu erhalten; 
auch wurde derfelde Maafitab wegen Abtheilung eines mit 
jener Kalle verbundenen Fonds zu Unterftüßung für emeris 
tirte 2otteriebediente und deren MWittwen und Waifen, ins 
gleihen zu auferordentlihen Gratificationen für dergleihen Bes 
amte, angenommen; endlih erhielt jede Regierung vom 
5 Sun. 1815. die Zinfen der bei diefer Abtheilung ihr übers 
wiefenen Kapitalien. Außerdem erhielt Preußen wegen der 
Land» Arbeitds Hauptlaffe ein Pauſchquantum von 30,000 Rthlr. 
ce) Die gegenfeitige Abgabe der aus den jenfeiti- 
gen Landestheilen inden bereitd erwähnten Ans 
ftalten fih befindenden Perfonen und Verguͤ— 
tung des Verpflegungsaufwandes für felbige 
Letztere follte unter Beruͤckſichtigung der Standes» Verſcieden⸗ 
heit feit dem 5 Jun. 1815, eintreten, 
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y. Voͤlkerrechtliche Beſtimmungen, welche 
die Finanz: und Cameralhoheit beteffen. 


$. 538. 


Die in diefe Klaffe gehörigen Voͤlkervertraͤge wegen 
bes Abzugsrechts find bereits oben ($. 223. ©. 207.) 
erwähnt. Dagegen ift wegen des .mit dieſem fiskali— 
fhen Rechte in Berbindung re Fremdlingsrechts 
(Jus Albinagii, Droit d’ Aubaine), welches in dem 
neuern Zeiten nur noch vermöge der Retorfion haupt 
fahlih gegen Frankreich ausgeube werden fonnte?) ein 
zwifchen dieſer Krone und dem damaligen Churfürften 
von Sachſen bereits am 16. Sul. 1776, abgefchloffener 
Vertrag ?) anzuführen, dem zufolge diefes Befugniß 
in Zukunft weder von Frankreich gegen Sächfifche Un— 
thanen, noch von Sachſen gegen Sranzöfifche Unter 
thanen ausgeuͤbt werden follte} daher auch den in Frans 
reich für immer oder auf einige Zeit fih aufhaltenden 
Saͤchſiſchen Unterhanen das Recht über ihr Vermögen 


Durch Teftament oder fonft zu disponiren ohne befondere- 


Eoneeffisn eingeräumt wurde. Daneben aber beftätigte 
man ausdrücklich die Anwendung andrer auf dergleichen 
Erbfchaftöfälle anmwendbarer Polizeis und Civil» Ges 
fege des fraglichen Staatd, und die nah Maafgabe der. 
felben ftattfindende Cognition der competenten Behoͤr⸗ 
den, fo wie auch ein ſpaͤter aufgehobenes Abzugögeld ®) 
zu ı0 pr, Cr — Durch die Sranzöfifhe Revo— 
Iution wurde zwar Das Fremdlingsrecht einige Zeit 
"aufgehoben *), als aber durch Napoleons Gefeßbuch 5) 
Daffelbe wieder bergeftelle zu ſeyn fchien, jo wurde 
auch in Beziehung auf Sachſen zu Folge des nur> 
erwähnten Vertrag deffen Aufhebung duch gegen- 
feitige Erklärungen nochmals anerfanne °). 


IL, 55 
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4) Martens Precis du droit des geus p« 145. 
2) Cont, Cod, Aug. T. 2. p- 1457. | 
3) Mandat v. 24. März 1813. Cont, III, Cod. Ang. T. 2; p- 34. 


4) Decret vom 6. Aug. 1790. in Martens Recneil des prinei- 
paux traitds T. 6- p- 289. 


5) Klüber Droit des gens de T Europe T, 1. p. 132. note e, 


6) Reſcript v, 16. Jun. 1808; Cod, Aug, 1, c. p. 614 


§. 339. 


Die wichtigſten voͤlkerrechtlichen Beſtimmungen 
wegen des Finanz» und Steuerweſens find in dem 
Wiener Frieden und der darauf gegründeren Haupt 
eonvention mit Preugen enthalten. Wegen der Schul- 
den aber waren in jenem Friedendfchluffe folgende all 
gemeine Vorfchriften*) enthalten: diejenigen Schulden, 
welche auf die Provinzen, die ungerheile derfelben Re— 
gierung anheimfallen oder verbleiben, abfonderlih hypo⸗ 
thecirt find, fallen ganz derjenigen Regierung anheim, 
welche diefe Provinz befigen wird. Dagegen follen bei 
denjenigen Schulden, welche auf getheilte Provinzen 
angewiefen find, die auf beftimmte Einkünfte fundir- 
ten von den übrigen unterfchieden werben, und bei 
den erftern das Verhaͤltniß, in welchem jene Einkünfte 
an die eine oder die andre Regierung fallen, der Maaß- 
ftab der Vertheilung werden; fo wie bei den nicht 
fundirten, durch die DVeranlaffung, durch welche fie 
entfianden der Fonds auszumitteln ift, auf welchen fie 
anzumweifen waren, und nah dem Verhaͤltniß, in 
welhem Sachſen und Preußen die Einkünfte deffelben 
beziehen, auch ihre Vertheilung erfolgen. Wenn ge 
gen Erwartung ein befondrer Fonds diefer Arc niche 


Voͤlkerrecht. | 483 


ausgemittelt werden kann, fo ift anzunehmen, daß die 
Geſammtheit des Einkommens der Provinz, der An: 
ftale der Stiftung, oder der Kaffe, zu deren Beften 
die Schuld gemachte worden, damit belaftee ift, und die 
Schuld wird ven beiden Negierungen in dem Verhaͤlt⸗ 
niß zur Saft fallen, in welchem jede derfelben Antheil an 
diefen Einkünften bat. Die Pfänder, welche man 
mittelſt der Ruͤckzahlung des Capitals, für melches fie 
zum Pfand gediene hatten, einlöfen wird, werden der 
Provinz, der Anftale, der Stiftung, oder der Perfon 
zurüdfallen, welcher das Eigenthum diefer Pfaͤnder ges 
höre. Diejenigen, welche das Eigenthum einer zwifchen 
beiden Mächten getbeilten Provinz find, werben in dem 
Verhaͤltniß getheilt werden, in welchem die beiden 
Theile dieſer Provinzen zur Abtragung des Capitals 
beigetragen haben. Uebrigens follen die in Berreff der 
Schulden feftgefeßten Grundfäße gleicherweife auch auf 
die außenftehenden Forderungen angewendet werben. 


4) Noch erfolgten Art. 10. des Wiener Friedens befondere Be: 
flimmungen wegen der von ber Gentralfteuer eingegangenen 
Berpflihtungen, welche aber durch die Convention vom 23. Sul. 
1817. (Gef. Samml. v. 1819. S. 319.) , durch welche die Gens 
traliteuer Obligationen an Preußen überwiefen wurden, eine 
Abaͤnderung erlitten. 


6 340. 


In der Haupfeonvention und einigen theils der⸗ 
felben beigefügten, theils für fich beftehenden Rezeſſen 
wurden nicht nur die allgemeinen Grundfäge von der 
Vertheilung der Schulden auf die einzelnen Kaffen an- 
gewendet, fondern auch eine Ausgleihung wegen des 
Deftandes der legtern getroffen. Die auf den erften 
Gegenftand fi) beziehenden Verordnungen find ſchon 
groͤßtentheils wegen ihres er mit Gegen: 

Ei | 


L) 
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ftänben des innern Staatsrechts erläutert worden, ind 
zwar in Beziehung auf die Kaffenbillees $. 209. Se 
179 u. f.; wegen der Steuer -Erebie Schulden, $: 269. 
&. 309 u. fi; in Anfehung der Gentral » Steuers und 
andrer, hauptſaͤchlich durch den Krieg veranfaßten 
neuen Schulden, $. 271. not. 2. ©, 318.; in Hinfiche 
auf die Stife-Merfebürgifchen und Naumburgifchen 
Schulden, $. 273 u. f. S. 320. u: f.; endlich wegen der 
KammersKredie-Kaffen- Schulden (.280. ©.337. Da⸗ 
gegen aber find noch hier verfchiedene, in der Haupt⸗ 
eonvention, fowohl wegen ber Steuer - ald Kammer⸗ 
Kredit: Kaffen- Schulden enthaltene Beftimmungen *) 
zu berückjicheigen, welche fih auf gemeinſchaftliche bei 
beiden Gattungen in Betrachtung kommende Gegen 
ftände beziehen, als auf die Vernichtung der bezahlten 
Scheine und Coupons durch gemeinfchaftliche Kommiſ— 
farien (Are. VIL $. 1.), Zahlung oder Abrechnung dee 
heraus zu gebenden Summen ($, 2.), Verfahren wegen 
verlorner oder unangemeldeter Scheine, Einziehung präs 
eludirtee Zahlungen ($. 3.), welche jeder MNegierung 
ohne weitere Nachrechnung auf ihren Schuldenantheil 
zu Gute komme ($. 4.), Abgabe und Miecheilung der 
zu Diefem Gegenftande, fo wie überhaupt zu dem 
Steuerwefen (mit Einfluß des Merfeburgifchen und 
Naumburgiſchen) gehörigen Schriften ($. 5.), endlich 
Sicherſtellung, fowohl der Steuer- ald Kammer - Kre- 
dit- Kaffen-Öläubiger. So viel den zulegt erwähnten 
Punkt beeriffe, fo ficherten beyde Regierungen den 
Glaͤubigern die vollftändige Aufrechthaltung ihrer Ge— 
rechtfame zu (Are, VIIR). Namentlich foll weder ber 
Zins- noch der Münzfuß je herabgefegt, auch mie Vers 
loofung dee Scheine £ünftig forfgefahren werden. Noch 
verſprach die Saͤchſiſche Regierung für die noch niche fun- 
dirten Steuerfchulden die nöthigen Fonds auszumikteln, 
und vor Ablauf eines Sahres einen beftimmten Zah— 
Iungsplan bekannt zu machen, Endlich machten ſich 
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beide Regierungen verbindlich, zwifchen ihren und: frem⸗ 
den Unterthanen keinen Unterſchied zu machen, jedoch 
auf Verlangen zum gegenſeitigen Austauſch von Schuld— 
verſchreibungen, welche auf nahmhaft gemachte Slim: 
biger ausgeflelle find, behuͤlflich zu feyn, 


1) Seh Samıml. v. 1819. S. 64 = 266. 


$ı 341. 


Dei Vertheilung dee Kaffenbeftände (welche we— 
nigftens noch zur Zeit nicht ganz aus dem Saͤchſiſchen 
Völkerrechte zu verweilen feyn durfte, wenn fie gleich 
größtentheils nur franfitorifche echte und Verbindlich— 
keiten ‚bewirkee) find folgende allgemeine Grundfäge zu 
bemerken *), Die auch noch einige Beftimmungen wegen 
befonderer Schulden der Finanz Hauptkaffe und Rent— 
kammer enthalten. a) in Beziehung auf das Steuer: Xe- 
tarium wurde das Erbländifche Seeuer-Einkoramen, mit 


Einſchluß der — Beitraͤge zu * fuͤr das 


Konigreich und 4° für das Herzogthum Sachſen, als 

Maaßſtab angenommen, Es wurden aber zu den Bes 
ftänden jenes Aerarii niche nur die bei den Kreis- 
Steuerkaffen in den. getbeilten SKreifen, fondern auch 
die in den Steuerkaffen der Stifter Merfeburg und 
Naumburg befindlih gemefenen, ingleichen biejenis 
gen Gelder gerechnet, welche zwar vor dem 5. Sun, 
1815. aus dem ftiftifchen und aus den Kreis- Steuer: 
£affen getheilter Kreife abgeſchickt, jedoch erft nach die 
ſem Zeitpunkte bei dem Steuer⸗Aerario eingegangen 
waren *). Dagegen verblieben die Beſtaͤnde in den 
Kreis » Steuerkaffen der unzertheilten Kreife derje 
nigen Regierung welcher der fragliche Kreis gehört, 


486 — Dritter Theil. 


fo wie die Beſtaͤnde der Untereinnahmen bverjenigen 
Regierung, in deren Bezirk fie am 5. Sun. 1815. be 
legen waren °). 1) In Anfehung des Beſtandes ber 
Kammer» Kredit Kaffe wurde der nehmliche Maaßſtab 
- wie bei den Kammer Kredit » Kaffen- Schulden, nehms 
lic) nach ZZ, für das Königreih, und + für das 
Herzogthum Sachſen angenommen 3); fo wie auch c) 
wegen der für die Kaſſen-Billets beflimmten Fonds, 
der bei erftern befolgte von IF, für dad Königreich 
und ZI, für das Herzogthum Sachſen; doc) follten 
einer jeden der beiden Regierungen die in ihrem Ge: 
biete .befonders bypothecirten, oder auch bei ihren Un— 
terehanen ausftehenden Gapitalien nebft Zinfen ohne 
weitere Nachrechnung zufallen 4). Ferner entfagte d) 
die Königl. Preußifhe Regierung allen Anfprüchen an 
das Xetivvermögen der Königl. Saͤchſiſchen Finanz- 
Hauptkaſſe und Rentkammer, und die Königl, Saͤch— 
ſiſche Regierung uͤbernahm Dagegen die Vertretung und 
Verzinfung der auf diefen Kaffen baftenden Schulden, 
inſoweit nicht im Betreff des Activ- oder Palfiv- Zu: 
ftandes der benannten Kaffen, wegen befondrer Gegen» 
flände eine anderweite Beſtimmung feftgefegt war. 
Dahin gehörten, fo viel legtere betrifft, theils die bes 
reits erwähnten Kammer-Kredit⸗Kaſſen-Scheine, theils 
die von Preußen allein zu übernehmenden fiskalifchen 
Schulden, welhe auf im Herzogthum Sachſen geles 
gene Aemter, Kammergüfer oder andre einzelne Real— 
befißungen, unterpfändlid) verfichere oder radicirt find, 
oder welche fonft auf den jedesmaligen Befiger derſel⸗ 
ben rechelich übergehen; theils endlich einige befonders 
nahmhaft gemachte Schulden, als 3. B. die aus dem 
Mansfeldifhfchen Kreditwefen entjtandenen 5). Da— 
gegen follten von den Activis der Rentkammer, der 
Königl. Preußifhen Regierung in den zu dem Herzog: 
thume Sachſen gehörigen Aemtern, die fogenannten 
. Amts-Rapitalien, nebjt den Stift: Merfeburgifchen 
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und Naumburgiſchen Kammer-Kapitalien, endlich 
die Beſtaͤnde der fiskaliſchen Provincial-, Kreis-Amts- 
und Orts-Kaſſen, mie Einſchluß von allen Naturalien- 
Vorraͤthen und Effeeten aller Are, die fi den 5. Sun. 
1815. in ihrem tandestheile. befunden, zufallen;' fo 
wie auch die fiskalifhen Einnahmen und Ausgaben der 
beiden Königlichen Regierungen, welche aus Irrthum 
oder von flreitigen Orten, und zwar fo viel erftere 
betrifft bis zum Schluß des Jahres 1815, anlangend 
legtere bis zum 30. Sun. 1818, in Kaffen bezahle 
worden waren, wohin fie eigentlih nicht gehörten, 
diefen ohne weitere Rechnung verblieben ©). Endlich 
fraf man noch e) wegen fländifcher und ritterfchaftlicher 
Kaffen die Vereinigung, daß ſolche in den unzereheil- 
fen Provinzen und Sreifen die Stände eines jeden Ge— 
bietes behielten; hingegen in der Oberlaufiß, dem Meiß- 
nee, Leipziger und Vogtlaͤndiſchen Kreife, ingfeichen 
den Stiftern Merfeburg und Naumburg , die Abthei— 
lung der Beftände dieſer Kaffen und die Ausgleihung 
wegen der Rücdftände fowohl, als die Auseinander- 
fegung wegen der übrigen auf den fändifchen Verbin: 
dungen in diefen Kreifen beruhenden Verhaͤltniſſe, durch 
ftändifche Deputirte, unter Genehmigung Der beiders . 
feitigen Regierungen bewirkt werden ſollte7). 


4) Ale diejenigen Puncte, welche zu ſehr in das Detail eingehen, 
muͤſſen in den hierher gehörigen Artikeln der Hauptconvention 
(art. IV—XIL Gef. Samml. v. 1819. ©. 253 — 279.) felbit 
nachgelefen werden. 


2) Art. V. 9. 1-65. 
3) Art. VI. 9. 6. u. % 
M Art. X. m 4. 


5) Art. XI. 9. 1—4. Ruͤckſichtlich des Mannsfeldiſchen Debitives 
ſens (Geſchichte des Koͤnigreichs Sachſen B. 3. ©. 41.) ſollte 
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zu näherer Grörterung eine gemeinfhaftlihe Kommiffion nies 
bergefegt werden, und diefelbe haupſaͤchlich zu erforſchen fuchen, 

ob und weldhe Paſſiva ald Lehns- oder Landesfhulden zu bes 
traten, folglih von Preußen zu übernehmen, und welche 
Forderungen blos an dem Allodial: Nahlad gemaht werden 
tönnen. — Die Ausgleihung andeer Forderungen, welche durch 
das Weißenfelfer und Weidaer Greditwefen veranlaßt werden 
Tönnten, follte zu Fünftiger gemeinfhaftliher Erörterung aus: 
gefegt werden. Beide Greditwefen waren bei Nebenlinien 
diefes Haufes (S. die Geſchichte des Königreihs Sachſen B. & 
©. 230. u B. 2. ©. 192 u. f-) entſtanden. 


6) 0 a. O. J. 5— 10. u $. 14 


7) Art. XV. In Anfehung der Nefte bei diefeuKaffen war bem 
bereits vor der Hauptconvention wegen Regulirung derfelben 
niedergefegten Deputirten die nöthige Vereinigung zu treffen 
überlaffen worden, jedoch mit der Beftimmung, daß wenn fie 
big zum 3. Sun, 1818. nicht erfolgt feyn follte, jedem Theile 
bie Einziehung der Reſte ohne Zurechnung überlaffen bleiben 
ſollte. 


g. 342. 


Manche Gegenſtaͤnde kamen zugleich bei mehrern 
Kaſſen in Betrachtung, und wurden entweder gleich— 
foͤrmig, oder auch wohl verſchieden nach der in dieſer 
Hinſicht eintretenden Verſchiedenheit der Verhaͤltniſſe 
beſtimmt. So wurde die Einziehung ruͤckſtaͤndiger 
Einnahmen”) und Ausgaben der Oberſteuereinnahme 
und der Steuerkaffe in den Kreifen und Stiftern der 
Regierung, welcher diefe Länder zufielen *), auf gleiche 
Weiſe ohne weitere Nachrechnung vorbehalten, wie bie 
Ruͤckſtaͤnde und Verwaltungs - Ausgaben der Kameral- 
Einkünfte 3); auch wurde dieſe Vorſchrift auf Reſte 
ftändifcher zu gewiffen Zwecken beſtimmter Verwilli— 
gungen ausgedehnt, wobei man aber eine Ausnahme 
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bei den allgemeinen Straf» und Berforgungs - Anftal- 
ten und ähnlichen Inſtituten ſtatt finden Tieß, indem 
eine Ausgleihung bierüber bei Feſtſtellung der Wer- 
haͤltniſſe dieſer Anftalten erfolgen follte*), Ferner 
wurde im Allgemeinen feftgefege %), daß jede der bei- 
den Negierungen, von den Denfioniften und den auf 
Wartegeld ftehenden Beamten im Civil und Militair- 
dienft, und andern dergleichen Perfonen, alle diejenigen 
ohne weitere Ausgleihung übernehmen follte, welche 
den 5. Sun. 1815. in ihrem Gebiete den wefentlichen 
Wohnſitz hatten, ‚ohne daß eine fünftige Veränderung 
des Iegtern einerandre Beflimmung bewirke. Nur wes 
gen der auf gewiffe Stiftungsfonds gewiefenen Bezüge 
diefer Arc folleen die wegen -diefer Stiftungen gerrof- 
fenen Verbindungen zur Richefehnur dienen ©), Ab: 
weichende Beflimmungen dagegen erfolgten in Bezie— 
hung auf die Vertretung ber Depofiten und Cautionen 
bei dem Eteuer-Aerario 7) und bei der Rentkammer 

und Finanz» Hauptkaffe ), .2 


1) Mit Einſchluß von Propre⸗Reſten. vr gern 


2) Art. V. 5, 6 d. Hauptconvention. Daber wurde auch Koͤnigl. 
Preufifher Seit? auf eine weitere Theilnahme der Stände 
des Herzogthums bei ber künftigen Nechnungs = Abnahme der, 
Dber: Steuer: Einnahme für denjenigen Zeitraum, in welchem 
felbige annoh aus ber letzten Bewilligungsperiode von 4811 
bis 1817 gemeinfhaftlih gewefen, Verzicht geleiftet, und bie - 
Gemeinihaft überhaupt durch den Abſchluß diefer Convention 
und deren Ausführung gegenfeitig als aufgehoben betrachtet. 


3) Art. XIL 9.4 
4) 0. a. O. $, 13. 
5) Urt. XIV, 


6) ©. oben B. 1. 9. 33. ©. 57 u f. 
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8) Art, XI, S. 15—19 


$. 343. | 
Uebrigend wurden alle Anfprüche oder Forderun- 
gen, welche biö zum 5. Sun, 1815. entflanden, und 
von landesherrlichen Kaffen und Behörden des Herzog- 
thums Sachfen und im Namen derfelben, von der 
Koͤniglich Preufifchen Negierung, an die Königlich 
Saͤchſiſche Finanz- Hauptkaffe oder irgend eine andre 
Saͤchſiſche Kaffe und Behörde; oder von‘ landes- 
berrlihen Kaffen und Behörden des Königreich Sach— 
fen und im Namen derfelben, von der Königlich 
Saͤchſiſchen Regierung, an Königlich Preußifche landes- 
berelihe Kafjen und Behörden bisher gemacht werden 
tonnten, oder bereits in Anregung gebracht waren, in= 
ſoweit gänzlicy gegen einander aufgehoben, als nicht 
in diefer oder einer andern .der frühern Conventionen 
Darüber etwas Anderes feftgefeget worden ). Auch ers 
folgte eine gleihe Werzichtleiftung auf alle Königlich 
Preußiſche Nusungen und Vorſchuͤſſe während. der 

Verwaltung von Sachſen bis zum 5. Jun. 1815 °). 


4) Art. XIL $. 11. 


2) Urt. XI. Weberdieß wurde Art. XVL der Hauptconvention 
(Sef. Samml. a. a. O. ©, 283.) befonders ſtipulirt: daß bie 
im 12. Art. des Wiener Friedens erwähnten Reclamgtionen 
der Königl. Sachf. Regierung in Abfiht des Pete 
und ber von Preußen gemachten Gegenforderungen gänzlih ge: 
gen einander aufgehoben feyn follten- 
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§. 344 
o. Beſtimmungen wegen der Militair— 
hoheit. 


Da von den Kartels bereits oben bei der Juſtiz— 
hoheit gebandele worden ift, fo find hier blos folgende 
Art. XIIL der Haupteonvention enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen wegen der Militair- und Kriegskaffen -Ange- 
legenheiten zu erwähnen: a) Wurde, nachdem die Ab» 
theilung der Armee bereits in dem Wiener Srieden felbft 
Art. 8. war regulire worden ’), in jener Convention bei 
der Abtheilung der Militaireffecten als der Artillerie 
und Kriegsvorräthe, Regiments» und Compagniekaffen?), 
der Maaßſtab von 3 für das Königreih und # für : 
Das Herzogthum Sachſen ohne weitere Nachrechnung 
angenommen ($. 1.) 2) Entfagte zwar die Sächfifche 
Regierung auf gleiche Weiſe, wie dies Arc. XII. $. 11. 
in Beziehung auf andre Vorfhüffe geſchehen war, den 
aus der General» Kriegskaffe an Iandesherrlihe Kaffen, 
Diſtricte und Behörden des Herzogthums Sachſen ges 
Keifteten Borfchüffen, dagegen: aber übernahm die Preus 
Gifhe Negierung die Befriedigung verfchiedener For⸗ 
derungen an dieſe Kaffe 3) von Unterthbanen des Her- 
zogthums Sachſen ($. 2.) c) Uebernahn Preußen 
die Befriedigung der wegen des Feftungsbaues von 
Zorgau und Wittenberg Privarperfonen etwa noch zu> 
ftehenden Forderungen, ohne Unterfchied, ob dieſe fich 
im Herzogehume, oder Königreihe Sachen oder in 
andern Laͤndern aufhielten. Die etwanigen fiskalifchen 
Vorſchuͤſſe aber, fo wie überhaupt alle Königlih Saͤch⸗ 
fifhen Kaſſen dießfalls zuftehende Anſpruͤche wurben 
gänzlich aufgehoben ($. 4.) dA) Wegen der von aus⸗ 
wärtigen Gtaaten, für die Verpflegung Koͤniglich Saͤch— 

ſiſcher Militairs, von und mit dem Sabre 1806, an, 
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bis zum 5. un, 1816. gegen Sachfen erhobenen und 
vielleicht noch kuͤnftig zu erhebenden Anfprüche follee 
von beiden Regierungen gemeinfchaftlih im diplomati— 
fhen Wege mit dein betreffenden Mächten verhandele, 
und demnaͤchſt Die weitere Beſtimmung des Verhält: 
nifjes der Theilnahme, zur Bezahlung der Paffiven 
und Einziehung der Activen %), geccoffen werben) ($.5.). 
e) Der Verpflegungsaufwand der Preußifchen Truppen 
in den Jahren 1805. und 1806. während ihres Auf: 
enthaltes in. Sachfen wurde gegen den der Sächfifchen 
Zruppen in den Rheinprovinzen aufgehoben, die dieß- 
fallfigen Aufprüche der Unterthanen des einen oder an⸗ 
dern Landestheils Dagegen einer nähern Erörterung vors 
behalten. Noch wurde endlich f) Arc. H. $. 7. für 
die Zukunft wegen der Militairpflihe ſolcher Unter: 
tbanen, welche in beiden Jandestheilen angefeffen 
find, feitgefeße, daß dieſelbe bei Minderjährigen oder 
folhen Perfonen, die feinen beftimmmeen Aufentbale 
haben, nach dem bleibenden Wohnorte des Waters, 
bei andern Bolljährigen aber nach ihrem eignen bleis 
benden Wohnfig zu beſtimmen fey. 


4) Es follten aber nah dieſer Vorfchrift die Gemeinen, Unter— 
- officiere und alle andre Militairperfonen, welche nicht Offizierds 
rang haben, der einen ober der andern der beiden Niegierungen 
folgen, je nachdem der Ort, wo fie geboren find, der einen 
oder der andern gehören würde. Dagegen allen Officieren, 
Wundärzten und Feldpredigern uud den außer Sahfen und 
Preußen gebornen Gemeinen und andrer Militairperfonen, die 
nicht Officiersrang haben, die Sreiheit zu wählen geftattet 
werden. ' 


2) Wegen ber nicht bei der Armee felbft,. ſondern an einzelnen 
Drten befindlihen Militairkafen: Beftände, Vorraͤthe und Ef⸗ 
fecten wurde dagegen auf die Art, XIL 5. 9. und 10. befind- 
lihen Vorfhriften verwiefen, nach welchen fiscalifhe Localkaß— 
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fen und Vorraͤthe aller Art derienigen Reglerung verbleiben 
folten, in deren Gebiete fie fih am 5. Jun. 1815. befunden 
haben. Außerdem wurde F. 9. wegen der fogenannten Trau, 
fheingelder, Ceiner hauptfählih zu den Schulanftalten beitimme 
ten Kaffe), eine befondre Vereinigung getroffen, nad welcher 
Preußen überhaupt 5019 Thlr. erhielt. — 


| 3) 9. 3, werden felbige einzeln angegeben, doch müffen damit die 
$. 7. enthaltenen Beſtimmungen verbunden werden; 


4) Dieſer Ausdruck fheint anzudeuten, daß in dieſem Artlkel 
auh von ahnlihen Activ- Anfprühen an fremde Staaten bie 
Nede fey, deren jedoch im den vorhergehenden Beitimmun- 
gen nicht gedacht iſt. 


: 5) Eine Ausnahme wegen Ruſſiſcher Vorſchuͤſſe an Saͤchſiſche Gefan⸗ 
gene folgte 9.6. womit noch ein Punct von $. 7. zu verbinden iſt. 


$- 345° | 
e) Beftimmungen wegen der Kirhenhobeik. 


Die Beantwortung einzelner völkerrechtlihen Fra— 
gen, welche durch kirchliche Verhältniffe veranlaßt wer: 
den '), fälle auf gleiche Weiſe der Theorie des Kirchens 
rechts ) anheim, wie die des innern Staatsrechts in Bes 
ziehung auf den nehmlichen Gegenſtand; daher wir uns 
bier blos auf folgende allgemeine Vorſchrift der Haupt: 
convention Urt. II. $. 8. befhränken wollen, welche 
zur vollftändigen Ueberſicht der letztern unentbehrlich 
iſt. Es follen nehmlich die bisherigen kirchlichen Ver- 
hältniffe und der damit in Verbindung ſtehende Schuß 
unterricht, in den durch die Graͤnzlinie getheilten Bes 
zirken vorläufig bis auf weitere Entſcheidung 3) fortbes 
ftehen, bis dahin auch den er Schullehrern 
der Genuß aller ihrer Einkuͤnfte verbleiben, ſie aber da⸗ 
bei verpflichtet ſeyn, den Verfuͤgungen Folge zu Tee 
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ſten, welche die Negierung jedes Landestheils in Be⸗ 
ziehung auf den ihr untergeordneten u zu er⸗ 
laſſen für noͤthig finder, 


4) Man vergl. Webers Kirhenreht Bd, 1. ©. 817 uf. 

2) ©. oben B. 2. $. 311. ©. 408. 

3) Auf diefe foll befonders in dazu geeigneten Fällen bei ein: 
tretenden Vacanzen Bedacht genommen, zugleih aber dafür 
geforgt werden, daß die dbermaligen Inhaber der geiftlichen 
und Schulftellen, eine angemeſſene Entfhädigung erhalten. 


1. Bölkerrehelihe Normen in Beziehung | 
auf äußere Verhaͤltniſſe des Königreihs 
Sadfen. 


a) In Anſehung des Handels, der Schiffahrt 
und der auslaͤndiſchen Verhaͤltniſſe 
des Poſtweſens. 


$. 346. 


Wegen der durch die Territorial⸗-Veraͤnderung vom 
. Sabre 1815. veranlaßten Handelsverhältniffe zwifchen 
Sachſen und Preußen *) wurde in dem Wiener Srie- 
den theild im Allgemeinen Art. 13. feftgefege: Daß der 
König von Preußen Alles, was das Eigenthum und 
Intereſſe der beiderfeitigen Unterthanen betraf, nach 
den liberalften Grundfägen einrichten laffen wollte, und 
dieſer Grundfaß audy auf den Handel von Leipzig und 
ähnliche Gegenftände ?) angewendet; theils verfprachen 
fi) beide Regierungen gegenfeitig Art. 20, die Aus: 
und Einfuhr gewiffer namentlich benannter nothwendi⸗ 
ger Sedirfifi 3) von einem Gebiete zu dem andern 
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nicht mit Zöllen zu befegen %), anch erftere nie zu ver- 
bieten und zu erfchweren. Won nod) größerer Wichtig: 
feit aber ift die, zwifhen Bevollmaͤchtigten von Sach— 
fen, Deftreih, Preußen, dem König von Großbritan- 
nien als Kömg von Hannover, dem König von Däs 
nemart als Herzog von Holftein und Sauenburg, 
Mecdtenburg-Schwerin, den Herzogen von Anhalt— 
Bernburg, Coͤthen, und Deſſau und dem Senate der 
freien Stade Hamburg zu Folge der Wiener Congreß- 
Acte den 23. Zum. 1821, in Dresden unterzeichnete 
Elbeſchiffahrts-Acte °), die 1824. zu Hamburg durch 
verfchiedene neue Beftimmungen ergänzte wurde 6) und 
‚in welcher hauptſaͤchlich folgende Puncte enthalten find: 
a) Die Schiffahrt auf dem Elbftrome-foll von da an, 
wo diefer Fluß ſchiffbar wird, bis in die offne See, 
und umgekehrte aus der offnen See (ſowohl auf: als . 
abwärts) im Bezug auf den Handel völlig frei feyn; 
jedoch bleibe die Schiffahrt von einem Uferftaate zu 
dem. andern (cabotage) ausfchliegend den. Untertha— 
nen berfelben vorbehalten (Art. 1.) b) Alle ausfchließ- . 
lihen Berechtigungen, Frachtfahrt auf der Elbe zu 
freiben, ober, aus folchen Privilegien hervorgegangene 
Beguͤnſtigungen, welhe Schiffergilden oder andern Cor: 
porationen und Syndividuen zuftehen, ingleichen alle 
Stapel» und Zwangs - Umfchlags - Nechte, find hierdurch 
gänzlih aufgehoben 7) (Art. 2. und 3.) c) Die Aus— 
übung der Elbſchiffahrt, und zwar auf der ganzen 
Strecke von Melnit bis in die offne See, und aus 
der offnen See bis Melnik, ift einem Jeden geftatter, 
welcher von feiner Regierung, nad) eingezogener Erkun— 
Digung wegen feiner Tüchtigkeie 9), die Erlaubniß bier 
zu erhalten hat?) (Ark. 4). d) Die Frachtpreife und 
die übrigen Bedingungen des Transports beruhen le— 
diglich auf der fernern Uebereinkunft des Schiffers und 
des Verfenders oder deffen Sommiittenten, und follen von 
Zeit zu Zeit. durch den Druck befanne gemacht werden 


, 
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(Art. 5.) €) Zwei oder mehrere Handelsſtaͤdte koͤn⸗ 
nen unter fih Rang- und Benrthfahrten errichten, das 
heißt, mit einer beliebigen Anzahl Schiffer, die fie zu 
ihrem mechfelfeitigen Verkehr für nöchig erachten, Ver⸗ 
träge auf eine beſtimmte Zeit abſchließen, hierin Die 
Srachtpreife, die Zeit der Abfahre und Ankunft, und 
andere in ihrem Intereſſe liegende, mit den landesherr⸗ 
lichen Gefegen und der gegenwärtigen Convention nicht 
im Widerfpruche ftehende Bedingungen feftftellen. Der: 
gleichen Vertraͤge find jedoch, nach erfolgter Genehmi⸗ 
gung der betreffenden Negierung zur Kenntniß des 
Publicums zu bringen (Ark. 6.) A 


4) Einen dltern bald nach dem SHnbertöburger Frieden zwiſchen 
Preußen und Sachſen auf 5 Jahr den 18. Jun. 1766. geſchloſſe⸗ 
Handelsvertrag [ in Martens Recueil des principaux traitds 
T. 1. PR 141. 


9) Namentlih auch auf die Unterthasen, welche Beſitzungen 
unter beiden Regierungen behalten. 


3) Getreide, Brennmaterlalien jeder Art, Bauholz, Kalt, Schie— 
fer, Mühlfteine, Ziegel und überhaupt Steine jeder, Art, diefe 
-, Gegenftände mögen von den beiberfeitigen Unterthanen oder 

den Regierungen erworben worden ſeyn. 


4) Es wird ſich bei diefer Vorſchrift auf die nehmlichen Modifie 
cationen bezogen, welche weiter unten bei dem Salze erwähnt 
werden. | 


5) Mebit der Königl. Saͤchſiſchen Natification v. 15. Sept. 1821 
und jeiner Separat: Convention zwiſchen Sachſen, Preußen, 
Hannover, Dänemark und Miedlenburg das Reviſions-Verfah— 
ren auf der Elbe bett. v. 23. Jun. d. J., ingleihen der Saͤchſ. 
Hatification der legtern v. 15. Sept. d. J. durch eine Verord⸗ 
nung der Landesregierung v. 5. Febr. 1822, in der Gef, Sanıml. 
d. % St 5. Nr, 6 ©. 93 —131. befannt gemacht 
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) Bekanntmachung dieſer ergänzenden Beſtimmungen v. 31. Dec. 
1824. a. a. D. Jahrg. 1825. St. 1. Nr, 1. 1-15 


7) Jedoch ift die zuerft erwähnte Beſtimmung auf Fahren und 
andre, Anftalten zur Weberfahrt von einem Ufer an das ans 
dre, auch auf diejenigen Schiffer und ihr Gewerbe, deren Schif⸗ 
fahrt fih blos anf das Gebiet ihres eignen Landes hierin be 
ſchraͤnkt, nicht anzuwenden. 


8) Befonders müffen auch Schiffer und Schiffe, welche in das 
Meer fahren, hierzu die erforderlihen Eigenfhaften haben. 


9) Auh Hat der Staat allein, auf deffen Gebiet der Schiffer - 
wohnt, das Recht, das ihm ertheilte Schifferpatent wieder ein: 
zuziehen, welches jedoch das Strafreht ber andern Staaten 
nicht ausfchließt. 


9 347. 
f) Saͤmmtliche bisher auf der Elbe, beftandene 
Zölle und andre auf die Schiffahrt gelegte Abgaben 
ören gänzlich auf, und werden in eine allgemeine Schifs 
ee ande verwandelt, welche weder im Ganzen, 
noch theilweife in Pacht gegeben werben darf, und 
theild von der Ladung unter dem Nahmen Elbzoll, 
theild von den Fahrzeugen unter der Benennung Res 
cognitionsgebühr gegeben wirb (Art. 7... — g) Zur 
Erleichterung des Verfahrens bei Erhebung der Abgabe 
von ber Jadung foll diefelbe überall nach dem Gewicht 
berechnet und erlege, dabei aber der Hamburger Gent 
ner von 112 Pfund zum Grunde gelege werben °); 
Dagegen follen bei gewiffen in einer Beilage benannten 
Gegenftänden allgemeirie ebenbafelbft benannte Gewichts» 
anfäge gelten*) (Are. 8.). — h) Bon Melnif bis 
Hamburg follen überhaupt nicht mehr ald 23 Grofchen 
6 Pf. für den Centner Brutto-Gewicht an Elbzoll 
bezahle werden, welche unter den verfchiedenen Ufers 
Staaten nad beflimmeen Anfägen a werden 3) 
j 1 N 
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wobei jedoch um bie. innere Induſtrie und die Aus- 
fuhr der Sandesproducte zu befördern, zugleich auch 
den Verkehr der erften Lebensbedürfniffe zu begünftigen, 
und mehrere Gegenftände von großem - Gewicht‘ und 
geringem Werth zu erleichtern, ruͤckſichtlich dieſer eine 
verhältnigmäßige Herabfeßung ſtatt finden foll +) (Arc. 
9. und 10). — 1) Die Abgabe von den Fahrzeugen 
oder NRecognitionsgebühr wird nach 4 Klaffen der Fahr: 
zeuge, welche von der Ladungsfaͤhigkeit derfelben ab- 
hängt, entrichtet 5); unbeladene Fahrzeuge aber zahlen 
nur den 4ten Theil der gewöhnlichen Tare 9) (Ark. ı1.). 
— k) Die VBerehnung des Eibzolles und der NRecognis 
tionsgebühr gefhiehe in Konventionsgeld, Die Zahlung 
jedoch in den bei den Uferflaaten curfirenden Münzfors 
ten, nad) Maaßgabe- einer beigefügten Nebuctionsta- 
belle 7) (Art. 12.). — 1) Außer den durch gegenwär« 
tige Uebereinkunft feftgefegten Gefällen follen auf der 
Eibe feine andern erhoben, auch die gegenwärtigen ohne 
gemeinfchaftliche Uebereinkunft niche, erhöht werden; 
doch find unter den hier erwähnten Abgaben nicht be; 
griffen: die Mauthen (land- oder Stadtzöfle), Eins 
gangs- und Verbrauchfteuern, mit welchen einem jeden 
Staate das Recht verbleibet, die in fein eignes Land— 
gebiet einzuführenden Waaren, ſobald folhe den Fluß 
verlaſſen haben, nach feiner Handelspolitik zu belegen; 
— die Krahnen⸗, Waage- und Niederlags-Gebuͤhren 
in den Handelsplaͤtzen, wovon jedoch der Auslaͤnder 
nicht mehr als der Inlaͤnder bezahlen ſoll; — die 
Brüdens, Aufzug- und Schleuſengelder, doch dürfen 
die beftehenden niche ohne gemeinfame Uebereinkunft er— 
höhe und wenn die Anlegung neuer Brücken gefchieht, 
für das Durchgehen unter denfelben nichts erhoben wer⸗ 
den 8) (Art. 13. und 14.). — m) Iſt ein befondrer 
Vorbehalt für Hannover wegen des Brunshäufer Zolls, 
ingleihen für Dänemark und Hamburg wegen des Sta- 
ders Zolles ftipulire (Art, 15.). — y) Die bisher be- 
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ftandenen 35 Elbzoll: Erhebungs-Memter find aufgeho- 
ben und follen auf der ganzen Elbe nur 14 beftehen 9), 
jedody mit Nachlaffung einiger Nebenzollämter und, ſo— 
- viel Preußen beerifft, einiger nur proviforifch beibehaltenen, 

(Art, 16.) j 


4) Auch fol bei folben Gegenftänden, wo das Längenmanf In 
Betrahtung kommt, der Hamburger Fuß gebraucht werden. 


2) Die der Elbſchiffahrtsacte sub Nr. 4. a. 0. O. ©. 101. beigee 
fügte Gewichtstabelle wurde durch eine andre den ergänzenden 
Beftimmungen sub A, & a. O. ©. 5. beigefügte verändert. 


3) Davon erhalten Deftreih 1 gr. 9 pf., Sachſen 5 gr. 3 pf., 
Preußen 43 gr., Anhalt 2 gr. 8 pfs, Hannover 2 gr. 6 pf. 
Medlenburg 1 gt. 8 pf., Dänemark 8 pf. — Die firedenweife 
Vertheilung des Anſatzes ergiebt fih aus ber Anlage der ©, 
Eds U. sub 2.0 mM D. ©. 114, und aus der Beilage der Ers 
ganz. Beil. sub B. a. a. D. Nr. 11, 


4) Die hierüber in Beziehung auf einzelne benannte Gegenftände 
in der €. Sch. 9. enthaltenen Vorſchriften find in der Ergänz. 
Lifte % 4. modificirt; auch wurde ebendaf. F. 5 u. f. feſtgeſetzt: 
daß die im Manifefte- nicht verzeichneten Neifevictunlien der 

Schiffer in verhältnißmäßiger mit der biligften Umſicht zu bes 

ſtimmenden Quantität; ingleihen die zum: Verded eines Fahr- 
zeuges ein= und zugerichteten Breter, und im deren Ermang: 
lung folder, die zur Bedeckung der Ladung nöthigen loſen 
Breter, nah gewiffen von der Ladungsfähigkeit abhängigen 
Quantitäten, von jener Abgabe frei ſepn ſollen. 


5) Nehmlich nah den Ergaͤnz. Zuf. $. 7. für die ganze Strom: 
länge von der 1ften Klaſſe unter 10 Hamburger Laſt der Lar 
dnngsfähigkeit die Laft zu 4000 Pfund gerechnet, 3 Thlr. 4 gt, 
von der 2ten Klaffe von 10— 25 Rail, 7 Thlr» 8 gr., von der 
3ten 5 — 45 Laſt, 11 Thlr 12 gr., von det 4ten 45 und mehr, 13 
Thlr. 16 9%, Der neuefte Tarif der Vertbeilung diefer Abs 
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gabe, von welcher jedoch Oeſtreich feinen Theil erhält, iſt als 
Beitrag sub C. bei ben Ergaͤnz. Zuſ. a. a. O. ©. 12. bes 
findlich. 


6) Noch find diefem Art. d. E. Ed N. folgende Beſtimmungen 
der Ergänz. Zuf. 6%. 8—16. beigefügt: a) follen zum Behuf 
der Entrichtung der Recognitionsgebuͤhr die Elbefhiffe Fünftig 

” gleihförmig vermeffen und mit gehörigen Documenten hierüber 
nah einem Formular sub D. (S. 12,) verfehen ſeyn; b) bei 
Entrihtung der Recognitionsgebuͤhr follen die Schiffe ald leer 
betrachtet werden, wenn die Ladung ein beftimmtes nah ben 
verfhiedenen Klaffen der Fahrzeuge ſich richtendes Gewicht 
nicht überfteigt; c)j ganzlih von dieſer Abgabe befreit find 
die das Hanptfhiff nur auf kurze Streden, zur Heberwindung 
örtliher Hinderniffe begleitenden leihten Kähne, ingleichen 
folhe Fahrzeuge, die zu einem Hauptfhiffe gehören und 
niht zum Maarentransport bienen; d) Reifende und beren 
Reiſegepaͤck find zollfreis von Schiffen aber, welche fie allein 

führen, fol die volle Kecognitionsgebühr entrichtet werden. 


7) als Beilage der E. Sch. A. beigefügt Nr, 3. ©. 116. 


8) Die zulegt erwähnten beiden Gattungen der Gebühren follen 
zur Kenntniß bed Publicums gebracht, und nur von denje⸗ 
nigen gefordert werben, welche fi ber vorhandenen Anftalten 
bedienen, ober Brüden und Schleußen paffiren. Für den Dienft 
der Lootfen und Steuerleute bat es bei den in jedem Staate 
gegebenen oder zu gebenden Beſtimmungen, und für die Ges 
bübren, welche fie zu fordern berechtiget, bei der gegebenen 
oder zu gebenden Taxordnung mit der Maafgabe fein Bes 
wenden, daß dem fremden Schiffer keine andre Verpflichtung 
als dem Einheimifhen darf aufgelegt werden. 


9) Auffig, Niedergrund, Schandau, Strehla, Mübhlberg, Cos: 
wig, Roslau, Deſſau, Wittenberg, Schnadenburg, Doͤmitz, 
Dledede, Boigenburg und Lauenburg, 
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. 348. 


0) Der Schiffer foll niche eher eine Waare einla: 
den, als bis er darüber einen Frachebrief vom Abfen-- 
der erhalten hat, woraus die Gaftung, die Menge und 
der Empfänger der Waaren erfihelih iſt; auch ift er 
jedem der in der Convention benannten Zollämeer, wel- 
ches er auf feiner Fahre berührt, die Ladung durch 
Vorlegung der Frachebriefe und eines nach einem 
Scheine zu fertigenden Manifeftes *) nachzuweiſen ver- 
bunden *); jo wie ähnliche Verpflichtungen auc dem 
Führer eines Floffes obliegen (Art. 17 — 19.). p) Auf 
den Grund der Manifefte und der Beilagen, oder auch 
nad) dem Befund der Nevifion wo dieſe ſtatt finder, 
berechnen die Zollbeamten die zu erlegenden Gefälle, in- 
bem fie den Betrag auf dem Manifefte (welches am 
Auslabungsorte von der dazu beflimmten Behörde ab» 
gegeben und aufbewahrt werben foll) 3) verzeichnen, und 
eine Quittung nach einem befondern Formular 4) auss 
ftellen (Urt. 20. u. 21.). q) Die contrahirenden 
Staaten haben ſich das Recht einer allgemeinen und 
befonbderen Revifion 5) vorbehalten, wobei jedoch Sach⸗ 
fen, Hannover, Dänemark und Medlenburg das ihnen 
zuftebende fpecielle Revifionsreche in einem befonberen 
Vertrage 6) vom 15. Sept. 1821 auf 6 Jahre, ben 
Fall eines Verdachts ausgenommen, für alle Diejenigen , 
Schiffe und Floſſe niche ausüben laffen, welche die 
beiden preußifchen Elbzollämter Wittenberg ober Mühl 
berg paffiren und dort einer fpeciellen Revifion unterlie- 
gen, auch wird Ießtere, jedoch mit Vorbehalt des 
Rechts, von den Anhalefchen Zollftellen, mit ebernmd- 
Bigem Ausflug des vorerwähnten Falls, nicht ausge: 
übe; endlic find den Zollämtern felbft bei der Revifion 
verfchiedene Verpfliheungen in Beziehung auf Die Be 
handlung der Schiffe-vorgefchrieben.. (Art. 22 — 24.) 


502 Dritter Theil. 


7) Eine Zollcontravention ift ſchon dann vorhanden, 
wenn die Ladung eines Schiffes von dem Manifefte 
bes Schiffers dergeftalt abweicht, daß eine beabfichrigte 
ober. erfolgte Bevoreheilung des Elbzolls, oder der Ne- 
eognitionsgebühr daraus zu entnehmen ift 7). Uebri- 
gend foll die Beftrafung von dergleichen Vergehungen, 
fo wie das dabei zu beobadhtende Verfahren nah den 
Geſetzen des Staats, wo die Entdeckung gefcheben, 
oder der Schiffer angehalten worden ift, Statt finden 
(Art, 25.) 5) Ehe die Convention in. Kraft tritt, foll 
ein im Orte des Zollamtes , oder möglihft nahe woh- 
nender, dem richterlichen Dienfte vorfiehender Beamter, 
zur fummarifchen Behandlung und Entfcheidung ver- 
ſchiedener, namentlich angegebener Gegenftände 8) be 
ftelle und verpflichter werden (Ark. 26.). t) Die an 
geftellten Zollbeamten und Zollrichter follen angewiefen 
werben, fih auf befchehenes Anfuchen bei Zollcontra- 
ventionen zu unterflüßen; fo wie auch Die Nefultate 
der befchebenen Revifion und andere gewünfchte Notis 
zen gegenfeitig mitgetheile werben 'follen (Art. 27.). 
u) Der Leinpfad ift von dem Staate, zu dem 
er gehört, in: gutem Stande zu erhalten, auch 
verpflichtet fih ein jeder, in ben Graͤnzen feines Ge- 
bietes alle im Fahrwaſſer fich findende Hinderniffe der 
Schiffahre ohne Verzug auf feine Koften wegzuraͤu— 
men, und feine die Schiffahre gefährbende Stroms 
oder Uferbaue zu geftatten (Art. 28.). v) Sollte ein 
Schiffer oder defien Mannfchaft verunglücken, fo find 
die Ortsobrigfeiten (welche diesfalls mit den nöthigen 
Inſtructionen verfehen werben follen) unter Erneuerung 
der bisherigen Verordnungen verpflichtet, dafuͤr zu 
forgen, daß die erforderlichen Rettungs- und Side: 
rungs= Anftalcen fo fchnell wie möglich getroffen wer— 
den. Sollte noch irgend ein Strandrecht irgendwo an 
der Elbe ausgeuͤbt werden 9), fo wird folches hierdurch 

für immer aufgehoben (Art. 29.). w) Von Zeit zu 
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Zeit ſoll ſich eine aus Bevollmaͤchtigten der Uferſtaaten 
zuſammengeſetzte Reviſions⸗Commiſſion vereinigen, de 
ren Vorſitz durch Stimmenmehrheit beſtimmt wird, 
und deren Zweck darauf gerichtet iſt, ſich von der voll- 
ſtaͤndigen Beobachtung der Konvention zu überzeugen, 
die Abftellung von Beſchwerden zu veranlaffen, aud) 
Maafregeln, welche nah neurer Erfahrung Handel 
und Schiffahrt ferner erleichtern fönnten, zu bera- 
then ?°) (Art. 30.). x) Soweit durch gegenwärtige 
Sonvention. Beilimmungen geccoffen find, hat es bei 
denfelben, ohne Ruͤckſicht auf Die bisher beftehenden 
Rechtsnormen fein Bewenden (Ark. 31.) y) Die Ans 
wendung und Ausdehnung dieſer Convention auf Ne— 
benfluͤſſe, welche das Gebiet verfchiedener Staaten tren⸗ 
nen oder durchſtrömen, foweit nicht befondere Umſtaͤnde 
entgegenſtehen, bleibt den betreffenden Staaten zum be— 
ſondern Abkommen überlaffen *) (Art, 32.). 2) Vom 
1. Xan. 1822 ſoll die Schiffahrtsacte auf allen Punk—⸗ 
ten der Elbe in volle Wirkſamkeit gefegt, und zu dem 
Zweck duch den Druck öffenelich befanne gemacht, aud) 
allen: betreffenden Behörden mitgetheilt, die vorbehal- 
tenen Ratificationen derfelben aber fpäteitens binnen 2 
Monaten vom Dato derfelben ausgewechfelt werben 


(Act. 33.) 


4) Das abgeänderte Schema f. ald Bell, der Ergänz. Zuſ. subE. 
fs 4+ O. S. 13. 


2) Für den Inhalt Bleibt der Schiffer verantwortlih, wenn er 
fib auch fremder Huülfe bedient hat. — Wegen Beiladbungen 
auf der Fahrt treten gleihe Grundfäge ein. 


3) So oft übrigens der Schiffer ein andres Tandesherrlihes Ge: 
biet berührt, iſt die erfte Zollftelle bei Worzeigung des Mas 
uifeftes berechtiget, eine. Abſchrift davon umentgelblih zu 
nehmen. 
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„ ©. bie Beil, sub 5. bei.der Elb⸗ Schiffahrts⸗Acte S. 124. 


5) Erſtere beſteht, nad vorgaͤngiger Prüfung des Manifeſts und 
deſſen Beilagen, in einer: allgemeinen Weberfiht und Unterfus 
Kung der Labung, und im deren Bergleihung mit dem Manis 
fete, infofern folde ohne Verrüdung der Zölle gefhehen kaun; 
lestere in der. genanern Unterfuchung der Ladungen und Quas 
lität und Quantität. 


6) ©. oben % 346. not, 5. S. 406. 


7) Wird bei den Elbzollſtellen an der Graͤnze eines) Geblets, wo 
das Schiff die Landesgränze ein: und ausgehend burchfchneidet, 
- befunden, daß deffen Ladung von dem Manifefte dergeftalt abs 
weicht, daß eine beabfichtigte oder erfolgte Bevortheilung der 
Landesabgaben daraus zu entnehmen, fo Tann der Schiffer auch 
deshalb nach ben Abgabengeſetzen des Landes in unfprug ge: 
nommen werden. 


8) Diefe find: a) Zolleontraventionen und bie hierdurch verwirkte 
Strafe, infofern der Schiffer ſich derſelben nicht freiwillig uns 
terwirfts b) Streitigkeiten wegen Sahlung ber Zoll,: Krahuen; 
Wage,» Hafen,s Werft; und Schleußens Gebühren und wegen 
ihres Betrages; c) bie von Privatperfonen unternommene 
Hemmung bes Leinpfades; d) die beim Schiffziehen veranlaßs 
ten Beſchaͤdigungen an Wiefen und Feldern, fo wie überhaupt 
jeder Schaden, den Floͤßer oder Schiffer während ber Fahrt 
oder beim Landen, durch ihre Fahrlaͤſſigkeit andern verurſacht 
haben; e) Betrag der Berglöhne und anderer Hülfsvergäs 
tungen in Unglüdsfäßen. infofern die Iutereffenten darüber 
nicht einig find. 


9) Nah Kluͤbers Staatsreht des Teutihen Bundes $. 372 
wurde das Strandrecht noch an den Dänifhen Ufern der Elbe 
ausgeübt. 


10) Bugleih wurde feftgefent: daß nah einem Jahre, von ber 
eingetretenen Wirkſamkeit der Schiffahttsacte an gerechnet, 
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in Hamburg die erfte Vereinigung der Revlſtonscommiſſion er- 
folgen folte, welheädann, vor Beendigung ihrer Berathung 
über Zeit und Ort eines neuen Zufammentrittd das Nähere 

beſchließen würde. — Jener verfprohene Gonvent in Hamburg 
aber wurde wirklich gehalten, und das Werk deffelben waren die 
öfters erwähnten ergänzenden Zuſaͤtze. 


41) Befonders follen nah dem 17. Art. bes Wiener Friedens bie 


allgemeinen Grundfäge, welche ber Wiener Eongreß für bie - 


freie Schiffahrt auf den Flüffen angenommen hat, nicht nur 
(wie nun wirklich gefchehen) auf die Elbe, fondern auch (was 
meines Wiſſens noch nicht gefchehen), in Abficht des Zlößens, 
ſowohl des verbundenen als lofen Holzes auch anf bie Gewaͤſ⸗ 
fer angewendet werben, welbe bie ‚Namen Eifterwerbaer 
Floͤßgraben, fhwarze und weiße Eifter führen, fo wie auch auf 
ben Floͤßgraben, der aus ber letztern abgeleitet iſt 


$. 349: 


Zu Folge der Territorial- Veränderung Sachſens 
im Sabre 1815 föften fih nad und nah bis zum 
1. Juli 1816 faft alle bis dahin rezeßmaͤßig beitans 
benen Poftverhältniffe dieſes Königreichs zu den benach⸗ 
barten Staaten au und neue Poftvereräge mie den 
Megierungen der nunmehrigen Nachbarftaaten fraten an 
bie Stelle der frühern. Namentlich modificirten ſich 
die Poftverhältniffe zu Baiern, Defterreih und zu den 
Thurn» und Tarifchen Poften, und ganz erlofchen die⸗ 
jenigen Verträge, in welchen Sachſen bisher mie den 
Herzogehümern Weimar und Coburg, fo wie mie ben 
Sürftenehümern Reuß » Gera und Schleig, theils über 
die Ausübung des Poftregals in gewiſſen Stäbten Dies 
fer Laͤnder *), theils über den freien Durchgang der 
Königl. Saͤchſiſchen Poften in denfelben, geftanden hatte. 
Gegenwärtig ſteht das Könige. Saͤchſiſche Poftwefen 
wegen feiner unmittelbaren Verbindungen und Ver— 
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häftniffe zu ben ausländifchen Poften, beſonders aud) 
in Bezug auf Correfpondenzleitung, Porto und Durch— 
führung gefchloffener Briefwechſel in folgenden Ver— 
fragen: a) mit Preußen; b) mit den Fürftl. Thurn 
und Tarifchen Poften in den Großberzoglichen und. Her⸗ 
zoglich-Saͤchſiſchen Sändern, fo wie in den freien 
Städten Frankfurt am Main, Hamburg, Bremen und 
Luͤbeck; c) mit Defterreih; d) mie dem Fürftenehum 
Altenburg; e) mit Hannover, wegen directer Briefpoft: 
verbindung : mittelft gefchloffenen Tranſitos über. die 
Königl. Preußiſchen Poften. | 


SH 3. B. in Weimar, Altitädt, Butelſtaͤdt, Ilmenau, Saalfeld, 

Posnelk, Gräfenthal, Königfee, Rudolftadt, Frankenhaufen und 

Sondershauſen. (Man vergl. Römer 8 Staatsrecht DB. 2. 
rn 


b) In Beziehung auf Staatsdienfibar 
Tr ee TE 


d 


a) Bei dem DBergregal. ö 
$. 350. | 


Einen Theil deffelben übe das Königreich Sachſen 
in dem böhmifchen Antheil der Herrfhafe Schwarzens 
berg aus, welches ſich darauf gründer, daß die Herren 
von Tettau, welche diefe Herrſchaft fhon früher unter 
der Landeshoheit des Sähfifhen Haufes, und zwar ber 
Erneftinifchen Linie, der fie Durch die Theilung von 1485 
zugefallen war, befaßen, diefelbe nebft dem ihm zuftändigen 
Eigenchume der Bergwerke durch zwei Urkunden vom 30, 
Mai und vom 10. Sept. 1542 dem Ehurfürft Johann 
Friedrich überliegen *), und fpäter, als ſich der Römifche 
König Ferdinand und der Herzog Morig "durch ben 
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Vertrag vom 14. Det, 1546 in biefe Herrſchaft theil⸗ 
ten *), letztrem in dem böhmifchen Ancheile der halbe 
Antheil der Bergwerkseinkünfte vorbehalten wurde, da 
ber das Churhaus noch jege in den Bergämtern Platte 
und Gottesgabe den halben Zehenten genießt, und bei 
Berpflihtungen der Beamten concurrire 3). Außerdem 
übte ehedemi der König von Sachen das Bergregal in 
den ehemaligen Magdeburgifchen Lehnsftüden der Graf 
fchaft Mansfeld aus, auf welches er aber durch den 
bereits oben erwähnten Vertrag mit dem König von 
Bu vom 19, März 1808 Verzicht geleifter 

at ®). J | 


4) In Arndts neuem Archiv Nr; XIV. und Nr. XV. ©. 108, 
u. f. In beiden Urkunden findet man folgende merkwürdige 
Stelle: „Darku dag Bergwergk mit allen Zehenden, und erb⸗ 
gerechtigkeiten Nutzen und Sugengen, fo von meinen Vorfarn 
und mir, als denen von Adel dieſer Land gewon— 
heit geubt und zugebrauhen herfommen, mit eingefchloffen 
das Huthwergk CHüttenwerk), auch alles ander, das zu Berg: 

wergk gehörig." 


2) S. oben B. 1. $ 13. nat. 3, ©. 22. 


3) Köhler Anleitung zu den Rechten und deren Verfaffung bei 
dem Bergbaue in dem Königreihe Sahfen S. 0. S. U. 


4) Geſchichte des Königreihe Sachſen B. 3. ©. 205. sub B. 


§. 351. 
b) Bei dem Salzregal, 


Dag die ſaͤmmtlichen bisherigen Saͤchſiſchen Salz 
werke im Jahre 1815 dem König von Preußen abge- 


Fr Dritter Theil 


£reten wurben, fo verpflichtete ſich dieſer hauptſaͤchlich 
in der Abſicht, um einem befücchteten Mangel dieſes 
nothwendigen Bebürfniffes vorzubeugen, in dem auf 
ben 19. Art. bes Wiener Friedens gegründeten Art. 
AXIX. der Hauptconvention, der Saͤchſiſchen Regie— 
rung jaͤhrlich 170000 Gentner weißes Galz; '), ober 
126,433 #95 Dresdner Scheffel, aus den Dürrenber- 
ger, Teubißer, Koͤtzſchauer und Koͤſener Salzwerken 
liefern zu laſſen ). Der Preis defjelben, der in dem 
Miener Frieden bergeftalt beſtimmt wurde, daß da— 
Durch dem König von Sachſen ohne den gegenwärtigen 
Kaufpreis für die Saͤchſiſchen Unterthanen zu erhöhen, 
Der Genuß einer Salzſteuer ficher geftelle würde, die fich 
foviel als möglich derjenigen näherte, welche er unmit⸗ 
telbar vor dem legten Kriege erhoben, wurde in der 
Haupteonvention für den Dresdner Scheffel von den 
Dürrenberger, Teuditzer und Koͤtzſchauer Salzwerken 
zu 1 Thlr. 14 gr., von dem Koͤſener aber zu 1 Thlr. 
12 gr. angenommen. Ferner hatte man ſchon in dem 
Wiener Frieden feſtgeſetzt: daß die ſtipulirte Quan⸗ 
titaͤt Salzes auf Verlangen der Saͤchſiſchen Regierung 
bis zu 250000 Centner unter denfelben Bedingungen 
wie jene gefteigert werden koͤnne, welches Verlangen, 
wenn der Ueberſchuß 50000 Gentner und darunter bes 
trägt, 6 Monate vorher, wenn er aber diefe Quantität 
überfteige, ı Jahr vorher angezeige werben muß. Auch 
wurde dieſer Punkt, fo wie ein andrer ebenfalls. in 
dem Wiener Sriedensfhluß enthaltener, welcher die Be- 
freiung von Ausgangszöllen und andrer Abgaben 3) be- 
traf, ausdrücklih in der Hauptconvention beftätige, und 
zugleich Die Guͤltigkeit dieſes Vertrags auf den Zeit: 
raum bis zu dem 1. Deck. 1829. befchränfe, jedoch mit 
der Klaufel: daß vor Ablauf diefer Frift beide Regie— 
rungen, nach Maßgabe jenes Tractates über die Forts 
Dauer dieſer Uebereinkunfe fih anderweit vereinigen 
folleen ®). 


‘ 
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4) Nah dem Wiener Frieden ſollten es eigentlih nut 4150000 
Gentner ſeyn. Darinn ſtimmen aber beide Werträge überein, 
daß der Centner 110 Pfund Wiener Handeldgewicht enthalten 
follte. J 


2) Und zwar 115,632 5, Schffl. aus Dürrenberg, 15,140 aus 
den gemeinfhaftlichen Salinen zu Teudig und Koͤtzſchau, und 
15,661 aus Köfen. 


3) Jedoch folten Waage-, Brüden:, Kanal: oder Schleußen⸗ 
Gelder bezahlt werden, welche die Preußiſchen Unterthanen, 
wenn ſie ſich dieſer Wege bedienten, ebenfalls zu entrichten 
haͤtten. | 


4) Wegen einer-Tünftigen Vereinigung aber ift in dem Wiener 
Frieden feſtgeſetzt: daß das dafelbft angenommene minimum 

von 150000 Gentner, welches aber durch bie Hauptconvention 
auf 170000 Etr. erhöht worden ift, duch den Willen eines der 
beiden Theile nicht verändert werden, und der oben auf: 
geſtellte Grundfag wegen Beſtimmung des Preifes auch bef 
der neuen Preisbeftimmung zur Grundlage dienen folte. 


$ 352. 


c) In Beziehung auf Friedensfhläffe und 
I Buͤndniſſe. 


‚Da die meiſten Verträge dieſer Are”) mie Ausflug 
der mit Böhmen gefchloffenen Erbeinigung, von bee 
man die dlteften Spuren in einem Buͤndniſſe von 1332 
findet ), und welche mehr auf politifche Berhältniffe des 
Mittelalters, ald auf die der gegenwärtigen Zeit berech⸗ 
net war, blos vorübergehende Beſtimmungen enthalten, 
und diejenigen, welche in dieſer Hinſicht eine Ausnah⸗ 

me machen, bereits bei andern Gegenſtaͤnden erwaͤhnt 
worden ſind, ſo werden wir nur folgende ſeit dem Wie⸗ 
ner Frieden abgeſchloſſenen Tractaten bemerken. Cr 


510 | Dritter Theil. 


ſtens den am 27. März 1815 erfolgten Beitritt bes 
Königs von Sachen?) zu dem am 25. März 1815. 
zwiſchen Großbrittannien, Defterreih, Rußland und 
Preußen gegen Napoleon Boneparte geſchloſſenen Buͤnd⸗ 
niß #); zweitens den hierauf gegründeten auf 8000 Mann 
berechneten Gubfidientractat mit Großbrittanien vom 
14. Juli defjelben Sahres.°); drittens den von dem ge- 
dachten Mächten für fih und im Namen ihrer Allürs 
ten unterm 20.Nov. 1815 gefchloffenen zweiten Pariſer 
Frieden 5) nebft der im Betreff der Privatforderungen 
an die Krone Frankreich demfelben unter gleihem dato 
beigefügten Convention 7) und den fpäter am 25. Apr. 
1818 gefchloffenen Vertrag 8), dem zu Folge der ge 
fammte Betrag. diefer bei einer Liquidationskommiſſion 
zu Paris angebrachten und beſcheinigten Forderungen 
fammt den verfprochenen Zinfen, auf eine, zu verfchie- 
denen Terminen innerhalb eines Jahres, und zwar in 
Anferiptionen auf das große Buch von Frankreich zahl: 
baren Averfiorial- Summe beftimme worden ift. 2). We— 
gen des zuletzt erwähnten Gegenftandes aber wurde 
den 12, März 1819 eine Bekanntmachung ’) in das 
sand. erlaffen, die folgende Punkte enthäle: a) Saͤmmt⸗ 
liche von Frankreich auf die gedachte Averfionalfumme 
gezahlten Gelder -folften als ein ganz abgefonderter, Fond 
der Verwaltung der Sandestommiffion anvertraut wer: 
den; b) Zur Befriedigung von diefen Geldern follten 
fih nur diejenigen Forderungen eignen, welche in ber 
Convention vom 36. Movember 1815 begruͤndet, und 
dor dem 28: Februar 1817,al5 dem contractmäßig be— 
ftimme geweſenen Praͤcluſivtermine, bei der Sranzöfl- 
fchen Liquidationskommiſſion angemeldet, worden find ; 
c): die Landeskommiſſion wurde beauftragt, fammeliche 
angebrachte Neclamationten unter dieſen Beziehungen ge= 
nau zu prüfen, ihe Gutachten ‘über deren Zuläffigkeit 
und Unzuläffigkeit, mit umftänblicher Bemerkung der 
bei jeder derſelben obwaltenden Gründe zu eröffnen, 
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und in Gemäßheit der hierauf von dem König felbft 
nach vernommenem Beirathe des Geheimen Naches zu 
fafjenden Entſchließung die Intereſſenten zu befcheiden ; 
d) denjenigen, welche zur Befriedigung gelangten, follce 
jedesmal eine. genaue Berechnung des für felbige ver- 
bleibenden und hierauf ohne weitern Anftand zur bao— 
ren Erhebung geeigneten reinen Ertrags zugeftelle wer: 
den; €) gegen die (sub c.) erwähnten DBefcheide ber 
Landeskommiſſion follten fernere Recurſe im Wege Rech 
tens feinesweges Statt finden. | 


1) Ein Verzeihniß der wichtigften neuen Verträge Sachſens fett 
1733, welge, mit einigen Ausnahmen, bauptfählih Buͤndniſſe 
und Friedensihlüfe enthalten, findet man in dem nad alpha: 
betifher Ordnung der Staaten eingerichteten auf die diploma— 
tifhen Sammlungen von Martens, Wend, Koh, Schell 
und Klüber fih beziehenden Negifter, welches Martens 
Supplement an Recueil des principaux traités T, VII, im Ans 


bange No. II. beigefügt ift, unfer den Worten: „Saxe ‚Electo= 


rale aujourd’hui Royale‘ ' 


„MHorns ‚Leben Friedrich des Streitbaren ©. 417. not. o. 
vo aud die folgenden, Erneuerungen dieſeg Bünduifes,;v. d. 
J. 1344, 1348 und 1350 erwähnt find. Die Urkunden der 
ſpaͤtern von 1372, 1439 und 1459, von welchen die, zweite auch 
Heffen betraf, Kin-3 oh. Jo ad. Muͤllers Reichsſtagsthea⸗ 
ter unter Kalfer Friedrich V. (Friedrich III.). Vorft. II. Kap. IX. 
Sr 326 ©r,59, uud, ©, 597. Endlig Die, Dyippde „un 13, 
April 1557, wo zugleich eines von dem Churfürft Morig einfel- 
tig mit Ausfhluß der Erneſtiniſchen Linie kurz vor bem Anfange 
des Schmalfaldifhen Krieges eingegangenen Bündniffes gedacht 
wird, in Müllers Neichstagstheater unter Marimilian 1. 
Vorſt. 4. Kap. 24. S. 280, Noch bezieht ſich auf dieſen merk— 
. würdigen Vertrag folgende Stelle des Lauſider Trabitiong:Re; 
zeſſes von 1636. bei Glafey ©. 1024. „Weil zwiſchen der 


‚2 


= 


Cron Boheimb und dem Hauſe Sachſen vor Alters eine gewiſſe | 


— 


+ 
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Erb: Einigung aufgerichtet, wie weit eines dem andern zu bes 
gebenden Nothfällen zu helfen fchuldig, von deren Erneuerung 
und Handlung zwiſchen beiderfeits Abgefandten auch geredet 
worden, aber nichts gefchloffen werden fünnen 5 fo foll deswegen 
foͤrderlichſt eine Zuſammenkunft und Schieung beyderfeits Raͤ⸗ 
then vorgenommen, und berfelbige Punkt mit beyder heilen 
einmüthigen gutem Belieben weiter tractiret und gehandelt, un⸗ 
terdeffen aber ed bamit bei dem buchſtaͤblichen Inhalt der alten 
Grb: Einigung, biß fo lang ein mehres mit gutem Willen ab: 
gehandelt würde, gelaffen werben,“ 


i 3)'Martens Supplement, Tom. 6. pP, 151. 
4) 1 c. P. 11% 
5) 1. c. P. 208. 
6) cp 63% 
M. c. P. 17 
81. e. T. 7. ꝑ. 47 


9) Sie betrug nad der Art. VIL 1. e. p. 402. enthaltenen Wer: 
teilung der gefammten Summe von 12 Millionen 40,000 Et: 
un 225000 Frans. 


40) Gef. Samml. v. 3. 1819. St. 9 No, 19, ©, 172% 


U) Erbanſpruͤche des Königlih Saͤchſiſchen 
Hauſes. 


$. 353. 


Von denjenigen, welche fi theils auf die Fami⸗ 
kienverhältniffe des geſammten Saͤchſiſchen Hauſes, 
theils auf die Saͤchſiſche Erbverbruͤderung gruͤnden, iſt 
bereits oben in Beziehung auf die in dem Koͤnigreiche 
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Sachſen ($. 43 u. F. 44) ſtatt findende Erbfolge die Rede 
geweſen; daher wir hier nur noch des Umſtandes gedenken, 
daß durch den Wiener Frieden Art. 4. das Erbrecht des 
Koͤnigl. Saͤchſiſchen Hauſes in den Ländern der Erneſtini⸗ 
ſchen Linie ausdruͤcklich anerkannt worden ift ’). So viel aber 
Die übrigen Erbanſpruͤche betrifft, ſo ſtehen dieſe zum 
Theil auf gleiche Weiſe, wie diejenigen, welche ſich auf 
die Heſſiſche Erbverbruͤderung gruͤnden, dem geſamm⸗ 
ten Saͤchſiſchen Haufe zu, und beſchraͤnken ſich gegen- 
waͤrtig, außer den bereits verglichenen ?), oder ganz ver⸗ 
alteten ®), welche überdies, infoweit von Befißungen 
ber ehemaligen Rheiniſchen Bundesfürften die Rede 
ift, dem 34ſten Artikel des Rheinbundes entgegen 
zuftehen fcheinen +), hauptfählih auf die dem Köfiglich 
Saͤchſiſchen Haufe bereits in dem Prager Verträge 9) 
vom 14. Det. 1546. bei der Abtretung der Lehnsherr⸗ 
lichkeit über die Gerifhen und Reußiſchen Lehne an die 
Krone Böhmen wegen jener Beſitzungen vorbehaltene Ans 
wartfchafe, ferner auf die Erpectanz, welche dieſes Haus 
am 53. Dec. 1562 wegen ber Anhaltifchen 9), und unter 
dem 12. Det. 1620 wegen verfchiedener anderer Reichs⸗ 
lehne 7), unter welchen noch jegt die Schwarzburgifchen 
vorzüglich berüdfichtige zu werden verdienen, erhalten 
hat 8); endlichauf ein eventuelles durch die Abftammung 
von der Tochter des König Friedrich IIII von Däne- 
mark Anna Sophie, Gemahlin Johann George III ge: 
gründeres Erbrecht in den Däanifhen Staaten 9). 


4) „Se, Könige. Majeftät (von Sachſen) werden in Betreff und in 
Kraft ihrer Rechte auf die eventuelle Erbfolge in die Bell: 
Bungen der Erneftinifhen Linie fortfahren die Titel eined Land» 
grafen von Thüringen und Grafen von Henneberg zu führen 


2) Unter ben feit dem Ende des 17. Sahrbunderts zur Sprabe 
gefommenen gehören In diefe Klaſſe: a) die Anſpruͤche auf die 
Hoheit und Schugherrlichkeit über Erfurt, auf welche zwar ber 
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Churfürft von Sachſen, Johann Georg U. zum Belten bes 
Churfürften von Mainz, nah vielen deshalb entftandenen 
Streitigkeiten, theils durch zwei noch ungedrudte Verträge von 
41664 zu Torgau und Negensburg, welche aud dem Leipziger 
Vergleih vom 20. Dec, 1665, mit der Erneftiner inte (in 
Rudolpbi Gotha diplomatica T. 4. ps 302.) veranlaßten, theils 
durch den Hauptverttag zu Schulpforte vom 22. Maͤrz 1667 
(in Luͤnigs Reichsarchiv Part. spec, Cont, I, von Churmainz 
p. 43.) Verzicht leiftete, weshalb aber unter Churfürft Jo: 
hann Georg I. neue Weiterungen entitanden (Geſchichte des 
Königreihs Sachen B. 1. S. 149. — ©.159.). b) Die Lauen⸗ 
burgiihen, nah dem Tode des Herzogs Julius Franz von 
Lauenburg den 19. Sept. 1685., denen Auguft Il. (als Churfürft 
! von Sachen Friedrib Auguft L) durh einen Vergleich mit 
dem Herzog Georg Wilhelm von Braunſchweig v. 10, Zul. 
1692. gegen eine Summe von 4,100000 Gulden, jedoch mit 
Morbehalt des Nüdfalld von dem Lande nach Abgang des Braun: 
ſchweig-Luͤneburgiſchen Hauſes und des von den Yauenburgern 
gebraudten Titel und Wappens von Engern und Weftphalen 
entfagte. Die beften urkundlihen Nachrichten hierüber und bes 
fonderd auch über die fpater erfolgten Verzichtleiſtungen ber 
Erneſtiniſchen Linte findet man in Schultes neuen diplomati= 
fhen Veiträgen zur Fraͤnkiſchen und Saͤchſiſchen Geſchichte (Bat: 
reuth 1792), Man vergl. Neuefte Gefhichte des Königreiches 
Sachſen B-1- ©. 37..— c) Die Hanau: Münzenbergi- 
{hen nah dem Abfterben des Grafen Johann Reinhard III. von 
Hanau den 28. März 1736. erledigt durh einen Hauptvers 
gleich mit Heffenkaffel vom 4. Febr, 1724. und einige fpätere 
hierauf fi beziehende Neceffe. S. oben B.1- 9.25. ©. 43. und 
die dazu gehörige Anmerkung N. 5. ©. 45. Wegen andrer Anfprüde, 
auf Hanau Lichtenberg gegeuDarmftadt, welche hier nur des Zufams 
menhanges wegen erwähnt werden follen, indem fie meines Willens 
nie verglichen worden find, f.die Gefhichte bes Königreihe Sachſen 
3. 2. ©, 91.) — d) Auf die Defterreihifhe Erbfolge, nad 
dem Kode Kaifer Karl VL den 20. Det. 1740. — In dem 
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Saͤchſ. Beitritt zu ben Breslauer Friedens : Präliminarten (in 
Wenck Cod. jur. Gentium T. 1. p. 717. u. p. 719.) wurde 
auf diefe Aniprühe noch nicht ausdruͤcklich Verzicht geleiftet 
Dagegen aber erfolgte die neue Beltätigung ber bereits 
durch das zwiſchen Kaiſer Karl VL. und dem König von 
Polen den 16. Zul. 1733. zu Wien gefchloffene Buͤndniß 
Art. II: (1. c. p. 702.) anerkannten pragmatiichen Sanction, in 
dem ebendafelbit zwifhen Maria Therefia und demfelben Chur: 
fürft den 20. Decemb. 1743. eingegangenen Buͤndniß Art. TIL 
. (he ps 724), jedoch mit folgender Klaufel: „Dabirigegen 

auch Ihro Koͤnigl. Maf- zu Ungarn und Böhmen, für Sic, 
deren Erben und Nachkommen, die Inhalts fothaner pragma- 
tifhen ;Sanction gleih und unmittelbar nah Abgang der von 
weiland Ihrer Kaife Mai. Carolo Sexto abſtammenden min. 
und weiblichen Defcendenz Ihrer Königl. Maj. in Pohlen 
Herzgeliebteften Frauen Gemahlin, Königl. Maj. als aͤlteſter 
Sofephinifhen Frauen Tochter, und Dero männlichen und weib- 
lichen Defcendenz vorzüglich vor allen andern ausgemachte völlige 
Erbfolge, in vorbenannte gefammte Defterreihiihe Erbfönig: 
reihe und Lande, auf das neue erfennen, und verfihern, auch 
verfprechen, folhen Ihro Könige, Mai. In Pohlen hohen König: 


lichen Churhauſes eventualen Succeſſions-Rechten weder di- 


recte, noch per indirectum zuwider zu handeln, noch etwas da— 
von an andre, ed fey ad perpetuum oder nur ad tempus, fo ge— 
dachtem Eventual: Erbfolgsrecht imgeringften abbruͤchig wäre, 
unter was vor Titel, odet Namen ed fey, einzurdumen oder 
zu entäußern.” Vermoͤge des zulegt erwähnten Punktes vers 
ſprach übrigens der König von Polen in dem Dresdner Fries 
den Xrt. VI, (1, e, p. 211.) binnen 3 Wochen eine feierliche 
Ceſſions⸗Acte feiner Gemablin für fih und ihre Erben auf 
die im Breslauer Frieden an Preußen abgetretenen Länder aus: 
zuwirken. e) Die auf die ehemalige perſoͤnliche Verbindung 
der Republik Polen und des Chnrfürftentbums Sachſen gegrüns 
beten, welche durch die gegenfeitigen Verzihte vom 6. und 20 
Oct. 1765 (1. e. T. J p. 380% und in Martens Recusil T, 


ea 
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6. p. 39.) aufgehoben wurden. f) Die Anſpruͤche — 
Bairiſchen Allodial-Nachlaß, welchen ber ChurfuͤrſtFriedrich 
Auguſt Ill in dem Teſchner Frieden vom 13. Mai 1779. (ſo oben 
B.1. 19. mot. 5. ©, 35.), entfagte, indem er dagegen von Chur⸗ 
pfalz, welches zugleih alle aus der Bairiihen Erbfolge herruͤh—⸗ 
rende Schulden und Verbindlihfeiten übernahm, außer’ deu 
bereits erwähnten Hebnsherrlihen Rechten uͤber einige Schön- 
burgifhen Herrfhaften, 6 Millionen Gulden erhielt. 


3) Man vol, v. Roͤmers Staatsrecht von Sachſen B- 1. S.565. 
n. f. und in befonderer Beziehung auf’ die Juͤlich Cleviſche Erb: 
folge, Gefhichte der Chur Staaten B. 4. ©. 246, u. f. 


4) Max, Günther de mutata feudorum extra curlem inter 
principes foederi Rhenano adscriptog ratione (Lips. 1809. 4) 
$. 8. P. 26. seq. 


5) ©. die Urk. in der oben $. 13. ©.22. not, 3. angeführteit- Ab: 
handlung von Arndt de pactione Ferdinandi | regis Romano- 
zum ac Mauritii Ducis p- XIII, seq, £ z 


6). ©. die Urf. in Luͤnigs Reichsarchiv Part; spec. Cont. II: 
von Sachfen ©. 319% Außerdem erhielt auch der Churfürft 
Johann Georg IL. den 31. Ian. 1685. eine Anwartſchaft von 
der. Aebtiffin von Quedlinburg Anna Dorothea auf die Fuͤrſtlich 
Anhaltifhe Burg nebft Gerichten zu Hoym und auf die Burg 
und Stadt Rofla. ©. d. Urk. a. a. De P. 662. Ä 


7) a. 4 O. S. 411. 


8) Außerdem war dieſe Anwartſchaft noch auf die Hananifchen 
Lehne gerichtet, und auf alle diejenigen Lehne, welche der Her— 
zog Friedrich Ulrich von Braunſchweig inne hatte, und die nicht 
mit ausdrädlihen Worten in der gefammten Hand mit den 
Snerzogen von Braunfhweig Lüneburg begtiffen waren; wegen 
der Hananifchen Leine aber, befonders wegen der Hanau: Müns 
zenbergifchen, hat man ſich wie bereits mot, 2. sub c, erwähn 
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worden iſt, als der Erbfall wirklich eintrat, verglichen; anlan 
gend die Reichslehne des Herzogs Friedrich Ulrich von 
Braunſchweig, ſo waren nach deſſen Tode keine Lehne aufzufin 
den, welche nicht unter jener Mitbelehnſchaft begriffen geweſen 
wären, Roͤmers Staatsrecht B. 1. ©. 555. 

9) Neuefte Gefhichte des Koͤnigreichs Sachſen, B. 1. ©. 268. 


$. 354 


e)tehnsverbältniffe desKoͤnigs vonSadfen 
wegen ber Böhmifhen Haupetlehne), 


In der Mitte des 15ten Jahrhunderts brachte der 
damalige Statthalter von Boͤhmen, George Podie— 
brad verfchiedene Anfprüche auf 63 Meifnifhe Städte 
und Schlöfjer in Anregung, welche ſich hauptſaͤchlich 
auf den ehemaligentandesverkauf Friedrich des Kleinen *) 
vom 5. Sebr, 1289. gründeten, und auf den von Karl 
IV. vorgenommenen Ankauf vieler Güter in Meißen, die 
von diefem andern Perfonen zu Lehn gegeben waren. 
Nach langwierigen Unterhandlungen, welche nach dem 
Tode des Königs von Böhmen Ladislav auch auf Die 
damaligen Anfprüche des Herzogs von Sachſen Wil 
helm auf die Böhmifche Krone ausgebehne wurben >), 
fam endlich den 25. April 1459. zwiſchen dem nun⸗ 
mehrigen König George und dem damaligen Sächfifchen 
Fuͤrſten Friedrich dem Sanftmüthigen und dem Herzog 
Wilhelm unter Vermittlung des Markgrafen Albrecht 
von Brandenburg zu Eger ein Vergleich) zu Stande *), 
nad) welchem 1) Sachſen einige Befigungen an Boͤh⸗ 
men überließ °); 2) bie ſchon feit den Altern Zeiten ge= 
gründete Böhmifche Lehnsherrlichkeit über verfchiedene 
Saͤchſiſchen Bafallen gehörige Stuͤcke beftätigee wurde ©); 
3) mehrere namentlich benannte Derter und Schloͤſſer, 
welche Böhmen in Anfpruh genommen. hatte, dem 
Haufe Sachſen, als Lehne der Krone Böhmen, welche 
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fpärer den Namen der Böhmifchen Hauprlehne erhiels 
ten, verbfeiben follten 7). Noch wurde diefer Beſtim— 
mung beigefügt: daß a) der Churfürft von Sachfen wegen 
der vorgedachten Lehne berechtiget feyn follte, einen Lehn— 
£räger anzunehwen, den er aus dem Sädhfifhen Haufe 
wählen koͤnnte; von welcher Vorſchrift aber in fpätern 
Zeiten gewöhnlih Ausnahmen gemacht worden find); 
b) wenn fid in der Folge unter den Böhmifchen Lehnen 
Reichslehnen befinden würden, das Reid) durch die gegen= 
wärfige Beſtimmung nicht leiden follte 9). Nady der 
Achtserklaͤung des Churfürft von Sachſen Johann 
Friedrich wurden zwar, wie bereitö oben bemerkt wor- 
den ift *°), einige Böhmifche Sehne von dem. König 
Ferdinand eingezogen, in der Folge aber theild, na- 
mentlih Eilenburg, Coldig und feisnig, durch den Pra— 
ger Receß von 1546, theils , foviel insbefondre die im 
Vogtlande gelegenen Lehne betrifft, durch ſpaͤtre Vers 
traͤge zwiſchen dem Churfuͤrſt Auguſt und den von 
Ferdinanden damit belehnten Herren von Plauen und 
Burggrafen von Meißen der Albertiniſchen Linie des 
Saͤchſiſchen Haufes uͤberlaſſen. 


1) Das Lehnverhaͤltniß wegen des dem Könige von Sachſen noch zugeboͤ⸗ 
tigen Antheilg der Oberlauſitz Fommt deswegen bier nicht in Betrach⸗ 
tung, weil letztre nicht zu den incorporirten Ländern des Königreichs 
gehört, doch ifteg oben B.1. S. 46. u. 79. berührt worden. Da: 
gegen iſt durch die Auflüfnng des Teutſchen Reichs nicht nur bie 
Reichslehnbarkeit der meiften Beſitzuͤngen bes ehemaligen Chur: 
fürften von Sachſen, fondern auch burd frühere Secularifationen, 
deifen Lehnsabhaͤngigkeit wegen verſchiedener von geiftlihen Fürften 
befonderd von Bamberg relcvirender Erbämter und dazu gehört: 
gen Lehne (S. Cart Guil, Gärtner, de $S.R. J, Electorum 

iu priinis Saxouiae ſeudis et ufhciis Bambergensibus. Lips» 1728, 


4. u. Römer B. 1. ©. 536 m. f) auf gleihe Weiſe, wie bie 
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feuda extra curtem des Königs von Sachſen ſelbſt und andrer 
Diheinifhen Bundesfürften in Sachſen, nah der aud von Sad: 
fen in dem Patent vom 23 Aug.1809. angenommenen Erklärung 
bed 34. Art. vom Mheinbund (S. oben B. 1. ©. 56. u. 59, 
not, 3.) gänzlih aufgehoben worden. 


2) Die Aechtheit der Urkunde felbft, welhe noch Klotſch in ſei— 
ner Abhandlung von Markaraf Friedrich des Kleinen Verkaufe 
feines Landes, an König Wenzeln (Sammlung vermiſchter 
Nachrichten zur Sihf. Geſchichte. B. 9. S. 183. u. f.) zu be: 

ſtreiten fuchte, dürfte nunmehr nad dem von Franz Martin 
Pelzel in den Abhandlungen der Böhmifhen Gefellihaft der 
Wiſſenſchaften ©. 52. u. f. gelieferten Abdrud keinem erhebli: 
chen Zweifel mehr unterworfen feyn, wohl aber die Nechtlid: 
feit dieſes Kaufes felbft. 


3) Geſchichte der Churjähfifhen Staaten B. 2. ©. 327. u f. 


4) ©, die Urk. in Müllers Reichstagstheater unter Friedrich V. 
(Sriedrih IL) Vorſt. IL €. 9 ©. 537. und im Auszuge 
bei Klotfh a a. O. ©. 237., wo dieNamen der Derter rich: 
tiger als beim erfterm abgedrudt find. 


5) Nehmlich die Herrfhaften Brür, Niefenburg und Dur, nebft 
der Landestrone bei Goͤrlitz. 


6) Mit den meiften diefer Lehne, welhe man, ſo wie bie bei ber 
folgenden Klaſſe bemerften, in der Urkunde felbit naczulefen 
hat, find in der Folge Veränderungen eingetreten. So gehoͤ— 
ren mehrere derfelben, ald 3. B. die Böhmifhen Lehne bes 
Reußiſchen und Schwarzburgifhen Hanfes gegenwärtig nicht 
mehr zu den Lehnen Sädhfifher Vaſallen; andre, wie 3. 8. 
Plauen, befinden fih in den Händen des Haufes Sachſen felbits - 
endlich ift die Böhmifche Lehnherrlichkeit über bie Schönburgis 
{hen Herrſchaften Glaucha, Waldenburg nnd Lichtenitein durch 
den Tefchuer Frieden an Sachſen abgetreten worden (S. oben 
6.419. S. 33.)3 wobei in Beziehung auf Lichtenſtein, welches 
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ehedem von dem dafelbit befindlichen Jagdſchloſſe in den Ur—⸗ 
Funden auch unter dem Namen Pirfchenftein vorkommt (Topo— 
graphie von Shönburg ©. 14), zu bemerken ift, daß es in 
dem Egerfhen Rezeſſe nicht befonders erwähnt wird, deſſen 
Boͤ hmiſche Lehnseigenfhaft aber fhon damals nicht bezweifelt 
werden konnte (Meversales Alberti Friderici et Dieterici fratrum 
de Sehonenburg Regi Bohemiae exhibitae de Auno 1352. un: 
ter den Beilagen der vorläufigen Gegen Anzeige Ihrer Roͤ— 
mifh: Kaiferl, und Kathol. Majeftät und Dero Hochlöbl. Krone 
Böheimb von vielen Seculis wohlhergebrabten Höcften Ges 
rechtfame, fodann derer Grafen und Herren von Schönburg, 
bei denen Reichsafter-Lehnshertſchaften Glaube, Waldenburg 
und Lichtenftein. 1724. fol. sub G. 3). 


7) Bei einer 41657 über biefe Böhmifhe Hauptlehne erfolgten 
Belehnung werden einige in dem Egerfhen Wertrage bes 
nannte niht erwähnt. — Müllers Saͤchſiſche Annalen 
©. 572. 


8) Wegen der ſowohl hierüber, als über einige andere Punkte 
entftandene Streitigkeiten ſ. die Abh. von Klotih S. 413 — 
©, 272. 


9) Aus biefem Grunde wurden, jedoch mit Vorbehalt einer fünf: 
tigen Unterfuhung, Oelsnitz und Vogtsberg 1482 von ber 
Böhmifhen Lehnsverbindung befreit. S. Schoettgen, in 
Praef, ad Invent, dipl. $. 23. und den Lehnsrevers Herzog Al: 
brechts v. d. I. unter ben Beilagen zu der not. 6. erwähnten 
Gegenanzeige sub W. Ebendafelbft findet man folgende merk: 
würdige Stelle, welche verfhiedene in dem Egerihen Mer: 
trage nicht erwähnte Punkte enthält: „Wir, unfer Erben, Erb: 
nebmer und Nahfonmen, Markgrafen zu Meifen folen auch 
um keine andere Sach pflichtig oder fchuldig feyn, vor dem ge- 
nanten Unfer gnädigen Heren, dem König, feinen Erben, Nach: 
fommen, Königen und der Cron oder den Fürften der Cron zu 
antworten. So Wir auch ber Leben halber zu recht ſtehen 
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würden, ſoll Uns durch den Lehen» Kürften, nah Saͤchſiſchen 
Rechten gelegen, einfprohen werben, und follen aud Unfer Guͤther 

ſonſt vor feinen Land Tafeln, Höfen oder andern Gerichten, 
vie die Nabmen haben möchten, in feine Weiſe gerechtfertigt 
werden und ob ſichs begebe, daß jemande wäre, wer der oder 
die wären, Unß Unfer Erben. Erbnehmer und. Nahlommen 
als Marggrafen zu Meifen vou der obgenanten Lehen wegen 
zu rechtfertigen und erftehen wolt ober wolten, barum füllen 
Wir gefordert und fürgewend werden, ald Lehen Fürften der 
Cron zu Boheim, und die Redhtss Tage und Vorbefheidung 
folen auch durch ben genanten Unfern gnadigen Herrn den 
König oder nahlommende Könige, ald den Lehen Herrn 
gefent werden, vor feinen Königs Stuhl zu Prage, oder in 
feinen Königl. Hofe gen Breflau, und fonften ninder au— 
ders.“ 


10) ©. oben $ 13. not. 3. S. 2%. m $ 45. not. u ©, 25. 


$. 355- 


f)Bertragsmäßige Austrägalinftang ') der 
beiden Hauptlinien des Sächſiſchen 
Haufes®). 


An dem Naumburger Vertrage 9) vom agften 
Gebr. 1554., welchen der Zeiger +) vom 23ſten ul, 
1567 beftätige wurbe folgendes bei künftigen Streis 
tigkeiten beider Hauptlinien des Saͤchſiſchen Haufes : zu 
beobachtende Werfahren vorgefchrieben. Zuvoͤrderſt 
‚follte man fi) bemühen, die Partheien durch freund» 
fchaftlihe Schriften, und dafern diefe ihren Zweck ver» 
fehlten, durch die Zufammenktunft einiger £reuen und 
verftändigen Raͤthe, zu vergleichen. Wenn aber keine guͤt⸗ 
lihe Vereinigung auf diefen Wege zur erlangen wäre, 
fo folleen 12 Schieds- oder Austraͤgalrichter und zwar 
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don jedem Theil 6 Raͤthe, 4 abelige und 2 gelehrre, 
unter Entlaffung ihrer obhabenden Pflichten an einem 
Dazu beftimmten Orte niedergefegt werden, welche nach 
einem neuen Verfuche, die Partheien guͤtlich zu bers 
einigen, ein Verfahren von Mund aus in die Fe: 
ber zu veranftalten hätten, wobei jedem Theile drei 
Säge, jedoch bergeftale, daß in dem legten Gage 
feine Neuerungen enthalten, zu geftatten; auch über- 
haupt alle Weirläuftigkeie zu vermeiden, jedoch die zu 
dem endlichen Erfenntniffe norhwendigen Handlungen 
nachzulaſſen wären 9). Bei mehreren ftreitigen Punks 
ren aber follten feine gemiſchten Urchel abgefaßt, fon» 
dern diefelben zugleich endlich) entſchieden werden. Koͤnn⸗ 
ten fih bie Schiedsrichter wegen Entſcheidung der 
Sache, die binnen Jahresfriſt, und zwar zundchft 
nah Saͤchſiſchem Rechte erfolgen follte 9), nicht verei- 
nigen, fo wurden fie wegen Einholung eines Urthels 
an dad Reichskammergericht, welches jedoch in ihrem 
Namen fprechen follte, verwieſen; an deſſen Stelle ge: 
genwärtig nad der veränderten Verfaſſung Teutſch⸗ 
lands eine andre Behörde eintreten müßce?), Uebrigeng 
follten wider Die gegebenen Entfcheidungen der Austrä= 
galinftanz weder Appellationen noch andre Rechtsmit—⸗ 
sel zuläffig feyn 2). Außerdem fand vormals eine be— 
fondre, von der gewöhnlichen verfchiedene Austrägalins 
ſtanz wegen derjenigen Streitigkeiten ſtatt, welche zwis 
Shen dem Churhaufe und den Erneftinifchen tinien 
über die Hennebergifchen Länder entftehen könnten. Gie 
gründete fi aber auf den Weimarifhen Theilungsres 
zeß vom 9. Aug. 1660. 9), den die Zeißer Linie des 
Albertinifchen Haufes, welcher der Churfächfifche: Ans 
theil jener ander zugefallen war, mit den Herzogen 
zu Sachen » Weimar, Gotha und Altenburg eingegan- 
gen war und bat deswegen ihre Anwendung in Bes 
ziehung auf das Königlih Sächfifche Haus verloren, 
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'weil diefes 1815 feinen Antheil an Henneberg dem Koͤ⸗ 
nig von Preußen abgetreten hat. 


4) Daß die Familien: Austräge, fo wenig wie andre vertragsmaͤ⸗ 
ßige Austraͤge der Teutſchen Bundesfuͤrſten, durch die Bun⸗ 
desgeſetze aufgehoben find, beſtaͤtigt ſchon der Bundess 

fhluß vom 16. Jun. Art. 4. (in Meyer Corpore Iuris Confoe- 

derationis Germanicae T, 2 p-82.): „Die Bundesverfannmlung 
it diejenige Behörde, bei welcher alle und jede Streitigkeiten 
der Bundesglieder unter fi anzubringen find, Es verfteht fi 
jedoch von felbit, daß den Bundesgliedern überlaffen bleibe, 
auch ohne Zutritt der Bundesverſammlung bie gütlihe Aus- 
gleihung ihrer Streitigkeiten unter ſich zu treffen, und ſich 
einander die Uusträge zu gewähren.” Noch beftiimmter hie ruͤ⸗ 
ber erklärt ſich die Wiener Schluß⸗Acte v. 15. Mai 1820 
Art. XXIV. 1 c. p. 187. „Es ſteht uͤbrigens den Bundesglie⸗ 
dern frei, ſowohl bei einzelnen vorlommenden Etreitigkeiten, 
als für alle künftige Fälle, wegen befonberer Austraͤge oder 
Sompromiffe übereinzufommen, wie benn aud frühere Fami⸗ 
lien: oder Vertrags Austraͤge durch Errihtung der Bundes⸗ 
Austrägal: Inftanz nicht aufgehoben oder abgeändert werden.’ 
Ob übrigens, gleih wie Roͤmer 8. 4. S. 512. erwähnt, in 
dem gleich anzuführenden Naumburger Vertrage Feine Gattung 
von Streitigkeiten ausgenommen ft, fo machten doch nicht nur 
zu der Zeit des Teutihen Reichs die In den Reichsgeſetzen 
jeder Austrägalinftanz entzogenen Sachen (Tafinger Institn- 
tionis Jurisprudentiae Cameralis, Sect, IH, Pit, IV, p. 121. 
seg. Malblank Anleitung zur Kenntniß der Teutſchen Reichs⸗ 
und Provinzials Gerichte: und Kanzlelverfaflung E. 547.) auch 
bier eine Ausnahmez fondern es findet diefelbe auch noch ge- 
genwärtig in allen Fällen ftatt, wo es blos auf die Vermei⸗ 
dung von Gewaltthaͤtigkeiten und beſonders auf die Aufrecht⸗ 
haltung des Beſitzſtandes ankommt. Wiener Sclußacte vom 
45: Mai 1820. Art. XIX und Art. XX. Klüber öffentlihes 
Recht der T. Bundesflaaten $. 1488- u. fe S. 241. u. f 
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2) Eine andre Austraͤgalinſtanz, welche aber, wenn fie jetzt noch 
ſtatt finden Fönnte, blos im das innere, nicht aber in das dus 
ßere Staatsrecht gehören würde, hatte ehedem der Stifter ber 
Abertinifhen Linie In feinem berühmten Teftamente vom 18. 
Februar 1499. bei Glafey ©. 828.) bergeftalt feftgefeht: daß 
Streitigkeiten unter feinen Söhnen und Nachkommen dur 
11 Austrägals Richter, wozu der Altefte unter den beiden Bi- 
fhöfen zu Meißen und Merfeburg, die beiden alteften Aebte, 
die beiden Alteften Grafen, vier der Alteften Raͤthe aus ber 
Nitrerfhaft und zwei Bürgermeifter zu Leipzig und Langen- 
falze gehörten, entfchieden werden follten. In dem Teftamente 
Johann George J., welhes dem jüngern Prinzen unter ber 
Dberhoheit des Altern, gewiſſe Landestheile anwieg, wurde 
nah einem frühern Worgange bei der Auseinanderſetzung des 
Churfürt Morig mit feinem Bruder Auguſt vom 8. Auguſt 
1547. jene Verordnung nur in fo weit befolgt, als diefer ge> 
mäß Srrungen unter den abgetheilten Prinzen „dur ihre bei: 
derfeitd zufammengefeste Mathe oder Vaſallen und Untertha— 
nen gleicher Anzahl verglihen, oder rechtlich entſchieden, oder 
da fie fih deffen mit einander nicht vergleichen fünnten, einer 
unverbächtigen Univerfität fih vereinigen, oder durchs Loos 
deswegen vergleihen follten.” (Glafey a. a. 2. ©. 1049.) 
Soviel aber das in dem Teftamente felbft angeführte Beifpiel 
von 1547 betrifft, fo giebt hiervon Schöttgen, indem er diefes 
Vergleichs in feiner fummarifhen Relation, wie in dem Hoch— 
loͤbl. Churhaufe Sahfen die Regierung der Lande, vor Here 
5098 Albrechts Zeiten bis 1612 erfolgt, in feiner diplomatis 
fhen Nadlefe zur Hiftorfe von Oberfahfen Th, 11. ©. 21. 
gedenft, feine Nachricht; dagenen aber erwähnt er S. 24, baß 
der im Sabre 1550 zwifhen Morigen und Auguſten abge 
fhloffene Vergleich durch etliche niedergefehte Raͤthe zu Stande 
gebracht worden fey. Uebrigens ift es wohl nah der durch 
die Auflöfung des Teutfhen Reichs erlangten Souverainität 
unfers Königs Feinem Zweifel unterworfen, dab Streitigkeiten 
in feiner Familie durch ben von ihm bierzu befiimmten Ge— 
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richtshof entfchteben werden koͤnuen. Auch find in dem Mans 


date vom 13. März 1822. $. 11. alle Klagen gegen die Mit- 


glieder des Königlihen Haufes ohne Unterfchled an dag Ap⸗ 
pellationg = Gericht BIER Siehe oben B. 2. 9. 150 
©. 61. ’ | 


9) Slafey Kern der Saͤchſ. Geſchichte S. 857. 


4) 4 9. O. S. 978. 


5) „one alle vndienſtliche Weitleufftigkeit.“ — Nur weſentliche 
Theile des Prozeſſes ſcheinen hlexrnach beobachtet werden zu 
muͤſſen; daneben behauptet Römer ©. 505, daß fie ſich nach 
dem gemeinen Saͤchſiſchen Prozeß würden zu richten haben, 
deſſen Vorſchriften aber dürften, wenn man nicht die allgemei: 
nen prozefjualiihen Vorſchriften für ganz Teutſchland dazu 
zählen will, zu mangelhaft feyn, um auszureicen. 


6) „Da auch Irgent ein Artitel fur fiele, der ſich In die Saͤch⸗ 
ſiſche Recht, In der Hauptfahe ziehen thete, darinnen fol 
demfelben Sechfifhen Rechte nachgeſprochen werden.” Diefer 
Sat iſt deswegen merkwürdig, weil er eine neue Beftdtigung 
von dem Gebrauche des Saͤchſiſchen Privatrehts in dem Kö- 
nigliden und Herzoglihen Hauſe Sachſen enthält, Man vergl. 
oben B. 1. $. 42. not. 4. ©. 76. u. S. 45. S. 8% 


7) Am zwedmäßigften bürfte es vieleicht feyn, gegenwärtig in 
biefem alle die Entfheidung der gefeglihen Austraͤgalln⸗ 
ftanz, die in der dritten oberſten SJuftizftelle eines andern 
Bundesſtaates befteht, welche auf die durch den Bundesfhluß 
vom 16- Juni 1817. beftimmte Weife zu erwählen wäre, eins 
treten zu laffen. 


8) „one ale MNeduction, Appellation, auch fonder alle aus: 
auge, behelff, ein oder Widerrede, wie diefelbe nach fherfe 


„ber Rechte oder menſchlicher erfindung erdacht mochten 
werdenn." 
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9) $ XXI. Bel Glafen a a. O. S. 1098 Die Berbinds 
lichteit jenes Rezeſſes für die Churlinie war deſonders nad 
den von ihr ausgeftellten Urkunden S. B. 4. $. 26. ©. 45. 

not, 4 keinem Zweifel unterworfen, Zr 
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(Die Romiſchen Zahlen weiſen auf den Theil, und die Arabiſchen 
auf die Eeite des Werkes hin.) 
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A bgaben, f. Steuern, 

Accife, f. die einzelnen Arten unter ihren betreffenden Nubrifen.. 

Netenverfendung, allgem, Grundfüße in Anjehung derfelben, 
II. 88 — 90. 

Aemter: Urfprung, I. 184, fi neuere Befchränfung ihrer Gewalt, . 
486. Kreisümter 187. — Gerichtöbarfeit, IL 31. 39 —42. 
Aemter- und Würden: Hoheit: gegenwärtiger Umfang diefes 
Nechts, IL 15. f. Staats: und Hofämter , ſ. Diefe Nubrif, 
Amts: oder Kammer: und Schatullgüter; Entftehung und 

Begriffserflürung, U. 4149 — 152. Waldungen , Forftbeamte, 
152 — 156- 
Amtshauptleute, f. Kreishauptleute,. 
Anhang, enth, Urkunden u, Netenftüde, I. 193 — 212. 
Apanage der nachgebornen Sionigl. Sächſ. Prinzen, I. 73 — 75. 
Appellation in peinl. Sachen an die Landesregierung, IL, 45. f. 


528 Regiſter. 


Appellationsgericht: Urſprung und Schickſale bis 1790, I. 
33 — 36. Veränderungen durch d. Mandat von 1822, 37. 
Perſonale und Gefchäftsgang, 38 f« unmittelbare Gerichtsbar⸗ 
feit; überhaupt „ 61.f. in Kammerfachen, 62. f. in Lehu⸗ 
ſachen, 64. 

Appellations-Inſtanzen, mittlere, find aufgehoben, IT. 

31—33. N. 3- 6. 

Archive, Theilung derſelben bei der Theilung Sachſens, I, 58. 
landſchaftliche bei Landtagen, 136. f. Aufbewahrung der letztern, 
137. Geheimes, 155. gemeinſchaftliches des Sächſ. Hauſes zu 
Wittenberg, ebend. 

Auslöfung beim Landtage: Urſprung, J. 132. f. Beſtimmungen 
darüber in d. Landtagsordnung, 133. f. Ausſchluß von d. Aus: 
loſung, 134. fe Art d. Auszahlung, 136. 

Ausſchuß, enger und weiter, der Ritterſchaft und Städte beim 
Landtage: Perſonale des engen d. Ritterſchaft, J. 108. ff. Wahl 
der Ausſchußmitglieder, 111. ff. Verluſt der Stelle im Ausſchuß, 
414. Permanenz und Zahl ber Mitglieder des ftädtifchen Aus: 
ſchußes, 114. f. Auszug aus Dem Deerete, Die Befegung der 
ritterfchaftl, betr. 203 205. 

Ausſchußtage: Berufungsſchreiben aus dem Geh. Rathe, J. 129. 
Vollmacht d. Kreisſtände, ebend. verglichen mit den Landtagen, 


129 f. 
B. 


Baruth, Herrſchaft, ihre Verbindung mit dem ehemal. Herzogth. 
Sachſen, J. 40. ff. 

Begnadigungsrecht, II. 13 f. 

Behörden, allgemeine, welche Rechte der Kameralhoheit ausüben, 
IL 325353. Die einzelnen Behörden ſ. unter d. betr. Nu: 
brifen, — kirchliche für Die evangel, Kirche des Königr. Sachſen: 
Wirkungskreis überhaupt, 4411416. Superintendenten und Con: 
fiftorien,, ſ. dieſe Rubrik. Kirchenregiment der zu der evangel. 
Kirche nicht gehörigen Meligionsverwandien |. Kirchenregiment. 

Bergregal: Literatur, Il. 156. Urfprung, 156. f. Umfang, 
1457160. Mittheilung deffelben an Privarperfonen, 160 —162. 
Dberaufficht über d. Bergweſen und Berggerichtöbarfeit, 163 — 
467. Bergfchöppenftuhl zu Freiberg, 167. f. Befreiung des Berg 
weſens von verſchiedenen Staatslaſten, 169. 
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Berihtigungen und Sufüße, I. 200-242 

Befisftand, jüngfter, in Anſehung der Megafien, I, 4 

Bezirke, amtshauptmannfchaftlihe, 1. 65. f. 

Blantenhayn, Herrfchaft unter Churſächſ. Bandesfoheit, L51. f 
an Sachfen s Weimar abgetreten, 64. 


C. 


Eonfitium, Geheimes: Urſprung, L 444 — 144. Einsheifmg, 
144. f. Wirkungstreis, 144 — 446. 

Conſiſtorien ſ. Superintendenten. 

Conſtitutionsrecht, J. 15. ff. 

Conſumtions-Acciſe fs Grenz⸗ wm General-Aeciſe. 

Conſumtionsſteuern, I, 240 — 298. Die einzelnen ſ. unter 
d. betr. Nubrifen. 

Criminalamt in Leipzig. IT. 40. 

Criminalgerihte, Competenz der Sächſiſchen: in Anfehung 
der im Lande begangenen Verbrechen, IL, 4244. bei den im 
Auslande verübten Verbrechen, 44. f. 


D. 


Deecret an die Landſtäünde, die Lande und Kreistagsordnung betr,’ 
I, 193 — 202. Auszug aus d. Deeret an d. Landſtände, die 
Beſetzung d. ritterſchaftl. Ausfchüffe betr., 203 — 205. 

Deputationstage und a a einen d. Yandftände, 
I, 130 —132. 

Dismembrationen der Grundſtücke, ihre Wirkungen auf d. 
dinglichen Abgaben, II, 239. fr Ä 

Difpenfarionen f. Privilegien. 


E. 


Edartöberga, Amt, einige Ortſchaften deſſelben von Preußen 
an Sachſen-Weimar abgetreten, J. 62. 

Einkünfte, welche aus verſchiedenen Negierungsrechten und ins⸗ 
beſondere aus der Fiscalgewalt des Regenten entſpringen, IL 
202. ff. Die einzelnen ſ. unter d. — NRubrilen. 

Erbfolge it dem Königl. Sächſ. Haufe, L 71-173: 

Erblande, alte, vor der Theilungs ihre Eintheilung in Kreife, Li 
24 — 26. mittelbar dazu gehörige Gebiete, 26 — 42: 


w 
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Erbmarſchallamt der Herren von Löſer, I, 69. 

Erbrecht der Erneftinifchen Linie, I. 78 f. 
Erbverbrüderung. des Sächſ. und Heſſiſchen Hauſes, I. 

79 — Bl. \ 

Erbvertrag von 1499., 1. 3. 

Erfenntniffe, ehemal. reichögerichtlihe, Haben noch Gültig: 
keit, J. 6.f. 

Eatraot-Berichts, den Urſprung des Geh. Kab. bet. J. 206 — 20. 


F. 


Feidoberkriegsgericht, ſ. Militärbehörden. 

Finanzhoh eit ſ. Kameralhoheit. 

Finanzkollegium, Geheimes: Urſprung, II. 825 — 829. gegen: 
wärtige Verfaſſung 329 — 332. Perſonale, 332 = 334. Haupt: 
abtheilungen der Kanzlei, 334. f. Kaſſenverwaltung, 336. 

Fiscalgewalt: Umfang, II. 204 f. von herrenloſen Sachen, 
205. f. Abzugsgeld, 207. fir 

Fleiſchſteuer U. 249 — 252. Befreiung von derſelben, 252. f. 

Flüfſſe als Staatseigenthum: Flößweſen, Beſchiffung, U. 
136 — 139. Ufer: und Dammbau, 139 —141. 

Frieden, Pofener, I, 5 f. 

Friedenstractat, Wiener, Sachſens mit Preußen, L 5. u. 55. 


©. 


Geheimeratht Entftehung, T. 14% 146. f. Verfonale und 
deffen Verpflichtung, 147. f. Wirfungskreis, 148. f. Verhältnig 
gegen andere Landeskollegien, 150. f. Sitzungen und Vorträge, 
451. Beſchlüſſe und Protocol, ebend. Nefolutionen auf Be: 
richte deffelben, 151. f. angebrachte Beſchwerden wider andre 
Collegien, 152. Auftrag inAnſehung der Kirchen: und Schulfas 
hen, 153. anderweitige Beftimmungen, 154 f. 

Gemiſchte Steuern oder Qugtember, I, 218 — 220. 

Generalaccifef. Grenzaceiſe. 

Generalkriegsgerichtskollegium, I, 68- 71. 

Gerichtsbarkeit ordentliche: ordentl. bürgerliche: der niedern 
Inſtanzen und Aufhebung der mittlern Appellations-Inſtanzen, 
U, 31 — 33. Appellationsgericht ſ. dieſe Rubrik. — orde nt 
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peinlihe: Berechtigung der Aemter u. Patrimonialgerichte zu 
Ausübung derfelben, 39 — 42. Competenz der Criminalgerichte 
ſ. Eriminalgerichte, — außerordentliche; über die Schriftfaffen 
4660. unmittelbare des Appellationsgerichts f. dieſe Nubrif, 
Militairgerichtöbarkeit f. Diefe Nubrif, Afademifche d. Univer- 
fität Leipzig: Urſprung, Beſchränkung u, Umfang 77 — 80. 
übrige Arten d. außerordentl, Gerichtöbarfeit, 81. f. 


Gefetfommiffion, —— im J. 1791., aufgehoben im Fu 
4819, D. 3. 
Geſetzſammlung für d, Königr. Sadjfen, I, 7, 


Gewalt, gefeßgebendes Concurrenz der Landftände bei derfelben u. 
Theilnahme der Landeskollegien, II. 3—5. Landeögefege f. diefe 
Rubrik. gefeßg. Gewalt in den Schönburg. N J 
Degierungsreihte, 


Grenz und Gen eral: Aceiſe: Abgaben, weldye ehedem beſon— 
ders erhoben wurden, gegenwärtig aber im den beiden ge: 
nannten vereinigt finds: Landaceife, IL 253 — 255. Confum: 
tionbaccife, 255 — 257. Mahlgrofchen, 257. — Vereinfachung 
ber nurbenannten indirecten Abgaben; Grenzaceife, 261 — 26% 
Befreiung von derfelben, 264. f. andere Beftimmungen darüber, 
265, fe — Genernlaceife: in den Städten: Cingangsaceife, Nutz- 
viehaceife, 268 — 271. Areiöfteuern, 2741 — 273. Befreiung von 
der ftädtifchen Acciſe, 273 — 275 — Aceiſe auf dem platten 
Lande, 275 — 277. Migemeine Vorſchriften für die General: 
Aceiſe in der Stadt u. auf dem Lande, 77279. — Eigen: 
thümliche Aceisverfaſſung der Stadt Leipzig: Leipziger Handels⸗ 
abgaben, 279 — 281. Generalaeciſe der Stadt’ Leipzig: über: 
haupt, 282 — 284. Uebertragung der Pfennig: und Quatember: 

- feuern duch die Generalaceife in der Stadt Leipzig, 284 — 
26. — Aeecis = Baubegnadigungen, 287 f, Aceisbehörden und 
Gerichtöbarfeit in Accisſachen, 289— 292. 

Grenzlinie zwifhen Sachſen und Preußen, L 63. f. 

Grundfteuer, reine und gemifchte: Piteratur, IL 208. Land: 
Schod: und Pfennigfteuer, 209 — 212. Miliz: oder Kavallerie: 


verpflegungsgelder, 22226. Magazinmepen, 216 — 218. 
112 


> 
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H. 


Hatzfeld, Grafen von, ihre Anſprüche an die Beſitzungen der 
ausgeſtorbenen Grafen von Gleichen, I. 51. f. 

Henneberg, Grafſchaft, Königl. Sächſ. Antheil derſelben und 
ihre Verfaſſung, J. 45. f. 

Haupteonvention vom 28. Aug. 1819. J. 55—60. 

Hofgericht, ehemaliges zu Wittenberg, IL 56 f. 

Hoheits rechte, einzelne, überhaupt: andere Benennungen, I, 
4. Eintheilung, 2. befondere ebend. Die einzelnen f. unter ih- 
ten betreffenden Nubrifen, 


J. 


Jagdregal: Urſprung und Ausbildung, IT. 192 — 194. mit dem 
Jagdrecht verbundene oder darauf ſich beziehende Rechte, 195 f 
Tagdadminiftration, 196. f, Wildfchäden, 198 — 202. 

Indigenat, J. 88. f. 

Ju den ſind zum vollen Staatsbürgerrecht in Sachſen unfähig, J. 94. f. 

Juriſtenfacult ät zu Leipzig, H. 84—86. 

Juſtizhoheit: Literatur, 29.f. Begriff und Eintheilung, 30f. 
einzelne Darauf fich beziehende Gerichtöbarfeiten ſ. dieſe Rubrif, 
Fuftizh. in den Schönburg. Nezefherrfchnften f. Regierungsrecht. 

Suftizwefen in dem Königr. Eachfen, Oberaufficht iiber daffelbe: 
diftrictiele der Amtshauptleute, 1. 90 — 92. allgemeine der 
höchften Laudesbehörden und des Königs Selbſt, 92.f. 

| 4 


K. 


Kabinet, Geheimes; Errichtung und Funktion, 1. 139. f. Perfos 
nale, 140f. 


‚ Kameral: oder Finanzhoheit:: Einleitung, IT. 134. f. Die 


einzelnen Abtheilungen ſ. unter den betreffenden Rubrifen. Ka: 
meralh. in den Schönburg. Rezeßherrſchaften f. Regierungrecht. 
Kammergüter f, Amtsgüter, 
SRammerfreditfaffenfommiffion, IL 337— 339. 
Katholiken, Gleichſtellnng derfelben mit den Lutheranern, I, 91. ff. 
Kirhenhoheit; Literatur, IL. 408. Einleitung, 408 — 411. kirch-⸗ 
liche- Behörden f. Behörden. Kirchenh. in den Schönburg. Res 
zeßherrſchaften ſ. Negierungsrecht, 
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Kirdenregiments der Neformirten, II.az2 — 434. der Katholiken 
und der bios tolerirten Glaubensgenoffen, 435.f. Verhältn ß 
ded Kirchenr, in der Sächſ. Dberlaufiß zu dem Erbländifhen, 
437 —439. | 

König, feine Perfon und feine Gamitie : perfönliche Vorrechte des⸗ 
ſelben und feiner Familie, J. 67. f. Majeſtät, Rang, Titel 
und Wappen, ebend. Titel ſeiner Familie, 68. Hofſtaat, 69 — 
71. Oberchargen beim Hofſtaate, 70.f. Unterhalt der Königin 
und Kön, Prinzeffinnen, f. Unterhalt. Minderjährigfeit des Königs, 
f. Minderjährigkeit. Mißheirathen in der Kön. Familie, ſ. Miß— 
heirathen, Autheil des. K. an der Regierung |. Regierung. Theil: 
nahme an Berhandlungen über alademiſche, auch Kirchen: un 
Schulſachen, 153 fa 

Kreis, Neuftädter, von Preußen an Sachfen - Weimar abgetreten 

L 62. f. 

Kreisämterf. Aemter. 

Kreisdeputationen, I. 483. f. 

Kreiſe in Sachſen: Zahl und Entſtehnng derſelben, L 24. ff. meh: 
rere an Preußen abgetreten, 54f. Eintheilung der 4 noch übrigen 
in amtshauptmannſchaftl. Bezirke, 65. f. Geſchäfte ſ. Kreistage. 

Kreiseinnahmen ſ. Localeinnahmen. 

Kreis: und Amtshauptleutes Errichtung, I. 467. neue Jr 
firuction v. J. 1816, Gefchäftöfreis der Amtshauptleute, 168 ff. 
Function ded Kreishauptmauns 170 f. Obliegenheiten und Rechte 
der Kreis: und Amtöhauptleute 171f. — Gefchäfte der Kreis: 
und Amtöhauptleute in Finanz: und Gteuerfachen, U. 350 — 
353. in Militairangelegenheiten, 398— 408. | 

Kreisftände, L 473. f. Die ihnen, überlaffenen Wahlen, 

176 — 17% a un. | ‚ \ 

Kreistage: Eintheilung, H 174. f. Geſchäfte, 175. f. formelle 

_ Befiimmungen: Ladung, 478 Vollmacht, 179. Anmeldung und 
Legitimation, 480. Sitzung und Abftinunung, ebend. einzelne 
Dirretorialrechte, 181f. Auslöfung, 482. | 

Kreistagsordnung u J. 1821., 1. 172 f. deshalb an bie 
Landſtände erlaffenes Derret, v.I. 1820, 4193 — 202. 

Kreidverbindung feit 1547. und 4552. bleibende Einrichtung, 
I. 24. 

Rriegsgeridte, Gensroltrisgegerihkbiolegiun, ſ. d. Rubrik, befon: 


53% . Regie. 
dere bei einzelnen Zrupgenabrbeifungen, Il. 74, f. Verhältnig 
‚der niedern zu dem Genieralfriegsgerichtätollegio u, Einfluß dee 
“ Divifiond:- und Brigade⸗ - Generale auf die Verwaltung der Mi: 
litairjuſtiz, 73. f. allgem. Grundſätze in Anſehung dieſer Be⸗ 
hörden, 75.f. Feldoberkriegsgericht, 76, fr 
Kriegstanzlei, geheime, der Kommando:Angelegenheiten I, 140. 
Kriegsverwaltungskammer: Urfprung u, Verhältniß zu der 
ehemal. Landesfommiffion, II. 388 — 392. Verfaffung und; Ge: 
ſchäftskreis, 392 — 397. 


[2 


gandaceife f. Grenz: und General: Nceife. 

Länder, nicht einverleibte ded Könige. Sachſen vor d. J. 4815, 
L, 43— 52. an Preußen abgetretene, uf z 

Landesarchiv, L 155. 

Landesgeſetze: Gattungen und Benennungen, I. 5.f. Belannt: 

machung, 6— 8. Verbindlichkeit der Sähfifgen für alle zum 
Königr. Sachfen gehörigen -Länder, 8. f. 

Landesordnung, älteſte, 1.4 N. 1. 

Landesregierung: Urfprung, I 156 — 160. Geſchaſtetrei, 
160 — 164. Perſonale, Seſſionen, Beſoldung 164- 16% 

Sandfaffiat, voller, F. 87.f. 

Landſtände: Literatur, 1. 95f. Urfprung , 96 f. Klaffen, 101 — 
107. Theilnahme an den Angelegenheiten des Landes, 116— 
418. Repräfentationsrecht, 118. Deputationstage und willlührl. 
Zufammenfünfte, 130 — 132. Auslöfung fe diefe Rubrik,’ Con: 
eurrenz bei Ausübung der gefeßgebenden Gewalt fs Gewalt. 

Landſtraßen als Staatseigenthum: Abgaben auf denfelben und 
Befreiungen, U. 142 145. Erhaltung, 145 148; Aufficht, 148.7 

Zandtage? Zeit und Ort, J. 118. fe Berufungsfchreiben dazu, 

49. Eröffnung, 120. Ueberſicht der Geſchäfte, 120. f. Einlei⸗ 
tung der Beſchlüſſe, 121 — 123. Entwurf der Beſchlüſſe, 124. 
Berfchiedenheit der Meinungen, 125, Präliminar: und Bewilli⸗ 
gungsfchrift der erften Klaffe der Landftände, 126. f. Uebergabe 
der Landtagsfchriften und Abholung der Refolutionen, 127: f. 
Landtagsabfchied und Landesrevers, 128. Ausfchußtage; ‚Depu: 

tationstage, Auslöfung, f. dieſe Rubriken, : 
gandtagsfähigteit, allgem. Erforderniffe dazu, L 100: f we 
eielle, 101. ff. 
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Sandtagſmarſgalt, I. 69. 

Landtagsordnungen: neue von J. 17228. I. 98; Gutachten 
über die Verbeſſerung der bisherigen im J. 1818., 99 fi Re: 
feript über die Theilnahme der Oberlaufiß an den Landedvers 
fommlungen vom J. 1820-, ebend, Deeret darüber im 3. ‚1820. 
erl., 193— 202. 

Sandtagsverhandlungen, Publieitat derſelben, I. 137. 
Lauſitz, Markgrafthum Ober- und Nieder-, Abtretung drrfelben 
von Böhmen an Sachſen und ihre Verfaffung, J. 46. f.* 
Zehnbriefe, faiferl,, und Anwartſchaften fönnen im Königl. 

Sächſ. Staatsrechte noch Anwendung leiden, 1. 6.f N. 10u. 2. 
Lehnherrlichkeit, gegenfeitige, zwifchen Preußen und Sachſen, 
| durch den Wiener Frieden aufgehoben, 1.56. im Fremden. Ge: 
biet, I. 56. U. 519. 

Leipzig, Univerfität, als Landſtand, I. 101. 

Literatur des Königl. Sächſ. Staatsrechts, L 10-13. 

2ocäal-und Kreiseinnahmen, IL 301 — 304. 


M. 


Magdeburg, Burggrafſchaft, 1.6.9 f.— 
Mahlgroſchen, ſ. Grenze und General: Aeeiſe. | 
Mansfeld, Grafſchaft, ihr Verhältniß zu Churſachſen und 
Verhandlungen darüber, I. 38. fe Abtretung des größten Theils 
berfelben an Weftphalen im J. 1808, 39 f. 
Meißen, Markgrafſchaft, I. 15. Burggrafſchaft, 16. 1% N. 12 
Merfeburg, Hochftift, I. 27.fl. an Preußen abgetreten, 54 ff. 
Militärbehörden, orbentlihe, IL 68 — 77.388408. Die 
einzelnen f. unter den betreffenden Rubriken. 
Militairgerihtöbarteit: Befchaffenheit und Umfang, II. 
64 — 67. Eintheilung in hohe und niedere 67. Militairbeher⸗ 
den, ſ. dieſe Rubril. 


Militairhoheit: Einleitung, IL 353 mechte: —— Ue⸗ 
berſicht derſelben, 353.f. Bewaffnungsrecht insbeſondere: ältere 
Kriegsverfaſſung bis zu der Organiſation der beſoldeten ſtehen- 
den Truppen, 354 — 356. Veränderung der Kriegsverfaſſung 
ſeit dem Urfprunge der ftehenden befoldeten Truppen bid auf 
die neuefte Zeit, 357 — 359. neuefte Beſtimmungen wegen der 
regulären Miliz durch das Mandat vom 25. Det. 1825:, 360 
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— 362. Rekrutirung, 362 — 368. Recht der Militairgefeßgebung 
über die Werhältniffe des Soldatenftandes, 369. Vorrechte und 
. Verbindlichkeiten der dienſtthuenden Militnirperfonen, 370. fe 
Vorrechte ber entlaffenen Mannfchaften, 372 f. Befugniß, die 
Mittel anzuwenden, welde zur Beftreitung des Militairaufs 
wandes nörhig find, nebft dem Einquartirungsrecdhte; allgem, 
Grundfäge über dieſen Gegenftand, 374. f, Naturalverpflegung. 
der Armee inöbefondere, 376 — 378. Einquartierung, 379—383. 
Befreiung von der Einquartierung und andern Militairpräftes 
tionen, 383-387. Militairhoh, in den Schönburg, Rezeßherr⸗ 
ſchaften, fe Megierungsrecht, 
Minderjährigkeit des Königs m Vormundfchaft, L 82— 84. 
Mißheirathen im Sächſ. Haufe, L 84 — 86. 
Mündigkeit des Königs, der Prinzen und Prinzeſſinnen 1, 82.f.“ 
Münzregal: Literatur, U, 474. Begriff und gegenwärtige Ausü- 
bung, 175477. Münzfuß, 177 — 179. Kaflenbillers, 179 — 182. 


N. 


Naumburg, Hochſtift, I. 27. ff. an Preußen abgetreten, 54: ff. 
Niederkranichfeld, Herrfchaft unter Churſächſ. Landeshoheit, 
L 51, an Sachſen⸗ Weimar abgetreten, 61. 


) N. 


Dberbofgericht gu Leipzig, ehedem mittlere Appellasiond: In⸗ 
ftanz, IL 32. 33. NR. 2. 5. u. 7. von demſelben insbefondere: 
Literatur, 531. f. Urſprung und Schidfale, 52. f. gegenwärtige 
Verfaffung, 64. f. bürgerl, Nechtöfacdhen der Schriftfaffen , welche 
der Gerichtöbarkeit defjelben entzogen find, 5760. 

Dberlaufiger Steuerwefen, Verhälnig zu dem Erbländis 
hen, II, 322 — 325. 

Dberrehnungsddeputation, II 349.fı 

Dberfteuerkollegium: Urfprung und Ynftructionen deffelben 
U. 339 —342. Verfaſſung, 342 — 346. Verhältniß gegen andere 
Behörden, 346.f. 

Ddfervanz, flaatd: und völlerrechtliche, I. % 

Oſterland, J. 15 
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P. 
Patrimonialobrigkeiten: in den Städten: Urfprung, I. 187. f. 
Wahl, 189.f. Function, ebend, in den Dörfern, 191. f. Gerichts: 
barfeit, U, 31. 39 — 42. 
Merfonenfteuer, H. 298-—300. 
Pfalzgrafen nnd Motarien, taiſerliche, I, 16.f. 


Placita generalia, I, 26. fs 
Mleißner Land, I. 16. 


Polizeihoheitt Grundbegriffe, IL 93 — 95. allgemeine Lan: 
despolizei, 95. f. diftrietielle der Amtes und Kreishauptleute, 97 
— 4100. Polizei der den Amts: u, Kreishauptleuten unterge: 
erdneten Gensdarmen, 100 — 102. Ortspolizei: überhaupt, 
402 — 104. der Stadt Dresden, 104 — 106. der Stadt Leip- 
jig, 106 — 108. Polizeihoh. in Beziehung auf einzelne Gegen: 
fände: Gefundheitöpolizei, Sanitäisfoflegium, 108 — 112. Ei- 
cherheits⸗ und Nrmenpolizei, 112 — 124. Nahrungs: und Ge- 
werböpolizei, 135 — 131. in Kämmerei: und Communfachen, 
131 —134, in den Schönburg, Rezeßherrſchaften, ſ. Regierungs: 
recht, 


Poſtregal: Urfprung, I. 483. fe Oberpoftamt in Leipzig, Wer: 
faffung und Rechte, 184 — 488. Vorrechte des Poſtweſens, 189, f, 
Portofreiheit, 190.f. Erfaß auf ber Poſt abhanden gelommes 
ner Sachen, 19% 

Poſtulation der Domkapitel zu Merfeburg, —** und Meiĩ⸗ 
en, J. 27. fi 

Prälaten, Grafen nnd Herren, I. 101« 

Privilegien und Difpenfationen, II 144.f. Geſuche deshalb, 12, 
fie werden in Sachſen gewöhnlih nur auf Widerruf gegeben, 
ebend, 

Protocolle, landihaftlihe, beim Landtage, I. 136: fı 


Q. 


QDuatember, ſ. gemiſchte Steuern. | 
QDuerfursh, Fürfenchum; Eutſtehung und Verfaffung, I Ag.f 
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R. 


Mecht, Gebrauch des fremden, I. 2. 3. N. 5. 

Rechte, die vogteilichen über die Biſchöffe, Grafen der und Dy— 
naſten, J. 26. f. 

Rechtsnormen auf Autonomie gegründet, I, 9 — 41. 

Negalien: im weitern Sinne, IL 1.f. im engern Sinne: Ein: 
Yeitung, 155. f. Die einzelnen ſ. unter ben betreffenden Ru: 
brifen, 

Regierung, befonderer Antheil des Königs an ne I, 

139 — 141. 

Regierungsrecht des Könige. Sachſen: ne, 1.139 — 
192. — Modiftentionen der Negierungsrechte des Könige. Sad;: 
fen in den Schönburgifchen Nezefherrfchaften : allgem. Grund: 
füße, IL, 440. f. gefeßgebende Gewalt und damit in Verbindung 
ftehende Nechte, 441 — 443. Juſtizhoheit, 443: f. Polizeihoheii. 
445. Kameralhoheit: Flüffe und Landftraßen, 446. f. Negalien, 
448. f. Steuerwefen, 449 — 451. Militaichoheit, 451. f. Kir: 
chenhoheit, 453 — 455. Schönburgifge Gefanmtregierung zu 
Glaucha, 456. f. 

Mitterfhaft und Städte, in Bezug auf den Landtag, I. 115. f. 

| Directorium ber Curien, ebend. 


— 


Sachſen, Herzoge zu, Erneſtiniſcher Linie, ihre Anſprüche auf die 
Hoheit über die Beſitzungen der ausgeſtorbenen Grafen von Glei— 

| chen, I, 51. f. 

Sachſen, Herzogthum, I. 16. 19. 

Salzregal: Literatur, IT. 169. f. Urfprung beffelben und des 
Salzbannes, 170.f. Wirkungen ded Salzbanned, 172 — 174 

Schatullgüter, f. Amtögüter. 

Schönburg, Fürften und Grafen von, Haupt: und Mebenrezef 
jwifchen ihnen und dem Churhaufe, von 4740., J. 32. f. neuere 
Berträge, 33.f. Rezeß über ihre Erbfolge, vom J. 1632. und 
einige Verträge darüber unter ihnen felbft, 34. f. — Geſammt— 
regierung zu Glaucha, U. 456. f. Modiftcationen der Negierungs: 
rechte des Königr. Sachſen in den Schönburg. Rezefherrfchafe 
ten, ſ. Regierungsrecht. 
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Schöppenſtuhl zu Leipzig, II. 82— 84. 
Schriftſä ſſigkeit: ehemaliger und gegenmwärtiger Umfang der:. 
ſelben, 1, 46 — 49. Gerichtsſtand der Schriftfaffen überhaupt, 
49 — 51. bürgerlihe Rechts ſachen derfelben, weldye dem Ober: 
hofgerichte entzogen find, 57 — 60. Schriftf. der Weiber, Witt: 
‚. wen und Kinder der Oberofficiere, 66. N. 12. 

Schulden, Uebernahme eines Theild der auf den Hochftiftern 
Merfeburg und Naumburg haftenden, II. 320. f. 

Shwarzburg: Sonderöhaufen- Nudolftadt, Fürften von, Ver: 

‚ träge derfelben mit Chirfachfen von dem J. 1699., 1702. u 
1719. , I. 35.f. | 

Golmds Wildenfels, Grafen von, Freiheiten derfelben, I, 32 f. 

Sonnenwalde, Herrfhaft, ihre Verbindung mit dem ehemaliz : 
gen Herzogthum Sachſen, I. 40. ff. 

Sportelwefen, I, 202 — 204. 

Sprucdfollegien des Könige. Sachſen, II, 8290. 

Staats: und Hofämter: Qualification zu denfelben, IL 47 — 
21. Vergebung und Abſetzung, Dienftliften und Anwartfchaften, 
21 — 24. Verpflihtung und Befoldung der Staatdbeamten, 24 — 
26. Rang und Würden, 27.f. Nitterorden, ebend. Ehrenzeis 
‚hen der Kapitularen der Hochftifter und Canonici, ebend, 

Staatsbeamte, f. Staats: und Hofämter, 

Staatsbedürfnifje: von den Mitteln fie zu befriedigen, IT. 
136 — 325. Stantöbed,, für welche die Landesbewilligungen be- 
ſtimmt zu werden pflegen: allgem, Grundfäße darüber, 308. f. 
ordentl, Staatsbed.: Tilgung und Verzinfung der alten Schul: 
den, 309 —313. Königliches Deputat, Gefchent für die Köni- 
gin, Beitrag zur Unterhaftung der Armeen und zu den Gefandt: 

ſchaftsloſten, vermifchte Landes: und Gteuerbedüfniffe, Auslö- 
fung der Stände, 314. f. außerordentliche Staatsbed., 315 — 
319. Mittel die letztern zu befriedigen, 319.f. 

Staatsbir ger, Eintheilung derfelben im Königr, önsfa: 
nah Stand und Gewerbe, J. 98. f. nad der Religion, 
90 — 95. 

Staatseigenthum im engern Sinne des Wortes: Flüffe, IL 
136 — 141. Landſtraßen, 142 — 149. 

Staatsgebiet des Königr. Sachſen, I, 15 — 66. Abtretung eines 
Theils deſſelben im J. 1815., gegenwärtige Grenzen und; Ein: 
theilung in Amtshauptmannſchaften, 54 —66 
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Staatsrath, I, 154. 

Staatsrecht: Begriff des pofltiven, I, 4. Unterſchled zwiſchen 
demſelben und andern Theilen des öffentlichen Nechtö, 2. N. 1. 
Teutſches Territorial: Etaatör. , eine befondere Wiffenfchaft, 2. 
M. 3. Eintheilung, 3. 14. Begriff des Königl. Sächſ. Staatör,, 
3. Laufißer, 4. älteres und neueres Königl. Sächſ., 4. Quel: 
len, 5. Quellen des Königl, Sächſ. Völlkerrechts, 5. ff. Litern: 
sur, f. dieſe Rubrik. Syſtem, 44 

Städte, Iandtagsfähige, I. 107. 

Stammländer, urfprüngliche des Meißniſch-Sächſ. Haufes vor 
1485., L15. ff. j 

Stempelfteuer: Urfprung und allgemeine auf diefe Abgabe ſich 
beziehende Grundfüße, IL: 292 — 296. Behörden und Perfonen, 
Die mit dem Stempelmwefen befchäftigt find, 297. f- 

Steuern und Abgaben; Urfprung, I, 205— 207. Eintheilung, _ 
207. f. Die einzelnen f. unter den betreffenden Rubriken, 

Steuerbefreiungen, welde die Dinglichen und gemifchten Ab: 

Ä gaben betreffen; allgemeine: Eremtionen der Kammer-, Ritter— 
und Commungüter, II; 220. ff. der Rittergüter: Literatur, 227. f. 
Urfprung, 228. f. Nitterpferdögelder oder Donativ, 229 — 232. 
Befreiung der Bergſtädte von der halben Landfteuer, 232 f. Be: 
freiungen von der Quatemberfteuer , befonderd von der perfün: 
Yichen, 233. fe befondere: durch Iandeöherrliche Privilegien, 234 
— 236. durch Verjährung, 237. f. Befreiungen von den fpe: 

Ä eiellen Steuern f. unter den betreffenden Nubrifen. 

Steuerbegnadigungen, II, 304308. 

Steuerfreditlaffe, I. 348. 

Stiftungen, fromme, im Königr. und Herzogth. Sachſen burd) 
den Wiener Frieden gefichert, 1. 57. ff. Convention deshalb vom 
J. 4817. , ebend, 

Stollberg: Stollberg und Stollberg-Roßla, Grafen von, Res 
zeffe und Reverſe derfelben mit u. gegen Churſachſen, I, 37. f 

‚Guperintendenten und Sonfiftorien: Literatur, II. 416. f. 
von diefen Behörden überhaupt, 417 — 423. Leipziger Eonfifte: 
rium, 424. fs Dresdner Oberconfiftorium: Urſprung, 426. f. 
Rechte, 427 — 430. Verhältniß als Kirchenrath zu dem Gehei— 
menrath, 430 = 432: 
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2. 


Teſtament, Johanu Georg. J. 1. &, 72. | 
Theilung des Sächſ. Haufes in die Erneftinifche und Albertinifche 
Linie, l. 11— 2. 
Thüringifche, Ballei, I. 61. 63. N. 2. Landgrafſchaft, 15. 
Tranfiteuer: Bierfteuer, II. 40— 242. Weinfteuer, 242— UA. 
Vereinigung der Tranfft. von ausländifchen Getränfen mit der 
Grenzaceiſe, 244. Befreiung von der Trankſt. 244— 249. 
Treffurth, Ganerbjchaft, getheilt zwifchen dem Landgrafen vom 
Thüringen, Churfürften von Mainz und Landgrafen von Heiz 
fen, L 43. ff. j 
u. 


Unterhalt der Gemahlin des Königs und der Prinzeſſinnen des 
Könige. Haufes, I, 75 — 78. 
Untertbanen und Staatöblirger, 1. 87— 95. 


B. 


Vaſallen, Thüringiſche, Oberhoheit über dieſelben an Preußen 
abgetreten, I. 54. ff. 

Vertrag, Prager, I. 21. u. 22. R. 3. der Domfapitel zu Mers 
feburg nnd Naumburg mit dem Churhaufe vom J. 1582., 27. 
Beißer vom %. 1567., 63. | 

Völkerrecht: Grenzen des Könige, Eächfifchen und eigenthlntz 
liche Berhältniffe des Königr. Sachfen zu dem Teurfchen Bunde, 
IL, 458— 460. völferrechtlihe Normen in Beziehung aufinnere Ber: 
hältniſſe des Königr. Sachſen,: in Anfehung des Eonftitutionss 
rechts, 460. f. in Anjehung des Regierungsrechts: Beftimmuns 
gen in Betreff der Auftizhoheir, 461 —472. in Betreff: der Po: 
lizeihoheit, 473 — 480. in Berreff der Finanz: und Kamerals 
hoheit, 481 — 490, in Betreff der Milirärhoheit, 491 — 49% 
in Betreff der Kirchenhoheit 493. f. völferrechtliche Beltimmun: 
gen in Beziehung auf äußere Verhältniffe des Königr. Sachſen: 
in Anfehung des Handels , 494 — 497. in Anfehung der Schifffahrt, 
496 — 505.1in Anfehung des Poftwefens, 505. f. in Beziehung auf 

*. Gtaatödienfibarkeiten: bei dem Bergregal, 506. fs bei dem Salz: 
regal, 507 — 509. in Beziehung auf Friedensfchlüffe und Bund⸗ 
niffe , 1509 — 51% Erbanfprüche des Könige, Sächſ. Haufes, 
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512 — 517. Lehnsverhältniſſe des Königs von Sachſen wegen 

Der Böhmiſchen Hauptlehne, 517 —521+ vertragsmäßige Aus- 

| trägalinftanz der beiden Hauptlinien des Sächſ. Haufes, 521. — 5%. 

Bölferverträge zwifhen dem Königr. Sachſen und audern 
Gtaateu, L.5. 
Vorrechte des Churfürften von Sachſen, 1, 19. f 
W. 

Walternienburg, Amt, ſeine Verbindung mit dem ehemaligen 
Herzogthume — und ſpãtere Uebertragung an die Für: 
ften von Anhalt, L 40. ff. 

Warſchau, — ehemalige Verbindung deſelben mit dem 

Königr. Sachſen, feine Verfaſſung und die Erweiterung feiner 
, Grenzen durch den Wiener Frieden, J. 53. f. geht für das Ki: 
nigl. Sächſ. Haus verloren, 55. 
Wittenberg, Univerfirät, als Landftand, I, 101. f. 
Wittenberger Dicafterien, ehemalige, I, 8688. 


Zuſaͤtze und Berichtigungen 


mit Ausſchluß 
der bereits dem erſten Bande S. 209-212, 
beigefügten. 
1. 


Zu dem erftien Bande: 


Site 2. Anmerk. 1. 3. 4. lies ftatt Criminal: Rechte 
— Gameralredte. 
. © 3%. 4. 3.5. ift und wegzulaſſen. 

©. 6. A. 1. ift der in de Martens Supplement a au 
Recueil des principaux traites T. 4, p. 384. befindliche 
Abdruck des Pofener Friedens, ingleichen der des Wiener 
Friedens (bei welchem noch ©. 55. A. 1. zu berüdfichtigen 
ift), T. 6. p. 272., und der des Beitritts von Großbrita= 
nien zu diefem Sriedensfchluß vom Sept. ohne nähere Ben 
flimmung des Dati, a. a. O. p. 628. endlich die Bes 
merfung beizufügen : daß nach dem 118. Art. der Wiener 
Schlußacte der Friede zwifchen Sachfen und Preußen nebft 
andern dafelbft erwähnten Verträgen und Erklärungen, zu 
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welchen auch Die F. 19. S. 33. angeführte Erklaͤrung des 
Königs von Sachfen wegen ber Rechte des Schönburgifchen 
Haufes gehört, als integrirende Theile jener Acte betrachter 
werden follten. | 

©. 8. 4. 1. ift nachzufragen: Dritte Fortſetzung des 
Codieis Augustei, worinnen die in dem Königreihe Sach⸗ 
fen eingegangenen gefeglichen Verordnungen vom Jahre 
4801 bis zu der am 9. März 1818 angefangenen Geſetz⸗ 
ſammlung enthalten find. Ite u. 2te Abtheilung, Dresden, 
1824. % B. 4. Ferner ebendaf. U. 3.: Chronologiſchko 
Regiſter über die Zte Fortſetzung des Cod. Aug. Dresden 
1824. 4. u. (Engelhardt) Repertorium der Geſetzſamm⸗ 
fung auf die6 Jahre von 1818 bis mit 1823. Dresden 1824.4. 

©. 13. ad a. 6. 3.3. I. nunmehr ft. 1814 -- 18211 — 
1814 — 1824. 13. B.8. Ebend. ift nach N.7. beizufügen: 
Engelhardt Handbuch der Erbbefchreibung des Königs 
reichs Sachen, Dresden, 1822. & us ad c. 3. bei Wes 
berg Kirchenrecht die te Abtheilung des 2ten Bandeg, 
welcher das Privarfirchenrecht enthält. Leipzig, 1825. 

©. 15. 3. 11. 1. ſt. 1247 — 192. 

S. 17.4.3. Die dafelbft angeführte Abhandlung von 
Johann Gottlob Worbs ift auch in deſſen neuem 
Archiv für die Gefchichte Schlefiens und der Laufig Th.1- 
(Glogau 1804. 8.) ©. 101. befindfich. 

S. 17. A. 5. 3. 3. l. ſt. Henrici II. — Henrici Jill. 

Zu $. 14. ©. 23. u.f. — Daß die Einheit des Sächs 
fifchen Staatsgebietes auch nach Erloͤſchung der Albertinifchen 
Linie erhalten werden fol, wird in der hauptfächlich ad 
$. 44. gehörigen Abhandlung unter dem Titel: Carolus 
Eduardus Vehse de pacto confraternitatis Saxo Has- 
siacae ac Sect, III, Cap. Il. p. 68. seq. wegen folgender 
Worte der Sächfifchen Heflifchen Erbverbrüderung von 1614- 
in Müllers Reichstags» Theater unter Max I. 1. Theil, 
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©. 585. behauptet: „Alſo, were es, das Gott verhalte, 
daß vnſer einige vorgenannte Partcy, oder vnfere Leib: 
Lehns » Erben nach vns ftürben, und von Todes wegen abs 
giengen, ohne rechte Leibs-Lehns-Erben, daß aljo denn 
derjelben abgegangensn Fürftenthbumb, Grafichaften, Herr= 
fchaften,, Lehen: und Pfanpfchaften, mit Landen, Leuthen, 
Erbe, Eigen, Kleinodien, Geſchuͤtz und zugehörige Artis 
lerey, auch aller anderer fahrender Habe," nichts ausge⸗ 
ſchloſſen, beweglih und vunbemweglich, die wir igundt has 
‚ben, oder wir, vnd vnfere Leibe = Lchng: Erben noch gewins 
nen mögen, in aller maßen, als vorgefchrieben ſtehet, auf 
die andere Partey vnd ihre Leibe: Lchne= Erben ganslis 
hen zumahl zu Erbe eigen fallen, vnd erblichen bey 
ihnen ond ihren Erben, als ihren rechten Erb-Herren, bleis 
ben follen.’ Serner: ‚Da auch eine Partey nicht gänße 
lichen, fondern etliche-Fürften eines Hauffesz es were Sachs 
Ben oder Heben, ohne männliche Leibs-Lehns-Erben ab» 
gienge , fo ſollen alfo denn dem, oder den nechften manns 
liche Leibg = Lchns= Erben deffefben Stammes und Haufce 
Des abgegangenen Land, Leuthe, vnd alle deren Zugehös 
rige, wie oben - erklärt, allenthalben angefallen fein und 
bleiben.” Ob aber die Morte „gänglihen zus 
mal’ und „allenthalben,’ welde von Vehſe auf 
die Untheilbarfeit bezogen werden, ni’ht vielmehr ten Sinn 
haben, daß die ganze angegebene Erbichaft ohne Ausnahme 
im Erledigungsfalle dem andern Stamme angefallen feyn 
folle, dürfte noch fehr zweifelhaft feyn, wenn ſchon aus 
den von Vehſe J. c. 7.83. u fe angegebenen Beiſpielen 
foviel hervorgeht, daß kefonders in einigen Verträgen und 
Urkunden der Sächfifch: Erneftinifchen Linie jene Worte einis 
gemal auf die von ihm angegebene Weife erklärt worden find. * 
+&.30. $. 18. 3.4. iftnah Capitulationen ein Komına 
zu fegen und das darauf folgende Einfchaltungszeichen. 
M m 
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wegzulaffen. Ebendaf. ©. 31. 3. 11. u. 42. I, ſt. Co l⸗ 
legienſtifter—Collegiatſtifter. 

Die $. 19. ©. 33. erwähnte Erklaͤrung des Königs 
von Sachfen wegen der Rechte des Schönburgifchen Haufes 
gründete fich auf einen deshalb zu Preßburg von Deftreich, 
Rußland, Franfreich, Großbritanien und Preußen gefches 
benen Antrag, und wurde daher von diefen Mächten den 
Hten Mai 41815 acceptirt, Sämmtliche hierhergehörige 
Hetenftüe findet man nicht nur bei Klüber a. a. O. 
(Man vergl. ©. 34 U. 6.) fondern auch in Martens 
Supplement T. 6: p. 284: Uebrigens vergl. man unten 
8.32%. B. 2. ©. 440. 

©. 47. %. 1. Der 5te u. 6te Band des Oberlaufiger 
Collections⸗Werkes ift 1824 erfchienen. 

©. 48. U. 5. und weiter unten ©, 54. %. 1. ift we 
gen des Tilfiter Friedens 0.7. u.9. Zul. 1807., „Martens 
l, c. T.4 p.436. u. p. 444.5 beizufügen; a. a. O. 9.7. 
wegen des Wiener oder Schönbrunner Friedens v. 14. Det. 
1809., »J.c. T. 5. p. 217. 3“ ©. 54. 4.3. wegen des Elbin⸗ 
ger Vertrags vom 13. Dct. 1807. , „l.c. pP. 474.5“ am Ende 
von 9. 31. ©. 53. u. 54., „der nicht erwähnte zwifchen dem 
König von Sachfen und dem Kaifer Napoleon über die 
Schulden des Churfuͤrſtenthums Warſchau gefchloffene 
Bayonner Vertrag vom 10. Mai 1808., 1.c. T, 5. p.71.,“ 
©. 55. U.6., wegen der Verträge vom 3. Mai 1815. über bie 
Theilung des Herzogthums Warfchau zwifchen Rußland und 
Oeſtreich, „J.ec. T.6. p. 225.5“ und zmwifchen Preußen und 
Rußland, „I c. p. 236.5“ auch zmwifchen fämmtlichen nur 
erwähnten Staaten der Additional: Vertrag wegen der Mes 
publif Cracau, »l. c. p. 251.5“ U. 3. ©.59.5“ wegen der 

° Schnherrlichfeit in fremdem Staatsgebiet und wegen des 
den 23. Aug. 1809, erlaffenen S. 56. erwähnten Patents, 
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„einige zur Erläuterung deſſelben erlaſſene Reſcripte v. 7. 
Mai u. 6. Dec. 1809. u. v. 2. San. 1811. welche nebſt 
jenem Patente Cont, II. Cod. Aug. T. 1. p. 557. — 
pP: 560. zu befinden; $.34. ©. 61. bei der Ballcy Heffen, 
„der über die Vertheilung der Schulden berfelben zwifchen den 
Königen von Sachfen und Weftphalen dem Großherzog 
von Heffen, dem Herzog und Fürften von Naffau einges 
gangene nicht angeführte Vertrag v. 14. März 1813, bei 
Martens T.7. p- 276.5 endlih ©. 62. u. S. 63. A. 1. u. 
5. wegen der dafelbft bemerften Verträge zwifchen Preußen 
und Weimar v. 1. Gun. u. 22. Sept: 1815, „l. c. T. 6. 
p. 324. u. T. 7. pe 323.“ 

$. 36. ©. 66. find in dem legten Perioden ſtatt der 
Worte: „„Endlich find In dem nehmlichen (Erzgebirgifchen) 
Kreife die Schönburgifchen Rezeßberrfihaften dem Amts: 
hauptmanne des Aften Bezirks entzogen, und die bisher 
obgelegenen (follte heißen deſſen) Gefchäfte einem 
"Mitgliede der Gefammitregierung zu Glaucha überlaffen, ” 
wobei das durch ein Verſehen beigefügte Wort Hat gänzlich 
wegzulaffen iſt; nachftehende zu feßen: „zu Folge eines, 
meines Wiffens noch ungedrudten Referipts v. 16. Zul. 
4817. find noch zur Zeit die Gefhäfte des Amtehaupts 
manns [fo wie die des Kreishauptmanng] der Gefammts 
regierung zu Glaucha überlaffen.” — Eine ſchon auf den 
Rezeß gegründete Ausnahme‘ in Militair Vorfpanns und 
Einquartierungs⸗ Angelegenheiten ſ. unten $. 329. B. 2. 
©.452. 

Die $. 37. ©. 67. und U. 4. u. 6. ©. 68. erwaͤhn⸗ 
ten Vorfchriften, nehmlich dag Generale v. 12. Nov. 1803. 
— das Generale dv. 29. Dec, 1806. — das Mandat vom 
2. San. 1807. und das Generale vom ten Febr. d. J. fin« 
det man Cont. III, Cod. Aug, T. 1. p. 5. p- 10. u. p 11- 

Zu 9 43. ©. 78. u. fi Daß manche Grundfäge , wels 

Mm a 
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che die Erborbnung der Erneftinifchen Linie nach dem Aus⸗ 
fterben der Albertinischen betreffen, in denen durch das bei 
Erlöfchen der Gothaifchen Speciallinie veranlaßten Schrif— 
ten erläutert worden find, ift bereits in den Zufäßen zum 
Aften Bande ©. 210. u. f. erwähnt worden; doch find au- 
Ger den daſelbſt bemerften Abhandlungen (von welchen 
der Verf. der zulegt erwähnten U. Brunquell ifi) noch 
folgende augzuzeichnen: 1) Hiftorifche Entwidlung der im 
Herzogl. Haufe Sachen beobachteten Grundfäge der Erb— 
folge unter den Seitenverwandten. Gotha 1820. 8. 2) 
Actenmäßige Darftellung der Verhandlungen im Herzoglich 
Saͤchſiſch-Gothaiſchen Gefammthaufe über, die Nachfolge 
der Seitenverwandten , welche dem Abfchluffe des Römpil: 
der Rezeſſes v. 28. Jul. 1791. vorbergingen. Hildburgbaus 
fen 1824. 8. — 3) Pfeiffer über die Ordnung der Re⸗ 
gierungsnachfolge in den Teutſchen Staaten uͤberhaupt und 
in dem Herzoglichen Geſammthauſe Sachſen⸗ Gotha insbe: 
ſondre. Kaffel1825. u. 1826. 2. B. 8. — 4) Genßler die 
Sippzahl oder Aufforderung an Hiftoriographen zur weis 
tern gefchichtlichen Unterfuchung der Erbfolge:DOrdnnng in dem 
Herzogthbume Sachſen-Gotha und Altenburg. Hildb. 1825. 
8. — Eine Nachlefe mehrerer andrer Fleiner Schriften, 
welche fich zum Theil auch nur auf die mit der Gothais 
ſchen Territorialfrage in Verbindung gebrachte Theorie von 
der Unveräußerlichkeit der Teutfchen Bundesftaaten bezies 
ben, verbunden mit einer Beurtheilung von diefen und 
den bereits angeführten f. in den Ergänzungsblätrern der 
Allgem. Litt Zeitung v. 1822. N. 135. v. 1823. N. 36. u. 
v. 1826. N.25. in der Minerva Zul. 1825. u. Mai 1826., 
in den Göttinger gelchrten Anzeigen v, 1826. St. 29. 30, 
u. 31.u. in einer Abhandlung von 8, E. Schmidt, über 
die Ordnung der Regierungsnachfolge in dem Herzogl. Haufe 
Sachfen Gotha aus dem Hermes No, XII, Leipz. 1825 
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Zu ©. 70. A. 1. Der ebenfalls in den Zuſaͤtzen B. 1. 
©. 212. ad p. 138. erwähnte Königl. Saͤchſ. Civil: und 
Militärftaat ift das Atemal unter Bemfelben Titel 1826. ers 
fchienen. * * 

©. 79. A. 5. wo von den nach dem Ausſterben der 
männlichen Nachfommen Sohann George I. eintretenden 
Anfprüchen des Darmftädtifchen und Holftein- Gottorpis 
fchen Haufes auf die MWiedererftattung des Pfandfchillings, 
für welchen ehedem die Obere und Niederlaufiß dem Chur: 
fächfifchen Haufe war verpfändet worden, die Rede iſt, 
darf nicht unerwähnt bleiben: daß Heflen = Darmftadt 
unter Beziehung auf jene Anfprüche, wegen der Abtretung 
der Nicderlaufig und eines Theils der Oberlaufig an Preus 
Een auf dem Wiener Congreß eine Entfchädigung verlangte | 
und daß ihm auch diefe durch die Salzwerfe von Kreuzes 
nach auf dem linfen Ufer der Nahe unter Preußifcher Ho— 
heit foll zu Theil worden feyn. Histoire abregee des traites 
de paix par feu Mr. Koch ouvrage refondu et continue 
par Mr, Schoell, T. 44. p. 150. u. p. 161. Klüber 
erwähnt zwar auch diefer Forderung in den Acten des Wie: 
ner Gongreffes B. 6. ©. 544. u. f. u. ©, 558. indem er 
fie zugleich auf das Fürftentbum Querfurt ausdehnt, 
deffen größter Theil von Johann George I. erworben wor⸗ 
den war; allein nach feiner Darftcllung ©. 559. ſcheinen 
zulegtdie gedachten Salinen nur einen Theil der Comipenfation 
gegen das Herzogthum Meftphalen ausgemacht zu haben, 
Und in der Schlußacte des Wiener Congreffes Art. 
XXXXVIL fo wie in dem zwifchen Deftreich, Preußen und 
Heflen: Darmftadt über die Abtretung des Herzogthums 
Meftphalen den 10. Sun. 1815. abgefchlofjenen Vertrag 
(bei Martens T. 6. p. 459.) wird zwar der Weberlaffung 
jener Salzwerke, nicht aber des Grundeg diefer Entſchaͤdi— 


gung gedacht. 


550 Zufäße und 


©. 80. 3. 8, I. flatt 1573, — 1373. Ebendafelbft 
A. 1. ift beizufügen: Carolus Eduardus Vehse de 
pacto confraternitais Saxo-Hassiacae, Lips. 1825. 8. ;_wels 
che Schrift mich zu folgenden Nachträgen in Beziehung auf 
den Inhalt des $. 44. veranlaßt: 1) Vertheidigt der Verf. 
p: 16. aus nicht unerheblichen Gründen die von mir in 
der Gefchichte der Ehurfächfifchen Staaten B. 1. S. 282. 
not, * bezweifelte, aber auch in Eichhorns X, Staats u. 
Mechtsgefchichte B. 3. $. 413. not. b. n. Ausg. ©. 142. 
u. fs angenonımene Meinung, daß fchon in dem Frieden 
zwifchen Heinrich dem Erlauchten und der Sophie von 
Brabant 1265. ein, jedoch blos auf Thüringen und Heffen 
befchränfter Erbvertrag fey eingegangen worden. 2) So 
viel die in der bekannten Urfunde Kaifer Ludwig des Baiern 
- von 1329, erwähnten Erbverträge betrifft, fo wurde der 
zwifchen dem Meißnifchen und Heflifchen Haufe wegen Thüs 
ringen durch jene Urkunde felbft aufgehoben, wegen der 
Auflöfung des Meißnifchen und Brandeuburgifchen aber 
find die l. c. p. 23, aus Gerken| Cod, dipl. Branden- 
burgensi, T. 1. no. 59. p« 121. u. no, 60. p» 125. anges 
führten, in meiner Gefchichte der Churf. Staaten B. 2. 
©. 60. überfchenen Urkunden von 1334. nachzutragen, in 
welchen der Kaifer Ludwig die von feinen Söhnen gefchlofs 
fenen Verträge, folglich auch den Erbvertrag zwifchen feis 
nem Sohn dem Markgrafen Ludwig von Brandenburg und 
Markgrafen von Meißen, Friedrich dem Etrengen vernichs 
tete. 3) Verdienen wegen der von mir angegebenen Er» 
neuerungen der Sächfifch » Heffifchen Erbverbrüderung (wel⸗ 
che zum Theil mehr in einer bloßen beiläufigen Beftätis 
gung diefes Vertrages beftanden), ingleichen über die Fais 
ferlichen Beftätigungen, die 1. c. p. 30. — p. 43. gemach⸗ 
ten Bemerkungen verglichen zu werben. Beſonders ift 
bei der Erneuerung von 4431 zu erwähnen : daß in diefer 
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ſo wie in allen folgenden Faiferlichen Beftätigungen das 
Land zu Sachfen, ober das Churfürftenthum zu Sachfen 
ausgenommen wurde. Dagegen wurde baffelbe (wie 
von Vehſe L c. p. 33. nicht angegeben ift) in der Ur« 
Funde von 1457. (Müller Reichstagstheater unter Mar. J. 
©. 574,), welche die Erbverbrüderung zwifchen Sachfen und 
Heffen auf der einen, und Brandenburg auf der andern 
. Seite enthält, ausdrücklich, eingefchloffen; auch hat die- 
fer Vertrag wenigftens nach den in Hellfelds Beis 
trägen B. 1. ©, 77. befindlichen urfundlichen Nachrichten 
dic Beftätigung Kaiſer Friedrich III, erhaften. Weil aber der 
Brandenburgifche Beitritt felbft aue den dafelbft angeführte 
ten Gründen wieder ruͤckgaͤngig wurde, fo ſcheint auch der 
wegen des Churfuͤrſtenthums in diefer Urkunde befindliche 
Punkt nicht beibehalten worden zu feyn, indem in allen 
fpätern Erbverbräderungss Verträgen des Churfürftenthums 
Feine Erwähnung geſchieht. Demungeachtet foll nach einer 
hiernach allerdings zweifelhaften und von Vehſe nicht 
beruͤckſichtigten in Rudolphi Gotha diplomatica T. 1. 
p. 89. befindlichen Notiz der Churfürft Johann der Be: 
ftändige bei der ihm und feinen Nachfolgern mit Einfchluß 
der erbverbrüderten Heſſiſchen Fürften den 14. Jul. 1525- 
zu Mittenberg geleifteten Huldigung den Ständen feines 
Landes befannt gemacht haben: „Daß Churfürft Friedrich 
fowohl, als er, Churfürft Johannes felbft, bei dem damals 
regierenden Kaifer fosiel erlangt, welches doch in vorigen 
Zeiten bei andern Römifchen Kaifern nicht hätte mdgen ers 
halten werden, daß wenn Churfürft Johannes, und feine 
Mannes = Leibeg= Lehnderben, auch die andern Herzoge zu 
Sachfen alle ohne männliche Defeendenten augfterben wür« 
den, alsdann das Herzogthum und Churfürftenthum zu 
Sachfen an Landgrafen Philippen (von Heſſen) und deffels 
ben Mannes » Leibed s Lehnserben kommen und fallen ſollte.“ 
4) In die Erbverbrüderung wurde ausdrüdlich auch der 
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ganze Mobiliar Nachlaß dergeftalt gezogen: daß die Prin⸗ 
zeffinnen blos mit der auf den Abgang des einen Stam⸗ 
mes ihnen , ausgefegten Summen zufrieden feyn follten. 
(Man vergl. ©. 76. u. fe) Denn es heißt ausdrüdlich in 
der bereits oben angezogenen Stelle der Erbverbrüderung : 
„Erbe, Eigen, Kteinodien, Gefchäg und zugehörige Ars 
tiflerey, auch aller ander fahrenden Habe nichts ausge: 
ſchloſſen, beweglich und unbeweglich.“ Daß aber, wie 
—Vehſe p- 57. u. p- 63. behauptet, diefe Diepofition auch 
auf den Fall anwendbar fey, wenn nur eine Linie eines 
jeden diefer Hauptftamme ausfterben follte, fcheint mir 
aus mehreren Gründen, deren Entwicelung mich aber zu 
weit führen würde, nicht zrichtig zu feyn, wenn ich gleich 
zugeben will, daß man fie bisweilen auch hierauf auszus 
dehnen gefucht hat; befonders ift in der gleichergeftalt aus— 
gehobenen Stelle der Erbverbrüderung, wo jenes Falles 
gedacht wird, nur von Land und Leuten und deren Zuges 
hörungen die Nede. Soviel Übrigens 5) die hiermit zu 
verbindende Verordnung der Erbverbrüderung betrifft: dag 
der letzte ſeines Stammes in einem Teſtament blos über 
die Summe von 30,000 Gulden difponiren Fünne, fo wird 
in diefer Hinficht auch von'®eh fe l.c. p. 112. seq. die Meis 
nung angenommen: daß die Beftimmung lediglich auf das 
Ausfterben de8 ganzen Hauptftanımeg zu beziehen ſey. — 
Noch bemerfe ich endlich 3uS.81. A. 14. daß dem Verneh— 
men nach noch im Jahre 1806., wo zwifchen Preußen 
und Sachfen Über die Errichtung eines Staatenbundes im 
nördlichen Teutſchland unterhandelt wurde, Preußen auf 
Erneuerung der alten Erbverbrüderung angetragen bat. 

©. 87. $. 46. 3. 8. 1. ftatt Familien — „Gemah— 
linnen.‘ Uebrigens wurde 8.28. Aug. 1799. eine ähnliche 
Verfügung in Unfehung fremder Gefandten und ihres Ges 
folges getroffen. (Cont. IL. Cod, Aug. T. 1. p. 193.) 
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S. 88 A. 3. ift beizufügen: „Cont. IH. Cod, Aug. 
T.1. p. 269. u. Refeript v. 11. Aug. 1813. Le. p. 278.3 ** 
- ferner wegen der &.91. $.50. 3. 2. u. Z. 15. erwähnten Mans 
date v. 16. Febr. 1807. u. v. 18. März 4811. „lc. p. Alu. 
p- 17.;“ S. 92. U.2. 3. 6. nach dem Worte Refcripte in 
Beziehung auf die beiden dafelbft erwähnten „Il. c. p. 140, u. 
P · 141.5 “ endlich ebend. U. 4. nach dem Worte: Ausfhuße 
tags⸗ und Landtags=Propofitionen, „l. c. 24% 


©. 93. muß bei der erften Anmerfung ftatt 6) — 7.) 
und bei der zweiten ftatt 7) — 6) gefegt, auch in. 
der nunmehrigen 7ten Anmerfung 3. 3., „1. ©. p. 120.“ 
und wegen der in der M&ten Zeile U. 9. erwähnten Paro— 
chialrechte , dag Refeript unterm 5. Sul. 1811. „„l.c. p. 146. 
nachgetragen werden, welches fowohl die Beerdigung der 
reformirten als Fatholifchen Glaubensverwandten betrifft, 
und nach welhem, „an Orten, wo die vorbenännten Glaubens— 
genoffen Feinen unter üffentlicher Autorität angeftellten 
Geiftlichen und folglich Feine öffentliche Religionsübung 
und eignen Begräbnißplag haben, die Beerdigung verftors 
bener Perfonen aus ihrem Mittel, auf ihr ausdrüdliches 
dießfallfiges Verlangen und Entrichtung der jeden Orte 
geordneten oder hergebrachten Gebühren, mit Begleitung 
der Ortsgeiftlichkeit und Schule, fomohl unter Glodenger 
läute und mit Haltung einer Leichenpredigt oder Parentation 
vollzogen, außer folchem Zalle aber, mit dem fonft gewoͤhn⸗ 
lichen ftillen Begräbniffe auf dem Begräbnißplage des Orts 
und zwar, ohne daß hierunter bei den Zeichen evangelifcher 
Glaubensverwandten vorgefchriebener Difpenfation bedürfe, 
verfahren werden ſoll.“ Uebrigens wurde diefe Verords 
nung in befondrer Beziehung auf die Reformirten $. 20. 
des Negulativg mit dem Zufag beftätigt, daß in dem zus 
legt erwähnten Fall, fo wenig wie bei den Leichen ber 
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evangelifch=Iutberifchen Glaubensverwandten Stolgebühren 
gefordert werden dürfen, 

©. 94. 9. 51. 3. 11.— 3.14. Die dafelbft erwähnte 
höhere Confumtiong = Accife der Juden ift in der neuen all⸗ 
gemeinen Generalaccisordnung v. 12. Sun. 1824. (S. B. 2. 
$. 252%. ©. 266. u. f.) nicht enthalten, foviel übrigens den 
Leibzoll und andre perjünliche Abgaben der reifenden $us 
den betrifft, fo vergl. man wegen der dafelbft erwähnten 
einzelnen Exemtionen Cont. III, Cod, Aug. T.2. p. 616. seq. 

$. 52. ©. 98. 3. 19, ift „die” fo wie S. 99. 3.22. 
die Worte: „vom 25 April 1821. wegzulafien und 
S. 98. 3. 20. u. f. fl. „leßtereg — „dieſe Stifte- 
fände, ingleichen 3. 23. fl. follte— Sollten zu fegen. 

©. 105. U. 9 I. ft, „17. Oct. — 16, Oct.“ 

©. 107. 9. 5. 3. 3. nah Anhange — fehlt — „zu 

Zu $- 59. 3. 3» ©. 108. und 3. 20. ©, 109. Die 
hierhergehoͤrigen Stellen des Deerets vom 16. Octob. find 

ein Zuſatz ad $. 31. 9. 32. der Landtagsordnung. Einen 
Yuszug aus dem ebenfalls 3. 3, ©. 108. erwähnten Des 
crete vom 29, Oct. 1820. |. in dem Anhang zu B. 1. 
N, U, ©. 203. 

Bei der am Ende $.59. S. 109. bemerften Vorfchrift 
die refignirten Landesbeamten in der Oberlaufig betreffend 
ift es auch auf dem legten Landtage, ungeachtet eines durch 
ein Fönigl. Decret v. 17. Jan, 1824. mitgetheilten entgegen 
gefetsten Gefuchs eines Landesbeftallten, wegen einer abs 
fälligen Erflärung des größten Theils der Landftände v. 
41. März 1824. geblieben. 

&. 109. nach $. 59. muß die Zahl der Mitglieder 
des weiten Ausſchußes der NRitterfchaft beigefügt werben, 
welche nach der alten Landtagsordnung $. XII. aus 60 
Perfonen, und nach dem Decrete vom 16. Oct. ad G. 31. 
u. 32: in Verbindung mit dem Decrete v. 29 Det. 1820 
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aus 54 Verfonen , und zwar 40 für die alterbländifchen, 
und 414 für die Oberlaufiger Stände befleht, und zwar ſo⸗ 
viel erftere betrifft, dergeltalt, daß dem Meißnifchen Kreife 
414, dem Erzgebirgifchen 7, dem Leipziger 12, und dem 
Vogtländifchen 7 gebühren. 

Zu ©. 111. $. 60. 3. 2. die Mitglieder beider Aus⸗ 
fchüffe figen nicht nach den Kreifen, fondern nach ber Zeit, 
wenn fie eingerüct find (L. O. $. 12.); auch ift 3. 6. 
beizufügen, daß der enge Ausfchuß in der Regel die Mit» 
glieder beider Ausfchüffe wählt (8. ©. $. 12. u. 13.); ins 
gleichen 3.15. nach dem Worte: „Land tage“ — „bei 
der allgemeinen Ritterſchaft.“ 

S. 112. 9. 2. 3.3.1. ft. „III.“—„IV.« u. S. 113. 
A. 5. 3. 8. u. 9. l. ſt. „welcher“ — „welchem“ 

Zu S. 112. A. 4. Nach einer ſtaͤndiſchen Schrift 
vom 23. Maͤy 1722. hat man ſich bei den damals zwi⸗ 
ſchen den Schrift- und Amtſaſſen wegen der dem Meißni⸗ 
fchen Kreife in den Ausfchüffen zuzugeftehenden Stellen 
bergeftalt verglichen: daß die amtfäffige Ritterfchaft jedes— 
mal in beiden Ausfchäffen, e8 ſey in dem engern 
oder weitern, ohne Unterfebied 3 Stellen haben, die 
übrigen aber der altfchriftfäfligen Ritterfchaft verbleiben 
follten. Dagegen wurde in einer ftändifchen Schrift v. 10. 
San. 1824. darauf angetragen: daß Fünftig die 3 Amtfaffen 
Stellen des Meißnifchen Kreiſes (jo wie des Leipziger, bei 
welchen cin gleiches Verhältnig der Amtfaffen zu den Schrifts 
faffen in Beziehung auf die Ausfchußftellen eintritt) kuͤnf⸗ 
"tig nicht in einem diefer beiden Ausfchüffe allein beſetzt, 
fondern unter beide vertheilt werden mögen. Auch wurbe 
Diefer Antrag durch ein Deeret v. 28. San. 1824. , jedoch 
mit dem Zufaß genehmigt: daß, wenn alle drei Ausfchuß« 
ftellen eines Kreijes in beiden Ausfchäffen zugleich zur Er 
ledigung kaͤmen, mithin für den engern Ausſchuß kein 
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Amtfaffe des Kreiſes, der fchon einen Landtag im weiten 
Ausfchuß gefeffen Hätte, vorhanden wäre, dann alle drei 
in dem Augfchuffe aufrücdende Amtfaffen nur im weiten 
Pla zu nehmen härten, und erft bei Fünftigen Vacanzen 
im engen Ausfchuß eine Afcenfion in demfelben ftatt finde. 

©. 115. $. 63. 3. 4. ift nach dem Worte „Kreis 
ftände” — „einer jeden Hauptflaffe‘ beizus 
fügen. 

©. 116. A. 2. 3. 1. ft. „not, 26.“ — „not, 5,% 

©. 118. $. 65. kezieht fich die einzige dazu gehörige 
Anmerfung au fdag 3. 2. enthaltene Wort,,Repräfentas 
tionsrecht dberfandftände Noch verdient am Ende 
diefes Paragraphen folgende Landesherrliche d. 30. Apr. 1821. 
auf eine die Berfaffung des Geheimenrath betreffende ftäns 
difche Schrift v. 29. März d. J. gegebene Erflärung erwähnt 
zu werden: „Hoͤchſt biefelßen find ftets geneigt, auch in 
Anſehung folcher Gegenftände, bei welchen die lanbesherr: 
liche Entfchliegung durch die wegen Erhaltung der Landes» 
und Steuerverfaffung und fonft gegebenen Landesherrlichen 
Zuficherungen nicht befchränft ift, des Beiraths ihrer ges 
treuen Stände fih zu bedienen und den Wünfchen derfels 
ben, infoweit e8 nach Höchftdero Ueberzeugung für das 
Wohl des Landes förderlich ift, in den darüber zu a 
den Beftimmungen zu entfprechen. 

©. 119. $.66- 3. 16. u. 17. l. ft. „Erbmarfbatl“ 
— ‚LZandtagsmarfchall” u. ©. 122. $. 69. 3. 8. 
u.9.L.ft. „nach vorgängiger mündlicher Beſpre— 
chung mit den Abgeordneten der 4 vorfigens 
den Städte” — „nach vorgängiger Einladung 
der Ubgeordneten der 4 vorfißenden Städte! 
©. 124. $. 70. 3, 2. fl. „bem Directorio’— „ftädtis 
fhen Directorio;” ©. 1%. F. 71. 3. 12. u. f. fi. 
„Communication zwifchen dem ritterfchoftlis 


Berichtigungen. 557 


chen Ausſchuſſe urd den4vorſitzenden Städten‘ 
— „durch ſchriftliche Communication zwiſchen 
dem engen ritterſchaftlichen ———— 
dem ſtaͤdtiſchen Directorio.“ 

S. 125. A. 1. wo von einer bereits —— Abkuͤr⸗ 
zung des Geſchaͤftsganges auf den Landtagen die Rede iſt, 
muͤſſen noch die neuern durch ein Decret v. 2. Fun. 1821. 
zu dem nehmlichen Zweck, fo wie zur Abfürzung der Dauer 
der Landesyerfammlungen überhaupt, eingeleiteten Unter⸗ 
bandlungen erwähnt werden, welche eine ftändifche Schrift v. 
19. Zul. 1824. veranlaßten, worin hauptfächlich folgens - 
de vor der Hand noch auf meiterer Berathung beruhende 
auch nicht von allen fändifcehen Curien genehmigte Vor⸗ 
fcehläge enthalten find: 1) Daß Fünftig jede einberufene 
Berfammlung der Stände fogleich bei ihrem Eintritt alle, , 

oder doch die umfaffenderen Gegenftände , welche der 
Landesherr dahin. zu bringen gefonnen ift, vollftändigft 
vorbereitet finden möge; 2) Daß. fämmtliche. vorliegende 
Sefchäfte, welche eine gutachtliche Bearbeitung durch Des 
putationen erfordern, an dieſe verwieſen, felbige fofort 
in Thätigfeit gefeßt, fodann aber die ftändifche Werfamnis 
lung vertaget, und zugleich die Zeit des Wiedereintreffens 
der auseinander gehenden Stände, nad) Maafgabe der an 
die Deputationen verwiefenen Geſchaͤfte feftgefegt werden 
möchte; 3) Daß ein verändertes Verfahren theils bei Be: 
- richtigungen der Kegitimationen des Landtagsfähigen Adels 
der neueintretenden Stände, theils bei den nothmwendigen® 
Ergänzungen der ritterfchaftlichen Ausfchüffe, fo wie auch 

4) bei den ftändijchen Verhandlungen über die —— 
und Bewilligungsſchrift anzunehmen ſey. 

©. 128. $. 75. 3. 1—3, duͤrfte die Muthmaaßung, 
daß in Zukunft die Oberlauſitzer Staͤnde an den Ausſchuß⸗ 
tagen keinen Antheil nehmen moͤchten, ſchwerlich begruͤndet 
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fegn, da zumal bei diefen Berfammlungen noch gewoͤhn⸗ 
lich neben der Ausmittlung dringender Staatebedärfniffe 
noch andere wichtige Öegenftände verhandelt zu werden | 
pflegen. Auch ift im der nächften Verwilligungszeit den in | 
einer ftändifchen Schrift v. 5. Mai 1824. ausgefprochenen 
MWünfchen der Stände zu Folge in einem Fönigl. Deerete 
v. 24. Mai 1824. erflärt worden: daß im Laufe der nächs 
ſten Bewilligungszeit zur Berathung über Gegenftände 
der Gefeggebung und fonftige zur Vernehmung mit der 
Randfchaft geeignete Gegenftände eine ftändifche Zuſam— 
menkunft (die wahrfcheinlich ein Ausfchußtag feyn wird) 
gehalten werden foll. 

Zu ©. 133. $. 79. Nach einer den Landftänden bes 
Fannt gemachten Regiftratur des Geheimenraths v. 7. San. 
41824. follen die nach ertheiltem Landtagsabjchiede einer 
Anzahl Stände auf die Zeit von 3 Tagen zeither noch vers 
abfolgten Auslöfungen, von dem dermaligen Landtage an, 
nur auf 2 Tage verabreicht und auf den Director oder 
Gondirector eines jeden Kreifes bei der allgemeinen Ritters 
fchaft und auf die bei dem engen und weiten ftädtifchen 
Ausfchuße, fo wie bei der Eurie der allgemeinen Städte 
den Vorfig führenden Städte befchränft werden. 

A. a. D. A. 4. ift noch wegen der dafelbft erwähnten 
Erhöhung der Aueldfung einiger Städte die Sntercefjionge 
fchrift v. 22. Fan. 1824, zu vergleichen. 

©. 137. % 83. U: 2, ift die Nachricht über die Vers 
“ Handlungen des im Jahre 1824. gehaltenen Landtages in der 
Gef. Eanıml. d. J. als Beilage zu No, 24. nachzutragen. 

©. 138. bei den literärifchen Notizen 3. 11. ift nach 
„Staatskalender“ beizufügen: welcher gegenwärtig, 
wie bereits oben bei den Zufägen zu S. 70. A. 1. erwähnt 
worden iſt, unter dem Titel: Königl. Sächfifcher Hof- 
Civil⸗ und Militärftant erfcheint. 
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S. 140. ift beigufügen: daß die Geheime Kriegsfanzlei 
den 29. Sun. 1815. errichtet worden ift; auch ift in der4. A. 
©. 141. ftatt der Leipziger Zeitung d. J., welche nur beilaͤu⸗ 
fig jene Kanzlei erwähnt, die Ranglifte d. J. von der Saͤchſ. 
Armee‘ ©. 8. zu bemerken. 

Ebend. A. 4. 3. 4. 1. fi. „1821. — „1822. 

©. 142.9. 1- 3.41 ſt. „TU. II.“ — „P. U.“ 

©. 147. $. 87. 3. 4 1. ft. „28. Mai’ — „21. Mai,’ 
u. 3. 8 ft. „23. Ypr.’— „30. Apr.’ 

Zu $. 88 a. a. D. Nach dem Tode des Confe⸗ 
renzminifters, Grafen von Hohenthal bat ſich das Pers 
fonale des Geheimenraths dergeftalt geändert: daß ber ehe: 
malige Präfident des Gcheimen »Finanzs Eollegii die Stelle 
eines Conferenz= Minifters erhalten hat, worauf zwar der 
neue Präfident diefes Collegii an deffen Plag rückte , das 
gegen aber, dem 3. 8. erwähnten Verfprechen zu Fols 
ge, die Stelle unbefegt blieb, welche ehedem ber Direcs 
tor des 2ten Senates diefer Behörde in dem Geheimen: 
rathe befleidete. Uebrigens ift gegenwärtig nach dem 1826. 
erfolgten Abfterben des Conf. Minifters von Globig auch 
deſſen Stelle noch erledigt. 

©. 153. $. 93. ift zu bemerken, daß die dafelbft er: 
wähnten Gefchäfte nach dem Tode des Conferenz:Minifterg 
Grafen. von Hohenthal 1825. fämmtlichen Evangelifchen 
Mitgliedern des Geheimeraths übertragen worden find. ©. 
unten ®. 2. ©. 431.9. 2. | 

©. 163. U. 5.3.41. ſt. „v. d. J.“ — „v. J. 1819. 
u. ©, 164. $. 98. 3. 30. u. 31. ft. „den Raͤthe““ — „dem 
Rathe.“ Außerdem iſt ebend. wegen des Geſchaͤftskreiſes der 
Landesregierung in Beziehung auf die Medicinifche Polizei 
die erft 1824, getroffene, und B. 2. ©, 111. nachgetragene 
Einrichtung ‚ ingleichen bei der © 165. X. 5. erwähnten 
Aſſeſſur der Landesregierung die 1823.-erfolgte B. 2. S. 111. 
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bemerkte Unordnung wegen der Regierungsreferendarien zn 
vergleichen. Auch ift in der zuerft erwähnten Hinficht zu 
den a.a. D. angegebenen Erpeditionen der Landesregierung 
eine Erpedition für die Medizinal» Polizei Hinzugefommen. 
Man vergl. hierüber, fo wie über das gegenwärtige Pers 
ſonale der Landesregierung überhaupt, den Königl. Sädhz 
fifchen Hof: Civil: u. Militair: Staat v. 1826. S. 156. — 
S. 160.5 auch iftebendafelbft ©. 157. die gleichergeftaft Hier: 
hergehörige Notiz gegeben: daß der jedesmalige Präfident der 
Dresdner Stadtpolizei, der Decan der medizinischen Facultät 
zu Leipzig, fo wie der jedesmalige Director der Chirurgifche 
Medicinifchen Afademie zu Dresden bei Polizeilichen und 
respective Medicinal:Polizeilichen Berathungen der Landess 
regierung, nach Ermeffen des Directorii, beigezogen werden 
fünnen. 

Zu $. 99. ©. 167. — Mit der dafelbft erwähnten 
Inſtruction und den dazu gehörigen Nachträgen in Miliz 
tair = Argelegenheiten der. Kreis: und Amtshauptleute v. 
4816. (Cont. III. Cod. Aug. T. I. p. 521. u. p. 538.) find 
nunmehr die Erläuterungen derfelben v. 6. März 1823. in 
der Geſ. Samml, d. J. St. & No, 12. © 32. ju verbinden, 

©. 170. $. 101. 3. 17. ft. „Kreishauptleute‘ 
— „Amtshauptleute” 

Zu & 114 ©. 186. Z3. 5. u. f. — Daß noch gegens 
wärtig in inigen wenigen Uemtern, nehmlich außer den 
Schulämtern Grimma und Meißen, au) in Stolpen und 
Wurzen der Juſtizamtmann zugleich die Stelle des Rent: 
amtmann befleitet, ergiebt fich aus der in dem Königl. 
Sächfischen Hof: Eivils und Militär: Staat ©. 28 — 85. 
u. ©. 217 — 223. gegebenen Weberficht fämmtlicher Rents 
und Juſtizaͤmter. 

Zu F. 117. ©. 189. 3. 1—3. Nach $. 39. der In⸗ 
ftiruction der Amtshauptleute follten die wegen der Raths— 
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wahlen an die Landesregierung zu erſtattenden Berichte, 
wenn bei jenen Wahlen neue Mitglieder aufgenommen wer: 
den, bei fchriftfäfligen Städten von den Stadträthen, und 
bei amtjäffigen son den Beamten, den Amtehauptleuten 
in Abfchrift zugeftellt werden, damit Ießtere ihr Gutachten 
über die getroffene Wahl an die Landesregierung abgeben 
koͤnnten; diefe WVorfchrift aber ift in den. Erläuterungen 
sub 9. dergeftalt geändert: daß bie Landesregierung, ſo oft 
in einer an fie zur Confirmation eingereichten Rathswahl 
ein neues Mitglied vorkommt, zuvörderft das Gutachten 
bes Amtshauptmanns über die getroffene Wahl erfordern 
fol. Es follen daher die Stadträrhe mit zeitiger Einreis 
chung folcher Wahlen darauf Bedacht nehmen, daß zur Er⸗ 
forderung und Erftattung des amtshauptmannfchtlichen 
Derichts, fo wie zu der darauf zu treffenden Entfchließung 
die noͤthige Zeit nicht ermangele. 
©, 190. U. 7. 3. 3. 1. Kind ft, Ried. 


I 


Zufäße und Berihtigungen zum zweiten 
Bande 

©. 13. $. 197. ift beizufügen: daß nach cinem Re 
feripte vom 43. Eept. 1709., welches erft Cont, III, Cod, 
Aug. T. 1. p+ 185. enthalten ift, Verbrecher in den Urs 
theilen der Iandesherrlichen Gnade nicht empfohlen werden 
follen; ©. 18. 8.130. 3.18. nach dem Wortes „Advocas 
tur‘ — „ober dod die Approbation ihrer deß— 
halb gefertigten Probefchriften und den daruͤ— 

IL Mi - 
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ber ausgeftellten Approbationsfcheinen; und 
S. 2%. % 6. eine Bekanntmachung der Landesregies 
rung v.11.Mai 1825. [(Geſ. Samml. d. 3. St. 9. No. 15. 
©. 9%.) nach welcher die. Zahl der in en Erblanden jahre 
lich zu abmittirenden Sachwalter auf 30 erhöht worden ift, 


Zu &. 20. A. 7. — Schon durch ein Generale vom 
45. März 1747. (Cont, II. Cod, Aug. T. ı. p. 565.) war 
den Vice-Actuarien und Regiftratoren, wenn fie von einem 
inländifchen Nechtskoffegio waren geprüft worden, und ihrer 
Gefchieklichfeit halber ein beglaubtes Atteftar erhalten hats 
ten, nach vorgängiger Verpflichtung, die Theilnahme an 
gewiſſen gerichtlichen Gefchäften , befonders auch das Ne: 
gifiriren in geringfügigen Sachen nachgelaffen. Allmählig 
aber hatte man, wie aus den a. a. D. erwähnten Geſetzen 
von 4813 und 1820 erfichtlich ift, von denen das letztere 
hauptfächlich die Viceactuarien in den Nemtern betraf, 
nicht nur den Wirkungskreis der Vicegctuarien erweitert, 
ſondern auch ſelbſt die Zulaͤſſigkeit der Actuarien, wenn 
ſolche nicht als Advocaten legitimirt waren, von fogenann: 
ten Actuariatsſcheinen abhaͤngig gemacht; hierauf gruͤndete 
ſich die neueſte Verordnung der Landesregierung das Be— 
fugniß zum Regiſtriren betreffend, vom 22. Febr. 1826., 
welche den 29. Maͤrz dieſes Jahres auch auf die Oberlau— 
ſitz ausgedehnt wurde [Geſ. Samml. d. J. St. 6. u. 9, 
N. 8. u. 13. © 17. u. 45.], nach welcher un Allgemeinen 
bei Strafe der Ungüftigkeit und einer Geldbuße von 20 
Thalern für den Protocollanten und den Richter nur den: 
jenigen Perfonen das Protocolliren bei den Gerichtsftchen 
in den Städten und auf dem Lande erlaubt wurbe, welche 
entweder zur gerichtlichen Praxis bereits admittirr worden 
find, oder doch die Approbation ihrer deshalb gefertigten 
Probefchriften und den darüber ausgeftellten Schein erlangt 
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haben, in fofern fie mit dem Actuariatseide belegt, und, 
foviel das Regiftriren in Anterfuchungsfachen betrifft, der 
fchon früher beftehenden in der Anmerkung bemerkten Ver: 
faffung zufolge immatriculirte Notarien find. Uebrigens 
Fönnen diefe Perfonen auch bloße Xcceffiften ſeyn, nur 
müffen diejenigen, denen das Dienftpradicat eines Actuars 
nicht zufteht, außer ihrem andern Prädicate fich noch 


als verpflichtete Protocollanten unterfchreiben, endlich ift 


in dem nehmlichen Geſetz angeorbnet: daß auch der bloße 
Adprobationgfchein hinreichende Legitimation zur Uebernah⸗ 
me einer Gerichtshalterei gewähren foll. 


Mir A. 10. ©. 21. ift A. 13. ©. 155. Zu vergleidden. 


© 42 9 3. 1.1. fi. „T. I.“ — „T 2,0 a. 
9: & 132. 3.6. iſt bei dem Worte: „Penſionen,“ das 
wegen der Militairpenfionen den 28. Sept. 1816. erlaſ⸗ 
fene Refeript (Cont. III. Cod. Aug. T. 4. p. 744.) zu ets 
mwähnen, welches, außer vielen andern Beſtimmungen, 
die beſonders den Betrag bderfelben (mit Ausſchluß der 
Staabs = und Sheroffiziers, bei denen fih auf ein dieß—⸗ 
falls bereits 1764. gegebenes Reglement, das in dem 


Cod. Aug. nicht zu befinden ift, bezogen wird) betreffen, 


die Kegel enthält: daß Militärperfonen nur nach 40jaͤhri⸗ 


ger, jedoch bei der Kavallerie den Unteroffiziers und Ges 
meinen, nach 35jähriger vorwurfgfreier Dienftleiftung, oder 
wegen im Dienfte überfommener Invalidität Unfpruch auf 
Penſion machen Fünnen: | 

©: 25. am Ende von $. 432%. ift beiufügen: daß 
nach, einer. Bekanntmachung des Geheimenraths vom 27. 
Apr. 1825. IGeſ. Samml. d. J. St. 10: No, 14 ©. 91.] 
die Hinterlaffenen der von Beit diefer Verordnung an ange: 
ftellt werdenden Diener, wenn bei deren Ableben ein verhan⸗ 


gener Proprereſt oder fonftiges Dienftserbrechen fich ergiebt, 
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auf den fonft gewöhnlichen Gnadengenuß von dem Dienfts 

einfommen des Verftorbenen Feinen Anfpruch machen fols 
len, auch binfichtlich der Wittwen und Kinder der. bereits 
angeftellten Diener in den vorbenannten Fällen, auf gut— 
achtliche Anzeige der Behörden jedesmal befondere Ents 
ſchließung gefaßt werden ſoll. 


©. 26. U.4. in der legten Zeile I. ft. „p. 5.“ — „p.3.“ 
Auch ift ebendafelbft über den bei dem zuvor erwähnten 
Neferipte angegebenen Gegenftand, ein andres vom 4. Scpt. 
4816. Cont, III, Cod. Aug. T. 1. p. 743. und ein dritteg 
die Gchaltsabzüge des Perfonals der Militair = Afademie 
und Singenieurg: Bildungs: Anftalt betr., v. 9, Oct. 1816. 
zu vergleichen. N 


Zu ©. 38. $. 138. 3. 3. u. ©, 139. A. 1. Nach dem 
Königl. Saͤchſ. Hof:, Civil: und Militair » Staat vom 
Jahre 1826. ©. 172. ift die Zahl der Appellationgräthe 
vom gelehrten Stand auf 14 vermehrt worden, 


©. 42. %. 8. ift ein Zufaß zu den Gefegen für die 
Studirenden auf der Univerfität Leipzig aus einem Res 
feripte vom 31. San. 1825. [in der Gef. Samml. d. J 
St. 4. No, 5. S. 25.] nachzutragen, welcher dagegen uns 
ten ©. 80. U. 8. 3.2. u. 3. wegjulaffen ift, weil er 
feine Ausdehnung jondern eine Befchränfung der akademi— 
fchen Gerichtsbarkeit enthält. 


Zu © 48. uf F. 144. find die $. 20. des angef. 

Mandats enthaltenen Beftimmungen beizufügen : daß durch 
die in Anfehung der in jenem Paragraphen erwähnten Vers 
fonen getroffene Veränderung des Gerichtsftandes andere 
CompetenzeVerhältniffe gegen Unterbehörden nicht geändert 
ſeyn; auch der ©.49, 3.1. bemerkte Auftrag (welcher nach 
einem Reſcripte vom 23. Nov. 1825. in der Gef. Samml. 
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dv, J. St. 20, No. 28 ©. 4143. auch auf die Wittwen 
und minderjährigen hinterlaffenen Kinder, der vorher sub a, 
angegebenen Föniglichen Beamten und Patrimonial: Ge: 
richtsverwalter ausgedehnt worden ift) nach Ermeſſen der 
Landesregierung in einzelnen Füllen, einer andern Obrig: 
feit als den Aemtern ertheilt werden Fann. 

&.55. %.2. ift noch zu bemerken: daß bereits von dem 
"Dherhofgericht WVorichläge wegen det Erweiterung feines 
Wirfungsfreifes, der gegenwärtig deswegen nur von gerins 
‘gem Umfang ift, weil wegen der meiften Civilfachen ſchrift— 
fäffiger Perfonen, die jet allein zu deſſen Cognition gehören, 
Kommiffionen der Aemter bei ber Landesregierung augges 
bracht werden, gefordert worden find, auch deshalb im 
Monat December 1826. Bericht an die höchfte 2 et» 
ftattet worden ift. 

S. 58. $.149. 3.22. 1. ft. „aud find’ — „und.“ 

Zu ©, 59. A. — Reſcript v. 20. Novemb. — 
Cont. III. Cod. Aug. T. 1. p. 331. 

©. 64. U. 1. l. ſt. „S. 160.“ — „S. 161.” 

©. 66. U. 9. iſt ein zur Erklaͤrung der daſelbſt ans 
gezogenen Stelle des Kriegsgerichtsreglements den 9. Jan. 
4826. ergangenes Mandat [Geſ. Sammf. d. J. St. 3. 
No, 4. ©. 9.]. nachzutragen, nach welcher auf den Fall, _ 
wenn der Nachlaß. einer verftorbenen Mifttarperfon größe 
tentheils aus Fahrniß und Activis befteht, in Beziehung 
‚auf das alsdann eintretende Militairgericht Fein Unterfchicd 
unter der unbedingten Anmaßung einer Erbfchaft und der. 
Anmafung derfelben cum beneficio Inventarii gemacht 
werden fol. Auch find zugleich in derfelben Verordnung 
noch einige andere zweifelhafte Fälle eutfchieden, unter 
welchen wir nur den ausheben wollen, wenn fich unter 
den Erbintereffenten einer folchen Berlaffenfchaft Unmün: 
dige oder andere Bevormundete Befinden, Es foll aber fo: 
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dann die Regulirung des erſtern derjenigen Civilgerichts⸗ 
behdrde “ uͤberlaſſen werden, welcher die Obervormundſchaft 
uͤber letztere zuſteht, und ſoll auch hiervon keine Ausnahme 
ſtatt finden, wenn unmuͤndige Mitintereſſenten fuͤr ihre 
Perſon ſelbſt den Militairgerichten unterworfen waͤren, als 
fuͤr welche Faͤlle, unbeſchadet des ihnen ſonſt verbleibenden 
perſonlichen Militair-Gerichtsſtandes, für dieſelben die 
Gerichtsbarkeit desjenigen Civilrichters eintritt, welcher, ab⸗ 
geſehen von ihrer militaͤriſchen Anſtellung, in der Sache 
competent ſeyn würde, 


©. 71. $. 156. 3. 2 und 3. iſt in —— auf die 
dem Commandanten der Veſtung Koͤnigsſtein zuſtehende 
Militairgerichtsbarkeit, der Cont. III. Cod. Aug, T. 1. 
p. 738. befindliche Extrakt ſeiner Inſtruction zu erwaͤhnen; 
und wegen Ausuͤbung der Militair-Gerichtsbarkeit durch 
die Auditeurs überhaupt 3. 14. die Inſtruction derſelben 
vom 25.Oct. 1794. (Cont. IIL. Cod. Aug, T. 1. p. 579.), 
welcher J. o. p. 588. ein Neglement über. dag Standrecht 
a 19. Apr. 1758, beigefügt iſt. 


Zu ©. 84.4.8. Nach einer neuen, erſt vor Kurs 
zem getroffenen Einsichtung, werden die Acten bei dem 
Schoͤppenſtuhle nicht mehr von dem GSchöppenfchreiber, 
ſondern von den Mitgliedern des Gollegii nach der Reihe 
vertheilt. 


Zu ©. 88. $. 166. — Nach einem Reſcripte vom 8. 
Apr. 1797: Cont, II, Cod. Aug. T. 1. p. 521. follen die Dis 
cafterien,, infofern die Smputation eines Verbrechens und 
deffen Beftrafung von der Gewißheit der von dem Ver—⸗ 
brecher, oder deſſen Vertheidiger vorgefhüßten Verftandes« 
ſchwaͤche, oder Zerrüttung abhängt, und darüber Zweifel 
entſtehen, jedesmal vor Abfaffung bes Urthels, nebft dem 
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Gutachten des Phyeici oder eines andern Medici ‚der me . 
diciniſchen Facultät vorgelegt und deren Öutachten erwartet 
werden. | | 

. Bu ©. 93. A. 4. find folgende Gefege nachzutragen: 
a) Befehl die von den Bergaͤmtern  einzureichenden 
Prozeßtabellen betr. vom 25. Okt. 1777. Cont. II. Cod, 
Aug. T.2. p. 189, b) Generale vom 16. Decemb. 1782. 
Cont. II, Cod, Aug. T, ı. p. 449. wodurch wegen der 
Vormundfchaften einge befondere auch mittelft befondern Bes 
richts einzufendende- Tabelle anbefohlen iſt. c) Refeript 
vom 29. Novemb, 1785. 1. c. p. 481-., daß die Weglafs 
fung einer Prozeßſache aus den Tabellen nicht cher er: 
folgen fol, bis in Anfebung der wirklichen Beendigung der 
Sache Fein Zweifel weiter obwaltet. d) Refeript v. 3. Oct. 


4795. 1. c, p- 513. nach mweldyem die Causae commissae, 


die bei den niedern Gerichtsftellen anhängig find, aus den 


* 


Tabellen derſelben weggelaſſen und blos von der commit— 
tirenden Inſtanz dergleichen uͤber jene Sachen eingereicht 
werden ſollen. 

©. 95. U. 5. iſt nachzutragen: Carl von Salza 
und Lichtenau, Handbuch des Polizeirechts mit befons 
derer Beruͤckſichtigung der im Königreiche Sachfen gelten: 
den Polizeigefete, Leipzig 1825. 2: B. 8.; ferner ©. 97. 
$. 171. das Generale v. 27. San. 1817. Cont, Ill. Cod. 
Aug. T. 2, p. 70., nach welchem dem Bezirksamtshaupt⸗ 
mann ein, Difpofitions: Quantum bis zu 50 Thlr. bei jes 
der im Amtsbezirfe . vorfommenden Galamität aus ber 
Rentamtskaſſe foll verabfolgt werben. 

©. 98. 3.2.1. ft. „8 166-7 — „,$. 167.” 

©. 100. u f. $. 172. 3. 16 — 24. iſt wegen bes das 
ſelbſt bemerkten freien Unterhalts und Nationen ber Gens 
darmen außer ihren Stationsorten der folgende Zufag subb, 
zu vergleichen. 
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| Zu S. 102. A. 9. Außer der dafeldft angesogenen 
Stelle der Inftruction der Genddarmen iſt hauptſaͤchlich 
auch das Generale vom 7. Apr. 1820. [Geſ. Samml. 
St. 10. No, 18. ©. 105.1] $- 6. u. 7. und die Ver⸗ 
‚ordnung der Landesregierung die Abänderung der, in 
Anfehung der Verpflegung der Gensdarmen im Generale 
voml 7. Apr. 4820. $. 7. No. 2. und 3. beflimmten Eins 
richtung betr. v. 6. Jun. 1825. [Geſ. Samml. d. 3. St. 10. 
No, 16. ©. 93.] zu bemerken; aus diefen Gefegen aber 
find folgende Vorfchriften auszuheben: a) Wegen der für 
Quartier, Heizung und Geleuchte den Gensdarmen zu reis 
chenden Vergütungen foll für jeden einzelnen die Summe 
von 30 Thalern jährlich (in der Kreiskaſſe) pafliren, die 
Repartition des hieraus in jedem Kreife fich ergebenden 
Gefammts» Quanti aber unter den Sndividuen, nach Maß— 
gabe des mehrern oder mindern Bedarfs eines jeden, dem 
Ermeffen der Kreishauptleute überlaffen bleiben; b) die 
frühere Einrichtung, nach welcher die Sensdarmen bei dem 
Aufenthalte außerhalb ihrer Stationsorte die ihnen ausge— 
festen Verpflegungsäquivalente, ingleichen foviel die Berit— 
tenen betrifft, die ihnen allenthalben zw gewäßrenden Ratio» 
nen von den Commuüunen, wo fie fich befinden, gegen das 
für abzugebende Bons, zu erheben hatten, diefe Bons aber 
von den Bezirfs- Amtshauptleuten, gegen Ausftellung von 
Haupt-Bons, die bei der Einlieferung der Steuern anftatt 
baaren Geldes anzunehmen waren, ift bergeftalt abgeän- 
dert, daß der Geldbetrag diefer Gegenftände aus den Gen: 
darmerie» Kaffen der Kreife, von den Amtshauptleuten von 
Zeit zu Zeit bezahlt wird, doch muͤſſen noch dieRationen für 
die berittenen Gensdarmen außerhalb der Stationsorte von 
den Communen gegen baare Bezahlung herbeigefchafft werden. 

©. 104. $. 174. 3.7. 1. ft. „Dann aber „Das 
neben.” 
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Ebendaſelbſt 3. 41. find. nach „einer Behoͤrde,“ 
die Worte „unter dem Namen eines Stabdtpolis 
zeicollegii, "beizufügen, auch ift Ebendaf. ©. 105. 
3. 3. u. 4. zu bemerken: daß in dem Fönigl. Sach]. Hofe 
Civil- und Militairftane v. J. 1823. © 157. u. v. Jahre 
1826. ©. 166. der Stadtrichter zu Neuftadt nicht mehr 
erwähnt wird, dagegen aber werden Ebendaf. einige 
zur Baupolizei befonders deputirte Mitglieder angeführt. 
Endlich ift noch zu bemerfen,. daß die neue Einrichtung 
des Dresdner Polizeimefens in der Leipziger Zeitung v. J. 
4817. No, 247. ©. 2849. befannt gemacht wurde. 

Zu ©. 110. %. 7. — Ueber die Phoficen und andre 
ihnen untergeordnete Perfonen, vergl. man noch Carl von 
Salza und Lichtenau Handbuch des Polizeirechts B. 2. 
©. 116. u. f. Ä oo 

S. 111. $ 177.3. 15. 1. fr „ienen Behörden“ 
— „jene Behörde, — Ebendaſ. am Ende dieſes $. 
ift noch zu erwähnen, daß Thierärzte und Thierfchneider 


bei der Thierarzneifchule zu Dresden geprüft werden - 


müffen. Auch darf die Verpachtung ded Vichjchnitteg, 
in den Aemtern und Patrimonialgerichten, wo fie üblich 
ift, nur an dergleichen legitimirte Perfonen gefchehen. ©. 
Mandat, die Berechtigung zum Viehſchnitt betr. v. 2. Oet. 
1826, Gef. Samml. d. J. St. 23. No. 87. ©. 225. 

Zu ©, 116. U. 3. Die Leitung des Armenwefens in 
Dresden ift einer Königlichen. Kommiffion übertragen, 
welche aus 3Rommiffarien einer Erpedition und Kaffe bes 
ſteht. ©. den Koͤnigl. Sächf. Hof- und Militair- Etaat 
v. 5. 1826. ©. 168. 

Außer den ©. 117. h. 180. erwähnten Verſorgungs⸗ 
Anftalten ift noch das zu Leipzig beftehende Taubftums 
menz Inflitnt und die Blinden» Berforgungs: Anftalt zu 
Dresden zu erwähnen, Beide find urfprünglich „nur Pris 


% 
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vats Anftalten gewefen, doch wurden fie bald von der Mes 
gierung nachdrüdlich unterftügt, auch find. fie einer befon» 
dern Aufficht, welche über erfteres zunächft von der Anis 
verfität Leipzig (Reipziger Adreß- Kalender v. J. 1826. 
©. 39.) und mittelbar von dem Kirchenrath; über 
ießtereg aber von einer befondern hierzu verordneten Kom⸗ 
miffion (König, Sächf, Hof Eivil: und Militair = Staat 
v. J. 1826. S. 170.) geführet wird. Ebend. ©. 206. u, f. 
- werben ald Mitglieder der Beforgung der allgemeinen Strafs 
u. VBerforgungs:Anftalten niedergefeßten Kommiffion ftatt der 
©. 120. U. 2. angegebenen 3 Kommiffarien nur 2 bes 
merkt; auch ift Ebend. S. 210. zu ©. 124. U. 9 zu ver: 
gleichen. Ä 
- Zu ©. 125. 6. 183. gehört noch die neuefte Verords 
nung der Randesregierung die Ausübung des fogenannten- 
Reihſchankes v. 14. Febr. 1824. betr, IGeſ. Samml. d. J. 
St. 3. No, 4. ©. 31.], wodurch einige Grundfüge abgeaͤn— 
‚dert find, welche von Haubold in feinem Lehrbuche des 
K. S. Privatrchts $. 370. ©. 415, aufgeftellt werben. 
In ftaatsrechtlicher Hinficht aber ift aus jener Verordnung 
nur auszuheben: daß in einem. Dorfe, in welchem ein 
Gafthof oder eine andere - Schenfftätte vorhanden, der 
Reihſchank nur dann geftattet wird, wenn derfelbe entwe: 
der auf einer Tandesherrlichen Conceffion berußt, oder 
durch eine rechtskraͤftige Entfcheidung anerfannt, ober 
durch undenfliche Verjährung hergebracht iſt. Ferner, daß 
Demjenigen, welcher einen Reihſchank (der in feinem Dorfe 
an mehreren Orten zugleich erlaubt ift) ausübt, andre 
Rechte der Gaftnahrung und Schanfgerechtigkeit nicht zu— 
ftchen, und dagegen Feine undenflihe Verjährung, wohl 
aber Conceſſion der Landesregierung, oder eine vor Publis 
Fation ber gefeglichen Vorfchrift erfolgte rechtskräftige Ent= 
fcheidung ſtatt finden foll, fo wie auch in denjenigen Dörs 
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fern, wo ein anderer Gaſthof oder Schenkſtaͤtte ſich nicht 
befindet, den Einwohnern des Dorfes nachgelaſſen iſt, das 
Bier in Geſellſchaft bei demjenigen, welcher den Reihſchank 
ausuͤbt, zu genießen, und letztrer ſolchenfalls an die Gaͤſte 
auch zugleich Branntwein in einzelnen Glaͤſern verkaufen 
darf. 

©. 127. 9. 184. find nachzutragen: 4) die in dem 
Mandate die Ausübung des Branntweinbrennens betr. vom 
5. San. 1826. [Sef. ©. d. J. St 2. No, 3. ©. 5.] enthal⸗ 
tenen Vorfchriften , nach welchen das Recht hierzu mit dem 
Befite eines jeden Grundftüds verbunden feyn foll, welches, 
und ‚fo lange folches, wenigftens einen Umfang auf dem 
Lande von 30 und in den Städten von 10 Dresdner Schef- 
fel unter den Pflug getriebnen Landes hat, wobei der Drests » 
ner Scheffel zu 150 Quadratruthen gerechnet ift, doch darf 
die Anlegung einer neuen Brennerei bei Vermeidung von 
20 Thlr, Strafe nicht ohne, vorher erlangte Genehmigung 
ber Obrigfeit erfolgen‘, die aber nicht verweigert werden 
darf, wenn dem Vorhaben weder in Hinficht der Feucks⸗ 
gefahr ein oͤrtliches, noch ein erhebliches perfünliches Bes 
denfen entgegenftebt. — Dafern aber Grundftüce, welche 
ihrem Umfange zu Folge, nach diefer Verordnung” zum 
Branntweinbrennen nicht berechtiget_ find, ein befondres Ber 
fugniß hierzu, durch Verfeihung oder fonft auf gefegmäßige 
Weiſe (jedoch nicht durch Verjährung) als ein dingliches 
Mecht erlangt haben, find deſſen Befiger an fernerer Aus: 
übung deſſelben nicht zu hindern. Außerdem bleibt der 
Landesregierung dag Recht, auf Anfuchen bei der Orteobs 
rigfeit, nach vorgängiger Berichtserftattung derfelben, fols 
genden Perfonen Erlaubniß zu diefem Gewerbe zu ertheis 
len, vorbehalten: a) Profeffioniften , welche ein Gewerbe, 
das. fich durch feine Abgänge, oder fonft zur nüglichen 
Verbindung wit der, Bianntweinbrennerei eignet, in ange⸗ 
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meffenem Almfange betreiben; b) Producenten, welche 
zwar Fein Grundſtuͤck der oben. bemerkten Art befiten, 
gleichwohl aber ein zur Branntweinbereitung brauchbares, 
und zu den Getreidearten oder Erdfrüchten nicht gehöriges 
Material in hinreichender Menge gewinnen, wobei die 
Erlaubniß in beiden Fällen auf die Perfon des Anfuchen= 
den, fo wie auf die Zeit des fraglichen Gewerbebetriebe 
oder Grundbeſitzes zu befchränfen iſt. — Endlich bleibt fols 
genden Perfonen auf die Zeit ihres Lebens und des betrefs 
fenden Grundbefiges das. Branntweinbrennen nachgelaffen, 
a) denen, welche bereits vor Erlaffung des allgemeinen 
Verbots ded Branntmweinbrennens vom 12. Sept. 1804. 
(Cont. II. Cod. Aug. T.1. p. 431.) und zwar wenigfteng 
- innerhalb eines Jahres von gedachtem Tage an zuruͤckge— 
rechnet, auf den Grundftuden, welche fie dermalen noch 
eigenthümlich befigen, entweder felbft gebrannt haben, oder 
in deren Namen folches dafelbft durch) andre Perfonen ge: 
ſchehen ift; b)denen, welche vor Erlaffung jenes Geſetzes 
seme Goncefjion von der Landesregierung erhalten hatten. 
Der Grund diefer Verordnungen liegt aber darin: dag in 
dent auf Veranlaffung der von der Landfchaft 1805. ans 
gebrachten Sinterceffionalien (l. c. p. 33. seq.) erlaffenen, die 
Aufhebung jenes Verbot betreffenden Generale v. 24. Jan. 
41807. (1. c. p. 451.) das fragliche Gewerbe mit fernerer 
Unterfagung der Anlegung und Gangbarmachung neuer 
Branntweinbrennereien, nur denjenigen Perfonen wieder 
geftattet wurde, welche bereits vor Erlaffung jenes Vers 
bots wirklich Branntwein gebrannt hatten. 2) Decret an 
den Geheimenrath das KHaderfammeln betreffend, vom 4. 
März 1826. Lin der Gef. Samml. d. J. St. 7. No. 9. 
©. 24.]. Diefem zu Folge ift ein über diefen Gegenſtand 
bereits den 31. Mai 1785. erlaffenes Generale ( Cont. U, 
Cod. Aug, T. 4. p. 885.) dergeftalt erflänt werden, daß 
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Das Necht, das Haderfammeln zu verpachten, oder Con: 
ceffion dazu, zu ertheilen, unter der in diefem Geſetz fefts 
geſetzten Befchränfung, daß die Verpachtung oder Concefs 
fionsertheilung nicht an Ausländer, oder für das Ausland 
gefchehe, ein mit ber DatrimonialsGerichtsbarfeit verbundes 
nes polizeiliches Befugniß fey, und feiner , befondern Vers 
leihung beduͤrfe. 3) Reſcript v. 3. Maͤrz 1810. (Cont. III. 
Cod. Aug. T. 4. p. 460.), wodurch die Anlegung neuer 
Bleichen aller Art in den Aemtern, ohne deren Inhabern _ 
weder die Ausbringung einer Conceffion noch die Entrich- 

tung eines jährlichen Canons anzufinnen, unter ber Bors 
ausfegung geftattet wurde, daß derſelbe Grundſatz auch 
von den Patrimonialgerichtsobrigkeiten beobachtet werde. 


Zu S. 129. A. 6. ſind die neueſten Preis aufgaben der 
Commereiendeputation in dem Avertiſſement vom 12. Mai 
4826. [Geſ. Samml. dv. 3. St. 14. No, 20. S. 151.] 
beizufügen; auch ©. 130. A. 8. die Bemerkung, daß ger 
genwärtig an der Spitze der Commerciens Deputation nur 
ein Vicedireetor ſteht. ©. den K.S. Hof⸗ Civil- und Mili— 
tair⸗Staat v. J. 1826. S. 206. 


©. 134. A. 5. Z. 2. iſt „kann“ wegzulaſſen. Zu 
den Ebend. bei dem éten Kapitel angeführten litteraͤriſchen 
Notizen gehört noch folgende Schrift: E. 2. H. von 
Erffa, kurze Ueberficht der Entftchung, Vertheilung und 
der Gattungen der Steuern und Abgaben im Königreiche 
Sachſen, befonders in den 7 Kreifen, Neufladt, 1811. 8. 


Die S. 137. 4. 4. angeführte von Kind und Haus 
bold vertheidigte Meinung ift vor Kurzem aus nicht uns 
erheblichen Gründen, die wenigftens foviel zu beweifen 
fcheinen, daß bei allen übrigen Slüfjen Feine Vermuthung 
des Eigenthums für den Fiskus ftreiten dürfte, in folgens 

der Schrift bezweifelt worden: Carl. Fried, Günther 
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Qua®stionum de iure aquarum Spec, I, Quaenam aquae 
profliaentes publicae, quae privatae sint, (Lips. 1826, 
p- 119.) 

306, 138 %. 6.ift in Unfehung der Regalität der 
Perlen der weiter unten (zu S.158.U.2.) angeführte Befehl 
wegen der Edelfteine v. 2. Nov. 1619. und unter den 
ſpaͤtern Gefegen das Patent dv. 5. Nov. 1685. Cont. II, 
Cod. Aug. T. 2. p. 387. nachzutragen; ingleichen S. 141. 
2.6: der 8 ©, Hof: Civil und Militair : Staat v. 1826. 
©, 97. | 

Zu ©. 4142. $ 192. 3. 14. u. fe — Durch das weis 
ter unten in den Zufäßen zu ©. 261. $. 249, anzuführende 
Mandat die Erhebung der Gränzaccife in der Oberlaufig 
betreffend v. 15. Apr. 1826. ift nun auch in diefer Pro: 
vinz der a. a. D, erwähnte Zoll aufgehoben. 

15. 147. U. 1. ift ein die Verbefferung bes Straßens 
baues betreffendes Nefeript v. 28. Det: 1803. Cont, II, 
Cod. Aug. T. 2. p. 382. beizufügen; ©. 149. A. 1. der 
K. €. Hof: Civil: und Militair: Staat v. 1826. ©. 96. 
endlich ©. 150: am Ende von $. 195. das den 14. Nov. 
1825 erlaſſene auf eiu älteres Gefeß vom 23. Jun, 41731. 
(Con‘t. I, Cod. Aug. T. 41. p. 1285.) gegründete Generale 
wegen Erbauung neuer Wohngebäude unter der Gerichts⸗ 
barfe it der. Zuftizämter. und Kammergüter v. 14. Nov. 
41825: [Geſ. Samml. d. 5. St. 19, No, 27. ©. 139.]. Es 
ift albder zu Folge diefes Geſetzes wegen des Wiederauf— 
baucs bereits vorhanden gewejener Wohnhäufer außerhalb 
der S:tädte und Dörfer, und wegen des Aufbaues neuct 
MWohnt säufer auf Stellen, wo noch feine geftanden, in und 
außerh alb der Städte und Dörfer, an Orten, welche jes 
nes Gerichtsbarkeit unterworfen find, bei Androhung der 
Degreij jung diefer Gebäude, Conceſſion von dem Ges 
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heimen Finanz ⸗ Collegio durch die Juſtiz⸗ und Rentbeamten, 
zu ſuchen, welche ſowohl wegen des Baues ſelbſt, als wegen 


der von dem Bauenden zu uͤbernehmenden Geld: oder Nas 


turalleiftungen gutachtlich zu berichten haben, und zwar 
wenn außerhalb von Ortfchaften ein Gebäude aufzuführen 
ift, nach vorgängiger Rüdfprache mit dem Kreisoberforftz - 
meifter, der darüber fein Gutachten zu den Acten zu brins 
gen hat, ob die Erbauung des neuen Hauſes, in Bezies 
hung auf.das Forft: und Jagdintereſſe ‘unbedenklich ſey— 
Der ©. 152. U. 8. angef. $. 31. der Sinftruction der 
Amtshauptleute iſt' durch ein Refeript v. 20. Aug. 1816, 
er II, Cod, Aug. T. 2. p. 52.) und ein andres vom 
10. Sun. 1817. (1. e. p. 77.) erläutert, und dadurch ihre 
Goncurrenz bei dem Baue landesherrlicher Gebäude noch 
mehr ausgedehnt (S. unten ©, 352. $. 287.) 


©. 152. u. f. $. 196. u. ©. 19%: u f. $. 216. — 
$. 249: ift wegen des Forft: und Jagdweſens Ernft Mo: 
rig Schillings Handbuch des in dem Königreiche 
Sachfen geltenden Forſt- und Jagdrechts. Leipzig 1877. 
2 B. 8. zu vergleichen. 4 

Zu dir ©. 152. $. 196. 3. 8. u. S. 154 A. 2 et: 
wähnten, Eintheilung in Forſtkreiſe und Sorfibezirfe iſt noch 
nachzutragen, daß nach der; zuerſt deshalb in der Leipziger 
Zeitung Jahrg. 1817. No. 45. ©, 473. erfolgten; Bekannt: 


machung unter Aufhebung der chemaligen Oberforftmeis 


ftereien Dresden, Cunnersdorf , Grüllenburg, Zfchopau 


‚und Colditz, ingleithen der Wildmeifterri Siebenlehn, fo wie 


auch der ehemaligen Mitwirkung der Rentbeamten, welche 
ich nunmehr lediglich auf dag Forſtrechnungs⸗ und Kaſſen⸗ 
weſen beſchraͤnken ſollte, anfangs nur der erſte und vierte 
Sorfifreis vollſtaͤndig eingerichtet, in den uͤbrigen Forſtmei⸗ 


ſtereien aber vorläufig blos einzelne Forſtbezirke ausgebildet 


— 
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wurden. — Uebrigens iſt ſovlel die gegenwärtige Einrich⸗ 
tung betrifft zu dem dritten Forſtkreiſe noch der Forſtbezirk 
Eibenſtock hinzugekommen. K. ©. Hofe Civil- und Mili⸗ 
tair⸗ Staat v. 18%. ©. 126. 


S. 153. a. a. O. 3. 13. l. fl. „Unterfuhung’— 
„Schutzſchrift.“ 


©, 155. A. 15. vergl. ein an den Beamten zu Grifs 
yenburg erlaffenes Refeript v. 8. März. 1816. Cont.” II. 
Cod, Aug. T. I. p- 296. 


©. 158. A. 2. ift wegen Negalität der Edelſteine ein 
Befehl v. 2. Nov, 1619 (Cont, Ill, Cod, Aug. T. 2. p. 83.) 
nachzutragen, wo ber Landesherr in Beziehung auf bie 
Edelfteine mit Einfchluß der Perlen erflärt: daß ihm 
„dieſe herrliche gabe Gottes alß dem Landesfürften billich 
vor andern gebühre.” Bu 


Mit dem Ende der Anmerfung ©. 160. ift noch 
das Decret an den Geheimenrath vom 6. Aug. 1825. we⸗ 
‚gen Erklärung von $. 30. des Mandats bie Steinfohlen 
betr. v. 10. Sept. 1822. in der Geſetz⸗ Samml. des zuerft 
erwähnten Jahres St. 17. N. 24. ©. 133. zu verbinden. 


©. 162. A. 11. 3. 1. l. fe „Verkaufsrecht“ 
— „Vorkaufsrecht. Auch iſt wegen dieſes landes⸗ 
herrlichen Befugniſſes in Anſehung des Kobaltes die Ord⸗ 
nung wegen des Kobaltkaufs v. 22. Jul. 1617. zu vergleis 
chen (Cont. III. Cod. Aug. T. 2. p. 82.). — Endlich iſt 
bei dieſer Anmerkung zu erwähnen: daß nad) einem Bes 
fehl v. 4. Sul. 4772. (Cont. II. Cod, Aug. T. 2. p- 163.) 
in Anfehung des gerichtlichen Verfahrens alle die Blaufar⸗ 
benwerks⸗Antheile auf irgend eine Weife betreffenden Diffes 
senzen ohne Unterfchied wie Bergſachen zu behandeln find, 
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und daß nach einem andern Befehl vom 24. Juli 177% 
di. c. p- 199.) die Blaufarben „Arbeiter gleiche Immunis 
täten ‚wie die übrigen Berge und Hüttens Ürbeiter ges 
nießen. 


©. 167. 4.15. 3. 1. 1. fi. „Chur ſaͤchſ.“ — „Koͤ⸗ 
nigl. Saͤchſ.“ Auch gehört dazu der K. & Hof: Ein 
vils und Militair: Staat v. J. 1826. ©. 98. 


Ebend. $- 202. ift beizufügen: daß nach einem Res 
feripte vom 22. Febr. 1737. (Cont. I. Cod, Aug, T. 1. 
p- 1369) und einem andern v. 1. Zul. 1741. (Cont, IL 
Cod, Aug. T.2. p- 127.) die Acten in Bergfachen mes 
gen des dabei zu beobachtenden fummarifchen Verfahrens 
nur nach vorgängiger höchfter Öcnehmigung an ein Spruch 
collegium zu verfenden find; doch bedarf es derfelben vor 
der anderweiten Acten-Verſendung nicht, es müßte denn 
der am Ende dieſes $. erwähnte Fall eintreten. 


Zu ©. 169. $. 103. Nach einem Referipte vom 1. 
Febr. 1816. (Cont. III. Cod. Aug. T. 2. p. 141.) wur⸗ 
den auch die Berg: und Huͤtten-Arbeiter von der damas 
ligen Beitragsleiftung zu den außerordentlichen Staatsbe⸗ 
dürfniffen befreit. — Ferner ift ebend. auch die den Berg⸗ 
und Hüttenbeamten durch zwei Referipte vom 5. Febre 
1802. u. vom 5. San. 1809. (I. c. p 94. u. p. 114.) aufs 
erlegte Verbindlichkeit zu erwähnen, daß fie Fein zum 
Bergetat nicht gehdriges Amt (mit Einfchluß von Stellen 
in Stadträthen, worauf fich das zuerft erwähnte Refeript 
ausſchließend bezieht) fo wie auch feinen darauf fich bes 
ziehenden Titel ohne vorgängige, durch Berichtserftattung 
der ihnen vorgefegten Bergwerfs: Behörde ausgewirfte Ges 
nehmigung annehmen dürfen. 


&.179 find Y.14. bei den Valvationstabellen [welche 
nach einem Avertiſſement vom 30. Oct. 1811. (Cont, II, 
I. Er O o 
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Cod. Aug. T.2. p: 345.) halbjährig vor Antritt der Oſter⸗ 
ond Michaelis sMeffe erfcheinen follen] folgende Stüde der 
Gefegfammlung nachzutragen: v. J. 1825. ©t.7. No. 11. 
©. 75. u. St. 15. No, 22, ©. 117.5 ferner v. J. 1826. 
St. 22; No. 36. ©. 221. 
©. 181. am Ende von $. 209. find noch die mit dem | 
4. Sul. 4819. emittirten neuen Kaffenbillets zu erwähnen, 
deren Außwechslung gegen bie Altern (mit Einfchluß der 
Ssnterimefcheine) durch ein Edift vom 4, Oct. 1818. [Gef. 
Samml. d.% St. 16. No.31. ©. 95. nebft andern Beftims 
mungen angeordnet wurde, wodurch zugleich die früher 
deshalb erlaffenen Mandate und Edicte aufgehoben 
wurden: auch ift damit ein Mandat v. 26. Aug. 1826. 
in d. Geſ.S. d. J. St. 20. No, 34. ©, 208. zu verbinden. 


©. 182. U. 13. l. ft. „1822. — „1819. auch ift 
auf der nehmlichen Seite über „Poftregal’ ft. „IIL“ 
— „IV.“ und hiernah auh S. 192. über „Sagdres 
gal“ ft. „V.“ — „V.“ zu fegen 


Zu © 185. $ 211. 3. 19. u. f. — Wegen ber den 
1. Apr. 1816. erfolgten Aufhebung des Oberpoſtamtes zu 

Budiſſin, ſ. die Bekanntmachung derſelben in der Leipziger 
Zeitung v. d. J. No. 78. ©. 801. 

Zu S. 188. A. 1. K. S. Hof: Civil⸗ und Militair⸗ 
Staat v. J. 1826. ©. 140. u. f. und zu ©, 197. A. 1. 
Ebendaſ. S. 20. — Unter den an der erſten Stelle an⸗ 
geführten Poſtaͤmtern und Poſtexpeditionen iſt das Hofs 
poftamt Dresden befonders zu erwähnen. 

-&. 202. $. 220. ift beizufügen: daß zur Verhütung 
der zeither beim Liquidiren der Koften von Seiten der Un— 
terbehörden wahrzunehmenden Ueberfchreitungen der Zara 
ordnung fänmtliche Unterbehörden durch ein Mandat vom 
25: Zum 1825. [Gef. Samml. d. J. St. 13. No, 20 


Verichtigungen. | 579 


S. 103.7 angewicfen find, in allen zur Berichtserftattung 
an eine OÖberbehörde ——— Sachen, die Koſten bei 
Strafe des Verluſts derſelben zu liquidiren. 

Zu S. 203. A. 4. — Nachtraͤge zu allgemeinen Tax⸗ 
ordnungen enthalten a) das Reſeript die Abzugskoſten bei 
den Yemtern und Kammergutsgerichten betr. v. 6. Sept. 
4813. Cont. III, Cod, Aug. T. 1. p. 375. —.b) Das Res 
feript die Moderation der Koften in geringfügigen Rechtes 
fachen betr. v. 10. Febr. 1816. 1, c. p. 376. c) Für die 
Verordnung ber Landesregierung die für Taxation eines 
Grundftüds zu erhebenden Gebühren betr. vom 3. Nov. 
1821, in d. Gef. Samml. 8. J. St. 20. N. 33. S. 151. 

Ebendaf. A. 6 u. 17. Durch die im Fahre 1829. er⸗ 
folgte Veränderung ber Verfaſſung des Appellationggerichts 
wurde die neue beftändige Zarordnung in einem Publis - 
tando vom 20. Sept. 1825. [JGeſ. Samml. d. J. St 4. 
No, 21. S. 105.] veranlaßt, 

Zu ©. 204 U 6. Obgleich nach der in biefer — 
kung erwaͤhnten Einrichtung auch die Sporteln bei dem 
Oberhofgerichte verrechnet werden muͤſſen, ſo ſind doch 
dieſelben nebſt den Advokaten⸗Gebuͤhren jederzeit wegen der 
Ermaͤßigung zu den Acten zu liquidiren. S. Publicandum 
vom 16. März 1810. Cont. IIL Cod, Aug, T. 1. p. 3323 
Uebrigens ift die ehedem bei dem Oberhofgerichte ftattges 
fundene Einrichtung, nad) welcher die Advocaten für die 
Bezahlung der Gerichtsiporteln ftehen mußten, durch ein 
Publicandum vom 11. Dec. 1826. [Gef. Samml. v. 1827. 
St 1. No. 3. S. 4.] in der Regel aufgehoben, | 

Zu ©, 208: 4. 4. In Beziehung auf dag Königreich 
Holen find nach der angeführten Verordnung die Abſchoß⸗ 
verhältniffe geblieben, welche ehedem gegen das Herzogs 
thum Warſchau beftanden. Außerdem ift nachzutragen: 
a) Verordnung ber Landesregierung die mit der Schweize⸗ 


903 


580 Zuſaͤtze und 


zerifchen Eidgenofjenfchaft über Y allgemeine auch die 
Patrimonial» Obrigfeiten betreffende 

gigkeit gefchloffene Webereinfunft betr., v. 5. Oct. 1820. 
[&ef. Samml. d. 5. St. 16. N. 31, ©. 156.] b) Webers 
ffegung ber zwifchen der Königl. Sächfifchen u. der Königl. 
Bardinifchen Regierung ausgewechfelten Freizuͤgigkeits— 
Declaration vom 5. Dec. u. 417. Oct, 1825. IGeſ. Samml. 
b. 1826. ©t. 13. No, 19. ©, 149.] 

Die auf. ©, 208. folgenden 4 Seiten find durch ein 
Verſehen noch einmal mit 205., 206., 207. u. 208. bes 
eichnet, dagegen fehlt nach ©. 220. = ©, 221.,: 222., 
223. und 224, 

©. 210. A. 2. if „T, 2.“ beizufügen , ingleis 
then ©. 211. U. 3. das Generale das Verfahren a) in 
Steuer « Moderationg = Sachen betr. dv. 415. San. 1819. 
[Sef. Samml. d. 3. St. 3. No. 7. ©. 19.] — In dem 
Eingange dieſes Gefeges, wird fih auf das Steueraus⸗ 
Schreiben v. &. 1764. (©, Cont, L Cod. Aug. T. ı: p. 313.) 
bezogen, ingleichen auf eine Generalverordnung v. 14. Zul. 
4770. , welche in dem Cod, Aug. nicht enthalten üft, wahre 
fcheinlich aber mit dem in der Anmerkung von mir anges 
führten und in dieſem Geſetz nicht erwähnten Generale v. 
45. Nov. 1773. übereinftimmt. — Es follen aber hiernach 
wegen aller in einem Gerichtsbezirfe beftchenden Steuer: 
Moderationen (welche auch auf ähnliche Weife wie bei 
den Schocden bei den dinglichen Quatembern vorfommen) 
von der competenten Gerichtsbehoͤrde, und foviel die unmits 
telbaren Amtsdoͤrfer betrifft, in Gemeinſchaft mit ber 
Steuer» Einnahme, Unterfuchungen an Ort und Stelle 
wegen verfchiedener namentlich) angegebener Gegenftände 
angeftellt, und dabei jedesmal Amtsland- oder Dorfges 
richtsperfonen eines benachbarten Ortes oder, nöthigen 
Balls, nach ihrem Erniffen, drei fonftige Landwirthſchafts 


wechfelfeitige Freizuͤ⸗ 
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verſtaͤndige zugezogen werden. b) Generalverordnung bie 
Steuer-Moderationen und die deshalb anzuſtellenden Er— 
oͤrterungen betr, v. 22. Zul. 4822. [Geſ. Samml. d. J⸗ 
St. 42. No.23. ©. 375.]. Dieſer Vorfchrift zu Folge ſoll⸗ 
ten die Steuer» Moderationen, mit Ausnahme der Fälle, 
wo deren Aufhebung entweder bereits beftimmt angeordnet 
war, oder von dem Dberfteuerroflegio den Umftänden nach 
noch verfügt würde, bis zu Ende der Pünftigen Landes» 
verfammlung fortbeftehen. ec) Generalverordnung des 
Dber: Steuercollegii, die wegen ungangbarer Steuern an. 
zuftellende Erörterung betr. v. 7. Zul. 1826. [Geſ. Samml. 
d. J. ©t. 17. No, 26. ©. 195.] Hierdurch wurden die im 
Dem zuerft erwähnten Gefeg anbefohlnen Unterfuchungen 
(jedoch mit verfchiedenen Ausnahmen) auch auf die in der 
Aten Anmerkung erklärten deerementen Schocke deswegen 
ausgedehnt, weil man fie in den Altern Zeiten oft mit den 
moderirten verwechfelt hätte, auch bie Urfacheh der urfprünge . 
lichen Decrementefegung zum Theil nicht mehr vorhan- 
den wären, endlich in Anſehung jener Schocke, die allges 
meinen Erörterungen , welche wegen der übrigen Schods 
Flaffen bereits angeftellt worden, allein noch zuruͤckſtuͤnden. 

Ebend. A. 6. 3. 3. u. 4. fl. „vorhanden ift, 
— „noch jetzt ftatt findet.” m. © 217. A. 1. 3. 2. 
ft. „er“ — „letztrer.“ 

Wegen ber dten A. ©. 219. vergl. man oben B. % 
©. 133.4. 5 — ©. 220. $. 231. 3. 2. fehlt nach „ger 
gründet” — „und“ auch ift in der Ueberſchrift dier 
ſes 9. ft. „Ritter — „Dotal“ zu leſen. 

©. 227. U. 8. ift die Generalverordnung bes Ober 
fteuer «Collegii v. 12. Sun. 14826. Geſ. Samml. d. %. 
Et. 15. No, 23. S. 169.] nadygutragen, wodurch die weiter 
unten ©. 239 $ 238. in Anfehung der Dismembrationen 
der Grundftücke angeführte Vorfchrift wegen der Berichtdere 
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ftattung an das Oberfteuier s Collegium, auf die Veraͤuße⸗ 
rung der CommunsGrundftüde bei 30 Thaler Strafe für 
jeden Theilnehmer ausgedehnt wird, | 

©. 233. 1. ſt. „5. 245. — „235.“ Auch ift Ebend, 
die 2te Anmerkung nah Schullehrer und die 3te nach 
Geiftliche zu fegen, und find in der Iegtern der Deuts 
Jichfeit wegen die Worte ; „außer den Geiftlichen, Kir: 
hen: und Schuldienern‘ einzufchalten; fo wie S. 236. 
U. 4. nach „Cont, Il.“ die Worte „von Sachfen. 

Zu ©.241. $.239. 3.15, u. 16. ift noch der indem Steuer: 
Ausfchreiben v. 1824. $.3. gefchehenen Erhöhung der Malz: 
feuer in Anfehung des Weizen: Malzes bis zu 9 Pf. vom 
Scheffel zu gedenken; auch find die in den legten Zeilen dieſes 
$. erwähnten neuen Beftimmungen wegen $irirung der Biers 
Trankfteuer bei den Landbrauereien in einem Ausfchrei: 
ben vom 21. Apr. 1825. [Gef Sanıml. d. 3. St. 8. No, 
412. ©, 77.] für die neuefte 6jaͤhrige Verwilligungszeit 
dergeftalt erfolgt: daß a) die vom 4. Dct. 1824, an zu 
bezahlenden Fira, beren Betrag den Brauerei: Snbabern 
unverzüglich bekannt gemacht wird, nach der Durchfchnittss 
fumme der in den Sahren 1821., 4822. und 1823- einge: 
rechneten Malzfteuern big zum Michaelistermine 1827, uns 
. verändert feftgefegt worden , und nur in dem Falle, wenn 
ein Brauerei⸗Inhaber befondere, auf den Verkehr und 
Betrieb feiner Brauerei in der neueften Zeit ſtoͤrend eins 
wirkende Umftände anführt, auch während diefer 3 Jahre 
eine temporäre Ermäßigung des Firi nach vorgängiger Un: 
terfuchung des DOberfteuer »Collegii und zwar, wenn fich 
das gefchehene Anführen nicht als wahrheitswidrig dar: 
ftellt, auf Koften des Steuer» erarii ftatt finden foll. 
b) Sm Laufe des Michaelisterming 1827, eine Vergleichung 
der vom 4. Det, 1824. an, bis dahin eingereichten Malz: 
fteuern 'mit den beftchenden Fixis zu veranftalten, und 
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nach diefem Maaßſtabe das Fixum jeder einzelnen Braue⸗ 
rei zu reguliren ift, wobei der Schffl. Weisen «Malz dem 
Betrage von 4% Schffl. Gerftenmalz gleich gerechnet wird; 
übrigens gelten in der Hauptfache bei diefer Firirung die 
nehmlichen Vorfchriften, die für den erften Fall eintreten, 
—- Die noch Übrigen Vorfchriften bes gedachten Ausfchreis 
bens, infofern fie nicht unter ©, 245. $. 242, anzuführen 
find, betreffen theils biejenigen Brauereien, die während 
der nunmehr abgelaufenen Bewilligung entweder gar nicht, 
oder doch nur in einigen Tetminen gebraut, und ſolche, 
die das Brauen ſchon vor der Ießten Bewilligung einges 
ftellt Haben , und es wieder anfangen wollen ($.9.); theils 
die neben den Trankſteuer-Fixis zu entrichtende Malzſteuer, 
welche auch von dem Malze, welches auf Handmuͤhlen 
gefchroten wird, zu entrichten ift ($- 10 — 12.), theils 
die auch bei den fixirten Brauereien eintretende Aufſicht 
der Trankſteuer-Reviſionen, und der ihnen zukommenden 
Rechte und Verbindlichkeiten ($. 13:— 9» 18.) , wobei uns 
-ten die Zufäge zu S. 301. 9. 266. zu vergleichen find; 
theils endlich die Entfcheidung der Frage, in wieweit das 
Einftellen des Brauens in einem Xermine von der Ent: 
richtung bes abzuführenden Fixi befreien koͤnne ($- 19. 
und $. 20). 


©. 243, $. 240. 3. 10. l. ſt. „1811. — „ſp aͤ⸗ 
ter,‘ welche Abänderung durch die 7. m. 8. A., (mo 
3.2 ſt. „S. 156.7 — „S. 136.” zu ſetzen ift) gerecht: 
fertiget wird, Uebrigens find. in dem Steuerausfchreiben 
v. 1811., auf welches fich A. 7. bezogen wird, noch einige 
Abänderungen der Trankfteuer in Anfehung des Franken⸗ 
weins und des Branntweins enthalten. 


nn ©. 247. A. 7. 3. 12. l. ſt. „ 136. * „453. 
— Am Ende biefer Anmerfung ift machgutragen: daß a) 


584 Zufäge und 


nad) $. 3. des Steueraugfchreibens v. 40, Oct. 1824. [Ges 
ſetz⸗ Samml. d. J. St. 19. No, 32. ©. 139.] auch die 
Krauenden Rittergutsbefiser von den beftimmten Firis den 
Betrag der Trankfteuer zu ihrem Tiſchtrunk und ihrer Cons 
fumtion nach 1 Thlr. 8 gr. vom Faffe in Abzug bringen 
dürfen; b) In dem bereits zu ©. 241, 9. 239. erwähnten 
Ausſchreiben v. 21. Apr. 1825. über das Maaß und bie 
Graͤnzen des ritterfchaftlichen Tiſchtrunkes |. 22. — $.28. 
nod) folgende Vorfchriften feftgefetst find: a) Den Befigern 
Grauender Nittergüter ift nachgelaffen, wenn fie für fich, 
bie Shrigen und ihr Hausgefinde von dem Rechte des 
freien Zifchtrunfes Gebrauch machen Fünnen und wollen, 
aınter diejem Titel höchftens 8 Faß jahrlih in Nechnung 
zu bringen; wobei jedoch der Betrag des wirklich verbrauch: 
sen Bieres gehörig zu atteftiren ift, und das einfache Quans 
‚sum auch dann flatt findet, wenn fie mehrere Nittergüter 
beſitzen; b) für die Wirthſchaftsbeamten, ven Pachter, Bermals 
«er u. ſ. w. paffirt ebenfalls eine nach der Verſchiedenheit 
ihrer Stellen fich richtende Zahl von Zäffern fteuerfrei; ce) für 
Froͤhner, Drefcher, Birtbfhaftsgefinde, und andre dergleis 
chen Perfonen Fann nur fo viel Bier trankfftcuerfrei in An. 
fat Fommen, als ihnen nach gültigen Receſſen, Erbregis 
ftern, u. f. w., welche der erften Tranffteuerrechnung in 
beglaubten Ertracten beizufügen find, zu verabreichen ift; 
A) auch die nicht brauenden "Rittergutsbefiger haben, bei 
dem Genuffe ihres fteuerfreien Tiſchtrunkes dieſe Gränzen 
zu beobachten, — Uebrigens follen diefe Vorfchriften nach 
$.29. fünftig auch bei den Kanımergütern zur Anwendung 
kommen, und ihnen bei neuen Verpachtungen oder Pacht: 
prolongationen nachgegangen werben. 


zu ©. 252, 9. 244. 3.4 — Die daſelbſt sub. b, 
erwähnte Befreiung der Officianten adliger Rittergutsbes 
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figer von ber Fleiſchſteuer iſt dem Antrage ber Landſtaͤnde 
zu Folge durch ein Patent v. 31. Mai 1826. in der Gef. 
Samml. d. 5. v. 31. Mai 1826. St. 15, No, 2. auch 
- ‚auf die bürgerlichen ausgedehnt worden. 

©. 257.4. 2. 3. 1-1. ſt. „II.“ — „IL“ u. ©. 258. 
in der Ueberfchrift u. 9.248. fl- „Vereinfahung 7— 
Bereinigung.’ 

Zu ©. 262. $. 249. 3.9. u. f. Statt des dafelöft bez 
merkten in der Oberlaufiß damals noch üblichen nunmehr 
aufgehobenen Eingangss und Ausgangszolles iſt durch 
das Mandat vom 15. April 1826. [IGeſ. Samml. d. J 
St. 10. No, 14. ©. 49.], dem Gefuche der Oberlaufiger. 
Stände zu Folge, die in den alten Erblanden vorhandene. 
Gränzaccife von ausländifchen Waaren, unter den durch. 
die befondern Verhäktniffe der Oberlaufiß bedingten Ber 
ſtimmungen eingeführt worden. 
3Zu S.263. 4.4. Durch ein Generale an ſaͤmmtliche Accis— 
Eommiffarien u, Zuftizbeamten dieYusgangsabgaben betr. vom 
27, Suli. 1824., welches erft zugleich mit dem nur erwähnten 
Mandate wegen Einführung der Grängaccife i in.der Sberlaufig, 
in welcher. Provinz es ‚gleichfalls mit Ausnahme von $ 6. 
u. 7. gelten: foll (Ca. a. 2. ©, 30.), befannt gemacht wurde, 
find jene Abgaben, mit Ausfchluß der von Flachs und Werg, 
von welchen erfirer mit 2 Gr. vom Stein, legtrer mit 
3 ©r., welche der Eigenthümer, von dem die Verfendung 
außer Landes gefchieht, bei der Acciseinnahme des Orte, 
oder in deren Ermanglung bei der nächften zu entrichten 
bat, aufgehoben. | 

©. 272. %. 1. 3. 3. ift nach dem Befehl v. 13. Juni 
1748. — „Cont, I. Cod, Aug, T.2. p. 893. “ nachzutragen, 
Be ©. 238. 4. 3. ft. „J.«“ — „IL“ zu ſetzen. 

©. 289. $. 262. fehlt bei der Kubri Hccisbehörden 
und Gerichtsbarkeit in Accisſachen das dazuge⸗ 
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Hörige Zeichen „e* — auch ift wegen der U. 1. &. 290; 
angegebenen Xccisfommiffariate der neueſte K. ©. Hofs 
Civil: und Militär: Staat S. 86. zu vergleichen. Haupt: 
fächlich ‘aber haben die in diefem $. aufgeftellten Grund» 
fäße manche Veränderungen durch das Generale an fämmts 
liche Acciskommiſſarien und Inſpectoren in den Kreislans 
den das Verfahren in Accis »Unterfuchungss Sachen betr. , 
v. 16. Sun. 1826, [Geſetzſ. d. 3. St. 16. No. 25. S. 171.], 
und die dadurch bewirfte Aufhebung aller Altern auf die— 
fen Gegenftand fich bezichenden Gefeße , (unter welchen ein 
Befchl v. 25. Jan, 1723. Cont, I. Cod. Aug. T. 1. p. 843., 
der in dem Lehrbuche nicht erwähnt ift, und das dafelbft 
hauptfächlich erklärte Generale som 12. März. 1783. aus: 
drüclich genannt wird, wogegen das ©. 290. erwähnte Gene⸗ 
tale v. 20. Maͤrz 1790. beibehalten zu feyn ſcheint), erlitten. 
Tach diefer Vorfchrift $. 1. befchränft fich die Gerichtes 
barfeit in Accisfachen 4) auf Unterfuchung und Befiras 
fung des Unterfchleifs der Accisabgaben , und die Uebers 
tretung der in Accisſachen beftehenden gefeglichen Vorſchrif⸗ 
ten, uud 2) auf Unterfuchung der von den Xeccisoficianten 
im Dienfte begangenen Verbrechen. Dagegen nach 6. 55. u. f. 
Sinjurien, womit die Aceisbedienten in ihren Dienftverrich- 
tungen angegriffen werden, ohne Unterfchied an die ordent- 
liche Obrigfeit der Injurianten (jedoch dergeftalt, daß die 
Accisinfpectorien über das Anbringen der Accisbeamten ein 
Protokoll aufnehmen koͤnnen, das in Beziehung auf die 
Befchwerden gegen Schriftfaffen bei dem Geheimen Finanz 
collegio, welches das Weitere bei der betreffenden Behörde 
zu veranlaffen hat, einzureichen ift, zu verweiſen find, 
welche aber der WUecisbehörde von dem Erfolge Nachricht 
zu geben hat, Soviel die sub 1) erwähnte Gattung der 
Accisgerichtsbarkeit betrifft, fo ceffirt a) die zeitherige Ge: 
richtsbarkeit der Accisbeomten über Griftliche, Kirchen: und 
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Schuldiener aller chriftlichen Confeffionen, und ift deshalb 
von ihnen die berfelben zunächft vorgefeßte Confiftorialbes 
börde zu requiriren, auch um Benachrichtigung von dem 
Erfolge und Einlieferung der von dem Schuldigen einzus 
bringenden Erſatz⸗ und Strafgelder zu erfuchen; die nehm— 
lichen Vorfchriften aber find wegen Univerfitätsverwandten 
gegen die Univerfität zu beobachten; dagegen ift b) in Ans 
febung der Militärperfonen die ©. 292, U. 7. angeführte 
Stelle des Kriegsgerichtsreglements beftätigt, nach welcher 


fich die bemerfte Concurrenz ihrer Obrigkeit hauptfählih - - 


nach Verfchiedenheit ihres Militär: Grades richtet ($. 2. 
und 4.). ec) Die Unterfuchung ift (den in andern Unterfus 
chungsſachen gegenwärtig angenommen Örundfägen zufolge) 
von derjenigen Accisinfpection zu führen, in deren Bezirke 
der Unterfchleif oder das fonftige Ungebührniß verübt wors 
den ift (5. 7.). d) Werden bei einer Necisunterfuchung zus 
"gleich Unterfchleife andrer fisfalifchen Abgaben entdeckt, fo 
find _felbige, wenn fie auch in andern Accis-Inſpections⸗ 
Bezirken verübt wurden, nicht an letztre zu verweifen, fons 
dern ed ift, dafern die Verwaltung diefer Abgaben dem Ges 

heimen Finanz = Gollegio zuftcht, zugleih über fie zu ern 
Fennen, bei andern Abgaben dagegen iſt der competenten _ 
Behörde die Unterfuchung zu überlaffen (. 8. u, $. 29.) 

e) Die erfolgte Vorladung eines auf dem Lande wohnen» 
den Denuncianten zur perfönlichen Geftellung ift der or⸗ 
dentlichen Gerichtsobrigkeit deſſelben bekannt zu machen und 
ihr frei zu ſtellen, ob ſie der Vernehmung im Termine bei— 
wohnen will, wogegen in einer accisbaren Stadt der Accisco⸗ 
infpector (welcher aus ber Mitte des Raths deputirt wird) 
den Vernehmungen der Bürger beisumohnen bat, der fich 
jedoc) fo wenig wie erſtre eine Mitwirkung. bei der Unterfus 
chung anmaßen darf, ob es gleich beiden, dafern fie Auöftelluns 
gen gegen die Legalität des. Verfahrens zu machen haben, uns 
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benommen iſt, gemelnfchaftlicd Bericht an das Geheinte 
Sinanzfollegium zu erftatten (9.13. 16-1 17.) 5 auch ſtimmt 
hiermit in der Hauptfache, die’ in diefer Hinfiht 26%. nicht 
angeführte Inftruction v. 42. März 1783. überein. £) Die 
in dem Lehrbuche a.a.D. A. 4. angegebene Concurrenz der Ac⸗ 
. eiscommiffarien bei diefen Vergehungen ift dergeftalt geändert, 
daß in Sachen, wo die hinterzogene Abgabe nicht mehr als 
8Gr. beträgt und.bei Entfcheidung derfelten Fein Bedenken 
vorwaltet, der Infpector fofort den Beſcheid publiciren, im 
entzegengefegten Falle aber dem Accisfommiffar zur Prüs 
fung überjenden foll; koͤnnen fich beide nicht vereinigen, fo 
ift die Sache Durch gemeinfchaftlichen Bericht an das Ge— 
heime Finanz» Collegtum zu bringen, welcher auch dann 
nöthig ift, wenn auf Leibes— und Gefaͤngniß⸗Strafe er= 
fannt werden, oder fich der Angefchufdigte vor oder nach 
dem Befcheide auf ‚die höchfte Entfcheidumg beruft, ober 
um. Begnadigung bittet ($. 26. 27. 6. 30. u. 32.). g) Iſt 
bie bereits am Ende der A4ten Anmerkung erwähnte Eins 
fendung der Tabellen über die Accis» Rügen» Sachen unter 
verschiedenen Modificationen beftätigt ($. 46.— 49.), welche 
aber ſo wie die Anordnungen in Bezichung auf Confisca— 
tionsfaͤlle und Vertheilung der Strafen in dem Gefege 
felbft .$. 41. — 43. nachgelefen werden ‚mäfjen. Anlans 
gend‘ 2) die Unterfuchung- der von Accis-Offizianten in 
Dienftfachen begangenen Vergehungen, welche auch von ans 
dern mit Accispflicht belegten Perfonen verübt werden koͤn— 
nen, fo hat der Accisinſpector Diefe zu unterſuchen, und 
über ben Erfolg gemeinfchaftlich: mit dem Aecisfommiffär 
gutachtlichen: Bericht an: das Geheime Finanz» Collegium 
zu erftatten, der eignen Entſcheidung? aber fich gegenwärs 
tig gänzlich zu enthalten; ſo wie auch’ von jenem Eollegio 
die Unordnung wegen Fortfiefllung der Unterfuchung dann 
zu erwarten. iſt, wenn wegen Kaſſeneingriffen, die Zucht⸗ 
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haus nach ſich ziehen, oder well ein treulofer der Flucht vers 
dächtiger Offiziant verhaftet worden ift, welches durch Nez 
quifition des nächften Juſtizamtes oder einer andern - Bes 
hörde gefchicht. Wenn aber die Accisbedienten blos auf 
Veranlaffung und bei Gelegenheit einer Dienftverrichtung 
gemeine Verbrechen begehen, fo foll die Unterfuchung von 
der ordentlichen Obrigfeit, unter Concurrenz des Accisin⸗ 
fpectorg, geführt werden; dahingegen in allen übrigen Eis 
vile und Griminal: Sachen der Accis » Officianten und ih⸗ 
rer Angehörigen diefe Concurrenz ceffirt, und blog dann, 
wenn e8 zur Verhaftung eines Accisbedienten fommt, oder. 
zu deſſen Vermögen ein Schuldenwefen ausbricht, die or— 
Ddentliche Obrigfeit davon deffen naͤchſtem Vorgeſetzten zei— 
tige Nachricht zu geben Hat, wodurch dann auch die in 
dem Lehrbuche S. 290. sub 3) angegebene Beftimmung, 
bei der es übrigens fl. „„feiner ordentlichen Obrig— 
keit” — „jeinem Vorgeſetzten“ heißen follte, ab= 
geändert if (F. 50. — $. 54.). — Uebrigens follen nach 
$. 58. ſaͤmmtliche Difpofitionen dieſes Geſetzes auch auf 
das Verfahren bei Unterfuchungen in Gfeitsfachen und auf 
die bei dein Gleite angeftellten Offizianten, ingleichen we— 
gen der im Generale v. 27. Zul, 1824. geordneten, befons 
deren Ausgangsabgaben angewendet werden; auch ift in dem 
vorhergehenden $. die zum Theil von mir bereit ©. 291. U. 3. 
3.13. u, f. erwähnte Verordnung wiederholt: daß der Aecis⸗ 
infpeetor nicht nur bei der von der Stadtobrigfeit zu erlafs 
fenden Zaren der Confumtibilien (wo nicht ein Andres ans 
geordnet ift), fondern auch dei allen in accisbaren Orten 
zu machenden neuen Anlagen, wenn folche auch nicht auf 
Confumtibilien gelegt werden, zu concurriren hat. 

S. 298. 9. 265. 3.5. iſt „da her“ u. 3,1% „aber 
wegzulaſſen und ©, 299. U. 2. 3. 1, fi. „Cont. IL — 
„Cont. J.“ zu ſetzen; ferner zu ©, 300. 4. 8. auth dad 
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Steuerausfchreiben v. 30. Sept. 1824. $. 10. [Geſ. Samml, 
d. J. St. 31. No, 10. ©. 192.] uachzutragen.. | 

Zu ©, 303. Nach dem Steueraugfchreiben v. 10. Det. 
4821. $. 9, [Sef. Samml. d. Fr St. 19. No, 32. S. 141. 
ſollten ſich die Trankſteuer-Reviſionen bei fixirten Braues 
reien aller ſpeciellen Einmiſchung in die ſpecielle Benutzung 
des Brauurbars enthalten; allein nah $. 13 — 45. 
des Augfchreibens vom 24. Apr: 1825. [Geſ. Samml. d. 
5%. St. 8. No. 12. S. 80.] ift mit Zuftimmung der Stände 
angeordnet worden: daß diefe Officianten Fünftig bei eins 
tretendem Verdacht einer beabfichtigten Trankfteuer = Hinter: 
ziehbung, nach dem Ermeffen der Kreisfteuer: Einnahmen 
in einem beftimmt angegebenen Maafe, auch zur Controls 
lirung und Revidirung firirter Brauereien gebraucht were 
den Fönnen, Daneben ift zugleich ihr Gehalt erhöht, ihnen 
aber dagegen [worüber befonders unter gleicher Vorausſe⸗ 
Kung eine allgemeine Beftimmung in Anfehung aller Staats— 
beamten zu wünfchen wäre] in Bezug auf ihre Dienftver- 
Hältniffe weder felbft Gefchenfe anzunehmen, noch deren 
Annahme den Ihrigen zu geftatten, bei Vermeidung der 
Entfeßung von ihrem Amte und unter Androhung einer 
Geldbuße von 5 Thlr. für denjenigen der ihnen dergleichen 
Geſchenke auch nur angeboten hat, verboten werden. 

©. 305 & 267% 3: 4 l. fl „Neue Aubaue“ — 
„Neue Anbauer’ 

Ebend. ©. 306. 3.25. ift eine neue Öeneralverordnung 
den Steuererlaß wegen des durch Froftfchaden veranlaßten 
Weinmißwachſes betr. vom 15, Dec, 1824, [in der Gef. 
Samml. d. J. St. 24, No. 37. ©: 203.] nachzutragen; 
in welcher feftgefegt ift, daß jener Erlaß und zwar nach 
Verfchiedenheit der Faͤlle, entweder ein einjähriger , oder ein 
zweijähriger, der auch dann eintreten foll, wenn durch einen 
heftigen Sroft auf einem befonders tataftrirten Weinbergss 
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grundſtuͤcke nicht allein die Neben, fondern auch bie 
Weinſtoͤcke felbft bis auf die Wurzel in dem Maafe zere 
ftört worden find, daß nur erft die neu angetriebenen Re— 
ben wieder Früchte tragen koͤnnen. Man, vergl. hierüber 
das auf dem Landtage erlaffene Decret vom 7. Jan, 1824. 
und die Schrift der Stände v. 14. Maͤrz d. J. | 
Zu $.267. ©. 307. gehört noch die Generalverorbnung 
wegen des Erlaſſes der Kavallerieverpflegungsgelder, v. 24. 
Sept. 1821. [&ef. Samml, d. J. St. 18. No. 30. ©.115-], 
welches folgende Grundfäße enthält: a) Der Erlaß diefer 
Abgabe findet in den nämlichen Fällen und auf die ndms 
liche Zeit ftatt, in welcher die Schockfteuern erlaffen wer⸗ 
den ;. b) Bel einem jeden zur Steuerbegnadigung fich eig— 
nenden Wichverlufte wird auch aus diefem Fonds eine 
Entſchaͤdigung von 1 Thlr. 12 gr. für jedes Stu Rind⸗ 
vich, welchem ein Pferd und 10 Schafe unter der nämlis 
chen Vorausfegung in Anfehung diefer Thiergattung gleich 
gu achten ift, gegeben. c) Hat das allgemeine Regulativ 
wegen bes Steuercrlaffed auch in Hinficht auf die Gewaͤh⸗ 
rung und Verfchreibung der Kavallerie Verpflegungsgels 
der Anwendung. 


© 315. U 2. 1l. ſt. „Saͤch ſiſche Geſchichten“ 
— „Saͤchſiſchen Geſchichte.“ 


©. 322. 8. 274. 3. 28. find noch bei den Abgaben 
in der Oberlaufig die ehemaligen, nunmehr aber (©. oben 
die Zufäge zu $. 249. ©, 262.) durch das Mandat v. 15. 
Apr. 1826. [Gef. Samml. d. 3. St. 10. No, 14, ©, 49.] 
aufgehobenen Zölle erwähnt, nebft ten Zollämtern, welche 
fie erheben; an die Stelle jener Abgabe ift jet, wie eben“ 
falls a. a, O. bemerkt worden ift, die Gränzaccife getreten, 
welche auch in der Oberlaufig beim Eintritt in das Land, 
auf der erften Grenzeinnahme, oder an dem Orte der Abs 
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Yadung erhoben, und wie die ehemaligen Zölle unmittelbar 
in die Rentfammer eingeliefert wird. 


©. 325. A. 12. vergl. d. K. ©. Hofs Civils und 
Militär Staat dv. 1826. ©. 225.5 und wegen d. U. 2. u. 
3, ©. 331. Ebendaf. ©. 58. u, S. 111.5 auch ift aus A. 3. 
„B. 2.“ wegzulaffen. 


Zu ©. 330. $. 276. 3. 23. und 24. — In ben zu 
der Competenz des Geh. Finanzfollegii gehörigen Un» 
terfuchungsfachen findet nach dem Generale vom 29. Apr. 
1820. [Ge]. Samml. d. 3. St. 12. No. 21. ©. 134.) die 
nämliche Abkürzung ftatt, welche in dem Generale vom 
11. Oct. 1817. (©. oben ©. 40. $. 139.) den Beamten 
und Kammerguts s Gerichtsverwaltern vorgefchrieben ift; 
doch find außer den in diefem Gefeh angegebenen Fällen 
der berichtlichen Anzeige und Anfrage noch folgende der 
Berichtserftattung an gebachtes Collegium unterworfen : 
a) wenn es auf die Trangportirung in ein Zuchthaus ans 
fommt; b) wenn die Unterfuchung gegen einen dem Geh. 
Finanz: Eollegio untergeordneten Diener geführt wird, 
auch muß in diefem Falle bei dem Anfange der Unterjus 
bung nach erfolgter Inftruirung der Acten zur erfien 
' Sentenz und bei dem Eingange eines jeden Urthele, wels 
ches uneröffnet einzufenden ift, Bericht erftattet werden, 
— Noch ift in dem Generale vom 11. Apr. 1820. [Geſ. 
Samml. d. 3. St. 12. No, 20. ©. 131.] wegen der 
über das Givilrügenwefen zu erftattenden jährlichen Anzei— 
gen diefelbe Einrichtuug vorgefchrieben, welche nach dem 
Generale vom 14. Novemb, 1814. wegen bes Forſt- und 
Sagdrügentvefeng beftcht. ©, oben ©. 154. U. 12. 

Zu ©. 333. U. 3. u. 3u ©. 336. $. 279. Die neue 
Abtheilung des Geh. Finanz» Eollegii wurde durch die Leips 
ziger Zeitung 1815. No, 137. ©. 2229, ingleichen die 
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No. 44. S. 464. angekuͤndigt. 

In dem zuletzt erwähnten 9. 3. 16. iſt bei dem Pens 
fionszahlamte dag am 22ften Sebruar 1817. erlaffene Ges 
nerale (Cont; Ill}, Cod, Aug. T. 2, p. 70.) nachzutragen, 
welches zugleich F. 1 — 12%. auch bie in die ©enerals 
Hauptkaſſe einzuliefernden Cautionen und Depofiten bes 


triffe. In Beziehung. auf den zuerſt angegebenm Ges 


-genftand aber find hauptfächlich folgende d. 13, 16. 


und 18. aufgeftellte Grnndfäge auszuheben: a) Neben - 


dem Penfiongzahlamte beftcht noch eine befondere Unter⸗ 
ftüßungefaffe, aus welcher den Wittwen und Waiſen ders 
jenigen Königl. Diener, welche in der Regel Feine Penfion 
zu erhalten pflegen, Unterftügungen angewiefen werden. 
Diefer Kaffe find unter andern ‚alle eingehende Straf: Des 
fecte und  Eontreband: Gelder augfchlieglich gewidmet 


“ 


b) Die Wartegelder für die Militairs werden nicht von ' 
biefer Kaffe, fondern von dem Kriegszahlamte ausgezahlt 


c) Die Penfionen, Wartrgelder und Unterflügungen ers 


löfchen außer dem Todesfall: wenn der Empfänger ohne 
unmittelbare landesherrliche Erlaubniß feinen wefentlichen 
Aufenthalt außerhalb Hiefiger Lande nimmt, wenn er in 


activen Dienft tritt, wenn er die Penfion binnen zwei 


Fahren nicht erhebt,in welchem Falle auch die unerhobenen 
Rücftände wegfallen; übrigens noch bei Wittwen Königle 
Diener, wenn fie fich anderweit verheirathen, oder wenn 
fie zu einer mit Gehalt oder Lohn verbundenen Anftellung 
in Königl. Dienfte gelangen ; bei Kindern derfelben, wenn 
fie das Alter erreichen, bis“ zu welchem ihnen die Penfion 
. oder Unterftögung bewilliget worden ift, oder, dafern les 
tere bis zu ihrer Verforgung bewilliget worden, bei Eintritt 
derſelben. In allen dieſen Faͤllen erliſcht die Penſion oder 
Unterſtuͤtzung und das Wartegeld in dem Monate, wo die 


/ 
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Urfache des Wegfalls eingetreten ift, jedoch wird die Zah: 
Yung noch auf diefen Monat geleiftet. Nur das Marte- 
geld der Hof⸗ und Civildiener wird, wenn fie mit Hin 
terlaffung von Wittiwen oder Kindern ftarben, letzteren noch 
auf fo ‚viel Monate fortgezahlt, als es mit dem Gehalte 
des Verftorbenen verfaffungsmäßig gefchehen feyn würde, 
wenn er in’ der zuleßt inne gehabten Stelle geblieben wäre. 
d) Abzüge an Penfionen, Wartegeldern und Unterftügungen 
wegen Schulden des. Empfängers Fönnen nur auf aus: 
druͤckliche Anordnung des Finanzcollegii erfolgen — Die 
übrigen Beftimmungen beziehen fich theils auf die Art der 
Zahlung Cwelche auch durch Anweifung auf die Provin— 
zialfaffen gefchehen Fann) ($. 44.), theils auf die Zeit der: 
ſelben (8. 15), theils endlich auf die von dem Empfäns 
ger beizubringenden Zeugniffe und Befcheinigungen ($. 17.)- 


Noch iſt endlich am Ende von . 279. ©. 236. ber 
Sinanzconfulenten und Finanzprocuratoren zu gedenken, 
von welchen mehrere zur Bewahrung und Verfolgung der 
Rechte des Fisch auch in den Aemtern angeftellt find: 
©. den 8. ©. Hof Civil und Militair: Staat v. Fahre 
4826, ©. 77. u. f., auch zu ©. 338 A. 4. — „Ebendaſ. 
©. 211-5 ferner ift zu ©. 341. $. 281. die Lite Anmers 
Fung dem Worte: „Oberfteuercollegii‘ beizufügen, 
und dagegen in ber leiten Zeile bei dem Worte: „Steu⸗ 
erinſtruction“ die 12te zu fehen, 


Zu ©. 345. F. 283. 3.29 u. f. Die bei dem Ober: 
fteuereollegio befindlichen Hauptkaſſen find gegenwärtig 
nach dem neueften Königl. S. Hof: Civil: und Militair« 
Staat ©. 175., der nunmehr auch U. 6. 3. 4. nachzu⸗ 
tragen ift, nur zwei, die eine für die indirecten und Pers 
fonal = Steuern, die andern für die Grundfteuern; 
übrigens iſt das nehmliche Werk noch bei folgenden 
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Stellen diefes Kapitels nachzujragen: a) wegen der am 
Ende von $ 283. ©. 346. übergangenen in, einzelnen Kreis 
fen angeftellten Steuerprocuratoren — „S. 179. b) Zu 
©. 349, U. 3. 3. 3. — „S. 183. e) Zu ©. 350. 4. 3 
3.2 — „S. 184. auch ergiebt fich aus diefer zulegt 
erwähnten Notiz (in Beziehung auf ©. 349. $. 286. 3. 10° 
u. 11.), dag die Stelle, welche bisher ein Mitglied der 
Kriegsverwaltungsfammer bei der Oberrechnungsdeputatign 
bekleidete, jetzt erledigt iſt. 


Zu ©. 347. 5.284. — Nach dem Generale vom 13. 
Jan. 1735. (Cont. I, Cod. Aug. T. 2. p. 169.) follen bie 
niedern Inſtanzen Steuer Srrungen, die in Güte nicht 
beigelegt werden koͤnnen, fofort zur Ober Steuer » Eina 
nahme berichten, und dabei Peine prozefjualifchen Weitläufs 
tigfeiten geftatten. — Daß übrigens demungeachter der= 
gleichen Sachen durch Appellationen an die Landesregie— 
rung gebracht werden können, ift bereits oben B. 2. ©.37. 
$. 137. grwähnt. 


Zu ©, 357. $. 29%. 3. 2%, — Mit dem daſelbſt 
angeführten Mandat v. 1. Febr. 1817. ſteht noch die auf 
die damalige Armee-Reſerve fich beziehende Verordnung 
der Landesregierung Die Ausftellung der von Eingeborneu 
gefuchten Zeugniffe über die Befreiung vom Militair- Ans 
ſpruch, ingleichen die Aufzeichnung der Anwefenden in den 
Mannfchafts = Confignationen “betr. vom 18. Nov. 1818. - 
[Gef. Samml. d. J. St. 15. No, 30. ©. 92.] in Vers 
bindung. 

A.5. S. 362. 3. 6. u. 7. l. ſt. „demSchullehrer⸗ 
Seminar“ — „den Schullehrer-Seminarien.“ 


Zu ©. 365. $. 295. iſt wegen ber 3. 6. bemerkten | 
Vorbereitungen zu der. — der dienſtfaͤhigen Mann⸗ 


Pp2 
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fchaft das Mandat die von den jungen Mannsperfonen, in 
Bezug auf ihre Drilitairpflicht zu führenden Geburtsfcheine 
betr v. 26. Septemb. 1826. [Geſ. Samml. d, 3. St. 21. 
No. 33. S. 209.] zu bemerken, durch welche fich alle in 
dem SKönigreiche Sachjen geborne junge Mannsperfonen, 
fobald fie fich von ihrem Aufenthaltsorte wegwenden, oder 
auch nur dergeftalt entfernen, daß fie dafelbft zur’ Zeit 
der Nefrutirung des laufenden Jahres nicht anweſend 
find, fich vom vollendeten 14ten bis zum vollendeten often 
Lebensjahre zu Tegitimiren haben. Sie werden aber von 
dem Geiftlichen des Orts auggeftellt, bei der _dafigen Obrig: 
keit, welche die Bemerkung wegen der beabfichtigten Ver: 
änderung des Aufenthaltes auf die NRückfeite des Scheins 
zu bringen hat, vorgezeigt, und von dem Inhaber bei der 
Obrigkeit feines neuen Aufenthaltsortes abgegeben, wobei 
jener, fo wie fämmtliche hierbei concurrirende Perfonen 
und: Behörden verſchiedene in dem Mandate ſelbſt nachzu⸗ 
leſende Pflichten zu beobachten haben. 


S. 383. $. 3053. 3, 9. l. ſt. —— —— 3) “4 
©. 385. %. 8 3.17. find die dafelbft wiederholten 


bereits in der vorhergehenden Zeile-enthaltenen Worte weg: 
zulafjen. 


S. 389. $. 305. 3. 277. LK fl. „VBeranftaltungen 
dert — „wegen andrer.’ 


©. 392%. U. 11. iſt. „S 2789" u. Ebendaſ. U, 12: 
„v. 5. 1823. '° beizufügen. 


Ebendaf. U. 13, 3. 2%. 1. fl. „not. 84 — „not, 7,% 
Bei A. 1. ©. 395. ſ. den 8. ©. Hof Civil: und Milie 
tairs Staat v. 3. 1826. ©. 149. u, fe — Degen des in 
dieſer Schrift S 151. erwähnten Eins und Abgangs⸗ Bus 
reaus, vergl, man auch die Bekanntmachung in der Keips 
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— Zeitung v. 31. Jan, 1815. in diefem Jahrgang. No. 
36. ©. 361.5 und. wegen der ©. 415. U. 41% 3. 9. be⸗ 
merften Wiederaufhebung der Cenfur politifcher Schriften 
die Bekanntmachung v. 16. Sept. 1815. Ebendaſ. N, * 
©. 2197. Ä 


S. 416. am Ende von W. 15. ift ein General⸗ vom 
7. Dec. 4825. in der Gef. Samml. v. 1826 St. 1. No. 4. 
S. 1. nachzutragen, wodurch bei dem in das Protocoll 
der Buͤcher-Commiſſion zu Leipzig einzuzeichnenden Wer⸗ 
fen die Zahl der nach $. V. des Regulativs v. 18. Dec. 
4773. abzugebenden Freieremplare ohne Unterfchied des 
Preifes auf 2 herabgefeßt worden ift, von welchem das 
eine an die 8. Bibliothek, das andere an die, Univerfitäte- 
Bibliothek in Leipzig abgegeben werden foll. 


S. 419. 4.5. 3.5. 1. ſt. Buchhelzer“ — „Buche 
holzer.“; ferner ©. 431. 3.18. fh. „Difpenfation“ 
— a 


S. 435. 6. 320. ift bei den daſelbſt angeführten dag 
Kirchentegiment der Katholiken betreffenden Geſetze das Nes 
feript 0.24. Det. 4807. Cont, III, Cod. Aug, T. 1. p. 225.) 
nachzutragen, durch welches die in dem Königreiche Sach: 
fen angeftellten Fatholifchen Geiftlichen in allen ind jeden 
Perfonalfacher der Surisdiction der Civilobrigfeiten ente 
nommen, und in diefer Hinficht dem Vicarius Apostolicus_\ - 
unterworfen werden. | 


©.447 9.326. gehdrt die in die letzte Zeile gefehte Anz 
merfung 3. zu dem Worte „Privatverbrechen“. in die 
erfte; u. in der nurgedadhten Anmerkung ift 3-4 ft. „tob ds 
lichen” — „febdlichen” zu leſen; fo wie ©. 457. 
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4. 4. 3.6. u. 7. ft. — — ‚‚Amtleu: 
ten“ und S. 458. 3. 8. ſt. „ſeiner“ — „ſeine.“ 


Zu S. 472. am Ende ber aten X. iſt die Verordnung 
der Landesregierung die mit der Herzogl. Saͤchſ. Geſammt⸗ 
Landesregierung zu Altenburg wegen koſtenfreier Expedi— 
zung auf Requiſitionen in Strafrechtsfaͤllen getroffne Ue— 
bereinkunft betr. v. 45. Nov. 1826. [Geſ. Samml. d. J. 
St. 25. No. 41. ©. 239.] beizufügen, der zu Folge in als 
len firafrechtlichen Verhandlungen, wo die Koften nieder- 
gefchlagen werden, oder auf die Kaffe des Staats, oder 
die Kaffe des Gerichtsheren übernommen werden müffen, 
die requirirende Stelle der requirirten lediglich die baaren 
Auslagen für Botenlohn und Poftgelder, für Verpfle— 
gungsgebühten, Transport und Bewachung der Gefanges 
nen zu berechnen und zu erftatten haben foll, 

©. 474. $ 336. 3. 4, 8. u. 11. ift ft. der die Ans 
merfungen bezeichnenden Ziffern „11. 12. und 13. — 
2. 13. u. 44., u. ©. 478. 3. 5. fl- „wan’— „man’ 


zu feßen. 
©. 482. A. 2 fehlt nach „Cont,“ — „Il. en u Ebend. 
$. 339. 3. 5. nach „Friedensſchluße“ — „Art. 9.“ 


S. 499. A. 4. 3. 3. l. ſt. „Lifte — „Aecte;“ 
ferner S. 500. A. 6. 3. 9. ſt. „befreit ſind,“ — 
„befreit, find“ u. S. 501. $. 348. 3. 8. fl. „Sch eine“ 
— „Schema“, endlich S. 504. Ur 5. 3.4. ſt. „Zölle“ 

—„Colli.“ 

S. 506. und 507. find die Zeichen = und b bei 
den MWeberfchriften $. 350. und 351. — mit = und P, 
ingleihen ©. 512. die Ueberfchrift S 35%. „Er b⸗ 
anſpruͤche“ — mit der von „Ansprüchen, zu 
vertaufchen, weil einige hier angeführte Verträge fich wicht 


— 
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auf ein behauptetes Erbrecht, fondern 2 Gegenſtaͤnde ans 
drer Art beziehen 


©. 517. §. 354. 3. 14. l. ſt. „dem“ ag „den. 


und S. 521. % 355 3. 3. fl. „beftätigt wurde” — 


„beftätigt, wurde”; — auch Ebeudaſ. ©. 521. A. 4. 
nach „oben” — „DB. 1.“ beizufügen, 





Nachdem bereits dieſe Zufäge und Berichtigungen 
größtentheils vollendet waren, babe ich noch aa zu fol 
genden Nachträgen gefunden. 


1) Zu 8.1. © 6.9.2. — Bei Gelegenheit der 
Redaction der Meberfegung des Wiener Tractats vom 48: 
Mai 1815. in die Teutiche Sprache, wurde zwifchen Sachs 


fen und Preußen die damals auch in der Leipziger Zeitung 


befannt gemachte Webereinfunft getroffen, dag nicht die 
Ueberfegung, fondern allein der Franzoͤſiſche Text als dag 
Original des Tractats angefehen werben folle, und nachher 
zu deſſen Befräftigung nachftehende eigne Declaration am 
22ften jenes Monats unterzeichnet: 


„Dbgleich vorſtehende Ueberfegung Feine officielle Kraft 
oder Gültigkeit befigt, fondern allein der Sranzdfifche Text 
als das Driginal des Tractats angefehen, und bei Augles 
gung deffelben, fo wie bei allen Fünftigen VBerabhandlungen; 
zum Grunde gelegt werden foll, fo find dennoch das Koͤ⸗ 


nigl. Sächfifche und Königl. Preußifche Cabinet mit einan⸗ 


der übegeingefommen, daß diefe Ueberfegung bei der in 
Dresden zugleich mit der Bekanntmachung der Eidesenta 
bindung und Räumungs> und Ucbergabsacte zu machenden 
Publication fowohl von den Kin. Sächfifchen Kommiffas 
rien, ald son. dem Koͤnigl. Prenbifchen General »Gouvers 


x 








a Zufäße und 


nement gebraucht werden fol.” Wien, den 22. Mai 1815. 
(Unterz.) u. Globig. — (Unterz.) Freih. v. Sumbold, 


2) 3u B. 1. ©. 58. $. 33,3. 7. — 40. Dem Per: 
nehmen nach ift nunmehr die Auseinanderfegung wegen der 
geiftlichen Stiftungen zwifchen Sachfen und Preußen völlig 
zu Stande gebracht, der diesfalls abgefchloffene Vertrag aber 
auch noch jet nicht öffentlich bekannt gemacht worden. 


3) Zu B. 1. ©. 59. U. 4. Nach einem Nefeript der 
Landesregierung an die Kreishauptleute vom 9. Febr. 1825, 
- [&ef. Samml: d. 3. St. 3. N. 4. S. 23.] ift nach Abs 
lauf der in jener Anmerkung bemerften Srift der freie 
Mahlverkehr auf der Preußischen Gränze noch auf zwei 
Sahre ‚verlängert worden. 


4) B. 1. ©. 172. $. 103. iſt 3.1. nach 1798. — 
yr$ 3. zu fen, auch muß Z. 2. — „A. 1. wegge: 
laffen, und der. vorletzten Zeile nach tandtagsverhand 
lungen beigefügt werden. 


5) Iſt 8.2. ©, 71. der Ucberfchrift von $. 156. dag 
Zeichen »„b“ beizufügen, 








